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Widmung
Dr. Heinz Kienzl, 1922 – 2020, war im Laufe seines langen Berufslebens Leiter der 
volkswirtschaftlichen Abteilung des Österreichischen Gewerkschaftsbundes 
(ÖGB), Generaldirektor und später Vizepräsident der Oesterreichischen National-
bank (OeNB) sowie Obmann der Sozialwissenschaftlichen Studiengesellschaft 
(SWS) und spiritus rector der Paul Lazarsfeld Gesellschaft.

Heinz Kienzl war Wegbereiter der österreichischen Sozialpartnerschaft, Architekt 
der Hartwährungspolitik und Pionier der Meinungsforschung in Österreich. Vor 
allem aber hat er sich als engagierter Förderer des europäischen Integrations
prozesses ausgezeichnet. Wir haben Heinz Kienzl als großen Lehrer und Mentor 
geschätzt und er war – nehmt alles nur in allem – ein zutiefst optimistischer und 
unerschütterlich loyaler Freund.

Heinz Kienzl pflegte in seinem persönlichen Mikrokosmos das transatlantische 
Verhältnis durch einen intensiven transatlantischen Besucheraustausch. Er unter-
hielt eine langjährige Freundschaft mit dem bedeutenden österreichisch-amerika-
nischen Sozialforscher Paul F. Lazarsfeld, dessen Werk die von Kienzl 1976 gegrün-
dete Paul Lazarsfeld Gesellschaft für Sozialforschung in Wien fortsetzte.

Die Idee des amerikanischen Marshall Plans für das kriegszerstörte Europa fand 
Kienzl bahnbrechend und hat sie zeit seines Lebens als Beispiel für andere Krisen-
gebiete propagiert. In Anlehnung an das US-europäische Erfolgsmodell hat er 
Machbarkeitsstudien für den Wiederaufbau des kriegszerstörten Balkans ebenso 
gefördert wie Vorstudien für einen „Marshall Plan für Syrien“.

Wir widmen daher diesen Band dem bleibenden Andenken an Heinz Kienzl, den 
großen Europäer und Transatlantiker.

Die Herausgeber
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Vorwort der Herausgeber

„�Europa und USA – das transatlantische  
Verhältnis auf dem Prüfstand“

2024 wird oftmals als „Schicksalsjahr“ bezeichnet.

Obwohl plakative Ausdrucksweise die Gefahr der Vereinfachung mit sich bringt, 
kann man diese Einschätzung durchaus argumentieren, wählt doch etwa die Hälfte 
der Weltbevölkerung eine neue politische Führung. Die Vielzahl von Wahlen 
innerhalb nur eines Jahres bewirkt in diesen Staaten wichtige Weichenstellungen 
für die Zukunft.

In der westlichen Hemisphäre sind es zwei Wahlen, die besondere Aufmerksam-
keit beanspruchen und von deren Ausgang vieles abhängen wird: Die Wahl zum 
Europäischen Parlament ist bereits geschlagen.

Das Ergebnis der US-Präsidentschaftswahl steht bei Redaktionsschluss noch aus.

Der Rechtsruck im Europäischen Parlament wird zweifellos auf den zukünftigen 
Kurs der EU beträchtliche Auswirkungen zeigen. Konsequenzen, die zentrale The-
men wie den Green Deal ebenso berühren wie die weitere Vertiefung der europäi-
schen Integration.

Die Absicht des vorliegenden Bandes ist es daher, den gegenwärtigen Stand und 
Zustand der Beziehungen zwischen Europa und den USA gewissermaßen einer 
Neubewertung zu unterziehen – unabhängig vom Ausgang der US-Wahlen.

Vor dem Hintergrund der Notwendigkeit, für die Europäische Union eine strategi-
sche Autonomie zu entwickeln, steht das seit 1945 kontinuierlich ausgebaute trans-
atlantische Verhältnis vor entscheidenden Veränderungen.

Wie diese bewältigt werden können, ohne die Basics in Frage zu stellen, wird die 
Zukunft des europäischen Einigungsprojektes entscheidend mitbestimmen.

Es geht nach Ansicht der Herausgeber nicht um einen Bruch der Beziehungen – der 
wäre fatal für Europa – sondern um die längerfristige Reduktion des asymmetri-
schen Verhältnisses zwischen den beiden Partnern.

This work is licensed under a Creative Commons attribution 4.0 international license (CC BY 4.0) 
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/ 
https://doi.org/10.56560/isbn.978-3-7011-0559-5_2
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Es stellt sich die Frage, ob es den USA und Europa (damit ist in erster Linie die EU 
gemeint) gelingt, das jeweilige Rollenverständnis ohne größere Friktionen fortzu-
entwickeln, hin zu größerer Partnerschaft im globalen politischen, ökonomischen 
aber auch geostrategischen Wettkampf.

Zur gleichen Zeit toben auf unserem Planeten, dessen Ökosystem wir zunehmend 
als fragil begreifen müssen, mindestens drei geopolitische Konflikte mit einem 
theoretisch unbegrenzten globalen Eskalationspotenzial. Dabei handelt es sich um 
den Krieg in der Ukraine, die gewaltsame Eskalation des Nahostkonflikts und die 
zunehmenden internationalen Spannungen rund um die Frage nach dem Status 
von Taiwan.

Wenn man dann von der faktischen Ebene auf die Welt der Möglichkeiten blickt, 
die Drohungen nuklearer Eskalation ernst nimmt oder sich auch nur ausmalt, wel-
che „Kollateralschäden“ ein Krieg um Taiwan auf wesentliche Elemente der Welt-
wirtschaft, etwa die Produktion von Computerchips, nehmen könnte, dann ist die 
Vorstellung einer dystopischen Zukunft unseres Planeten durchaus nachvollzieh-
bar.

All diese wachsenden Unwägbarkeiten und eskalierenden Konflikte in der Nach-
barschaft der Europäischen Union wären legitime Argumente, ein Buchprojekt wie 
das vorliegende gar nicht erst in Angriff zu nehmen. Die internationale Landschaft 
ändert sich rasant und der alte Witz, dass nichts so schwer vorherzusagen ist wie 
die Zukunft, gewinnt einen bitteren Beigeschmack, wenn man bedenkt, dass so 
vieles, was früher als unvorstellbar betrachtet wurde, mittlerweile düstere Realität 
ist.

Wer hätte noch vor kurzem vor dem Hintergrund der Erfahrungen des Zweiten 
Weltkriegs und des Holocausts gedacht, dass auf den Straßen Europas oder den 
Universitäten der USA offen antisemitische Demonstrationen stattfinden würden? 
Wer hat eine Rückkehr der Inflation im heutigen Ausmaß für möglich gehalten 
oder eine öffentliche Debatte um die Notwendigkeit deutscher „Kriegstüchtigkeit“? 

Eine Publikation, die sich an die bessere Bewältigung der Zukunft wagt, begibt sich 
auf ungesichertes Terrain, wenn das Behauptete rasch und umstandslos überholt 
sein kann.

Diese genannten Unwägbarkeiten haben die Herausgeber des Buches hautnah mit-
erleben müssen, vor allem als das geplante Publikationsdatum 2022 vor dem Hin-
tergrund des Angriffskrieges Russlands verschoben werden musste. Der vorlie-
gende Sammelband ist der festen Überzeugung geschuldet, dass der Versuch einer 
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Orientierung trotz oder gerade wegen aller Schwierigkeiten notwendiger denn je 
ist.

Die vorliegende Publikation setzt bewusst auf Meinungsvielfalt der Autorinnen 
und Autoren und begreift sie als Beitrag zu einer breiten und inhaltlich durchaus 
kontroversiellen Debatte der aktuellen Krisen.

Es gibt zahlreiche Punkte, wo es Bewertungsunterschiede unter den Autorinnen 
und Autoren gibt. Diese sind durchaus willkommen.

Die in den Beiträgen genannten Schwierigkeiten des transatlantischen Verhältnis-
ses, etwa der Aufstieg des rechtsgerichteten Populismus auf beiden Seiten des 
Atlantiks, stellen die Herausgeber nicht in Abrede. Die einzelnen Kapitel wurden 
nicht ohne Grund Fragezeichen versehen. Existiert so etwas wie ein gemeinsamer 
Wertekanon oder ein gemeinsames Interesse an liberalisierten Wirtschafts- und 
Handelsbeziehungen? Oder: Wie kann der krisenhafte Multilateralismus des UN-
Systems den neuen globalen Herausforderungen – Klima, Ressourcen, Demografie 
– angepasst werden? Und reichen die historischen Gemeinsamkeiten für eine 
Zukunft aus, die langfristig den Wechsel von einer westlichen zu einer – ja welcher? 
– multipolaren Ordnung bewältigen muss?

Die zunehmende Bedeutung der Artificial Intelligence und der Digitalisierung 
führt auf jeden Fall zu einer Form von globaler „connectivity“, die vitale Systeme 
verwundbar und ein Mehr an Cybersecurity zu einem Gebot der Stunde macht. In 
einem Zeitalter von „un-peace“ werden internationale Probleme auf noch nie dage-
wesene Art in das Innere von Staaten und Gesellschaften gespült, sodass jede Kon-
zeption einer „Insel der Seligen“ hinfällig wird. Auch Kriege werden zunehmend 
hybrid geführt, sind aber deswegen aber als Mischung von konventioneller hard 
power und virtueller Machtprojektion nicht weniger toxisch.

Es zeichnen sich die Konturen einer geänderten globalen Machtverteilung bereits 
ab – denken wir an China, Indien – welche bereits die Gewichte vom Globalen Nor-
den Richtung Süden verschieben. Wird dies zu einem globalen System des 
 ChinAmerica führen, das von bipolarer Kooperation und Konkurrenz der beiden 
neuen Weltmächte geprägt ist? Oder zu einer non-polaren Welt im Sinne von 
Richard Haass, für die ein Ordnungsmodell angestrebt werden muss, um die anste-
henden sozialen und ökologischen Probleme zu bewältigen? Zahlreiche Subsys-
teme und Allianzen mit unterschiedlichem Integrationsgrad führen momentan oft 
zu konfliktbeladenen Überschneidungen von regionalen und globalen machtpoli-
tischen Interessen denn zur Stabilisierung.

Vorwort der Herausgeber
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Womit sich die europäisch-amerikanische Partnerschaft – wenn es eine solche 
unter weniger asymmetrischen Prämissen geben soll – auseinandersetzen muss, ist 
die gemeinsame Bewältigung der volatilen Phase der Übergänge in nahezu allen 
Bereichen.

Um darüber nachzudenken, haben wir ausgewiesene Expertinnen und Experten 
eingeladen, ihre je eigenen Sichtweisen darzulegen. Die Summe der Äußerungen 
ergibt notwendigerweise kein eindeutiges Bild. Es wäre auch vermessen zu mei-
nen, so etwas wie ein Blueprint for the Future wäre erstrebenswert oder gar möglich.

Nein, es geht vielmehr darum, fundierte Denkanstöße zu geben und über die aktu-
ellen Wahlen des Jahres 2024 – in Europa genauso wie in den USA – hinauszuden-
ken und mögliche Zukunften vorstellbar zu machen.

Stellvertretend sollen hier zwei der profilierten Autoren zitiert werden:

Der Doyen der österreichischen Politikwissenschaft, Anton Pelinka, zeigt sich 
überzeugt, dass es keine Alternative zu den gemeinsamen Werten gebe: „Die ‚west-
liche‘ Zivilisation als politische und wirtschaftliche Ordnung bestimmt mehr denn 
je die Gegenwart und vermutlich auch die Zukunft. Der ‚Westen‘ bleibt uns erhalten 
– allein schon deshalb, weil seit dem Untergang des sowjetkommunistischen Sys-
tems keine produktive Alternative sichtbar ist.“

Einer der erfahrensten Außenpolitiker Österreichs ist Peter Jankowitsch; er merkt 
aus sicherheitspolitischer Sicht an: „Der Verlust der transatlantischen Partnerschaft 
wäre ein Rückschlag für den Weltfrieden. Beide Kontinente würden sich abkapseln 
von ihrer friedenserhaltenden Funktion. Wenn sich die USA nur mehr um den 
Pazifik kümmert und Europa nur mehr um den Mittelmeerraum, fehlt ein globales 
Korrektiv. Für sich genommen sind beide zu schwach, um die globale Agenda in 
ihrem Sinne ausreichend beeinflussen zu können.“

In einer zunehmend von Unsicherheit geprägten Welt muss das transatlantische 
Verhältnis Dialog- und Krisenbewältigungsplattform sein, um zur weltpolitischen 
Stabilität beizutragen. Daher wird die künftige Herausforderung darin bestehen, 
das Verhältnis von Europa und USA zu einer „Partnerschaft auf Augenhöhe“ wei-
terzuentwickeln. Zweifellos hat die militärische Rhetorik in der EU angesichts der 
russischen Aggression gegen die Ukraine an Schärfe und Entschiedenheit gewon-
nen. Das Friedensprojekt Europa ist auf der Suche nach defensiver Hard Power und 
manifester Resilienz, bleibt jedoch hinsichtlich seiner aktuell eingeschränkten 
Handlungsfähigkeit hinter den sicherheitspolitischen Notwendigkeiten zurück.
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Die Zukunft der europäischen Einigung wird daher wohl weiterhin vom Partner 
jenseits des Atlantiks abhängig bleiben. Für das neutrale Österreich stellt sich die 
Frage nach der Rolle in der europäischen Sicherheitsarchitektur umso dringlicher.

Es wird darauf ankommen, die aktive Neutralitätspolitik mit der Verpflichtung zur 
europäischen Solidarität aufs Engste zu verknüpfen, ja diese zum Referenzrahmen 
seiner eigenen Sicherheitsstrategie zu erklären.

Wir hoffen mit dem vorliegenden Texten einen Beitrag zur notwendigen Neube-
wertung des transatlantischen Verhältnisses im Zeitalter der Polykrise zu leisten. 
Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges haben die Beziehungen immer wieder 
Spannungen zu bewältigen gehabt. Nicht immer erfolgreich, wie die Zerwürfnisse 
von Vietnam bis zum Irak zeigen.

Es wird darauf ankommen, die transatlantischen Mechanismen des Interessenaus-
gleiches auf die Höhe der Zeit zu bringen und diese entschieden zu schärfen. Die 
Beziehungen zwischen den USA und Europa werden jedoch auch in dieser schwie-
rigen „Neuen Zeit“ von entscheidender Bedeutung bleiben.

Vorwort der Herausgeber
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Vorwort

Heinz Fischer

Zukunft des transatlantischen Verhältnisses 
Ich finde es interessant, wertvoll und zeitgemäß, dass sich zahlreiche Autorinnen 
und Autoren aus den verschiedensten Disziplinen zusammengefunden haben, um 
sich im Schicksalsjahr 2024 einem gemeinsamen Buch zu den Beziehungen zwi-
schen Europa und den USA zu widmen. Durch Europawahl, US-Präsidentschafts-
wahl und die tragischen, kriegerischen Auseinandersetzungen im Nahen Osten 
und der Ukraine sind Weichenstellungen im Gange, die Kommentierung und 
Orientierung notwendig machen. Welche Rolle wird das transatlantische Verhält-
nis in einer sich herausbildenden neuen Weltordnung spielen müssen bzw. kön-
nen?

Die USA sind nach wie vor Weltmacht Nummer 1 und mit Europa in vielfacher und 
nachhaltiger Weise verbunden. Für diese historische Verbundenheit und Partner-
schaft spielt auch die massive Einwanderung aus Europa in die USA eine zentrale 
Rolle, wodurch auch das US-amerikanische Menschenbild, das konstitutionelle 
Denken, die Kultur und die Religion in den USA in beträchtlichem Ausmaß euro-
päisch geprägt ist. An diesen Grundtatsachen wird sich auch in der überschaubaren 
Zukunft nichts ändern.

***

Ich möchte dieses Vorwort aber mit einigen persönlichen und subjektiven Eindrü-
cken beginnen. 

Vor 75 Jahren – also in der unmittelbaren Nachkriegszeit nach dem verheerenden 
Zweiten Weltkrieg – waren die amerikanischen Besatzungssoldaten in Österreich 
für mich als Schulkind im Wesentlichen „die Guten“, die zu meiner Versorgung mit 
Nahrungsmitteln in der Schule und mit den begehrten Care Paketen wesentlich 
beitrugen, die oft Kaugummi und andere kleine Geschenke für uns Kinder bereit 
hatten und vor denen sich meine Mutter nicht fürchtete. 

Das war bei „den Russen“ ganz anders. Und das war ein Eindruck, den auch ein 
großer Teil der Bevölkerung in Wien und in der amerikanischen Besatzungszone 
teilte. 

This work is licensed under a Creative Commons attribution 4.0 international license (CC BY 4.0) 
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/ 
https://doi.org/10.56560/isbn.978-3-7011-0559-5_3
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Als Gymnasiast imponierte mir der amerikanische Soldatensender „Radio Blue 
 Danube Network – serving the United States Forces in Austria“ durch den ich buch-
stäblich „neue Töne“, nämlich amerikanische Jazz Musik kennenlernte. 

Und als mein Vater Anfang der 50er Jahre von einer Dienstreise in die USA zurück-
kehrte, erzählte er mir wahre Wunderdinge über dieses Land jenseits des Atlantik: 
Ich konnte es einfach nicht fassen, dass es in New York so viele Autos gibt, dass man 
in vielen Straßen dieser Stadt keinen Parkplatz finden kann, so dass man in unter-
irdische (!) Garagen fahren oder so lange um einen Häuserblock herumfahren muss 
bis – hoffentlich – irgendwo ein Platz frei wird, wo man (auf begrenzte Zeit) par-
ken kann und darf.

Die USA waren das Land der unbegrenzten Möglichkeiten und sie unterstützten 
Österreich auch bei den Verhandlungen über den Staatsvertrag (1955).

Meine erste Reise in die USA, wo ich vieles mit eigenen Augen sehen und persönlich 
erleben konnte, trat ich 1964 an, 2 ½ Jahre nachdem ich im österreichischen Parla-
ment als Jurist und Sekretär der sozialdemokratischen Parlamentsfraktionen zu 
arbeiten begonnen hatte.

Ein Mitarbeiter der US-Botschaft in Wien (er hieß Jack Sulser) fragte mich eines 
Tages bei einem Besuch im Parlament, ob ich interessiert wäre im Rahmen des 
sogenannten „Young Foreign Leaders Program“ einen etwa 2-monatigen Aufenthalt 
in den USA in Angriff zu nehmen, dessen Termin und Programm unter Bedacht-
nahme auf meine individuellen Wünsche und Interessen vereinbart werden wür-
den. 

Ich nahm dieses Angebot begeistert an und wählte als Zeitraum für diese Reise Sep-
tember und Oktober 1964, also die Zeit des US-Präsidentschaftswahlkampfes zwi-
schen dem Demokraten Lyndon B. Johnson und dem Republikaner Barry Gold
water. Ich reiste zwei Monate kreuz und quer durch die Vereinigten Staaten von der 
kanadischen bis zur mexikanischen Grenze und vom Atlantik bis zum Pazifik und 
hatte auch die Gelegenheit mit vielen Emigranten aus Österreich – darunter z. B. 
Prof. Hans Kelsen, dem Schöpfer der österreichischen Bundesverfassung aus 1920 
– zusammenzutreffen, für die alle die Vereinigten Staaten die Rettung vor Hitler 
und vor dem Nationalsozialismus gewesen sind. 

Das war übrigens ziemlich genau zu jener Zeit, als in Moskau der um „Entstalinisie-
rung“ bemühte, aber unberechenbare und jähzornige Nikita Chruschtschow von 
dem düsteren und schwerfälligen Leonid Breschnew abgelöst wurde. 

Vorwort von Heinz Fischer
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Was für ein Unterschied! Kennedy und Johnson in den USA, Chruschtschow und 
Breschnew in der Sowjetunion (die ich ein Jahr zuvor nämlich 1963 zum ersten Mal 
besucht hatte). 

In der zweiten Hälfte der 60er Jahre war es allerdings der Vietnam Krieg, der den 
hellen Glanz der USA in meinen Augen und den Augen vieler junger Europäer ein 
wenig zu verdunkeln begann.

War das mit den Grundsätzen des Völkerrechtes, mit der Charta der Vereinten 
Nationen und unseren Grundwerten vereinbar, fragte ich mich und fragten sich 
viele?

Darf es für militärische Großmächte andere Spielregeln geben als für weniger 
mächtige Staaten und den Rest der Völkerfamilie?

Wie würde man auf analoge militärische Aktionen der Sowjetunion weit außerhalb 
der Grenzen ihres Staatsgebietes reagieren?

Wir wissen ja, dass das keine bloß akademischen Fragen waren und sind, sondern 
Probleme, die in den nachfolgenden Jahren und Jahrzehnten mehrfach gefährliche 
Aktualität in unterschiedlichen Varianten entwickelten. Ich denke z. B. an die Inter-
vention der Warschauer Pakt Staaten zur Niederschlagung des Prager Frühlings im 
August 1968 oder an die militärische Invasion der USA im Irak im Jahr 2003 gemein-
sam mit Großbritannien auf der Basis gefälschter Beweismittel für die (angebliche) 
Existenz von Massenvernichtungswaffen.

Nicht grundlos verschärfte sich das Wettrüsten zwischen NATO und Warschauer 
Pakt in den 70er und zunächst auch in den 80er Jahren, wobei erwähnt werden 
muss, dass die Bemühungen um eine Begrenzung des Wettrüstens nicht völlig 
erfolglos waren, sondern das eine oder andere wichtige Rüstungsbegrenzungsab-
kommen auf dem Verhandlungsweg erzielt werden konnte. 

Die Jahre 1989/1990/1991 brachten dann einen Paradigmenwechsel. Der Zusam-
menbruch der Sowjetunion, der Regimewechsel in vielen ihrer Satellitenstaaten, 
sowie die Wiedervereinigung Deutschlands hatte die ebenso berühmte wie falsche 
These vom Ende der Geschichte zur Folge. 

Zwar war der Kalte Krieg in seiner klassischen Form zwischen der Sowjetunion 
und den USA, zwischen dem Warschauer Pakt und der NATO, tatsächlich zu Ende, 
weil es die Sowjetunion und den Warschauer Pakt nicht mehr gab.

Aber die militärische, politische und wirtschaftliche Supermacht USA war den-
noch nicht „allein auf der Welt“: Je mehr Macht ein Machtzentrum akkumuliert, 
umso stärker ist die Tendenz zur Bildung von „Gegenmacht“; und während die 

Zukunft des transatlantischen Verhältnisses
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Gegenmacht Russland durch die Implosion des sowjetischen Imperiums merkbar 
und messbar geschwächt war (und sogar Teile vom westlichen Rand der ehemali-
gen Sowjetunion heute Teile der NATO sind) haben sich in den letzten 3 Jahrzehn-
ten global neue Strukturen von Macht und Gegenmacht entwickelt. Seine tragische 
Fortsetzung findet dieser Strukturwandel im brutalen russischen Angriff auf die 
Ukraine 2022 und einer seitdem anhaltenden kriegerischen Auseinandersetzung, 
die viele ungelöste Fragen zur künftigen europäischen Sicherheitsarchitektur auf-
wirft.

Gleichzeitig findet zusätzlich der Aufstieg Chinas zu einer Supermacht statt – 
sicher eine der wichtigsten Entwicklung unserer Zeit. Während die Wirtschafts-
leistung der USA zur Wirtschaftsleistung Chinas vor 30 Jahren – also zum Zeit-
punkt des Zusammenbruches der Sowjetunion – etwa mit dem Verhältnis 10 zu 1 
(USA 23,8 % des weltweiten BIP vs. China 2,2 % des weltweiten BIP) beziffert wer-
den konnte, hat China heute auf dem Gebiet der Wirtschaft mit den USA nahezu 
gleichgezogen. Und es spricht einiges dafür, dass China die USA in den nächsten 20 
Jahren in Bezug auf die Wirtschaftsleistung einholen und überholen wird. Dafür 
sprechen nicht nur die eindrucksvollen Wachstumsraten Chinas und seine rasan-
ten Fortschritte in vielen Bereichen moderner Technologien, sondern auch das 
Potenzial von 1,4 Milliarden Einwohnern.

Anders ist es allerdings im rein militärischen Kräfteverhältnis, wo ein gewaltiger 
Vorsprung der USA besteht und die Rüstungsausgaben laut SIPRI derzeit (2022) im 
Verhältnis von fast 3 zu 1 (USA rund 877 Milliarden USD vs. China 292 Milliarden 
USD) zugunsten der USA beziffert werden. Pro Kopf der Bevölkerung gerechnet 
sind die Rüstungsausgaben der USA sogar mehr als 12 mal so hoch als in China.

Aber auch Europa hat sich in den vergangenen Jahrzehnten substanziell verändert. 
Aus dem zunächst in Ost und West gespaltenen Europa hat sich eine derzeit 27 Mit-
gliedsstaaten (mit fast 450 Millionen Einwohnern) umfassende Europäische Union 
entwickelt, die mehr ist, als nur die Summe ihrer Mitglieder. Innerhalb der EU ist 
der „Deutsch-Französische Motor“ immer noch von zentraler Bedeutung, aber er 
ist – relativ betrachtet – in einer Union mit 25 weiteren Mitgliedsstaaten schwächer 
als in einer Union mit nur 4 oder 7 weiteren Mitgliedsstaaten. Die Unterschiedlich-
keit der Interessen in der EU ist größer geworden, die Tendenz zur Gruppenbil-
dung wird stärker und das Verständnis von Demokratie und Rechtsstaat lässt deut-
liche Unterschiede erkennen. 

Unter diesen Rahmenbedingungen kommt den Beziehungen zwischen den USA 
und Europa besondere Bedeutung zu. 

Vorwort von Heinz Fischer
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Sie sind – wie schon erwähnt – durch ihre Geschichte und auch durch massive wirt-
schaftliche Beziehungen miteinander verbunden. Sie haben auch vergleichbare 
politische Systeme auf der Basis von Demokratie und Rechtsstaat. Das heißt aber 
nicht, dass ihre Interessen immer parallel verlaufen. Es gibt vielmehr (in wachsen-
dem Maße) auch Konkurrenz, Interessengegensätze und manche Meinungsver-
schiedenheiten, die zu beschreiben und zu analysieren eine der Aufgaben dieses 
Buches ist. Kann die transatlantische Partnerschaft vor dem Hintergrund gegen-
wärtiger Krisen auch für die Zukunft ein Modell und eine Plattform der Krisenbe-
wältigung sein? Schweißen die Krisen einer zunehmend instabil gewordenen Welt 
USA und Europa weiter zusammen? Oder kommt es zu Instabilitäten und Span-
nungen aufgrund doch vorhandener Unterschiede und Gegensätze?

Eine zentrale Frage ist aber auch die Positionierung Europas in dem schon erwähn-
ten verstärkten Konkurrenzkampf und Wettbewerb zwischen USA und China. 

China mit seinen 1,4 Milliarden Einwohnern, einer straffen Führung von Staat und 
Gesellschaft und eindrucksvollen Wachstumsraten hat das Potenzial, die USA als 
führende Wirtschaftsmacht zu überholen. Und Europa, das an stabilen und auf 
Rationalität basierenden Beziehungen zu beiden Supermächten Interesse hat, muss 
daher in der Lage sein, seine Rolle als drittstärkste Wirtschaftsmacht und als welt-
weit relevanter politischer Faktor so anzulegen, dass eine multipolare Weltord-
nung – wie es auch Henry Kissinger immer wieder als notwendig und wünschens-
wert bezeichnet hat – jene Stabilität und Autorität erlangt, die zur Vermeidung 
katastrophaler Zusammenstöße zwischen den USA und China erforderlich ist. 

Ein Arbeitstitel dieses Buches lautete: „USA und Europa – Scheidung oder Neu-
start?“. Ich kenne zwar zum Zeitpunkt der Verfassung dieses Vorwortes den Inhalt 
zahlreicher Beiträge noch nicht, aber ich kenne die eindrucksvolle Liste der kom-
petenten Autorinnen und Autoren. Daher nehme ich an, dass der gemeinsame 
Nenner der Beiträge weder bei „Scheidung“ noch bei einem völligen „Neustart“ lie-
gen wird, sondern dass herausgearbeitet wird, wie logisch und wichtig diese Bezie-
hungen sind, die aber 80 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges und fast 45 
Jahre nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion neu durchdacht und kalibriert 
werden müssen. Der sachkundigen Bedachtnahme auf wahrscheinliche oder mög-
liche künftige Entwicklungen kommt dabei besondere Bedeutung zu.

Ich sehe daher dem Erscheinen dieses Buches mit großem Interesse entgegen und 
wünsche ihm eine gute Aufnahme in einer interessierten Öffentlichkeit.

Wien, 2024 
Dr. Heinz Fischer
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Europa – USA: Gemeinsame Werte  
und Politische Realität
Europa und die Vereinigten Staaten von Amerika werden immer wieder als Werte-
gemeinschaft dargestellt. Oft wird damit die Forderung verbunden, die Europäer 
müssten sich mit ihrer Außenpolitik jener der USA anschließen, so, als wäre eine 
Wertegemeinschaft gleichzeitig auch eine Interessensgemeinschaft. Hier soll daher 
zunächst aufgezeigt werden, wie die politischen Institutionen Amerikas aus dem 
Geist der europäischen Aufklärung entstanden sind. Dann geht es aber auch um die 
Frage, wie weit sich die grundlegenden Werte im Gleichklang oder unterschiedlich 
entwickelt haben. Gleichzeitig geht es darum, welche Interessenskonstellationen 
sich aufgrund der politischen Realitäten ergeben haben.

1. Die Entstehung der USA aus dem Geist der europäischen Aufklärung

Am Beispiel einiger prägender Gestalten der europäischen Aufklärung wie John 
Locke, Montesquieu oder Adam Smith soll zunächst aufgezeigt werden, wie weit 
diese jene Ideen von Regierung, Staat, Recht und Privateigentum entwickelt haben, 
die in der amerikanischen Revolution dann umgesetzt wurden.

John Locke (1632 – 1704) hat in seinem Werk „Two Treatises of Government“ schon 
ausgeführt, dass alle Menschen gleich geschaffen sind; dass sie das Recht haben, 
nach Glück zu streben; und dass eine Regierung nur legitim ist, wenn sie die 
Zustimmung der Regierten besitzt. Die persönliche Freiheit und das Eigentum 
müssen geschützt werden. Da die Religion eine Gewissensfrage eines jeden einzel-
nen ist, müssen die Einflusssphären von Kirche und Staat getrennt werden; es geht 
um Toleranz. All diese Ideen haben die Gründungsväter der Vereinigten Staaten 
ganz entscheidend beeinflusst.

Prägend für die Founding Fathers war auch die Lehre von Montesquieu (1689 – 1755). 
Er analysierte den Aufstieg und den Fall des Römischen Reiches und kam in seinem 
Hauptwerk „Vom Geist der Gesetze“ zum Schluss, dass eine Gewaltenteilung zwi-
schen Exekutive und Legislative am besten die Freiheit des Bürgers vor staatlicher 
Willkür schützen kann. Im Jahr der Unabhängigkeitserklärung, 1776, hat Adam 
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Smith sein Werk über „The Wealth of Nations“ veröffentlicht. Er entwickelte darin 
eine Wirtschaftstheorie, aber auch eine Staatsphilosophie, die später wesentliche 
Bereiche der Vereinigten Staaten prägen sollte: der einzelne Mensch muss sein 
Leben selbst nach kritischen Maßstäben beurteilen. Jeder ist für sein Handeln ver-
antwortlich. Adam Smith hat dann seine Philosophie auf das praktische Leben 
angewandt und kam zum Schluss, dass das wirtschaftliche Wachstum eine ent-
scheidende Triebfeder des Wandels ist. Ganze Bibliotheken wurden darüber 
geschrieben, welche Rolle die von ihm angeführte „unsichtbare Hand“ dabei spielt. 
Jedenfalls kann man sagen, dass seine Lehren das politische und wirtschaftliche 
Denken und Leben in den USA ganz entscheidend geprägt haben. 

Die Akteure der Amerikanischen Revolution kannten nicht nur die antiken Philo-
sophen wie Platon und Aristoteles, sondern natürlich auch jene der europäischen 
Aufklärung. Praktisch wurde in Europa zunächst das angedacht, was dann in Ame-
rika verwirklicht wurde. Der Glaube an die Vernunft, das Streben nach Freiheit 
und Fortschritt, die Betonung der Rechte der Menschen, all das wurde von den 
amerikanischen Gründungsvätern nicht nur niedergeschrieben, es wurden politi-
sche Institutionen geschaffen, die diese Ideale verwirklichen sollten.

Die weitgehend von Thomas Jefferson verfasste Unabhängigkeitserklärung über-
nimmt die von John Locke ausgearbeiteten Grundsätze des Naturrechts. Im Sinne 
der Aufklärung wird festgelegt, wann ein Volk das Recht hat, eine alte Regierungs-
form durch eine neue zu ersetzen. James Madison wiederum verankerte den 
Grundsatz der Gewaltenteilung in der Verfassung. Zusammen mit seinen Mitstrei-
tern bei den „Federalist Papers“ Alexander Hamilton und John Jay setzte er sich für 
eine starke Zentralregierung ein. Dabei vertrat er politische Auffassungen, die sich 
wesentlich von jenen seines Freundes Thomas Jefferson unterschieden. Es ist beein-
druckend, wie die beiden Freunde, trotz politischer Differenzen lange und einge-
hend die Grundzüge der neuen Verfassung und der politischen Institutionen dis-
kutierten. Hier geht es darum, dass die Grundsätze der europäischen Aufklärung 
und deren Umsetzung in Amerika weitgehend eine Einheit bilden.

Gleichzeitig muss man aber feststellen, dass die weitere Entwicklung auf den bei-
den Kontinenten schon sehr bald unterschiedlich verlaufen ist. Der Amerikani-
schen Revolution gelang es, im Sinne der Aufklärung ein politisches Gemeinwesen 
zu schaffen, das den Bürgern das Recht einräumte, ihr Schicksal selber zu gestalten. 
In Europa führte die Aufklärung zur Französischen Revolution. Diese wurde dann 
von der Herrschaft Napoleons abgelöst; auch die Freiheitsbestrebungen von 1848/49 
wurden blutig niedergeschlagen. Bis zur Erklärung der Grund- und Freiheitsrechte 
durch den Europarat im Jahre 1949 war es noch ein langer und blutiger Weg.
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2. Werte und Interessen in den internationalen Beziehungen

Grundsätzlich kann man wohl sagen, dass sich die Frage, ob die Außenpolitik eines 
Landes werteorientiert oder interessenbezogen war, jahrhundertelang nicht 
gestellt hat. Außenpolitik war Machtpolitik. Die handelnden Fürsten glaubten alle 
an ihr „Gottesgnadentum“, also daran, dass der Monarch seinen Anspruch zu herr-
schen von Gottes Gnaden ableiten konnte. Die christlichen Untertanen wiederum 
wurden im Sinne des Heiligen Paulus dahingehend erzogen, dass „jede Macht von 
Gott“ kommt. Dann gab es immer wieder Religionskriege, aber auch diese waren 
von politischen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen mitbestimmt.

Außenpolitik war Realpolitik. Der Zweck heiligte die Mittel. Es ging darum, die 
eigene Macht zu stärken. Damit wurden Verhaltensweisen, die man im privaten 
Bereich auf das schärfste verurteilte, im zwischenstaatlichen Verhalten nicht nur 
geduldet, sondern sogar verherrlicht. Das Gebot „Du sollst nicht töten“ etwa ver-
wandelte sich in eine Heldenverehrung für jene Feldherren und Soldaten, denen es 
gelang, am Schlachtfeld möglichst viele Feinde zu töten. Im Mittelalter lehrten 
katholische Theologen noch die Unterordnung des Staates unter die Kirche. Ent-
sprechend der Lehre der Neuzeit wurde der Fürst dann ein Souverän, der als Herr-
scher nach innen und nach außen nach freiem Ermessen schalten und walten 
konnte. Die auswärtigen Beziehungen sollten dazu dienen, die Macht des Monar-
chen zu stärken. Sie waren sein „Domaine reservé“, so wie es auch bei uns noch bis 
in die jüngste Vergangenheit gelehrt wurde.

Leitmotiv der Außenpolitik war die Staatsräson. Demnach sollte ein Politiker von 
der Überlegung geleitet werden, das zu tun, was dem Staate nützt. Hinsichtlich der 
internationalen Beziehungen wurde die These aufgestellt, dass internationale Poli-
tik gleichbedeutend ist mit dem Existenzkampf der Völker. Ziel eines jeden Staates 
müsse es daher sein, sein Territorium zu vergrößern bzw. seine Herrschaft über 
fremde Völker und Gebiete auszuweiten. In diesem Sinne sollte sich Außenpolitik 
als Realpolitik an der Interessenslage des eigenen Staates ausrichten. Ohne Rück-
sicht auf den Menschen konnten dafür Machtmittel eingesetzt und Kriege geführt 
werden.

Auch die Religionskriege, die es immer wieder gab, waren nicht frei von macht-
politischen Überlegungen. Im Rahmen des 4. Kreuzzuges etwa kam es zur Verwüs-
tung des ebenfalls christlichen Konstantinopels. Die Türken wurden in ihrem 
Kampf gegen die katholischen Habsburger vom französischen König, dem „christ-
lichsten aller Herrscher“, unterstützt. Und im 30-jährigen Krieg kämpfte Frank-
reich, damals unter Führung des katholischen Kardinals Richelieu, auf der Seite 
der Protestanten.
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Hier geht es aber nicht um Geschichte, sondern darum, ob und wie weit Werte oder 
Interessen die Außenpolitik eines Landes auch heute bestimmen. Bis in die jüngste 
Vergangenheit war die Antwort ganz eindeutig: es ging ausschließlich um Interes-
sen. Zu Beginn des Ersten Weltkriegs kämpften der deutsche Kaiser und der russi-
sche Zar gegeneinander. Beide waren nicht nur nahe miteinander verwandt, sie 
glaubten auch an ihre göttliche Sendung. Nach dem Zweiten Weltkrieg saßen in 
Jalta und in Potsdam die Sieger an einem Tisch, die total unterschiedliche Weltan-
schauungen vertraten. Und im Kalten Krieg, der zweifellos sehr stark ideologisch 
geprägt war, verbündeten sich die USA auch mit Diktatoren in Lateinamerika, in 
Ostasien, und in Afrika.

Daraus ergibt sich eine sehr klare Schlussfolgerung: eine Interessensgemeinschaft 
muss keine Wertegemeinschaft sein. Auch der umgekehrte Schluss gilt: innerhalb 
einer Wertegemeinschaft muss man nicht immer dieselben Interessen vertreten, 
wie auch die zahlreichen Machtkämpfe innerhalb von politischen Parteien, die 
auch Wertegemeinschaften sind, zeigen. 

Das gilt es zu beachten, wenn betont wird, Europa und die USA bilden eine Werte-
gemeinschaft. Offensichtlich sollten die Europäer angehalten werden, stärker die 
politischen, wirtschaftlichen und militärischen Interessen Amerikas zu unterstüt-
zen. Dabei gilt es, einen Wesenszug der amerikanischen Außenpolitik zu beachten: 
diese zielt in wesentlichen Bereichen auf die Umsetzung innenpolitischer Interes-
sen. Das sind vor allem wirtschaftliche Interessen, aber auch die Verwirklichung 
„amerikanischer Werte“ wird als Ziel proklamiert.

So rechtfertigt Washington seine Bestrebungen um „Regime Change“ damit, dass 
Demokratien prinzipiell friedlich sind und keine Kriege gegeneinander führen. 
Hier soll untersucht werden, welche Werte bzw. Interessen der US-Außenpolitik zu 
Grunde liegen und wie sich das europäische Wertesystem entwickelt hat.

3. Das Sendungsbewusstsein der USA

Die Amerikaner glauben an den „American Exceptionalism“, daran, dass sie eine 
auserwählte Nation sind, dazu bestimmt, die Welt zu führen. Dieser Glaube war 
schon tief verwurzelt im Denken der Gründungsväter und geht zurück auf das 
puritanische, calvinistische Denken. George W. Bush war nicht der erste, der von 
einer „Achse des Bösen“ sprach. Schon Oliver Cromwell erklärte 1656 den Kampf 
gegen die „Achse des Bösen“ zu einer entscheidenden Aufgabe Englands. Gleich-
zeitig stellte er fest, dass der Kampf für Gott und für englische Interessen deckungs-
gleich sind. Knapp 50 Jahre später erklärte John Churchill, der 1. Duke of Marlbo-
rough, nach der siegreichen Schlacht von Höchstädt, „We did it for the Liberty of 
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Europe“. Mag schon sein. Aber damit erhielten die Engländer nach dem Sieg im 
Spanischen Erbfolgekrieg, zu dem diese Schlacht entscheidend beigetragen hatte, 
militärische Stützpunkte auf der ganzen Welt, wie etwa Gibraltar, und das Mono-
pol im transatlantischen Sklavenhandel.

Schon einer der ersten Gouverneure von Massachusetts, John Winthrop, sprach 
von Amerika als der „shining City upon the Hill“, einem Modell an christlichen 
Tugenden, welches die Menschheit im christlichen Geiste führt. Sowohl in der 
Literatur als auch in der Politik hat sich dieses Denken bis heute erhalten.

Jedenfalls ist es bei der Analyse der amerikanischen Außenpolitik immer wichtig, 
den Nebelschleier euphorischer Phrasen zu durchleuchten, um dann zur Realität 
vorzustoßen. Bis heute gilt die Außenpolitik von Präsident Woodrow Wilson als 
besonders idealistisch. Er führte die USA in den Ersten Weltkrieg, „um alle Kriege 
zu beenden“ und „um die ganze Welt reif zu machen für die Demokratie“. Tatsäch-
lich gewann Wilson aber seinen Wahlkampf mit dem Versprechen, sein Land aus 
dem Krieg in Europa herauszuhalten. Erst als der Sieg Großbritanniens gefährdet 
schien und damit die von den USA gewährten Kriegskredite wackelten, traten die 
USA in den Ersten Weltkrieg ein. Dabei hat schon die Propaganda im Ersten Welt-
krieg gegen „den Kaiser“ gezeigt: ein Gegner der USA wird immer auch zu einem 
ideologischen Feind hochstilisiert.

Nach dem Sieg im Kalten Krieg konnten die USA zu Recht darauf verweisen, die 
Europäer neuerlich vor einer totalitären Ideologie gerettet zu haben. Dieser Sieg 
bestätigte das amerikanische Sendungsbewusstsein. Einige gingen sogar soweit, 
vom „Ende der Geschichte“ zu sprechen, da sich die amerikanischen Werte von 
Demokratie und Marktwirtschaft überall durchgesetzt hätten.

Durch diesen Sieg haben sich vor allem auch die Neokonservativen, die in der 
außenpolitischen Diskussion der USA eine große Rolle spielen, bestätigt gesehen.

Ihnen geht es darum, amerikanische Werte auch mit militärischen Mitteln durch-
zusetzen. Der Einmarsch im Irak und der Sturz von Saddam Hussein hätten in die-
sem Sinne jene demokratischen Strukturen schaffen sollen, die dem ganzen Nahen 
Osten als Vorbild gedient hätten.

Zum „Ende der Geschichte“ ist es nicht gekommen. China hat die Globalisierung 
der Wirtschaft zu einem ungeahnten Aufschwung und damit zu einer neuen 
Machtposition genutzt. Russland hat sich vom drohenden Zerfall in den 1990er 
Jahren erholt. Und mit dem islamischen Terror ist weltweit eine neue Gefahr ent-
standen.



Europa – USA: Gemeinsame Werte und politische Realität

I. Gemeinsame Werte? 23

Daraus haben manche den Schluss gezogen, dass sich andere Länder, insbesondere 
die Demokratien Europas, bedingungslos dem amerikanischen Führungsanspruch 
unterwerfen müssen, um diese neuen Herausforderungen zu meistern. Nicht 
unwesentlich dabei ist, dass auch auf dem „alten Kontinent“ entscheidende Verän-
derungen stattgefunden haben, nämlich eine Revolution in der europäischen Dip-
lomatie.

4. Die Revolution in der europäischen Diplomatie

In den Beziehungen der europäischen Staaten untereinander hat eine Revolution 
stattgefunden, die auf den Europarat zurückgeht und zunächst die westeuropäi-
schen Staaten umfasste. Durch diese Revolution haben sich die zwischenstaatli-
chen Beziehungen in Europa in den letzten zwei Generationen mehr verändert als 
in den Jahrhunderten vorher. War Außenpolitik traditionell Machtpolitik, so dient 
sie in Europa nunmehr der Förderung der Wohlfahrt der Bürger.

Dieser Wandel entspricht nicht nur den Grundsätzen der offiziellen Außenpolitik, 
diese neue Zielsetzung erwarten sich auch die Bürger. Wenn man die Menschen 
von Österreich bis Finnland und von Portugal bis Dänemark die Frage stellt, ob wir 
durch internationale Zusammenarbeit Arbeitsplätze schaffen, die Umwelt schüt-
zen und die Menschenrechte verwirklichen; oder ob wir Kriege gegen unsere Nach-
barn führen sollen, um die Macht des eigenen Landes zu vergrößern, dann ist die 
Antwort wohl klar. Seit der Gründung des Europarates wurden die gemeinsamen 
Werte, wie Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit auch die Grund-
lagen der zwischenstaatlichen Beziehungen. Konfrontation wurde abgelöst durch 
Kooperation; „Warfare“ durch „Welfare“. Die Abstützung auf Macht wurde ersetzt 
durch ein Rechtssystem, zu dem sich die Mitglieder des Europarats bekennen.

Diese Revolution hat eine neue, besondere Stellung Europas in der Welt begründet: 
Europa wurde ein Kontinent des Friedens und der Menschenrechte; Europa wurde 
führend in wesentlichen Bereichen, in der Sozialpolitik, im Umweltschutz, in der 
Entwicklungshilfe. Jetzt wird immer wieder der Einwand erhoben, Europa gelte 
nichts mehr in der Welt, weil unsere Außenpolitik zu wenig militärisch abgestützt 
ist. Diese Argumentation ist durch und durch an der Vergangenheit orientiert. In 
der Geschichte galten jene als „Groß“ – von Alexander den Großen über Friedrich 
den Großen bis Napoleon – die ohne Rücksicht auf Verluste andere Länder erober-
ten, Kriege führten und dadurch die Macht ihres eigenen Landes stärkten. Aber 
kann man heute sagen, Europa gelte nichts mehr, weil die Europäer nicht mehr 
über andere Länder herfallen, nicht mehr erobern oder zerstören? Diese Auffas-
sung ist wohl überholt. Der seinerzeitige serbische Staatspräsident Milosevic, der 
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dies versuchte und seinen Nachbarn den Krieg erklärte, wurde nicht Milosevic der 
Große genannt, sondern vor ein Kriegsgericht in Den Haag gestellt.

 Die Grundlage der Außenpolitik der EU-Mitglieder untereinander war nicht mehr 
„national Security“, sondern „human Security“. Gerade die Covid-Pandemie zeigte 
dann, dass das ein sehr wichtiger Schritt in die richtige Richtung war. Heute ist 
internationale Sicherheit nur mehr zu einem geringen Teil militärisch begründet. 
Sicherheit heute umfasst vielmehr all jene Aspekte, die den Bürger, die Bürgerin im 
Wohlfahrtsstaat berühren: der Wohlfahrtsstaat hat eine internationale Dimension 
erhalten. Es geht um die Sicherheit der Lebensbedingungen, um die Sicherheit der 
Währung, um die Sicherheit der Gesundheit und um die Sicherheit der Umwelt. Es 
geht um Menschenrechte, Bildung und Ausbildung.

Diese Sicherheitsfragen lassen sich nicht mit Waffengewalt lösen. Sie erfordern viel 
mehr internationale Zusammenarbeit und gegenseitiges Vertrauen. Analog dazu 
hat sich auch die Struktur der Macht geändert: diese wird heute von einer Vielzahl 
von Playern ausgeübt, weit über die staatlichen Akteure hinaus. Unzählige NGOs, 
internationale Konzerne, Medien, ja private Akteure sind auf den Plan getreten 
und haben somit zu einer Aufsplitterung der Macht entscheidend beigetragen.

Angesichts dieser Entwicklung muss die Frage erlaubt sein, ob die Aufklärung 
nicht die Seiten gewechselt hat. In den Beziehungen der europäischen Länder 
untereinander hat das Recht die Macht als Handlungsgrundlage abgelöst. In der 
US-Außenpolitik herrscht nach wie vor der Grundsatz: „Foreign Policy without the 
backing of the Military is like a base-ball game without a baseball bat.“ Dement-
sprechend gibt es starke amerikanische Stimmen, die auch für Europa den ameri-
kanischen Weg der Aufrüstung und der militärischen Stärke propagieren. Dem-
gegenüber sollten die Europäer selbstbewusst genug sein, ihr Modell als Vorbild für 
die internationalen Beziehungen in der Welt von morgen zu präsentieren.

5. Der Ukraine-Krieg hat Europa auf den Kopf gestellt

Zunächst muss man festhalten, dass schon für jene Staaten, die der ehemalige ame-
rikanische Verteidigungsminister Donald Rumsfeld als das „Neue Europa“ bezeich-
nete, die europäische Integration eine andere Bedeutung hatte als für jene, die sich 
nach dem Zweiten Weltkrieg entschlossen hatten, den europäischen Einigungspro-
zess zu starten. Während Deutschland und Frankreich bereit waren, nationale 
Souveränität abzugeben, um nach jahrhundertelangen Auseinandersetzungen in 
wesentlichen Bereichen gemeinsame Lösungen zu finden, wollten Polen und Bal-
ten, die im Rahmen der Europäischen Union neu gefundene Souveränität aus-
bauen, um gegen Russland neue Stärke zu zeigen.
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Tatsächlich haben die Völker Osteuropas sowohl unter den Zaren als auch unter den 
Sowjets immer wieder Verfolgungen erlitten. Während also in Westeuropa Versöh-
nung angesagt war, sah man im Osten die Möglichkeit, Revanche zu nehmen. 
Daher ist auch die von Deutschland gegenüber Russland eingeleitete Verständi-
gungspolitik, ausgedrückt durch den Bau neuer Öl-Pipelines, in Polen immer wie-
der auf Kritik gestoßen. Im Osten und im Westen Europas sind doch grundsätzlich 
unterschiedliche Vorstellungen darüber entstanden, wie die Sicherheit des Konti-
nents gewährleistet werden kann. Während in Frankreich immer wieder das Pro-
jekt einer „Europa-Armee“ entwickelt wurde, baute man im Osten ausschließlich 
auf eine Verteidigung unter amerikanischer Führung, auf die NATO.

Diese Vorstellungen trafen sich voll und ganz mit jenen in Washington, wonach 
auch frühere Mitglieder des Warschau-Paktes in das Nordatlantische Verteidi-
gungsbündnis aufgenommen werden sollten. Dabei war man bereit, dieses an die 
Grenzen Russlands heran zu schieben. Zwar gab es auch in den USA Stimmen, die 
die Auffassung des früheren finnischen Staatspräsidenten Matti Ahtisaari teilten, 
eine NATO-Erweiterung sollte mehr Stabilität und nicht mehr Instabilität für eine 
Region bedeuten, aber schon in der Clinton-Administration setzten sich jene 
durch, die sich für eine NATO-Osterweiterung ausgesprochen hatten.

Selbst der sehr Amerika-gefügige damalige russische Präsident Boris Jelzin hat 
dann vor einem „Kalten Frieden“ gewarnt. Als dann Polen, Ungarn und die Tsche-
chische Republik 1999 in die NATO aufgenommen wurden, betrachtete Moskau 
das als feindlichen Akt, als einen Versuch, das eigene Land einzukreisen. Mit der 
Gründung eines gemeinsamen „Russland-NATO-Rates“ versuchte man zwar, die 
Situation zu beschwichtigen, aber Moskau berief sich immer wieder auf Zusagen 
im Rahmen der Wiedervereinigung Deutschlands, wonach die NATO „nicht einen 
Inch“ nach Osten erweitert würde. Ein Versuch von Präsident George W. Bush, am 
NATO-Gipfel in Bukarest 2008, auch die Ukraine und Georgien in das Bündnis ein-
zubeziehen, stieß damals noch auf den Widerstand von Frankreich und Deutsch-
land, die eben eine Eskalation gegenüber Moskau verhindern wollten.

Die weitere Entwicklung zeigt eines sehr deutlich: So sehr eine Verteidigungsge-
meinschaft den „Schutz gemeinsamer Werte“ darstellen mag, eine militärische 
Organisation hat jedenfalls auch eine machtpolitische Dimension, die sehr stark 
von ihrer Größe und der Zahl ihrer Mitglieder bestimmt wird. Russland und die 
Ukraine waren nicht nur jahrhundertelang durch eine gemeinsame Geschichte ver-
bunden, geopolitische Analysen von verschiedenen Seiten haben gezeigt, dass jene 
Macht einen entscheidenden Vorteil über andere Länder besitzt, die die Oberho-
heit über die Ukraine, verbunden mit den asiatischen Kernrändern, ausübt. Zu 
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dieser Überzeugung kamen sowohl Zbigniew Brzezinski als auch die RAND Cor-
poration in einer Studie aus dem Jahr 2019.

So sehr also seitens des Westens betont wurde, die Ukraine müsse das Recht haben, 
sich für die Zugehörigkeit zur westlichen Wertegemeinschaft entscheiden zu kön-
nen, so verweist Russland auf sein Recht, dort der Gefährdung der nationalen 
Sicherheit entgegentreten zu können, wo diese durch die Aufstellung von Raketen 
an seinen Grenzen gefährdet ist.

Jetzt kann man natürlich sagen, „das darf nicht sein“. Aber wenn ein Land davon 
überzeugt ist, auf politischer Ebene und durch Verhandlungen eigene Interessen 
nicht durchsetzen zu können, kommt eben Clausewitz zum Tragen, der gesagt hat, 
„der Krieg ist die Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln“. Dieser Grundsatz 
war auch im Westen immer anerkannt. Als der Generalsekretär der Kommunisti-
schen Partei der Sowjetunion, Nikita Chruschtschow, 1962 auf den irren Gedanken 
kam, auf Kuba, gerade 100 Meilen vor der amerikanischen Küste, Atomraketen 
aufzustellen, verlangte der amerikanische Präsident John F. Kennedy, dass diese 
sofort wieder abgezogen werden. Die Möglichkeit eines Atomkrieges stand im 
Raum. Jeder im Westen verstand, dass es den USA darum ging, elementare natio-
nale Interessen sicherzustellen.

Im Herbst 2021 verlangte Russland, in einer analogen Situation, Gespräche darü-
ber, dass keine NATO-Raketen in der Ukraine aufgestellt werden. NATO-General-
sekretär Jens Stoltenberg erklärte dazu später stolz, man habe die Wünsche Mos-
kaus „nicht einmal ignoriert“. Als dann im Februar 2022 russische Truppen in die 
Ukraine einmarschierten, um den russischen Forderungen Nachdruck zu verlei-
hen, sprachen alle westlichen Regierungen von einem „unprovoked war of aggres-
sion“. Alle führenden westlichen Medien übernahmen diese Diktion. Mehr noch: 
Präsident Putin wurde alleine für den neuen Krieg verantwortlich gemacht; der 
Ukraine wurde volle Unterstützung zugesagt, da es darum ginge, „die Werte von 
Freiheit und Demokratie“ gegen die russischen Aggressoren zu verteidigen, „as 
long as it takes“. Der Krieg in der Ukraine wurde von der westlichen Propaganda zu 
einem klaren Fall eines Kampfes zwischen „Gut“ auf der einen Seite und „Böse“ auf 
der anderen Seite, zu einer moralischen Frage hochstilisiert.

Nun kennen wir seit den antiken Philosophen die Diskussion darüber, „Was ist ein 
gerechter Krieg?“. Seit dem Zerfall der Sowjetunion war den USA daran gelegen, 
dass Länder, die damals unabhängig wurden, nicht in die russische Einflusssphäre 
zurückfallen können. Gewaltige Hilfsmittel flossen in die Region, eine NATO-Mit-
gliedschaft sollte die neue politische Ausrichtung sicherstellen und dafür sorgen, 
dass die Zugehörigkeit zur westlichen Wertegemeinschaft nicht von außen infrage 
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gestellt wird. Dass gleichzeitig Versuche unternommen wurden, auch in Russland 
einen „Regime-change“ herbeizuführen, hat nicht gerade zur gegenseitigen Ver-
trauensbildung beigetragen. Aber überall dort, wo der Westen hervorhob, die eige-
nen Werte voranzutreiben, sah Moskau die eigenen Interessen schwinden. Dies 
insbesondere auch deshalb, weil man auch dann, wenn man von Werten spricht, 
eigene Interessen verfolgen kann. 

Die Überzeugung westlicher Regierungen, dass in der Ukraine für westliche Werte 
gekämpft wird, hatte gewaltige Auswirkungen: Aus dem Friedensprojekt EU wurde 
eine Kriegsallianz; massive Wirtschaftssanktionen gegen Russland führten dazu, 
dass Europa von billigen russischen Rohstoffen abgeschnitten wurde; die USA 
konnten ihren langjährigen Wunsch, das eigene Flüssiggas in Europa zu verkaufen, 
durchsetzen. Europa begab sich im Rahmen der neu gestärkten Wertegemeinschaft 
in eine sehr starke Abhängigkeit gegenüber den Vereinigten Staaten.

6. Werte und Interessen in einer multipolaren Welt

6.1. Die Welt wurde multipolar

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts lebte noch ein Drittel der Weltbevölkerung in 
Europa und Nordamerika. Wenn die Zahl der Menschen auf der Erde in den nächs-
ten 50 Jahren auf 10,5 Milliarden steigen wird, dann wird der Anteil der Länder der 
Europäischen Union auf 3,7 % zurückgehen; jener der Vereinigten Staaten wird bei 
3,9 % liegen. Der Anteil Chinas würde bei 12 % liegen; in Indien würden dann 250 
Millionen Menschen mehr leben als heute und der Anteil des Subkontinents an der 
Weltbevölkerung wäre dann 15,6 %. Besonders dramatisch ist der Bevölkerungs-
anstieg in Afrika: dort lebten 1950 nur 7,1 % der Weltbevölkerung, in 50 Jahren wer-
den es 27 % sein.

Dramatisch ist auch die Veränderung der wirtschaftlichen Leistung der einzelnen 
Länder: nach dem Zweiten Weltkrieg erzeugten die USA die Hälfte der Wirtschafts-
leistung der ganzen Welt. Gemessen an der Kaufkraftparität soll der Anteil der US-
Wirtschaft von heute 16 % bis 2070 auf 12 % fallen; jener der EU-Länder von 15 % 
auf 9 %. Der Anteil Chinas, der heute bei 18 % liegt, soll hingegen auf 20 % steigen.

Sollte diese Entwicklung hin zu einer multipolaren Welt, also zu mehreren Macht-
zentren, nicht ein Ansporn dahingehend sein, dass Europa und die USA gemein-
sam versuchen, ihre politischen und wirtschaftlichen Ziele durchzusetzen? Zwei-
fellos. Aber wie weit ist eine Zusammenarbeit mit einem Land wie den USA mög-
lich, das in allen Fragen einen absoluten Führungsanspruch erhebt, keine 
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Beeinträchtigung der eigenen Souveränität duldet und internationale Organisatio-
nen nur zur Durchsetzung der eigenen Interessen akzeptiert?

Donald Trump wurde oft als „einsamer Irrer“ dargestellt, weil er sein Land aus 
mehreren multilateralen Abkommen zurückgezogen hat, wie dem Trans-Pazifi-
schen Handelsabkommen; den Nuklear-Vereinbarungen mit dem Iran oder dem 
Pariser Klimaabkommen. Tatsächlich verfolgte er damit eine außenpolitische 
Linie, die von Washington immer wieder eingeschlagen wurde. Schon lange vor der 
Präsidentschaft Trump hat John Fonte das Buch „Sovereignty or Submission“ 
geschrieben und darin klar aufgezeigt, wie viele Amerikaner die gegebenen Alter-
nativen sehen: es geht um die Erhaltung der eigenen Souveränität um jeden Preis; 
alles andere wäre eine Unterwerfung unter das Diktat der internationalen Organi-
sationen. Die eigene Handlungsfähigkeit in Politik und Wirtschaft, Kultur, Reli-
gion und Rechtsprechung muss genauso erhalten werden wie die eigene nationale 
Identität. Damit dies gelingt, müssen die USA die einzige militärische Supermacht 
bleiben.

Angesichts einer solchen Haltung stellt sich die Frage: ist eine echte Partnerschaft 
mit den USA möglich? Schon der seinerzeitige Verteidigungsminister Donald 
Rumsfeld sprach davon, dass sich die USA ihre Bündnispartner nach dem jeweili-
gen Anlass und der gegebenen Nützlichkeit aussuchen würden. Dabei schrieb er 
das „alte Europa“ ab und setzte seine Hoffnungen auf die neuen, vom Kommunis-
mus befreiten Länder. 

Kann man von einer echten Partnerschaft sprechen, wenn eine Seite die Spielregeln 
nach den eigenen Zielvorstellungen festlegt, sowohl für sich als auch für die ande-
ren? Wenn Präsident Biden zu einer „Allianz der Demokratien“ in einer nunmehr 
multipolaren Welt aufgerufen hat, muss man sich überlegen, ob eine solche Allianz 
zu mehr Einheit oder zu einer größeren Spaltung in der Welt führt? So erfreulich es 
ist, wenn immer mehr Staaten ihr politisches System demokratisch ausrichten, so 
sollte man doch darüber nachdenken, ob eine solche Entwicklung durch mehr 
Druck von außen erreicht werden kann, oder eher durch eine Vorbildfunktion, wie 
sie die Europäische Union die längste Zeit ausgeübt hat.

Nun argumentiert Fareed Zakaria in seinem Artikel „The Self-Doubting Super
power“, dass es 1945 die USA waren, die eine neue internationale Ordnung einge-
richtet haben, die vielen in der Welt Frieden und Wohlstand gebracht hat. Das ist 
sicherlich richtig. Weiters argumentiert er, dass die USA nach wie vor in wesentli-
chen Bereichen die führende Position in der Welt einnehmen: Ihr pro Kopf-Ein-
kommen ist 54 % höher als das Japans und 32 % höher als jenes der West-Europäer. 
Die amerikanische Wirtschaft ist fast doppelt so stark wie jene der Euro-Zone; 
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neun der zehn bedeutendsten Konzerne in der Welt sind amerikanisch. Die Schluss-
folgerung für Fareed Zakaria: die USA sollten an ihrer führenden Rolle in der Welt 
und an der derzeitigen internationalen Ordnung festhalten.

6.2. Die Haltung der USA zur Einigung Europas 

Grundsätzlich kann man sagen, die USA unterstützen die europäische Einigung 
dort, wo sie glauben, ein Vereintes Europa würde sich in einer atlantischen Partner-
schaft ein- bzw. unterordnen. Das war schon der Fall, als sich Washington nach 
dem Zweiten Weltkrieg im Rahmen der OEEC (Organisation für Europäische 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit) dafür einsetzte, die Marshall-Plan-Hilfe zu 
koordinieren, den Handel und den Zahlungsverkehr auf dem alten Kontinent zu 
erleichtern, um damit eine künftige Freihandelszone zu fördern. Viele sahen in 
einer Akzeptanz des amerikanischen Führungsanspruchs keine Nachteile, jeden-
falls keinen Widerspruch zu konkreten Vorteilen für europäische Länder. Schon 
von Jean Monnet, einem entscheidenden Vorkämpfer der europäischen Einigung, 
wird gesagt, dass er für Ratschläge seitens der amerikanischen Politik sehr offen 
war. Etwas anders sah ein anderer großer Europäer, Jacques Delors, das transatlan-
tische Verhältnis, als er einmal feststellte: „Wir mischen uns nicht in die inneren 
Angelegenheiten der USA ein und vertrauen darauf, dass sich die Amerikaner nicht 
in europäische Angelegenheiten einmischen“. Aber so einfach ist es offensichtlich 
nicht. 

Immer wieder gab es starke Kräfte, die einen amerikanischen Führungsanspruch in 
Europa bejahten, insbesondere bei Sicherheitsfragen. Aber es gab auch immer 
andere Bestrebungen. Der französische Staatspräsident Charles de Gaulle etwa war 
1963 bemüht, mit dem Elysée Vertrag die französischen Vorstellungen von einem 
Vereinten Europa mit Unterstützung Deutschlands durchzusetzen. Aber der Deut-
sche Bundestag bestand letztlich darauf, in der Präambel zum Vertrag auf die 
Bedeutung der transatlantischen Partnerschaft für die Bundesrepublik hinzuwei-
sen.

Tatsächlich hängen die Beziehungen europäischer Länder zu den Vereinigten Staa-
ten sehr stark von ihrer jeweiligen eigenen Geschichte ab. Polen etwa hat immer 
einen Beschützer gegen Russland gesucht. Vor 200 Jahren war das Napoleon, später 
die Republik Frankreich, heute sollen die USA und die NATO den Schutz gegen den 
„Erzfeind“ aus dem Osten bieten.

Immer wenn die Europäer bei politischen oder wirtschaftlichen Fragen unter-
schiedliche Meinungen haben, ist es für die USA möglich, diese Spaltung auszu-
nutzen. Wie dargelegt sprachen sich beim NATO-Gipfel 2008 in Bukarest führende 
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Exponenten der Europäischen Union gegen eine Osterweiterung des Bündnisses 
aus. Man wusste, dass NATO-Truppen an der russischen Grenze nicht zu mehr Sta-
bilität, sondern zu mehr Spannungen führen würden. Polen und die baltischen 
Länder hingegen wollten eine NATO-Mitgliedschaft, die von den USA dann auch 
durchgesetzt wurde.

Ähnlich uneinig waren sich die europäischen Regierungen gegenüber dem Projekt 
North Stream 2, lange bevor es in die Luft gesprengt wurde. Dabei ging es darum, 
Deutschland mit russischem Erdgas über eine dafür errichtete Pipeline direkt zu 
versorgen. Die Amerikaner hingegen wollen ihr eigenes Gas, wenn auch zu höhe-
ren Preisen, auch in Europa verkaufen, um „Europa vor einer zu großen Abhängig-
keit von Russland zu schützen“. Tatsächlich sollte Russland geschwächt und 
Deutschland von amerikanischen Energielieferungen abhängig gemacht werden. 
Es ging also sehr stark um Interessen, nicht um Werte.

Was die ideologische Beurteilung Europas betrifft, so wird diese in den USA viel-
fach nach der eigenen politischen Position vorgenommen: Konservative sehen in 
den Europäern vielfach atheistische Feiglinge, die ihren Niedergang verdienen; 
während die Liberalen durchaus auch die in Europa erreichten sozialen Leistungen 
und die damit verbundene Lebensqualität anerkennen. Allerdings lassen sich fol-
gende Fixpunkte erkennen: Europa soll nicht zu mächtig und zu eigenständig wer-
den; die amerikanische Vorherrschaft muss gewahrt bleiben. Auf keinen Fall darf 
eine eigene europäische Verteidigung als Konkurrenz zur NATO entstehen. Skepsis 
gegenüber der eigenen europäischen Währung, dem Euro, ist in breitem Maße 
gegeben. Letztlich ist die Haltung zu Amerika in den einzelnen europäischen Län-
dern sehr stark von der eigenen Geschichte, aber natürlich auch von den eigenen 
Interessen geprägt. Gemeinsame Werte können dabei ausgleichend oder verstär-
kend wirken, aber eine gegebene Interessenslage nicht ersetzen. 

6.3. Sollen die Europäer die Kriege der USA unterstützen? 

Für die USA sind Kriege ein integraler Teil ihrer Außenpolitik sowie der internatio-
nalen Beziehungen. Insbesondere die Terroranschläge vom 11. September 2001 
führten zu einer weiteren Militarisierung der amerikanischen Außenpolitik. Allein 
in den darauffolgenden sieben Jahren ist das US-Verteidigungsbudget um 80 % 
gestiegen. Von den 1,6 Millionen amerikanischen Soldaten sind 500.000 im Aus-
land stationiert, verteilt auf 800 Militärbasen auf der ganzen Welt. Aus der Natur 
der Sache ergibt sich, dass ein so riesiger Apparat ständig bemüht sein muss, seine 
Existenz zu rechtfertigen, also Kriege zu führen.
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Tatsächlich führte Amerika während der letzten Jahrzehnte Kriege immer und 
überall. 2001 erfolgte der Einmarsch in Afghanistan, 2003 dann die Invasion im 
Irak. In den darauffolgenden Jahren beteiligten sich die USA an den Kämpfen in 
Libyen, Syrien und im Jemen. US-Spezialeinheiten sind aber auch in Niger und 
Somalia, in Thailand, Jordanien und anderen Gegenden der Welt eingesetzt.

Bezeichnend ist auch eines: als Präsident Donald Trump beschloss, die US-Streit-
kräfte nur aus einem dieser Kriegsschauplätze, nämlich aus Syrien, zurückzuzie-
hen, wurde er als „verantwortungsloser Isolationist“ kritisiert. Im September 2002 
wurde die „National Security Strategy“ beschlossen, die als Grundlage für den wei-
teren“ Kampf gegen den Terrorismus“ dient. Darin wird festgehalten, dass die USA 
im Kampf gegen den Terror nicht zögern wird, alleine und vorbeugend vorzuge-
hen. Damit wurde der Präventivkrieg ein offizieller Teil der amerikanischen Mili-
tärstrategie.

Es werden von Washington immer wieder neue militärische Strategien entwickelt, 
um gegen tatsächliche oder theoretische Feinde geschützt zu sein. So trug in den 
letzten Jahrzehnten die Theorie von der „Revolution in Military Affairs“ dazu bei, 
den Glauben an die Unüberwindlichkeit der US-Streitkräfte zu stärken. Demnach 
ist durch den technischen Fortschritt die Zerstörungskraft der Waffen so entschei-
dend gesteigert worden, dass weder auf der Welt noch im Weltall irgendjemand der 
militärischen Macht der USA Widerstand leisten könnte. Entsprechend haben die 
USA noch unter Präsident Bush (Sohn) das Militärkommando „CYBERCOM“ ein-
gerichtet, das bereits 2011 über 200 Cyberangriffe durchführte.

Dann wurde die Theorie von der Zunahme von „Irregular Warfare“ entwickelt 
(Center for Strategic and International Studies; Februar 2021). Demnach wenden 
Länder wie China, Russland oder der Iran widerrechtliche Mittel wie Hacker-
Angriffe und Spionage an; Sonderkommandos und private Söldnereinheiten wer-
den aufgestellt, um gegen US-Interessen vorzugehen. Gleichzeitig wird ausgeführt, 
dass die USA gegen diese Art von Angriffen sehr schlecht vorbereitet sind. Russ-
land wird vorgeworfen, durch die Manipulation von Protestbewegungen wie Me 
Too oder Black Lives Matter soziale Spannungen in Amerika zu schüren. Auch 
China und der Iran werden beschuldigt in ähnlicher Weise gegen amerikanische 
Interessen vorzugehen.

Worin die Stärke der russischen Möglichkeiten bzw. die Schwächen der amerikani-
schen im Bereich des „Irregular Warfare“ liegen, ist nicht plausibel zu erklären, da 
das jährliche Verteidigungsbudget der USA zehnmal höher ist als das russische. 
Vielmehr wird man an den Wahlkampf von John F. Kennedy erinnert, als er massiv 
den angeblichen „Missile-Gap“ zur Sowjetunion anprangerte. Dann stellte sich 
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allerdings heraus, dass das Raketenarsenal der USA tatsächlich viermal so groß war 
wie jenes der Sowjetunion.

Für die Europäer stellt sich die Frage, ob sie der Logik des amerikanischen „Mili-
tary-Industrial Complex“, unterstützt von zahlreichen Medien, folgen sollen. 
Selbst heftige Kritiker von Donald Trump haben anerkennend festgestellt, dass es 
ihm gelungen ist, die Militärausgaben der NATO-Partner in zwei Jahren um $ 43 
Milliarden zu erhöhen; bis 2024 sollen weitere Mehrausgaben von $ 400 Milliarden 
folgen.

Durch den Krieg in der Ukraine ist es gelungen, auch die wesentlichen europäi-
schen Entscheidungsträger vollkommen in eine Politik einzubinden, die die Lösung 
der internationalen Probleme in mehr Rüstung sieht. Unter dem Motto „Zeiten-
wende“ wurde in Deutschland ein außerordentliches Rüstungsbudget von € 100 
Milliarden beschlossen und Polen hat angekündigt, seine Verteidigungsausgaben 
zu verdoppeln. Die Europäer haben damit das amerikanische Modell übernom-
men, wonach es nicht genügt, Werte durch praktische Beispiele zu propagieren, sie 
sollten vielmehr mit militärischem Druck durchgesetzt werden.

Vielleicht wäre es auch sinnvoll gewesen, dass die Europäer verstärkt auf die „Revo-
lution in NON-Military Affairs“ verwiesen hätten, also auf jene Veränderungen, 
die im Bereich des Völkerrechts und der Gesellschaftspolitik hinsichtlich der 
Kriegsführung stattgefunden haben. Demnach sind Kriege nicht mehr die „Verlän-
gerung der Politik mit anderen Mitteln“, Krieg bedeutet vielmehr das Scheitern 
einer Politik. Heute verbietet das Völkerrecht die Anwendung von Gewalt. Kriege 
führen heißt, töten und zerstören. Neu daran ist, dass die Welt jetzt dabei zuschaut, 
Massenmedien über Kampfhandlungen direkt berichten. Die Haltung zum Hel-
dentum hat sich geändert. Das „Feld der Ehre“ hat sich vom Schlachtfeld auf das 
Fußballfeld verlagert. Diese Überlegungen decken sich weitgehend mit der Erwar-
tungshaltung der EU-Bürger, die sich von der Europäischen Union mehr Engage-
ment bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und beim Umweltschutz erwarten. 
Diese Erwartungshaltung sollte in den transatlantischen Dialog zumindest einge-
baut werden, sobald die Euphorie über den Krieg in der Ukraine abgeebbt ist.

6.4. Gemeinsam für die Menschenrechte? 

Als die Charta der Vereinten Nationen nach dem Zweiten Weltkrieg beschlossen 
wurde, wurde darin noch die „Souveränität der Staaten“ und die Nichteinmischung 
in deren innere Angelegenheiten hervorgehoben. Aber bereits 1948 kam es, auch 
auf Betreiben der Präsidenten-Witwe Eleonor Roosevelt, zum Beschluss der „All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte“, die zunächst lediglich eine Empfehlung 
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für Mitgliedstaaten darstellte. Der 1949 gegründete Europarat hat dann für die Bür-
ger seiner Mitgliedsländer einen besonderen Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten verankert. Man könnte also glauben, Europa und die USA würden 
in dieser Frage gemeinsam vorgehen. Das ist im Rahmen der „Konferenz für die 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa“ (KSZE), als es darum ging, die gemein-
samen Werte zu verteidigen, auch geschehen.

Die 1975 in Helsinki verabschiedeten Schlussakte der KSZE, die selbst von der Sow-
jetunion und den damals kommunistischen Ländern Osteuropas unterzeichnet 
wurden, haben viel bewegt. Alle Vertragsstaaten verpflichteten sich, ihren Bürgern 
Meinungsfreiheit, Pressefreiheit und Rechtstaatlichkeit zu gewähren. Tatsächlich 
haben dann Menschenrechts-Gruppen zum Fall totalitärer Regime nicht unwe-
sentlich beigetragen.

Nach dem Sieg im Kalten Krieg verlangten dann wohl auch deshalb die Neokonser-
vativen in den USA, dass in jenen Ländern, die sich gegen Amerika stellten, Bür-
gerrechte auch mit militärischer Unterstützung durchgesetzt würden. 

Dafür wurden verschiedene Modelle wie „Regime-change“ oder „Nation-building“ 
ausgearbeitet. 

2005 nahm die Generalversammlung der UNO sogar die Resolution „Responsibility 
to protect“ an: alle Mitgliedsländer sollten in Zukunft Maßnahmen ergreifen, um 
Genozid, Kriegsverbrechen, ethnische Säuberungen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit zu verhindern. Das öffnete die Möglichkeit für „humanitäre Inter-
ventionen“ und trug zu einer Militarisierung der amerikanischen Außenpolitik 
bei.

„Humanitäre Einsätze“ wurden dann von Afghanistan bis Libyen; in Somalia und 
auf dem Balkan durchgeführt. In der Praxis stellte sich aber heraus, dass „Nation-
building“ dort kaum möglich ist, wo es nicht einmal vorstaatliche Strukturen gibt. 
„Regime-change“, also der Austausch von Personen an der Spitze eines Staates, 
musste nicht zu mehr Demokratie und Prosperität, sondern konnte auch zu mehr 
Chaos und wirtschaftlichen Niedergang führen, wie etwa in Somalia.

Es erwies sich auch immer wieder als schwierig herauszufinden, wie weit bei 
„humanitären Aktionen“ machtpolitische Überlegungen im Spiel waren. Das gilt 
für den „Regime-change“ in Libyen genauso wie schon vorher für die Einsätze am 
Balkan. Sehr klar ersichtlich wird der Vorrang der Machtpolitik, wenn bedenkenlos 
Waffen in Milliarden-Dollar-Höhe an Diktaturen verkauft werden, aber gegen chi-
nesische Konzerne, die zu amerikanischen in Konkurrenz stehen, wegen Men-
schenrechtsverletzungen Sanktionen verhängt werden.
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Die US-Justiz setzt auch immer wieder amerikanisches „Recht als Waffe“ ein, wenn 
es darum geht, machtpolitische oder wirtschaftliche Interessen gegen Konkurren-
ten durchzusetzen. Gesetze aus dem 18. Jahrhundert werden dabei genauso heran-
gezogen wie der „Foreign Corruption Act“. Sollten die USA daran interessiert sein, 
in Zukunft die Menschenrechte tatsächlich gemeinsam mit Europa stärker durch-
setzen zu wollen, dann wäre es angebracht, nicht nur gemeinsam vorzugehen, son-
dern auch die notwendigen Entscheidungen nicht einseitig zu treffen, sondern 
diese internationalen Gerichten zu überlassen. Die Idee der Menschenrechte wurde 
in Europa entwickelt und zunächst in den USA umgesetzt. Eine gemeinsame Vor-
gangsweise wäre auch in der Zukunft förderlich, wobei der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte als Vorbild dienen kann.

6.5. Kann Russland unser Partner sein? 

Schon vor dem Krieg in der Ukraine gab es kein anderes Land, gegen das die Ver-
einigten Staaten so viele Sanktionen verhängt hatten wie gegen Russland. Dabei 
wollte Donald Trump die bilateralen Beziehungen sogar verbessern. Vor allem der 
Vorwurf „Putin“ habe sich in die Präsidentschaftswahlen 2016 eingemischt, hat die 
Atmosphäre vergiftet. Die gravierendste Anschuldigung dabei lautet, russische 
Agenten haben versucht, die Glaubwürdigkeit des politischen Systems der USA zu 
untergraben. Wie auch immer. Die Frage ist nur, ob man ein politisches System 
noch weiter unterminieren kann, als die Amerikaner es selbst machen. Seit Jahren 
sprechen sich die wichtigsten politischen Akteure gegenseitig die Legitimation für 
ihr politisches Handeln ab.

Dazu kommt noch der Krieg der Geheimdienste. Wenn die Bereitschaft der Euro-
päer, weitere Sanktionen gegen Moskau zu verhängen, einen Tiefpunkt erreicht 
hat, taucht plötzlich ein vergifteter Doppelagent auf. Kurz bevor Nord Stream 2 vor 
der Fertigstellung steht, wird ein Oppositionsführer vergiftet. Warum dieser dann 
vor laufender Kamera verhaftet und verurteilt wird, damit diese Bilder die ganze 
Welt schockieren, weiß wohl nur die russische Bürokratie. Aber Russland war 
immer schon anders. Seit 1000 Jahren folgt das politische System Russlands eige-
nen Regeln. Wie diese plötzlich durch einen „Regime-change“ geändert werden 
könnten, ist wiederum ein Geheimnis, das nur die Neokonservativen in Washing-
ton kennen. Russland lässt sich nicht ein- und unterordnen wie andere früher kom-
munistische Länder. Russland ist nicht Albanien.

Sicherheit in Europa ohne Russland ist schwer möglich. Russland ist ein Teil unse-
res Kontinents, die Geografie lässt sich nicht verändern. Durch die im Zusammen-
hang mit dem Ukraine-Krieg verhängten Sanktionen soll Russland politisch 
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isoliert und wirtschaftlich stark geschwächt werden. Die Rückwirkungen dieser 
Sanktionen treffen aber auch jene Länder, die sie verhängt haben. Man hat nicht 
den Eindruck, dass die Europäer aus dieser Auseinandersetzung gestärkt hervor-
gehen. Eher das Gegenteil ist der Fall. Aber auch die USA können nicht daran inte-
ressiert sein, dass Europa auf Dauer geschwächt wird.

Angesichts der zwischen Europa und Russland gegebenen Interessenslage sollte es 
möglich sein, in drei Bereichen die Partnerschaft wieder herzustellen: politisch, 
wirtschaftlich sowie im Sicherheitsbereich.

Russland wurde 1996 Mitglied des Europarates, hat damit, so wie die anderen Mit-
glieder, die entsprechenden Verpflichtungen hinsichtlich der Europäischen Kon-
vention der Menschenrechte eingegangen und kann an den unterzeichneten Ver-
trägen gemessen werden. Schon damals gab es Widerstand gegen die Aufnahme 
Russlands in den Europarat. Mit Beginn der „Spezialoperation“ gegen die Ukraine 
wurde Russland von der gesamteuropäischen Organisation ausgeschlossen.

Die Grundlagen der Wirtschaftspartnerschaft sind klar: Russland ist reich an Erdöl 
und Erdgas, das Europa benötigt. Die Länder der Europäischen Union wiederum 
sind in der Lage, Russland beim Aufbau jener Wirtschaftsstrukturen zu helfen, die 
eine moderne Volkswirtschaft braucht. Überlegungen hinsichtlich einer Sicher-
heitspartnerschaft müssen wohl davon ausgehen, welchen Gefahren ein Land bzw. 
eine Region ausgesetzt ist. Ist man gemeinsamen Gefahren ausgesetzt, ist wohl ein 
entsprechender Anreiz gegeben, zur Abwehr dieser Gefahren zusammen zu arbei-
ten. In diesem Sinne gibt es wesentliche Gründe, die für eine Partnerschaft zwi-
schen Europa und Russland sprechen. Die USA sehen das offensichtlich anders; ein 
Grund mehr, diese Fragen im Rahmen des transatlantischen Dialogs offen zu dis-
kutieren.

6.6. Wie sollen wir uns gegenüber China verhalten? 

Im Jahre 2020 hat China erstmals die USA als wichtigsten Handelspartner der Euro-
päischen Union überholt. In diesem Jahr betrug das Handelsvolumen der EU mit 
China € 586 Milliarden; mit den USA waren es € 555 Milliarden. Trotz Corona-Krise 
stiegen die Exporte der EU nach China um 2,2 % auf € 202,5 Milliarden.

Nun haben die USA 2017 in ihrer Nationalen Sicherheitsstrategie neuerlich betont, 
dass sie der Garant der internationalen Ordnung sind; Russland und China hin-
gegen wurden als feindliche Staaten eingestuft. Dies deshalb, weil diese beiden 
Länder nach einer Neugestaltung der internationalen Ordnung streben, was ihnen, 
gemäß Washington, nicht zusteht. Tatsächlich ist in den letzten Jahrzehnten mit 
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China eine Wirtschaftsmacht entstanden, die durchaus gewillt ist, ihren Einfluss 
auch machtpolitisch umzusetzen. In Washington wird diese chinesische Politik, 
insbesondere das Lieblingsprojekt von Präsident Xi Jinping, die „Belt and Road Ini-
tiative“, als Gefahr für die bestehende Ordnung angesehen. Auch führende Wissen-
schaftler vertreten die Meinung, diese Entwicklung würde auf einen Krieg zwi-
schen den USA und China hinauslaufen.

Seitens des Westens wird vielfach argumentiert, wirtschaftliche Stärke bedeutet 
automatisch politische Macht. Das stimmt nicht. Schon vor Jahrzehnten wurden 
Europa und Amerika mit japanischen Autos und japanischer Hochtechnologie 
überschwemmt, ohne dass dadurch der politische Einfluss Japans entscheidend 
gestiegen wäre.

Donald Trump hat China einen Wirtschaftskrieg erklärt, den sein Nachfolger 
Biden noch intensiviert hat. Dabei geht es um wesentlich mehr als um Handelsfra-
gen. Es geht um die Vorherrschaft in einer neuen internationalen Ordnung. Wie soll 
sich Europa dabei verhalten? Wird es den Europäern möglich sein, ihre eigenen 
Interessen zu vertreten? Da gerade die neue US-Administration betont, Menschen-
rechte und die Rechte von Minderheiten bei politischen Konkurrenten wie China 
stärker betonen zu wollen, wird man das auch von Europa verlangen. Aber wie 
kann man bei einer alten Zivilisation, die seit Konfuzius ihrem eigenen Werteko-
dex folgt, eine Verhaltensänderung erreichen? Ist man bereit, unter dem Motto 
„Menschenrechte“ permanente Spannungen mit Peking in Kauf zu nehmen? Wo 
liegt die Grenze zwischen der „Verbreitung universeller Werte“ und einem getarn-
ten Neo-Kolonialismus?

Wenn es einen Weg gibt, die Rechte der Bürger zu fördern, dann wohl den, durch 
die Entwicklung der Wirtschaft einen noch breiteren Mittelstand zu schaffen bzw. 
Institutionen wie jene in Europa als Vorbild zu präsentieren. Jedenfalls sollte die 
Europäische Union bemüht sein, eine neue internationale Ordnung im Rahmen 
von multilateralen Institutionen zu verhandeln und nicht durch gewaltsame Aus-
einandersetzungen erzwingen zu wollen.

Ist unter den Bedingungen, wie sie hier dargestellt wurden, eine Neugestaltung, 
vielleicht sogar eine Verbesserung der transatlantischen Beziehungen möglich? 

JA! Dabei muss man aber von politischen Realitäten, auch wenn man sie kritisch 
sieht, ausgehen, nicht von einem erhofften Wunschdenken. Möglichkeiten 
bestehen sowohl im bilateralen Bereich, von Handelsabkommen über eine ver-
stärkte wissenschaftliche Zusammenarbeit bis zum Umweltschutz; aber auch im 
multilateralen Bereich, beim Aufbau einer neuen internationalen Ordnung. Vor 
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allem aber geht es um das gegenseitige politische Verständnis und Vertrauen. Die-
ses darf nicht, selbst bei der Anerkennung der Führungsrolle der USA, von einer 
Seite dekretiert, sondern muss im Dialog erarbeitet werden.
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The Quiet Revolution: Domestic Challenges 
Should Unite Us, Not Divide Us
One troubling legacy of recent years on European-American relations is a tendency 
to focus on what divides us, rather than what unites us. The Trump period rein-
forced many stereotypes, particularly but not only from the European left, about 
the United States as a rapacious, crime-ridden capitalist society pockmarked by 
pervasive racism and huge inequalities. Trump’s tenure also lifted voices from the 
American right who view Europe as a declining continent populated by lazy, effete 
free-riders, controlled by the dirigiste étatism of faceless bureaucrats. These tropes 
are not new, but they were given force and power by the turbulence that engulfed 
the transatlantic relationship. Unwinding this tangle of European anti-American 
and American anti-European prejudices will not be easy. 

In this sense, the greatest deficits we face across the Atlantic are not those of trade 
or military spending, but deficits in trust and perception, which can easily lead to 
further estrangement, should more people on each side of the Atlantic come to 
believe that the other society has become so different that it is less relevant to one’s 
own concerns.

The Narcissism of Minor Differences 

Sigmund Freud employed the term “the narcissism of minor differences” to explain 
how people sometimes exaggerate small differences to draw lines between groups 
of people. In a book with this same title, historian David Baldwin borrowed from 
Freud to demonstrate that even though Europeans and Americans have their dif-
ferences, they are not nearly as great as many might think. Baldwin presents 
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quantifiable data on a wide array of social conditions on each side of the Atlantic – 
economic performance, health and welfare, crime, education and culture, trans-
port, the environment, civil society and nationalism, religion and science, assimi-
lation and equality. Of some 500 data points, only half a dozen present a sharp 
contrast between the United States and Europe. In every other respect, conditions 
in the United States fall somewhere between those in the surprisingly wide span of 
Western Europe’s nations.1

I have noticed in conversations about such comparisons a tendency among 
European elites to compare their individual country to the infinitely larger and 
more diverse United States, rather than to consider that Europe itself is internally 
quite diverse. America is not Austria. But neither is Italy, Sweden, Romania or 
Poland. And who says that Austria is Europe? Any more than Alabama or Oregon 
are America? The entire population of Austria is less than that of Los Angeles 
county. Comparing the vast continent that is the United States with a small 
European country such as Austria can only lead to skewed impressions and bad 
public policy choices. If one considers Europe’s own immense diversity, one might 
see that – with some isolated exceptions – differences within the United States and 
among the various states of Europe generally exceed any overall differences 
between Europe and the United States.

The Quiet Revolution 

Instead of picking at our differences, we would do better by viewing them within 
the context of much more important similarities and many common challenges. 
Fortunately, outside the media glare, regional leaders, companies and civil society 
actors are forging new transatlantic bonds that are making a real impact on people’s 
daily lives. 

Throughout the Atlantic world, societal actors are bypassing the bitterness and 
acrimony that preoccupy Washington and European capitals because they realize 
that each of our societies can provide a frame of reference for the other. Transatlantic 
policy sharing has become a pathway of domestic change in our respective domes-
tic policies – from vocational training models, rustbelt revival and urban planning 
to energy sustainability, transportation, and social and civic activism.

European and American scientists and entrepreneurs are pushing the frontiers of 
human discovery in such fields as genetics, nanotechnology and digital commerce. 
The first breakthrough vaccine, developed by Germany’s BioNTech together with 
the U.S. company Pfizer, was an amazing feat of science not possible for any 
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previous pandemic. It is a vivid reminder of what intensive transatlantic coopera-
tion can achieve.

In many areas of the United States and Europe, local officials and civic actors are 
grappling with similar elements of profound change. Increasingly, they are sharing 
their experiences. Americans have profited from lessons gained from British enter-
prise zone concepts, German and Austrian environmental planning, and Danish 
models of workforce development. Since the United States lacks a national system 
for vocational training, American governors have looked abroad. The result: 10 U.S. 
states have drawn on European “dual systems” to develop their own programs. San 
Francisco and Boston developed „car sharing“ programs modeled after European 
cities. Dayton, Ohio and Northern Virginia modeled their regional air monitoring 
program after European initiatives. The U.S. state of Maryland and the German 
Land of Schleswig-Holstein established a partnership to focus together on alterna-
tive energy techniques, particularly wind power. New Jersey’s pollution prevention 
and permitting programs were modeled after Dutch “covenants.” Cape Charles, 
Virginia successfully adopted Kalunborg, Denmark’s experiences with ecological 
industrial parks to revitalize its brownfields and to build an ecological industrial 
park.

This learning is not one-way. Practitioners serving immigrant communities from 
major U.S. and European cities engage in regular exchanges with regard to issues 
such as education, language and job training, conflict resolution, citizenship/natu-
ralization, intercultural training, public safety and law enforcement, community 
awareness and leadership. Urban planners have shared good practice when it comes 
to transitioning from sectoral to holistic planning strategies. Shared learning 
among New Jersey, New York City, Buffalo, Chicago and Germany’s Ruhr Valley 
helped to revitalize polluted industrial areas and improve regional land-use and 
greenspace planning. The Dutch association AutomotiveNL and the Michigan 
Economic Development Department have leveraged their respective strengths to 
promote sustainable growth and enhance the interconnection between automotive 
supply chains. European and U.S. innovation clusters have generated dense link-
ages among small and medium-sized enterprises across both continents that are 
breaking new ground in areas ranging from photonics and software development 
to marine- and bio-technology. 

In recognition of these efforts, the Biden administration created an office of subna-
tional diplomacy within the State Department, which is building the capacity and 
expertise of cities, regions, and states to engage with counterparts around the 
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world in ways that benefit their residents. They are finding ready partners across 
the European continent.

Transatlantische Innenpolitik 

These examples underscore a larger phenomenon. If we look beyond the stereo-
types and the ups and downs of relations between Washington, Brussels, Paris, 
Berlin and Vienna, and focus more on the ways in which Europeans and Americans 
are simply connecting, then it becomes quite clear that our economies and societies 
have not drifted apart, we have in fact become so intertwined that in a number of 
specific areas we have transcended “foreign” relations. Much as EU member states 
often discuss issues as a sort of “European domestic policy (Europäische 
Innenpolitik),” so too have Europeans and Americans moved into a new arena of 
“transatlantic domestic policy (Transatlantische Innenpolitik)” – in many areas of 
public policy. Scholars, journalists and policymakers have only begun to capture 
the many dimensions of this phenomenon. 

In short, the incessant attention paid to the possibility of transatlantic divorce is to 
focus on the wrong question. Current squabbles have little to do with continued 
existence of an Atlantic partnership. Sure, our partnership is in disarray. When it 
has ever been in array? Repeated worries about Europeans and Americans drifting 
into opposing camps should be discarded for what they are – worries from the past. 
Europe and America are bound together too firmly for a real breach to take place. 
Our most significant challenges are those we face together, not those that divide us. 

Of course, because so many transatlantic issues are debated as quasi-domestic con-
troversies, they can also generate frictions over such issues as food and safety stan-
dards, competition policies, race and religion, human rights, individual liberties, 
privacy protections and human mobility. Such debates rarely reflect differences in 
values themselves, however, than different perspectives on what tradeoffs are polit-
ically or socially acceptable when these values collide with each other. And on many 
of these issues, differences within the United States and within Europe are more 
serious than those between the United States and Europe.

Seen in this context, the United States and Europe have a rare opportunity to recast 
their partnership not only through coordinated efforts on foreign policy issues, but 
by viewing each other as a frame of reference when it comes to tackling similar 
challenges at home. Five areas loom as priorities. 
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Moving from Sickness to Health

The most urgent priority is to lead our societies and our economies from sickness to 
health. As of this writing, the COVID-19 pandemic has taken more than 3 million 
lives worldwide. The United States and the EU have each lost close to 600,000 lives. 

COVID-19 is an unprecedented test of transatlantic and global cooperation to 
ensure healthy societies and restore healthy economies. It will be a high-priority 
health security threat for years to come. Though multiple authorized vaccines are 
now available, and many more candidate vaccines are in development, it will take 
a year or more to manufacture and deploy enough vaccine to stop the pandemic. 
Even after vaccination becomes routine, it is likely that the virus will remain 
endemic and continue to evolve, requiring vaccine adjustments and constant vigi-
lance for years to come.

With this in mind, the United States and the EU should take up the EU’s offer to 
develop a pandemic playbook for prevention, preparedness and response, aligning 
preparedness plans, crisis protocols and dedicated assets to tackle future emergen-
cies. This could include improving data and knowledge sharing, early warning sys-
tems and stockpiling of key medical equipment. U.S. and EU agencies for medi-
cines, disease prevention and control and biomedical research should coordinate to 
ensure what the EU calls “a coherent transatlantic position and information flow.” 
Such a playbook should be prepared with humility and with a look to lessons from 
other democracies who have coped better with the crisis than Europe and the 
United States.

Tackling “Infodemics” and Digital Pathologies

The COVID-19 pandemic has been accompanied by what the WHO calls a global 
“infodemic” of mis- and disinformation that has undermined public health mea-
sures and led to additional loss of life. Domestic groups spreading disinformation 
about vaccine COVID-19 are coordinating and highly organized. The level of 
resources they are bringing to spread disinformation about COVID-19 vaccines, as 
part of their goal to increase disinformation about vaccines in general, is unmatched 
by efforts by health authorities. Other actors, such as China and Russia, intention-
ally spread mis- and disinformation about efforts by democratic countries to fight 
the virus while heralding authoritarian measures. The United States and its 
European partners should mobilize to address this infodemic, including through 
public education efforts that reach beyond COVID, and through more rigorous vac-
cine diplomacy that showcases how democracies are addressing the challenge.
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The infodemic challenge ranges beyond its public health dimension. Digital disin-
formation was expanding even before the pandemic arrived. Fake news, manipu-
lated information and hate messages travel quickly over social media and personal 
messaging platforms. Citizens don’t just consume this information; they extend it 
further to their respective networks. They have become both targets and carriers. 
Deepfakes and video manipulation make it difficult to distinguish what is real, 
exacerbating the impact of sophisticated digital propaganda.2

The pandemic and its attendant recession supercharged the spread of disinforma-
tion and conspiracy theories among those suffering from economic distress and 
social dislocation, who felt they were losing control of their lives and thus more 
inclined to be suspicious of science and experts, to believe that the pandemic is 
exaggerated, and that onerous government restrictions are unwarranted. For 
anti-establishment political groupings, the pandemic has offered an opportunity to 
test tactics and forge new alliances. Conspiracy theories like QAnon, which emerged 
in 2017 in the United States, have crossed the Atlantic, finding fertile ground among 
France’s gilets jaunes and Germany’s Querdenker and Reichsbürger movements, 
British Brexiteers, Italian anti-vaxxers, and social media communities across the 
continent.3 

Both sides of the Atlantic share an interest in the protection of the democratic pro-
cess, including tackling dis- and mis-information and specific emerging practices 
such as deep fakes. This shared objective could be part of a dialogue on the respon-
sibility of platforms to provide greater transparency of their content moderation 
rules and procedures, and for algorithmic take-down of hate speech and fake news, 
which would benefit from a coordinated transatlantic approach. 

Building Back Better: Integrating Climate Strategies with Economic 
Opportunities 

President Biden returned the United States to the Paris Climate Agreement and the 
UN Framework Convention on Climate Change process, and set a U.S. goal of car-
bon neutrality by 2050, which mirrors the EU’s own target. He engineered a “green” 
economic recovery from the pandemic-induced recession. These are all indicators 
that working with Europe and other international partners is fundamental to U.S. 
climate and energy policies.

The climate and energy transitions underway are about much more than the envi-
ronment. They herald a fundamental transformation that promises to make our 
societies stronger, safer and more resilient through economies that can weaken the 
link between the production of wealth and the consumption of resources. This 
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transformation will not happen overnight, yet it can be accelerated to the extent 
that climate and energy goals can be integrated with plans to boost economic recov-
ery, jobs, growth and a just transition, both at home and abroad. Effective green 
recovery plans have the potential to boost income, employment and GDP better 
than traditional stimulus measures, while also reducing emissions.

Because green recovery plans and climate and energy transformations are so fun-
damental to each of our societies, they must be grounded in extensive stakeholder 
engagement on each side of the Atlantic. Initiatives must go beyond formal U.S.-EU 
channels and individual national government actions and engage regional, state 
and local actors, NGOs, and the private sector. Such engagement is also an import-
ant safeguard to ensure momentum is not dependent on any particular govern-
ments or individuals. For instance, in recent years 25 U.S. states committed them-
selves to the Paris Climate Agreement in the absence of leadership at the federal 
level by the Trump administration. 

European actors should continue and reinforce their efforts to forge coalitions with 
like-minded U.S. governors, mayors and other leaders, just as U.S. climate and 
energy diplomacy should engage societal actors across the European Union. The 
parties should prioritize inclusive policy dialogues with all stakeholders, including 
those who are less convinced of the need to act on climate change or fear that they 
could lose out in the energy transition. 

In June 2021 the U.S. and the EU committed to form a Transatlantic Green Tech 
Alliance to create lead markets and cooperate on clean and circular technologies, 
such as renewables, grid-scale energy storage, batteries, clean hydrogen, and car-
bon capture, storage and utilization. They must now make good on this pledge. 
Such arrangements would allow the EU and the United States to pool scarce research 
resources, encourage faster and broader roll out of new technologies, promote reli-
able and affordable energy supplies, and rapidly develop common standards for 
new technologies for further dissemination. 

Tackling Issues of Migration and Mobility 

Although migration patterns were slowed by the pandemic and its attendant reces-
sion, migration pressures have increased once again. 

Despite some significant differences in their social models and the degree to which 
demographics will drive immigration policies, European countries and the United 
States each face publics often skeptical about migration’s benefits; strong underly-
ing pressures for migration from neighboring developing countries; the imperative 
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to reap the economic benefits of immigration more fully; the need to manage 
porous borders effectively, to integrate newcomers successfully, and to respect the 
rights of all. Across Europe and North America, many immigrants and their off-
spring are well behind native-born individuals in educational achievement, eco-
nomic opportunity, and social and political engagement. These disadvantages 
translate into varying degrees of economic, social, and political marginalization, 
breeding mutual mistrust and suspicion.4 There is great potential in building on 
existing transatlantic exchanges among professionals in this field to learn from one 
another when it comes to these similar challenges. 

Social Reckonings

The death of George Floyd in police custody in Minneapolis in June 2020 reverber-
ated powerfully across the United States, triggering a sweeping societal reckoning 
with the country’s systemic racism that first propelled millions of Americans to the 
streets, and then to the ballot box, arguably making enough difference in some 
critical swing states to secure victory for Joe Biden and Kamala Harris in the 
November 2020 presidential elections. Reactions were similar in Europe, as tens of 
thousands of Europeans were driven to the streets by strong feelings of anti-racism 
and solidarity with the Black Lives Matter movement, not just in the United States, 
but in Europe and beyond. 

On both continents these protest movements have been countered by those who 
question notions of “systemic” or “institutional” racism. Both continents have also 
experienced a surge of far-right terrorist incidents targeting migrants and ethnic 
groups, Islamic and Jewish individuals and groups, and people of color. 

Rather than address Europe’s own challenges in these areas, some European leaders 
chose to evoke a false sense of moral superiority. The comment by European 
Commission Vice President Margaritis Schinas that “Europe as a whole has been 
doing better than the United States”5 is a representative view. For Gary Younge of 
the University of Manchester, the Schinas statement was indicative of the selective 
amnesia many European elites suffer when it comes to Europe’s own colonial and 
imperial past and its racist present. Schinas essentially was telling Europeans that 
they should be happy with the racism they have, even though, according to Younge, 
“Europe has every bit as vile a history of racism as the Americas, indeed, the histo-
ries are entwined. The most pertinent difference between Europe and the US in this 
regard is simply that Europe practiced its most egregious forms of anti-black rac-
ism – slavery, colonialism, segregation – outside its borders. America internalized 
those things.” Europe largely offshored its responsibility for colonial racism and 
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repression, which, in Younge’s words, has “left significant room for denial, distor-
tion, ignorance, and sophistry when it comes to understanding that history.”6 

The sad reality is that in both the United States and in Europe, people of color are 
more likely to face discrimination in the job market, in education, health care and 
housing, and to be stopped and searched by the police. On both continents, racial-
ized communities have borne the brunt of the pandemic and the economic slow-
down.7

Some modest steps have been taken. In the wake of the 2020 protests, the EU for the 
first time explicitly acknowledged the structural, institutional and historical 
dimensions of racism in Europe and the need to address them. The Commission 
presented an action plan comprised of a series of proactive policies that go beyond 
its previous focus on individual aspects of racism to address its structural and insti-
tutional dimensions. Nonetheless, Ursula von der Leyen presides over an all-white 
European Commission, and minority groups are woefully underrepresented in the 
European Parliament and many member state parliaments. 

U.S. President Joe Biden was the first U.S. president to call out white supremacy in 
his inaugural address, in which he also decried “the sting of systemic racism.” By 
picking Kamala Harris – the first woman of color to serve as vice president – and the 
most diverse cabinet in U.S. history, Biden surrounded himself with people to help 
him push anti-racism action forward. However, the administration encountered 
pushback in the U.S. Congress and within individual U.S. states, some of which, 
such as Georgia, passed more restrictive voting laws. A number of prominent 
shootings – either from the police or from amok individuals – have traumatized 
communities across the country. 

Here too, instead of trying to distance ourselves from one another, we can embark 
on a more productive path by recognizing that the challenges we face in this space 
are more similar than we tend to admit. More effective transatlantic dialogue on 
ways to tackle the challenges of racism and discriminatory practices that plague our 
democracies is sorely needed.
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EUROPA – USA
Europa und die USA werden oft als Teil eines Ganzen gesehen. Und das aus guten 
Gründen: Gemeinsam sind sie der „Westen“. Gemeinsam haben die Standards für 
die liberale Demokratie und den Verfassungs- und Rechtsstaat entwickelt. Aber 
Europa und die USA sind auch voneinander getrennt – und nicht nur durch den 
Atlantik. Die USA verstanden sich nach 1776 als Antithese zum Europa der Feudal- 
und Kolonialherren. Und Europa blickte oft mit Verachtung auf die – vermeintliche 
– Kulturlosigkeit der neureichen Vettern.

Die europäische Linke sah in den USA das Zentrum eines profitgierigen Kapitalis-
mus und ebenso eines hartnäckigen Rassismus. Europas Rechte wiederum konnte 
den USA nicht verzeihen, in der Tradition Woodrow Wilsons und Franklin Roose-
velts der „alten Welt“ Lektionen in Sachen Frieden und Humanität erteilt zu haben.

US-amerikanische Linke und Liberale sahen im deutschen Militarismus, im briti-
schen und französischen Kolonialismus, aber auch im Sowjetkommunismus alles 
das, was Amerika unbedingt zu vermeiden hatte. Die amerikanische Rechte wiede-
rum war empört über die angeblich typisch europäische Neigung zu Dekadenz und 
naivem Pazifismus.

Die Wirklichkeit ist natürlich eine andere. Sie ist geprägt von komplexen Wider-
sprüchen. Die USA und Europa (und zwar speziell das Europa der EU) haben so 
vieles gemeinsam, dass sich beide Seiten immer wieder bemühen, Differenzen zu 
entdecken und zu betonen: Viele in Europa legen wert darauf, nicht amerikanisch 
zu erscheinen; und viele in den USA wollen die amerikanische Geschichte nicht als 
Verlängerung der europäischen sehen. Die von Sigmund Freud beobachtete „Lust 
am Anderssein“ bestimmt – auch – das von so vielen Gemeinsamkeiten charakteri-
sierte Verhältnis zwischen (Nord-) Amerika und Europa. Diese Gemeinsamkeiten 
bestehen – aber ebenso Unterschiede, die den Gemeinsamkeiten nicht widerspre-
chen, sondern mit diesen zu einem dialektischen Gesamtbild zusammenzufügen 
sind.

This work is licensed under a Creative Commons attribution 4.0 international license (CC BY 4.0) 
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/ 
https://doi.org/10.56560/isbn.978-3-7011-0559-5_6
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Gemeinsamkeiten:

1. �Die ideengeschichtliche Grundlage der politischen Ordnung:  
Die Aufklärung des 18.Jahrhunderts

Die USA entstanden aus dem Widerstand der englisch sprechenden Siedler Nord-
amerikas gegen die Herrschaft der britischen Krone über die 13 nordamerikani-
schen Kolonien. Dieser Widerspruch war mit einem radikaldemokratischen 
Anspruch verbunden: „We, the People“. Dieser 1776 in Form der Unabhängigkeits-
erklärung verkündete und im Krieg gegen die Truppen des Königs durchgesetzte 
Anspruch fand 1789 seine Entsprechung in der Französischen Revolution.

Die „Väter“ der USA und der Französischen Republik waren vielfach miteinander 
verbunden. Die Konzeption einer Gewaltenteilung wurde in Europa entwickelt, 
von John Locke und Charles Montesquieu, bevor die 1787 beschlossene US-Verfas-
sung zur Grundlage des modernen Verfassungs- und Rechtsstaates wurde. Die US-
Verfassung wiederum beeinflusste im 20.Jahrhundert europäische Verfassungen. 
Der gebürtige Brite Thomas Paine prägte mit seinem radikaldemokratischen Den-
ken die amerikanische Revolution. Der Marquis de Lafayette kommandierte fran-
zösische Truppen, die mit der Armee George Washingtons gemeinsam gegen die 
Briten kämpften, bevor Lafayette zu einer Schlüsselfigur der Revolution in seinem 
eigenen Land werden sollte. Thomas Jefferson, der Autor der „Declaration of Inde-
pendence“, war in den Jahren vor dem 14. Juli 1789 US-Botschafter in Paris. 

Die amerikanische und die französische Revolution waren durch vieles und durch 
viele verbunden. Die Revolutionäre da wie dort beriefen sich auf die Universalität 
der Menschenrechte. Aber den Menschenrechten wollten und konnten die Revolu-
tionäre nicht in die Realität umsetzen. Zunächst war es kaum bestritten, dass die 
Formel von der allen Menschen angeborene Freiheit und Gleichheit nicht für 
Frauen und auch nicht für Sklaven und auch nicht für die angehörige indigener 
Völker gelten sollte. Freiheit und Gleichheit wurden in den vormals britischen 
Kolonien und im revolutionären Frankreich aus dem Interesse aufgeklärter weißer 
Männer heraus definiert und umgesetzt. Dass die Ordnung, die sich auf das 
Bekenntnis zu den Menschenrechten berief, sowohl in der amerikanischen als auch 
in der französischen Revolution unvollendet blieb, war ebenfalls eine Gemeinsam-
keit.

Der Widerspruch zwischen dem Anspruch der Menschenrechte und einer davon 
abweichenden Wirklichkeit erzeugte vielschichtige Spannungen, die wiederum 
eine Entwicklungsdynamik auslösten. Konflikte näherten auf beiden Seiten die 
Realität der Norm an: in Form des Endes der Sklaverei und der Einführung des 
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allgemeinen und gleichen Wahlrechts für Frauen und Männer; durch die konkrete 
Bestätigung und Vertiefung der universellen Menschenrechte durch die US-Bür-
gerrechtsgesetzgebung der 1960er Jahre wie auch in Form der Verabschiedung von 
Menschen- und Grundrechtskonventionen durch den Europarat und die Europäi-
sche Union.

2. Die Hegemonie der „liberalen Demokratie“ – seit 1945, seit 1989

Im 20.Jahrhundert erwies sich die Demokratie, die sich in Europa und Amerika ent-
wickelt hatte, allen konkurrierenden Systemen als deutlich überlegen. Von ihren 
Gegnern als „dekadent“ abgeschrieben, verhinderte 1940 die die Widerstandsfä-
higkeit der britischen Westminster-Demokratie den Sieg des nationalsozialisti-
schen Deutschlands. Das ökonomisch-militärische Potenzial der USA sicherte 1945 
– gemeinsam mit der UdSSR – den Sieg über den deutschen Nationalsozialismus, 
den italienischen Faschismus und die japanische Militärdiktatur.

Das Spannungsfeld des „Kalten Krieges“ endete 1989 mit dem Zusammenbruch der 
marxistisch-leninistischen Systeme in Europa. Die „liberale Demokratie“, die auf 
politischem Pluralismus und der Begrenzung von Regierungsmacht setzte, hatte 
sich dem Einparteiensystem sowjetischen Typs als überlegen erwiesen. Der „libe-
ralen Demokratie“ fehlt seither eine „Antithese“, wie sie in den totalitären Diktatu-
ren bestanden hatte. Die Demokratie hat nicht überall gesiegt – wie vor allem das 
Beispiel der Volksrepublik China demonstriert. Aber Faschismus à la Hitler und 
Kommunismus à la Stalin sind von der politischen Landkarte verschwunden. Die 
Demokratie à la Roosevelt und Churchill aber besteht weiter.

Die Demokratie ist nicht, wie von Ideologen eines biologischen Elitismus prophe-
zeit, als „Pöbelherrschaft“ untergegangen; untergegangen sind die Systeme, die auf 
der angeblich natürlichen Herrschaft von „starken Männer“ bauten. Im Wider-
spruch zu den sich auf Karl Marx berufenden Prognosen hat das Neben- und Mit-
einander von politischem Pluralismus (Mehrparteiensystem) und wirtschaftli-
chem Pluralismus (Marktwirtschaft) nicht zum Kollaps der „liberalen Demokra-
tie“ geführt. Die Demokratie war in der Lage, durch einen politisch gesetzten Rah-
men den Kapitalismus mit den Regeln der Demokratie kompatibel zu machen – wie 
das Roosevelts „New Deal“ oder der europäische Neo-Korporatismus zeigten.

Die Demokratie hatte sich im Laufe des 20.Jahrhunderts auf beiden Seiten des 
Atlantik durchgesetzt. Diese Gemeinsamkeit wurde begleitet von einer engen ame-
rikanisch-europäischen Kooperation – etwa in Form des „Marshall Planes“ und der 
OECD, aber auch von Bündnisstrukturen wie der NATO. Und das sich einigende 
Europa hat viel vom Föderalismus der USA gelernt – unter dem Motto „E Pluribus 
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Unum“. Vielfalt verhindert nicht Einheit. Die Akzeptanz von Vielfalt kann der Ein-
heit förderlich sein.

3. Die populistische Herausforderung (Trump, Orbán und Co.)

Die historischen Erfolge der Demokratie waren weder in Amerika noch in Europa 
selbstverständlich. Und auch wenn die Demokratie sich stärker als die Diktaturen 
Hitlers und Stalins erwiesen hat – das „Ende der Geschichte“ wurde nicht erreicht. 
Die Zukunft der Demokratie bleibt offen. Im 21. Jahrhundert machen sich in Europa 
und Amerika politische Strömungen bemerkbar, die der liberalen Demokratie ent-
gegentreten. Anders als in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts firmieren diese 
Gegenbewegungen aber nicht offen als Gegner der Demokratie. Sie berufen sich 
auf „das Volk“, sie wollen einer besseren, der „wahren“ Demokratie zum Durch-
bruch zu verhelfen.

In den USA hatte schon in den 1950er Jahren eine vor allem von Senator Joseph 
McCarthy betriebene Bewegung die Tätigkeit sowjetischer Agentinnen und Agen-
ten zum Anlass genommen, unter Verletzung von Grundrechten (etwa im Bereich 
der akademischen Freiheit) eine Kampagne zu starten. Diese war gekennzeichnet 
von einer Hysterie, unter deren Einfluss Kritik an der US-Politik als „antiamerika-
nisch“ gebrandmarkt wurde. Künstler wie Charlie sahen sich in den USA verfolgt 
und Charlie Chaplin ging deshalb ins Schweizer Exil. Die Vielfalt der amerikani-
schen Demokratie war herausgefordert.

Die Tätigkeit McCarthys wurde durch den Widerstand der Zivilgesellschaft, aber 
auch im US-Kongress schließlich unterbunden. Aber zwei Generationen später 
nützte Donald Trump eine ähnliche Welle simplifizierter Emotionalisierung für 
seine Wahl zum US-Präsidenten. Und die von Trump benützte Technik der Erfin-
dung von Feindbildern und der demonstrativen Geringschätzung der „checks and 
balances“ – der Pluralität der Medien und die Unabhängigkeit der Justiz – hatte 
Parallelen in Europa. In Westeuropa forderte der rechtspopulistische Neo-Nationa-
lismus (vertreten etwa durch Jean-Marie und Marine Le Pen) vor und nach 2000 
den breiten Konsens der demokratischen Kräfte heraus, die nach 1945 den europäi-
schen Einigungsprozess gestartet und damit die für zwei Weltkriege verantwortli-
chen Nationalismen gezähmt hatten. Im vormals kommunistischen Teil Europas 
repräsentieren die polnische PiS und die ungarische Fidesz den Versuch einer Re-
Nationalisierung der Politik.

Donald Trump auf der einen Seite, Marine Le Pen und Viktor Orbán auf der ande-
ren Seite repräsentieren eine grob vereinfachtes Verständnis von Demokratie als 
Mehrheitsherrschaft; als eine Diktatur der Mehrheit, ohne Respekt vor den 
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Rechten von Minderheiten und der Teilung politischer Macht auf eine möglichst 
große Zahl von Institutionen und Positionen. Begriff und Inhalt der „liberalen 
Demokratie“ – die auf einem komplexen Verständnis beruht, insbesondere auf 
einer Balance zwischen Mehrheitsherrschaft und Minderheitsrechten – werden 
verächtlich gemacht. 

4. �Die rassistische und kolonialistische Vergangenheit  
und deren verspätete Wahrnehmung

Die USA und Europa sind auch durch die Analogien verbunden, die in ihrer Ver-
gangenheit bestehen; Gemeinsamkeiten, die im 21. Jahrhundert zunehmend Kon-
flikte mit einer auf Erinnerung bauenden Identität provoziert. In den USA betrifft 
dies die Geschichte der Sklaverei und die auch nach deren Ende weiterlebende Dis-
kriminierung von „African Americans“. Diese Diskriminierung ist zwar schritt-
weise zurückgedrängt worden – etwa durch die Bürgerrechtsgesetze der 1960er 
Jahre und durch die sichtbar wachsende Präsenz von „black and brown people“ in 
Spitzenpositionen in den verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen. Aber die 
ungleiche Vermögensverteilung und die alltägliche Gewalt, die Menschen mit 
dunkler Hautfarbe überproportional trifft, zeigt die Hartnäckigkeit rassistischer 
Vorurteile.

Diese Vorurteile sind keineswegs auf eine Kluft zwischen „schwarz“ und „weiß“ 
reduzierbar. Menschen asiatischer Herkunft haben ebenso Grund, sich sehr oft als 
Opfer der Aggression einer um ihre Mehrheitsposition fürchtenden, von „Weißen“ 
dominierten Gesellschaft zu fühlen. Und „Native Americans“ sehen sich – mit 
nachvollziehbarer Begründung – weiterhin als primäre Verlierer der Nationswer-
dung der USA.

Die Entschuldigung von Präsident Joe Biden 2021 in Tulsa, Oklahoma, für eines der 
schlimmsten Pogrome der US-Geschichte, fand im gleichen Jahr eine eindrucks-
volle Parallele in der Entschuldigung der Bundesrepublik Deutschland für den 
Genozid, den mehr als hundert Jahre davor die deutsche Kolonialmacht in Süd-
westafrika (dem heutigen Namibia) zu verantworten hatte; und auch in der Ent-
schuldigung des Präsidenten der Französischen Republik für das Versagen Frank-
reichs in Ruanda, als französische Truppen 1994 einem Völkermord zusahen, den 
sie hätten verhindern können.

Die USA und Europa haben in einer nicht zufälligen Parallelität sich den dunklen 
Seiten der Geschichte des „weißen Mannes“ zu stellen. Die globale Hegemonie 
Europas hatte sich am Beginn der Neuzeit in Nordamerika ein zweites 
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Machtzentrum geschaffen. Und beide Zentren haben erst allmählich begonnen, 
sich den Schattenseiten dieser ihrer globalen Rolle zu stellen.

Unterschiede:

5. Weltpolitische Handlungsfähigkeit vs. Handlungsunfähigkeit

Die USA sind ein politischer und ökonomischer Riese. Seit dem Zweiten Weltkrieg 
sind die Vereinigten Staaten einer der, ja der global bestimmende Akteur. Der ame-
rikanische Einfluss prägte die Entwicklung der Demokratie in Westeuropa und in 
Asien. Und trotz des Aufstiegs ökonomischen Chinas sind die USA die größte 
Volkswirtschaft der Welt. Allerdings: Sieht man die Europäische Union als eine 
Volkswirtschaft sehen – wofür es angesichts des Europäischen Binnenmarktes und 
der Währungsunion gute Gründe geben, wäre die EU die erste weltwirtschaftliche 
Größe.

Das Europa der Union hat jedoch seine ökonomische Macht nicht politisch umset-
zen können, die EU ist ein politischer Zwerg geblieben. Mit dem Beschluss und der 
Implementierung der US-Verfassung von 1787 sind die USA von einer Konfödera-
tion zu einer Föderation geworden. Der amerikanische Bundesstaat hat auch die 
durch den Bürgerkrieg zwischen 1861 und 1865 ausgelöste existenzielle Bedrohung 
überstanden. Die USA sprechen in der Weltpolitik mit einer Stimme.

Die EU hat zwar Schritte unternommen, um von einem Staatenbund zu einem 
Bundesstaat zu werden. Aber weitere, entscheidende Schritte stehen noch aus – vor 
allem die Weiterentwicklung der im Vertrag von Maastricht verankerten Gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) zu einer weltpolitisch wahrnehm-
baren Einheitlichkeit des europäischen Auftretens. Das machen sich andere welt-
politischen Akteure zu nutze, indem sie die einzelnen Mitgliedstaaten der Union 
gegeneinander ausspielen und die EU in ihrer Gesamtheit zu ignorieren versuchen. 
Insbesondere China und Russland, aber auch die USA während der Präsidentschaft 
Donald Trumps betrieben Weltpolitik so, als existierte die Europäische Union 
nicht.

Die GASP weist ein entscheidendes Defizit aus: Eine gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik der EU ist nur möglich, wenn alle Mitgliedsstaaten übereinstim-
men. Das ermöglicht Ungarn, jede Abwehr gegen eine russische Expansionspolitik 
zu blockieren; Spanien verhindert eine in sich schlüssige EU-Position in der Frage 
der Unabhängigkeit des Kosovo; und in der Struktur der Vereinten Nationen 
kommt die EU gar nicht vor, weil Frankreich um seine Rolle als ständiges Mitglied 
des Weltsicherheitsrates fürchtet. Manche EU Staaten berufen sich auf ihren 
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Neutralitätsstatus, um die Vertiefung der GASP und damit eine effiziente weltpoli-
tische Rolle der EU zu verhindern.

6. USA: „E Pluribus Unum“ – umgesetzt in mehreren Schritten

Die USA haben ihre Handlungsfähigkeit gesichert, indem sie die programmatische 
Vorgabe „E Pluribus Unum“ zu einer weltpolitischen und weltwirtschaftlichen 
Handlungsfähigkeit umgesetzt haben. Allerdings: Dem entspricht nur einge-
schränkt eine gesellschaftliche Integration der amerikanischen Vielfalt. Noch 
immer dominiert das Denken, die „natürliche Mehrheit“ der USA sei „weiß“ – und 
alle, die nicht in dieses Schema passen, gelten als „Minderheiten“.

„We, the People“: Das war eine Vorgabe der Gründungsväter der USA; eine Ziel-
formulierung, der keine Wirklichkeit entsprach. Diesem Ziel sind die USA inzwi-
schen näher gekommen: Während 1861, beim Ausbruch des Bürgerkrieges, für 
viele die Loyalität gegenüber Virginia oder South Carolina stärker ausgeprägt war 
als eine Loyalität gegenüber den USA, hat in den Jahrzehnten sich seither die 
Nationswerdung vertieft. 

Dieser Prozess war freilich zunächst einer, der auf eine horizontale Integration hin-
auslief: „Versöhnung“ war nach dem Ende des Bürgerkrieges und der „Reconstruc-
tion“ der Südstaaten – als diese für etwa ein Jahrzehnt direkt von Washington aus 
regiert wurden – wurde als Programm zur Versöhnung zwischen den „weißen“ Eli-
ten des Nordens und des Südens verstanden. Der politische Preis für diese Aussöh-
nung zwischen den „weißen“ Eliten des Nordens und des Südens war die Akzeptanz 
der offenen Rassendiskriminierung im Süden der USA – manifest im Ausschluss 
der „Farbigen“ vom Wahlrecht. Die vertikale Integration ließ auf sich warten. Die 
Versöhnung zwischen den „Weißen“ aller Staaten und den „Farbigen“, vor allem den 
früheren Sklaven und deren Nachfahren, setzte erst ein, als 1954 der Supreme 
Court die Rassentrennung für verfassungswidrig erklärte und in den 1960er Jahren 
die Bürgerrechtsgesetze Instrumente schafften, die jede formale Diskriminierung 
mit Berufung auf die nun die Gleichheit zwischen den „Rassen“ betonende Rechts-
ordnung untersagte.

Diese vertikale Integration, die „African Americans“ und „Native Americans“, 
„Asian Americans“ und „Hispanic Americans“ zu einem allgemein akzeptierten 
Teil der amerikanischen Nation machten, setzte erst spät ein. Erst um die Mitte des 
20.Jahrhunderts zeigten sich die Resultate, erkämpft von einer Bürgerrechtsbewe-
gung, die zu einem politisch relevanten Faktor geworden war. Diese vertikale Inte-
gration ist freilich nicht abgeschlossen – wie die Rhetorik und die Praxis Donald 
Trumps demonstriert und der alltägliche Rassismus zeigt. Die Dynamik, das „We, 
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the People“ zu einem alle Menschen umfassenden, in der gesellschaftlichen Wirk-
lichkeit wirksamen Programm zu machen, hat Wirkung gezeigt – aber sie ist nicht 
an einem Endpunkt angelangt.

7. Europa: „E Pluribus Unum“ – begonnen, aber unvollendet

Der nach 1945 begonnene Einigungsprozess Europas, der die Europäische Union 
hervorgebracht hat, ist unvollendet. Die horizontale Integration ist steckengeblie-
ben. Das Europa der Union wird nicht im Sinne des „We, the People of Europe“, 
sondern als „We, the Peoples of Europe“ verstanden. Die europäische Identität ist 
Stückwerk geblieben, sie ist gegenüber den nationalen Identitäten sekundär.

Deshalb ist die Außenpolitik Frankreichs Ausdruck eines nationalen Phantom-
schmerzes und die Flüchtlings- und Migrationspolitik Dänemarks und Schwedens 
ein nostalgisches Festhalten an einem nordischen Sonderweg. Die Politik der vor-
mals kommunistischen Staaten ist geprägt von einer Sicht, die den EU-Beitritt als 
eine „Rückkehr nach Europa“ deutet – und nicht die Union als ein vollkommen 
neues Konzept akzeptiert, das nationale Souveränität reduziert. Dass die EU mehr 
ist als ein Staatenbund (freilich: weniger als ein Bundesstaat), diese Einsicht hat 
sich im politischen Bewusstsein in Europa noch nicht wirklich verfestigt.

Die Blockade gegenüber einer gemeinsamen europäischen Zuwanderungs- und 
Flüchtlingspolitik zeigt das deutlich: Die mediterranen Staaten der Union werden 
vom Rest Europas in ihrer besonderen, geographisch bedingten Betroffenheit allein 
gelassen. Und auch die Finanzpolitik ist nicht wirklich europäisch geworden. Die 
Europäische Union ist zwar eine Währungsunion, aber die Steuerpolitik ist weiter-
hin in der Kompetenz der Mitgliedsstaaten – jede Reform in Richtung Vergemein-
schaftung wird von Staaten wie Irland oder Luxemburg aus nationalem Eigeninte-
resse verhindert.

Die USA haben sich gerade unter dem Druck außenpolitischer Herausforderungen 
zu einer Einheit entwickelt. Die EU hat auf einem analogen Druck noch nicht wirk-
lich reagiert. Und der EU-Binnenmarkt – das Herzstück der Integration – wird vom 
Beharren auf der nationalen Zuständigkeit für den Zugang zu den Bürger(innen)
rechten unterlaufen. Das Europa der Union hat den Prozess der horizontalen Inte-
gration – des Aufgehens nationaler in einer supranationalen Souveränität – nicht 
abgeschlossen.
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Konvergenz? 

Seit 1776 und 1789, als Revolutionäre die Regierungen von Königen stürzten, ohne 
aber ihre Privilegien als wohlhabende und „weiße“ Männer in Frage zu stellen, 
haben sich Europa und Amerika aufeinander zu bewegt. Eine alle Bürgerinnen und 
Bürger einschließende, pluralistische („liberale“) Demokratie ist im 21. Jahrhun-
dert auf beiden Seiten des Atlantik der Regelfall. Das Bekenntnis zu den von den 
Vereinten Nationen und dem Europarat deklarierten Menschenrechten ist selbst-
verständlich geworden – auch wenn es bei der Konkretisierung dieser Grundrechte 
immer wieder Grund zu Beschwerden gibt. Nordamerika und Europa sind ökono-
mischer verflochten, und s liegt im Interesse beider Seiten, den transatlantischen 
Handel möglichst frei zu gestalten.

Dennoch: Das zur Zeit der Aufklärung und in Verbindung mit den „bürgerlichen“ 
Revolutionen des 18. Jahrhunderts verkündete Prinzip „We, the People“, das einen 
radikaldemokratischen Souveränitätsanspruch verkörpert, ist unvollendet geblie-
ben. Für die USA ist die Akzeptanz der real existierenden multiethnischen und 
multiethnischen Vielfalt noch nicht selbstverständlich; und in Europa fehlt as an 
vor allem an einer Akzeptanz der staatlichen, der transnationalen Einheit. „WASP“-
Amerika muss die Verschiebung der Substanz des Begriffs „Minderheiten“ erst 
akzeptieren; muss akzeptieren, dass die amerikanische Nation ein Ensemble von 
Minderheiten ist. Und Europa hat noch nicht wirklich begriffen, dass eine griechi-
sche oder eine finnische Identität einer europäischen Identität nicht im Wege ent-
gegengesetzt sind, wenn Europa nicht in einer von den USA und China bestimm-
ten, bipolaren Weltordnung politisch zweitrangig bleiben soll. 

Das Europa der EU muss zu akzeptieren beginnen, dass Europa nur dann politi-
sches Gewicht haben kann, wenn es die Illusion nationaler Außen- und Sicher-
heitspolitik zugunsten einer gesamteuropäischen Politik aufgibt. Und die USA 
müssen auch in ihrer gesellschaftlichen Realität akzeptieren, dass Amerika nicht 
einfach „weiß“ ist.

Aber die Richtung ist dennoch eindeutig: Langfristig bewegen sich Nordamerika 
und Europa aufeinander zu – politisch, wirtschaftlich, kulturell. Ein Ausdruck der 
Konvergenz ist, dass sich in den USA und in Europa dieselben Megatrends zeigen: 
Der wachsende Anteil der Frauen in Führungspositionen in der Kultur und der 
Wirtschaft und mehr noch in der Politik zeigt ebenso wie die unvermeidlich mit 
Konflikten verbundene Neuausrichtung der Energiepolitik. Frauenbewegung und 
Umweltbewegung haben da wie dort eine steigende politische Durchsetzungs-
kraft.
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Wenn Nordamerika und Europa – jenseits einer geographischen Begriffsbestim-
mung – der „Westen“ sind, und wenn dieser auch als „Abendland“ verstanden wird, 
dann zeigen die Entwicklungen der letzten zweieinhalb Jahrhunderte, dass das 
„Abendland“ nicht untergeht. Der „Westen“ ist nicht am Ende seiner globalen 
Bedeutung angelangt. „Civilization“ ist mehr denn je „westlich“ geprägt – wie das 
auch der Aufstieg des wirtschaftlich westlich-kapitalistischen China zeigt und auch 
das Beispiel des westlich-demokratischen Indien. Die „westliche“ Zivilisation als 
politische und wirtschaftliche Ordnung bestimmt mehr denn je die Gegenwart und 
vermutlich auch die Zukunft.

Der „Westen“ bleibt uns erhalten – allein schon deshalb, weil seit dem Untergang 
des „Zweiten Welt“, die der Leninismus als Alternative zur „Ersten“ errichten 
wollte, keine Alternative sichtbar ist. Es gibt den Aufstieg von nationalistisch 
geprägten Mächten – wie die Volksrepublik China, die sich des Marxismus-Leni-
nismus noch als ideologische Fassade bedient, die aber in ihrer ökonomischen 
Orientierung die „Erste Welt“ imitiert. Die Russische Föderation, deren Politik ein 
– aus der Sicht der USA und der EU – Störfaktor ist, ist ebenfalls keine Alternative 
zur Allianz von liberaler Politik und liberaler Ökonomie. Die sich in militärischer 
Aggression artikulierenden Großmachtansprüche Russlands – vor allem gegenüber 
der Ukraine – gleichen den Hegemonieansprüchen des „westlichen“ Imperialismus 
von gestern.

Ähnlich störende Elemente werden sich in Form populistisch-nationalistischer 
Bewegungen immer wieder auch in den USA und in der EU zeigen. Aber die Ent-
wicklung, die im 18. Jahrhundert in Nordamerika und in Westeuropa begonnen 
hat, hat die Welt neu gestaltet.
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Die transatlantische Wirtschaft als Kraftfeld  
der Globalisierung

1. Einleitung

Wir erleben einen brutalen „Reality Check“ der transatlantischen Beziehungen 
durch den nun schon mehr als zwei Jahre andauernden und von Russland ausgelös-
ten Krieg gegen die Ukraine. Dass dieser Test positiv ausfällt, verdanken wir weit-
gehend Präsident Biden. Der scheidende Präsident stellte ein Kontrastprogramm 
zu seinem Vorgänger dar, sowohl hinsichtlich wesentlicher Politikschwerpunkte, 
vor allen aber in seiner Art der Kommunikation und des Auftretens in der Öffent-
lichkeit. Biden hat die Chance für eine Reparatur und teilweise Neugestaltung des 
transatlantischen Verhältnisses zwischen Europa und den USA sowie der Bezie-
hungen der USA zu ihren NATO-Partnern genutzt. Und er hat mit seinem Inflation 
Reduction Act eine erfolgreiche Wachstums-, Innovations- und Klimapolitik im 
Interesse der USA betrieben.

Allerdings kann das Thema unter den veränderten globalen Rahmenbedingungen 
sinnvollerweise nicht (mehr) in einer isolierten Analyse des Zusammenspiels zwi-
schen Europa und den USA abgehandelt werden. Es ist insbesondere der wirt-
schaftliche und weltpolitische Aufstieg Chinas (und mit Abstand Indiens) mitein-
zubeziehen. Entscheidend für die Entwicklung der globalen öko-politischen 
Architektur in den nächsten Jahrzehnten wird die Dreierachse USA–Europa–China 
sein und die Gestaltung der Beziehungen zwischen ihr und anderen größeren Play-
ern auf der weltpolitischen Bühne, wie z.B. Indien oder Russland. Wobei klar 
scheint, dass der russische Aggressionskrieg gegen die Ukraine sich aus heutiger 
Sicht für Russland zu einem Fiasko entwickelt hat. Statt des wohl erhofften Blitz-
sieges verschleissen sich die russischen Soldaten und Söldner in einem Abnüt-
zungskrieg, Putin ist in großen Teilen der Welt persona non grata, wichtige Öl- und 
Gasmärkte Russlands sind dauerhaft verloren gegangen, die Wirtschaft des Landes 
schwächelt und die Abhängigkeit von China hat sich weiter erhöht. Europa und die 
USA sind wieder zusammengerückt, die NATO ist gestärkt worden. Die daraus 
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resultierende Labilität Russlands könnte allerdings längerfristig ein erhebliches 
Risiko für die geopolitische Entwicklung Europas darstellen.

Dieser Beitrag kann kein umfassendes Szenario der zukünftigen transatlantischen 
Beziehungen unter Einbeziehung Chinas bieten, sondern begnügt sich damit, 
illustrativ Tatsachen und Trends herauszuarbeiten, die in Zukunft eine wichtige 
Rolle spielen dürften und daraus einige Schlussfolgerungen zu ziehen. Am Beginn 
steht ein Plädoyer für eine fortgesetzte wirtschaftliche Globalisierung, die der 
wahre Treiber der weltweiten Wohlstandsschaffung seit Ende des Zweiten Welt-
kriegs war und es – wenngleich in etwas abgeänderter Form – auch weiterhin blei-
ben wird.

2. Globalisierung als Auslaufmodell?

Es gibt kaum Ökonomen, die den überragenden Beitrag der Globalisierung zur 
positiven Wirtschaftsentwicklung seit dem Zweiten Weltkrieg geringschätzen. Das 
gilt für die gesamte Weltwirtschaft, nicht nur für die westlichen Industrieländer. 
Der rasche Aufstieg zahlreicher Entwicklungsländer zu Schwellen- bzw. Industrie-
staaten und die massive Zurückdrängung von Armut und Hunger in der Welt ist 
ein eindrucksvoller Beleg für diese These, und China ist dabei das Role Model. 
Umgekehrt zeigt sich, dass Länder, die sich nicht oder nur eingeschränkt am Abbau 
der Schranken für grenzüberschreitende Wirtschaftstransaktionen beteiligt haben, 
in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung massiv zurückgeblieben sind. Extreme Bei-
spiele sind das ehemals kommunistische Rumänien und das heute noch kommu-
nistische Nordkorea.

Die Grundproblematik der Globalisierung besteht darin, dass sie, um ihre positi-
ven Wirkungen zu entfalten, insbesondere jene der Armutsbekämpfung, einen 
ständigen Strukturwandel verlangt, und zwar von allen beteiligten Ländern. Für 
die Industriestaaten bedeutet es die Aufgabe bestimmter traditioneller Waren- und 
Dienstleistungsexporte und Produktionsprozesse zu Gunsten der Verlagerung auf 
Zukunftsfelder im technologiebasierten Dienstleistungsbereich, wie Digitalisie-
rung und Künstliche Intelligenz. Für Entwicklungsländer bedeutet es meist den 
Übergang von traditionellen Agrargesellschaften zu industriellen Produktionswei-
sen und Gesellschaftsstrukturen. Dabei gibt es auf beiden Seiten, in den Industrie-
ländern und den aufstrebenden Wirtschaften, nicht nur Gewinner, sondern auch 
Verlierer und dementsprechend politischen Widerstand. Man denke an die tradi-
tionelle weiße Bevölkerung im Rust-Belt der USA, an die brutale Enteignung von 
Grund und Boden durch korrupte „Eliten“ in Entwicklungsländern oder die mise-
rablen Arbeits- und Umweltbedingungen in den dortigen Fabriken für 
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Billigprodukte. Zur Bewältigung der strukturellen Veränderungsnotwendigkeiten 
bedarf es daher einer staatlich durchzusetzenden, sozial flankierten Industriepoli-
tik. Daran mangelt es noch immer in zahlreichen Entwicklungs- und Industrie-
staaten. Die Folge sind gespaltene Gesellschaften und die Verstärkung links- und 
rechtsextremer Trends in den nationalen politischen Spektren auch demokratisch 
verfasster Staaten und insgesamt ein Vordringen autoritärer Regierungsformen 
trotz Aufrechterhaltung formaler demokratischer Prozesse.

Diese negativen Begleiterscheinungen sind unbestreitbar, aber vielfach temporär 
und das Ergebnis einer unzureichenden „Einhegung“ des dynamischen wirtschaft-
lichen Globalisierungsprozesses durch die Entwicklung adäquater nationaler und 
internationaler Governancestrukturen und Regulierungssysteme. Besonders prob-
lematisch sind korrupte „Eliten“, die sich den überwiegenden Teil der Globalisie-
rungsgewinne aneignen. Den stark kritisierten Anstieg gegenseitiger Abhängig-
keiten durch Globalisierung kann man im Hinblick auf Dauerhaftigkeit und Fried-
fertigkeit der internationalen Beziehungen durchaus positiv bewerten, wenn man 
von stereotypen, tief verwurzelten Freund-/Feindbeziehungen absieht. Die nach-
trägliche Verhöhnung der Vertreter von „Wandel durch Handel“ ist jedenfalls perfid 
und weitgehend unbegründet, solange es sich unter dem Strich um gegenseitige 
und nicht einseitige Abhängigkeiten handelt und der wirtschaftlichen Verschrän-
kung nicht nur oder überwiegend machtpolitische Motive zu Grunde liegen, son-
dern die Lukrierung positiver ökonomischer Effekte.

Auch die Covid-19-Pandemie 2020/2022 liefert keine validen Argumente gegen 
Globalisierung. Eher das Gegenteil. Die Welt in kürzester Zeit mit neuen, virus-
spezifischen Testverfahren und Impfstoffen sowie mit notwendigem medizini-
schem Material (Masken, Spritzen, Schutzkleidung, Beatmungsgeräten) zu ver-
sorgen, wäre in einer Struktur weitgehend ökonomisch, wissenschaftlich und 
medizintechnisch autarker Volkswirtschaften unmöglich gewesen. Aber wir haben 
daraus zumindest gelernt, wie wertvoll eine vorausschauende Vorratshaltung auf 
nationaler und europäischer Ebene sein kann.

Dennoch gibt es einige Entwicklungen, die zu einer Veränderung der globalen 
Arbeitsteilung im Sinne adaptierter internationaler Lieferketten führen werden, 
ohne aber am Prinzip und am Mechanismus der Globalisierung selbst Wesentliches 
zu ändern. Die Corona-Pandemie hat einen Push in Richtung digitaler Kommuni-
kationstechniken ausgelöst und den Digitalisierungsprozess im öffentlichen und 
privaten Sektor beschleunigt und damit langfristig zu größerer Unabhängigkeit 
von verordneten oder erzwungenen Bewegungseinschränkungen geführt. Auch 
eine vollständige Rückkehr zur früheren Arbeitsorganisation ist wohl kaum mehr 
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vorstellbar, wenngleich hier eine neue Balance erst in einem Trial-and-Error-Pro-
zess gefunden werden muss.

Die seit einiger Zeit beklagten Einschränkungen des internationalen Güterver-
kehrs durch Verkehrsbehinderungen, Containermangel und verstärkte Piraterie im 
Zusammenhang mit dem Gazakrieg verteuern den Verkehr, haben aber kaum Aus-
wirkungen auf die transportierten Mengen. Die weltweite Knappheit an Leiterplat-
ten und Chips dürfte einen strukturellen Nachfrageüberhang als Folge der sich 
beschleunigenden Digitalisierung aller Lebensbereiche und des Hypes im Zusam-
menhang mit der Künstlichen Intelligenz widerspiegeln und sich erst mittelfristig 
durch eine Vergrößerung und breitere Streuung von Produktionsstätten und 
Bezugsquellen auflösen. Der 2022 in den USA beschlossene „Chips and Science 
Act“ und der EU Chips Act werden sich auch positiv auf das globale Chipsangebot 
auswirken, wenngleich diese Initiativen leider auch ein Element des Kampfes der 
USA gegen Chinas Aufholprozeß in diesem Markt darstellen. Die rasante Entwick-
lung der Robotik im Zusammenwirken mit künstlicher Intelligenz und dem 
dadurch sinkenden Gewicht der Arbeitskosten dürfte bei gewissen Produktionen 
Rückverlagerungen auslösen, also die Rücknahme von oder den Verzicht auf Ver-
lagerungen von Produktionen in Billigländer. Die knappheitsbedingte Rohstoff-
hausse wird den Kampf um die Sicherung von Rohstoffquellen und seltenen 
Erden noch weiter verschärfen. Das Ergebnis sollten nicht Konflikte und Wirt-
schaftskriege sein, sondern in kooperative Lösungen zwischen den großen Produ-
zenten und Verbrauchsstaaten münden. Und last but not least werden die steigende 
Bedeutung von ESG (ecology, social, governance) als Unternehmensziele bzw. ein-
griffsintensive politische Vorgaben, etwa im Klimabereich, zu einem „Cleaning“ 
von Wertschöpfungsketten führen, aber auch veränderte Wertschöpfungsketten 
durch die erwartbaren, oft disruptiven Durchbrüche neuer Technologien, entste-
hen lassen. Abgesehen von Extremsituationen, wie Pandemien, großflächige 
Naturkatastrophen und Kriege, kann die flexible, globale Marktwirtschaft die 
Bedürfnisse der Märkte und der sie konstituierenden Menschen durchaus befriedi-
gen. Politische Eingriffe in Wertschöpfungsketten und an Schreibtischen erarbei-
tete Konzepte für Friend-Shoring, Near-Shoring, Re-Shoring, Green-Shoring usw. 
oder für die Abkoppelung von den globalen Wirtschaftsverflechtungen (Decou-
pling) richten erfahrungsgemäß mehr Schaden an, als sie Nutzen stiften. Proble-
matisch scheint die rasch wachsende Belastung der im Außenhandel tätigen Unter-
nehmen durch die ihnen zunehmend aufgebürdete Verantwortung für die Qualität 
der Arbeits- und Produktionsbedingungen entlang der Wertschöpfungsketten in 
oft entfernten Ländern. Diese Verantwortung sollte in erster Linie von den dafür 
zuständigen nationalen Regierungen und Behörden wahrgenommen werden.
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3. Die transatlantische Wirtschaft (TRW) und China in Zahlen (*)

Das spannende Zahlen- und Analysewerk der Johns Hopkins University von D. 
Hamilton und J. Quinlan „The Transatlantic Economy 2020“, zeigt eines klar: die 
Präsidentschaft Trumps konnte an der überaus engen Verschränkung innerhalb der 
TRW, also zwischen Europa und den Vereinigten Staaten, nur wenig verändern. Zu 
Kaufkraftparitäten gerechnet, waren die USA, China und die EU mit einem Anteil 
von etwa 16 % am globalen BIP nahezu gleichauf. Weiterhin ist die TRW dominie-
rend. Mit einem Anteil von etwa 10 % an der Weltbevölkerung steht die transatlan-
tische Wirtschaft für nahezu ein Drittel des globalen BIP, zu Kaufkraftparitäten 
gerechnet, und für 27 % der globalen Warenexporte und 32 % der korrespondie-
renden Importgröße. Demgegenüber steuern China und Indien zusammen mit 
einem Bevölkerungsanteil von über einem Drittel der Weltbevölkerung nur ein 
schwaches Viertel zum Welt-BIP bei. Noch krasser sind die Unterschiede im priva-
ten Konsum: die TRW beansprucht etwa die Hälfte der globalen Konsumausgaben, 
China und Indien zusammen ein Sechstel. Das spiegelt naturgemäß die dramati-
schen Unterschiede im Pro-Kopf-Konsum (und dem diesen bestimmenden Pro-
Kopf-Einkommen) wider: nach Kaufkraftparitäten korrigiert betrug das BIP pro 
Kopf 2017 gerundet 41.000 USD jährlich für die USA, 29.000 USD für Europa, 
10.000 USD für China, gefolgt von 4.000 USD in Indien.

Wenn es um eine Analyse der Globalisierung und der wirtschaftlichen Verflech-
tung zwischen Ländern bzw. Wirtschaftsräumen geht, steht in der Regel der 
Warenaußenhandel im Mittelpunkt des Interesses. Wir erinnern uns noch daran, 
mit welcher Hartnäckigkeit Präsident Trump die EU wegen ihres Handelsbilanz-
überschusses von damals rund 170 Mrd. USD gegenüber den USA kritisiert hatte. 
Tatsächlich ist die Leistungsbilanz die relevante Größe, die noch den (oft schwer 
länderweise zuordenbaren) Außenhandel mit Dienstleistungen und die Primär-
einkommensströme umfassen. Dank eines erheblichen Dienstleistungsbilanz-
überschusses der USA von rund 55 Mrd. USD und eines riesigen Überschusses in 
der Bilanz der Primäreinkommen von 112 Mrd. USD ist die transatlantische Leis-
tungsbilanz zwischen EU und USA nämlich weitgehend ausgeglichen.

Beeindruckend ist die Unternehmensverflechtung zwischen den USA und Europa. 
Oder um die Autoren D. Hamilton und J. Quinlan zu zitieren: „Foreign direct invest-
ment and foreign affiliate sales, not trade, represent the backbone of the transat-
lantic economy“. Die amerikanischen Auslandsdirektinvestitionen in Europa 

(*) �In diesem Abschnitt geht es darum, Größenordnungen aufzuzeigen und nicht, ein präzises 
Zahlenwerk mit konsistenten Definitionen, Quellenangaben und höchster zeitlicher Aktualität zu 
bieten. Da kann „Europa“ etwa als EU mit oder ohne EWR gemeint sein oder es können sich Zahlen 
je nach Verfügbarkeit auf unterschiedliche Jahre beziehen.
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machen 3,6 Billionen USD oder 61 % der Gesamtgröße aus, umgekehrt lauten die 
Zahlen für Europas Direktinvestitionen in den USA knapp 3 Billionen USD und 
68 %. 

4. Die Hinterlassenschaft der Präsidentschaft von Donald Trump 

Donald Trump ist 2017 auf demokratische Weise Präsident der USA geworden. Das 
ist zu respektieren, soll aber – auch harte – Kritik nicht verhindern. Sein legendäres 
„Deal-Making“ war Ausdruck völligen Unverständnisses für globale makroökono-
mische Zusammenhänge und die positiven Auswirkungen einer institutionell 
abgesicherten, regelbasierten Globalisierung sowie eines auf die Schaffung gegen-
seitigen Vertrauens ausgerichteten Verhaltens in den internationalen Beziehungen. 
Und noch schlimmer, er erwies sich im Lauf seiner Amtszeit als immer beratungs-
resistenter. Seine Experten und Regierungsfunktionäre wechselten in zunehmend 
kürzeren Abständen. International akkordierte Regelwerke waren für ihn nicht 
mehr als vermeintliche Behinderungen seiner Freiheit, „günstige“ Deals für sein 
Land abschließen zu können.

In Trumps Denken war die Wirtschaft ein Nullsummenspiel, bei dem die eine Seite 
gewinnt, was die andere verliert. Globalisierung ist das genaue Gegenteil: Richtig 
gestaltet bewirkt sie Vorteile für alle, ist also ein Positivsummenspiel. Und, verfan-
gen im Denken des 19. Jahrhunderts, hat Trump als Maß des Gewinns oder Verlusts 
den Überschuss oder das Defizit der Warenhandelsbilanz herangezogen. Und nach 
Lust und Laune Freund und Feind mit Strafzöllen überzogen, die zum Teil auch 
noch unter Präsident Biden in Geltung blieben, auch gegenüber Partnerländern der 
EU.

Die 2008 ausgebrochene Finanz-, Wirtschafts- und Währungskrise hat die 
erwähnte und viel beklagte Schwäche einer die wirtschaftliche Globalisierung 
überwölbenden politischen Governance bewusst gemacht. Eine Konsequenz war 
damals die Aktivierung der G20, der zwanzig wichtigsten Industrie- und Schwel-
lenländer auf Ebene der Staats- und Regierungschefs und die Aufwertung 
bestehender internationaler Wirtschaftsinstitutionen, wie des Internationalen 
Währungsfonds IMF, der Weltbank IBRD und der Welthandelsorganisation WTO. 
Für Trump waren Tagungen dieser Organisationen allerdings überwiegend eine 
Bühne der Selbstdarstellung, die er dazu benützt hat, seine Politik zu glorifizieren, 
die jeweiligen Institutionen mit Kritik zu überziehen, sowie China, aber auch 
befreundete Länder, mit Vorwürfen und Sanktionsdrohungen zu konfrontieren.

Statt Amerikas internationale Führungsrolle konstruktiv zu präsentieren und aus-
zuüben, hat Trump grundsätzlich die anthropogene Klimaerwärmung geleugnet, 
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eine hanebüchene Corona-Pandemiebekämpfung betrieben, hat die Mitglied-
schaft der USA in der WHO und im Pariser Klimaabkommen gekündigt und hat 
darüber hinaus die WTO lahmgelegt, indem er die Besetzung vakanter Richter-
posten für die Streitschlichtung verhinderte. Die Verhandlungen über TTIP, das 
Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaftsabkommen, legte er auf 
Eis, und gleich nach seiner Wahl zum Präsidenten hat er Amerikas Unterschrift 
unter dem TPP (Transpazifisches Partnerschaftsabkommen) zurückgezogen. Von 
Seiten europäischer Gegner der beiden Abkommen hat Trump wenig überraschend 
Applaus bekommen. Die transatlantischen Beziehungen zwischen Europa und den 
USA und ganz allgemein die Glaubwürdigkeit der USA haben jedoch massiv gelit-
ten.

Trump ist es „gelungen“, das in Jahrzehnten aufgebaute Vertrauen in internationale 
Regelwerke, Institutionen und Beziehungen schwer zu beschädigen, vor allem das 
Vertrauen in die USA als globale Ordnungsmacht. Unter seiner Präsidentschaft 
sind auch ernste Zweifel an der Stabilität der amerikanischen Demokratie und der 
Wirksamkeit ihrer Checks und Balances entstanden. Tatsächlich gibt das Instru-
ment der „executive orders“ dem Präsidenten die Möglichkeit, rasch sehr weitrei-
chende Entscheidungen zu treffen. Trump hat damit in kurzer Zeit zahlreiche 
Maßnahmen seines Vorgängers Obama rückgängig gemacht. Biden wieder hat vom 
ersten Tag seiner Amtszeit an Trump-Entscheidungen widerrufen, wie z. B. den 
Austritt aus der WHO und aus dem Pariser Klimaabkommen. Bis heute hat Trump 
seine Niederlage bei den Präsidentschaftswahlen 2020 nicht anerkannt. Solche 
politischen „Bocksprünge“ schwächen die USA als wichtigster politischer Stabili-
tätsanker der globalen Governance.

Die amerikanische Demokratie leidet auch unter der viel diskutierten, tiefen Spal-
tung des Landes. Begonnen hat die Polarisierung der Elektorate der beiden großen 
Parteien bereits in den 1960er Jahren nach der weitgehenden Beseitigung von poli-
tischen Benachteiligungen der schwarzen Bevölkerung und dem dadurch ausgelös-
ten Wählerfluss zu den Republikanern. Das republikanische Elektorat wurde 
dadurch homogener und die Parteizugehörigkeit entwickelte sich zu einem wesent-
lichen Identitätsmerkmal; andere identitätsstiftende Faktoren, wie Religion, Her-
kunft, sozialer Hintergrund oder Bildung, verloren an Bedeutung. Dazu kam noch 
der ökonomische Niedergang von Teilen der weißen Mittelklasse, die in einem 
Land mit schwachen Sozialsystemen unter die Räder des wirtschaftlichen Struk-
turwandels kamen. Immer mehr Wählergruppen kapselten sich in ihren medialen 
Echokammern ab und sind für objektive Informationen und einen offenen demo-
kratischen Dialog nicht mehr erreichbar sowie durch Hass und Verachtung gegen-
über den politischen Eliten und Anhängern der anderen Partei geprägt. 
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Dementsprechend ist die amerikanische Medienlandschaft stark segmentiert. Die 
Republikaner versuchen weiterhin, demokratischen Wählern die Wahlteilnahme 
auf verschiedenste Art und Weise zu erschweren, oder dank dem alle 10 Jahre 
(zuletzt 2021) möglichen veränderten „Zuschnitt“ der Wahlbezirke („Gerryman-
dering“) ihre Erfolgschancen im Repräsentantenhaus zu verbessern.

Das Faktum, dass die Politik der USA stark von den Präsidenten-Persönlichkeiten 
bestimmt wird, darf nicht zur vereinfachten Schlussfolgerung führen, dass unter 
Präsident Joe Biden das Land gegenüber Europa eine 180°-Kehrtwendung in Rich-
tung goldenes Zeitalter der transatlantischen Beziehungen vollführt hat. Tatsäch-
lich gibt es neben dem Persönlichkeitsfaktor andere zu Grunde liegende Trends, 
die weitgehend unabhängig von den handelnden Persönlichkeiten Veränderungen 
in den transatlantischen Beziehungen bewirken. Die zwei wichtigsten sind der 
schrittweise Rückzug Amerikas aus seiner traditionellen Rolle als Europas Schutz-
macht und spiegelbildlich dazu eine stärkere Hinwendung des Landes zum pazi-
fisch-asiatischen Wirtschaftsraum angesichts dessen Dynamik, und nicht zuletzt 
auch angesichts des Aufstiegs Chinas zur vorerst zweiten Weltmacht.

Präsident Trump gehört zu einer Sorte von immer häufiger auch in Europa anzu-
treffenden Politikern, die demokratische Verfassungen und rechtsstaatliche Ein-
richtungen souverän nutzen, ja manche würde sagen: missbrauchen, um an die 
Macht zu kommen, an der Macht zu bleiben, sie zu mehren und demokratisch 
gesetzte Grenzen ihrer Macht zu bekämpfen. Dazu zählen ein überbordender 
Nationalismus und Populismus („make America great again“), die Spaltung der 
Gesellschaft, eine tiefe Verachtung für seine politischen Gegner und das Establish-
ment (für Trump in Washington D. C. angesiedelt), eine Geringschätzung der 
demokratischen und rechtsstaatlichen Institutionen auf nationaler und internatio-
naler Ebene sowie eine erhöhte Korruptionsanfälligkeit. Weiters zeigt sich als gän-
giges Handlungsmuster noch der Aufbau nationaler und vor allem auch internatio-
naler Feind- und Bedrohungsbilder als Sündenböcke für eigene Misserfolge und 
zur Sicherung der Loyalität seiner Anhänger. Die aggressive Behandlung Chinas als 
Staatsfeind Nr. 1 wurde in diesem Sinne von Donald Trump initiiert und leider vor-
erst von Joe Biden fortgeführt. Typisch für diese Art von Trump-Politik ist auch der 
Missbrauch von Medien aller Art für fake news.

5. Europa in der transatlantischen Partnerschaft 

Die 1993 im Vertrag von Maastricht gegründete bzw. „konsolidierte“ Europäische 
Union als freiwilliger Zusammenschluss von nunmehr 27 demokratisch verfassten 
Ländern in einem gigantischen Vertragskonstrukt, das eine wilde Mischung aus 
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supranationalen und nationalen Kompetenzen sowie aus parlamentarischen Kör-
perschaften auf Gemeinschafts- und Mitgliedsstaatsebene, aus politischen Rats
strukturen, einer eigenen supranationalen Judikative und einer starken regulativ-
administrativ-gouvernementalen Kommission und komplizierten Entscheidungs-
prozessen darstellt, ist weltweit und historisch ein Unikat. Alles in allem ist die 
mehr als 65-jährige Geschichte des europäischen Einigungsprozesses eine Erfolgs-
geschichte, wenngleich der kürzlich vollzogene Austritt Großbritanniens als her-
ber Rückschlag zu bewerten ist. Die nachhaltige Neugestaltung der Beziehungen 
zwischen Großbritannien und der EU muss einen wichtigen Pfeiler im transatlan-
tischen Konstrukt darstellen.

Die besonderen Beziehungen zwischen den USA und Europa haben zum Erfolg des 
europäischen Einigungsprozesses maßgeblich beigetragen. Die enge wirtschaftli-
che Zusammenarbeit mit der größten Volkswirtschaft der Welt und die von den 
USA geförderte, stetig fortschreitende Liberalisierung der internationalen Han-
dels-, Investitions- und Kapitalströme nach außen sowie die Schaffung des Euro-
päischen Binnenmarktes auch nach innen und die Einführung des EURO als Ein-
heitswährung waren starke Motoren der wirtschaftlichen Dynamik Europas. 
Gleichzeitig leisteten die USA Europa – bei allen Meinungsverschiedenheiten – 
wichtigen militärischen und weltpolitischen Flankenschutz. 

Die vier Jahre Präsidentschaft Trump und der Brexit stellten einen Weckruf für 
Europa dar, verstärkt durch die Herausforderungen der rasch aufsteigenden Wirt-
schaftsmacht China. Zwar haben schon frühere US-Administrationen Druck auf 
Europa in Richtung eines größeren Beitrags zur eigenen militärischen Sicherheit 
und zur stärkeren Unterstützung militärischer Aktionen der USA ausgeübt, aber es 
blieb dem Präsidentschaftskandidaten Trump vorbehalten, die militärische Bei-
standspflicht innerhalb der Nato in Frage zu stellen.

Mit Bidens Amtsantritt haben sich die USA in die Pandemiebekämpfungsfront des 
überwiegenden Teils der westlichen Welt, und nicht nur dieser, eingegliedert und 
sich – für Europa besonders wichtig – grundsätzlich zu den Zielen des Pariser Kli-
maabkommens bekannt. Eine große Hürde ist hier allerdings noch zu nehmen, 
nämlich zu einer mit den USA abgestimmten CO2-Bepreisungspolitik zu gelangen 
und gemeinsam in einem weiteren Schritt einen möglichst globalen CO2-Grenz-
ausgleichsmechanismus zu installieren, um Carbon Leakage und eine weitere Ver-
schlechterung des Wirtschaftsstandorts Europa zu vermeiden. Dazu bedarf es auch 
der Einbindung Chinas, des größten CO2-Emittenten der Welt, um die globalen 
Reduktionsziele zu erreichen und die Gefahr von Handelskriegen hintanzuhalten. 
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China ist und bleibt die große externe Herausforderung in den transatlantischen 
Beziehungen. Präsident Biden hat die Chinapolitik seines Vorgängers im Wesent-
lichen fortgesetzt. Ausgehend von einem Bild Chinas, das als langfristiger systemi-
scher und strategischer Wettbewerber die globale politische, militärische und 
wirtschaftlich-technologische Führerschaft der USA in Frage stellt, ja das beweisen 
will, dass sein eigenes autoritäres, vielfach undemokratisches und rechtsstaatswid-
riges politisches System auf Dauer dem westlichen Demokratiesystem überlegen 
ist, scheint die US-Regierung entschlossen, China auf vielen Fronten gleichzeitig 
die Stirne zu bieten und dabei Europas Solidarität in Richtung „Containment“ Chi-
nas und, wo nötig, Decoupling einzufordern. Dies stellt ein ständiges Spannungs-
element in den transatlantischen Beziehungen dar, das Europa mit einer Politik des 
„Derisking“ gegenüber China zu beantworten sucht.

Abgesehen von dem in der Machtpolitik „normalen“ Reflex, eine einmal gewon-
nene Position ungern aufzugeben, dürften noch andere Motive für die kritische 
Positionierung der USA gegenüber China eine Rolle spielen. China arbeitet an der 
Erhöhung seiner militärischen Kapazität und der Effizienz seiner Waffensysteme, 
vor allem zu Wasser und in der Luft. Obwohl China über nur etwa ein Drittel des 
US-Militärbudgets verfügt, hat sich dieses in den letzten 10 Jahren nahezu verdop-
pelt. Besonders aktiv ist China in seinem „Hinterhof“ um das Südchinesische Meer 
(wegen seiner Bedeutung für den Schiffsverkehr auch „Highway der Weltwirt-
schaft“ genannt). Auch bei den Aktivitäten Chinas im Weltraum spielen militäri-
sche Überlegungen mit. Dazu kommt noch, dass in den USA sowohl die Demokra-
ten wie die Republikaner China gegenüber ähnlich positioniert sind und die kriti-
sche Einschätzung Chinas damit eine der wenigen Gemeinsamkeiten darstellt. 
Allerdings könnte im Rahmen einer etwas flexibleren Chinapolitik der USA eine 
verbündete EU, die über gute Beziehungen zu China verfügt, durchaus auch eine 
für die USA nützliche Rolle spielen. Aber dafür scheinen vorerst noch Bereitschaft 
und Verständnis in den USA zu fehlen.

Im Gegensatz zu den USA hat die EU selbst keine Großmachtambitionen und sieht 
in China einen unverzichtbaren Wirtschaftspartner. Die EU hat bisher in ihrem 
Verhältnis zu China auf eine Intensivierung der bilateralen Beziehungen gedrängt, 
allerdings auf Basis regelkonformen Verhaltens und von Reziprozität. Ein ständiges 
Konfliktpotential liegt in der Taiwanfrage und der von EU und USA stark betonten 
Forderung nach Respektierung der Menschenrechte und der Einhaltung sonstiger 
internationaler vertraglich eingegangener Verpflichtungen durch China, was die-
ses stereotyp als Einmischung in seine inneren Angelegenheiten zurückweist.
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Zunehmend kritisch wird inzwischen auch von der EU die chinesische Seidenstra-
ßeninitiative („One Belt, One Road“) gesehen. Das EU-Mitglied Italien wollte sich 
daran beteiligen, in Griechenland hat die chinesische Reederei Cosco kritische 
Infra struktur in Form des Hafens Pyräus übernommen, und es gibt mittlerweile 
eine Beteiligung am Hamburger Hafen. Ebenso errichtet China große Verkehrspro-
jekte in potenziellen EU-Beitrittsstaaten. Auch in Afrika ist China äußerst aktiv. 
Allerdings gibt es auch Klagen beteiligter Länder über Chinas Initiative. Sie führt in 
wirtschaftlich schwächeren Ländern zu einer starken Zunahme der Auslandsver-
schuldung. Weiters verbleibt ein großer Teil der durch die Projekte generierten 
Wertschöpfung in China. Auswirkungen des steigenden chinesischen Einflusses 
sind bereits am Abstimmungsverhalten mancher Empfängerländer in internatio-
nalen Institutionen zu erkennen. Daher hat die EU mit „Global Gateway“ ein ver-
gleichbares Projekt konzipiert, für das im Zeitraum 2021–2027 ein Finanzierungs-
rahmen von rund 300 Mrd. Euro geschaffen werden soll. Die Kompatibilität zwi-
schen „Global Gateway“ und der Initiative „Build Back Better World“ der USA im 
Rahmen der G7-Staatengruppe soll gewährleistet werden.

Die Position der EU in der internationalen Politik beruht vor allem auf ihrer Stärke 
als Handels- und Regulierungsmacht. Die EU ist immerhin größter Handelspart-
ner Chinas, China wieder – nach den USA – der zweitgrößte Handelspartner der 
EU. Aber, wie die Ära Trump gezeigt hat, zerrinnt diese Stärke, wenn sie nicht auf 
einer amerikanisch-europäischen Zusammenarbeit gründet, und sie kommt auch 
nicht voll zum Tragen, wenn die EU nicht einheitlich auftritt. Die EU ist kaum ein 
politischer Akteur im asiatisch pazifischen Raum, hat dort aber außenwirtschaft-
liche Interessen, für deren Absicherung sie die USA weiterhin benötigt.

Neben der erwähnten Systemkonkurrenz Chinas mit den USA und Europa gibt es 
auch eine zunehmend intensiver werdende Technologiekonkurrenz mit sicher-
heitspolitischen, geopolitischen und standortpolitischen Implikationen. In einer 
Hinsicht sieht sich die chinesische politische Elite langfristig durch die EU bedroht: 
liberale Ideen, demokratische und rechtsstaatliche Werte üben eine hohe Anzie-
hungskraft auf die gebildeten chinesischen Bürger aus. Nicht zuletzt auf Druck der 
USA hat sich eine distanziertere Haltung der EU gegenüber China beim Thema 
Unternehmensübernahmen und kritische Infrastrukturen herausgebildet. Die EU 
hat sich in der Frage Übernahmen auf einen Screeningprozess auf Basis einer EU-
Verordnung festgelegt, bei dem die Prüfkriterien Sicherheit und öffentliche Ord-
nung im Vordergrund stehen, nicht so sehr wettbewerbs- oder industriepolitische 
Fragestellungen. Die Letztentscheidung wird durch den betroffenen Mitgliedsstaat 
getroffen. Auch in der Frage des Einsatzes von Huawai-Produkten beim Aufbau der 
5G-Mobilnetze verfolgt die EU einen moderateren Weg als die USA. Doch hat z. B. 
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Polen, das mit den USA die Stationierung von US-Raketen auf seinem Staatsgebiet 
verhandelt hat, bereits auf den Einsatz von Huawai-Technologie verzichtet.

Mehr Übereinstimmung zwischen der US-Administration unter Biden und der EU 
hat es in einer grundsätzlich positiven Beurteilung von internationalen Handels- 
und Investitionsabkommen geben. Der auf Eis liegende – allerdings auch in Europa 
umstrittene – TTIP (Transatlantic Trade and Investment Pact) könnte nicht reakti-
viert werden. Das TPP (Trans-Pacific Partnership), ein Abkommen zwischen 
zwölf an den Pazifik angrenzenden Staaten und den USA, das 40 % der Weltwirt-
schaft abdeckt und aus dem Präsident Trump am ersten Tag seiner Präsidentschaft 
ausgestiegen ist, konnte in der ursprünglich geplanten Form ebenfalls nicht reali-
siert werden. Ein Ausfluss eines schon älteren Streits zwischen China und der USA 
über die Stimmrechtsverteilung beim Internationalen Währungsfonds und der 
Weltbank war die auf chinesische Initiative gegründete AIIB (Asian Infrastructure 
Investment Bank), der eine große Zahl von Ländern, auch EU-Staaten, angehören, 
nicht aber die USA, Kanada und Japan.

Eine Studie des Brüsseler Bruegel Instituts von Uri Dadush und Pauline Weil 
beschäftigte sich auf Basis vorliegender Befragungen mit dem Thema: „How diffi-
cult is China’s business environment for European and American companies?“ und 
kommt zu differenzierten und teilweise unerwarteten Schlussfolgerungen. Die 
Mehrzahl der in China tätigen US- und EU-Firmen fühlen sich nicht systematisch 
diskriminiert. Die gesetzliche Grundlage für die Tätigkeit von ausländischen Fir-
men in China, das Auslandsinvestitionsgesetz von 2019, wird als fortschrittliches 
Dokument anerkannt. Allerdings ist die Anwendung im Einzelfall unterschiedlich 
und nicht immer vorhersehbar, ähnlich wie in vergleichbaren Schwellenländern. 
Größere Probleme stellen sich für Auslandsinvestoren im Dienstleistungssektor. 
Das könnte besser werden, wenn das „Comprehensive Agreement on Investment“ 
(CAI), über das sich EU und China Ende 2020, knapp vor der Übernahme der Prä-
sidentschaft durch Joe Biden, geeinigt haben, ratifiziert werden sollte. Dieses 
Abkommen verfolgt drei Ziele: einen besseren Marktzugang für europäische 
Unternehmen im Sinne der Reziprozität zu ermöglichen, ein Level Playing-Field 
herzustellen und China zur Einhaltung von Umwelt- und Sozialstandards zu ver-
pflichten.

6. Schlussbetrachtungen

Für die ältere Generation in Europa waren die transatlantischen Beziehungen und 
die transatlantische Wirtschaft, die meist auf die USA und die Mitgliedsstaaten der 
späteren EU reduziert waren, gleichbedeutend mit der Epoche des Kalten Krieges 
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nach dem Zweiten Weltkrieg, der spätestens 1989 mit dem Zerfall des Sowjetimpe-
riums endete. Damals wurde bekanntermaßen das „Ende der Geschichte“ (Francis 
Fukuyama) ausgerufen, eine Position, die außerhalb Europas und Amerikas oft 
nicht goutiert wurde.

Gut drei Jahrzehnte, eine Präsidentschaft Trump, eine weltweite Pandemie später, 
und die globale Klimakrise vor uns, finden wir uns in eine neue und dynamische 
Phase der Geschichte geworfen, in einer Welt mit fast drei Milliarden Bewohnern 
mehr, einem veränderten Machtraster und neuen globalen Herausforderungen. 
Die transatlantischen Beziehungen und deren Träger Europa und USA haben sich 
in diesen drei Jahrzehnten gewandelt. Die EU wurde um 12 Mitgliedsstaaten erwei-
tert, Großbritannien verließ die Union Ende Jänner 2020 nach einer Volksabstim-
mung. Ein Austritt Schottlands aus der Gemeinschaft Großbritanniens ist nicht 
vom Tisch. Die außenpolitisch dringende Erweiterung der EU um Länder des 
Westbalkans spießt sich seit vielen Jahren. Ein Ende des von Russland im Februar 
2022 gestarteten Angriffskrieges gegen die Ukraine zeichnet sich vorerst noch 
immer nicht ab.

Die USA wurden ihrer Rolle als Weltpolizist gerecht, allerdings in langfristiger Per-
spektive mit unterschiedlichem Erfolg. Gleichzeitig verschob sich – im Einklang 
mit der wirtschaftlichen und geopolitischen Dynamik – der Schwerpunkt der ame-
rikanischen Interessen in den asiatisch-pazifischen Raum („Rebalancing“). Der 
Druck auf Europa wuchs, mehr zur eigenen Sicherheit als bisher beizutragen. Mit 
Barak Obama stand zwei Amtszeiten lang der erste afro-amerikanische Präsident 
an der Spitze des Landes (2009–2017). Die unversöhnliche Gegnerschaft der Repu-
blikaner im Congress setzte Obamas politischem Spielraum allerdings enge Gren-
zen. 

In den letzten drei Jahrzehnten haben mehrere südostasiatische Staaten, insbeson-
dere Südkorea und Taiwan, ihre Wirtschaften erfolgreich modernisiert und fit für 
den globalen Wettbewerb gemacht. Die entscheidende geopolitische Veränderung 
war aber ohne Zweifel die Entwicklung Chinas zur dritten wirtschaftlich-techno-
logischen Weltmacht im Rahmen seines zunehmend autoritäreren Systems des 
„Überwachungskapitalismus“. China integrierte sich weitgehend in die globalen 
Governancestrukturen und ist der zweitgrößte individuelle Financier der UNO 
und stark an Friedensmissionen beteiligt. China hält Führungspositionen in wich-
tigen Unterorganisationen der UNO. Last but not least befindet sich China in einem 
raschen militärischen Aufrüstungsprozess. Ohne Berücksichtigung und letztlich 
in gewissem Umfang ohne Einbeziehung Chinas in wichtige Aspekte der 
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transatlantischen Beziehungen können diese wohl nicht erfolgreich weiterentwi-
ckelt werden.

Einen tiefen Einschnitt für die transatlantischen und letztlich globalen Beziehun-
gen brachten die vier Jahre Präsidentschaft Donald Trumps, wie bereits oben 
beschrieben. Dessen erratische, internationale Verträge und Institutionen miss-
achtende Haltung, hat den USA viel an Vertrauenskapital gekostet und es letztlich 
Xi Jinping ermöglicht, sich als Bewahrer des Multilateralismus zu präsentieren.

Bis zu ihrem Zerfall war die Sowjetunion für die transatlantische Gemeinschaft der 
wichtigste Player auf der Weltbühne und Kitt für die transatlantischen Beziehun-
gen. Inzwischen hat Russland im globalen Wettbewerb massiv an Bedeutung ver-
loren, wiewohl noch immer Atommacht. Die russische Wirtschaft bleibt struktu-
rell schwach, weil stark energie- und rohstofflastig, wenig innovativ und kaum in 
die Weltwirtschaft integriert. Der aus einer Mischung von Großmachtnostalgie 
und sträflicher Fehleinschätzung des Gegners und der Handlungsbereitschaft der 
transatlantischen Allianz vom Zaune gebrochene Angriffskrieg auf die Ukraine 
wird diesen negativen Trend fortsetzen, zumindest solange sich die politischen 
Rahmenbedingungen in Russland nicht grundsätzlich ändern. Die Bedeutung von 
Erdöl und Erdgas wird mit den weltweiten Dekarbonisierungsbemühungen und 
der Sanktionierung Russlands durch den Westen deutlich zurückgehen. Solange 
die Konflikte in der Ukraine, in Georgien und Armenien nicht bereinigt oder 
zumindest langfristig stabilisiert sind, wird es keine positive Weiterentwicklung 
der europäischen und amerikanischen Beziehungen mit Russland geben. Ein Ende 
dieser Konflikte ist nicht abzusehen, weil sie zumindest vorübergehend zur innen-
politischen Absicherung Putins bei seinem nationalistischen, sich gedemütigt füh-
lenden, in Vergangenheitsträumen verhafteten Volk beitragen. Die EU-Mitglieds-
staaten sind in ihrer Haltung gegenüber Russland und in der Beurteilung der Sank-
tionspolitik nicht immer einer Meinung, letztlich ist die Politik der EU im Ukraine-
krieg aber durch eine überraschende Gemeinsamkeit und Disziplin gekennzeich-
net, mit den meisten ehemaligen Mitgliedsländern der Sowjetunion und der USA 
an vorderster Front.

Der Europabesuch Präsident Bidens im Juni 2021 machte bereits klar, dass dieser in 
den transatlantischen Beziehungen um eine Rückkehr zur Qualität vor Trump inte-
ressiert war. Die Frage stellt sich allerdings, ob die Rahmenbedingungen dies 
dauerhaft ermöglichen. Im November 2024 gibt es in den USA Präsidentschafts-
wahlen, bei denen Trump nochmals antritt. Relativ kleine Veränderungen von 
Ergebnissen bei Kongresswahlen können entscheidende Mehrheiten in den beiden 
Häusern verändern und die Position des Präsidenten deutlich stärken oder 
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schwächen und damit jede aktuelle Zukunftsanalyse rasch Makulatur werden las-
sen. Und sowohl Trump wie Biden haben gezeigt, wie rasch ein politischer Kurs-
wechsel mit Hilfe des Instruments der „executive orders“ eingeleitet, aber auch 
wieder zurückgenommen werden kann, wenn diese Verordnungen nicht durch 
Kongressmehrheiten abgesichert sind.

Daher war es für Präsident Biden entscheidend, dass er nach monatelangem Rin-
gen um seinen ambitionierten „Build Back Better Act“ wichtige Teile seines Pro-
jekts im IRA, dem 375 Mrd. USD schweren Inflation Reduction Act, durch den Kon-
gress gebracht hat (Investitionsprogramm zur Modernisierung der öffentlichen 
Infrastruktur, Familienprogramm, einschließlich der Steuererleichterungen für 
niedrige und mittlere Einkommen, Klimaprogramm). Biden reihte sich mit diesem 
hyperkeynesianischen Projekt würdig in die Programme der Präsidenten Roosevelt 
(„New Deal“) und L.B. Johnson („Great Society“) ein. Für die EU stellt IRA inso-
fern ein Problem dar, als für viele staatliche Förderungen ein „Local Content“ 
gefordert wird, also ein gewisser Prozentsatz an in den USA hergestellter Wert-
schöpfung. Das benachteiligt europäische Projektwerber, die keine Produktions-
stätten in den USA haben. Dieser Konflikt zeigt, dass auch eine Biden-Administra-
tion in wirtschaftlichen Belangen das Prinzip „Amerika first“ verfolgt bzw. solche 
Zugeständnisse in der innenpolitischen Auseinandersetzung machen muss.

Eine Erneuerung der transatlantischen Partnerschaft zwischen Europa und den 
USA verlangt auch von Europa Neuorientierungen bzw. die Beschleunigung bereits 
eingeleiteter Prozesse. Selbstverständlich müssen die EU und ihre Mitgliedsstaaten 
die Aufwendungen für ihre Sicherheit im militärischen, logistischen und digitalen 
Bereich massiv erhöhen. Sie werden nicht darum herumkommen, ihren Green 
Deal mit amerikanischen Vorstellungen kompatibel zu machen, insbesondere so 
sensible Elemente, wie CO2-Bepreisung, border adjustment taxes und Klimataxo-
nomie. Und die EU müsste eine wichtige Rolle spielen, China als Dritten in eine 
gemeinsame klimapolitische Partnerschaft mit den USA zu bringen. Der verbis-
sene Kampf der USA gegen China als Systemfeind Nr.1 und dessen Einbeziehung in 
eine Klimapartnerschaft werden allerdings nicht leicht zusammengehen.

Die amerikanische Chinapolitik könnte also einen erheblichen Stolperstein für eine 
Optimierung der atlantischen Partnerschaft darstellen. Während die EU keine 
Weltmachtambitionen zu vertreten hat und in China in erster Linie einen dynami-
schen Wirtschaftspartner sieht, den man zur Einhaltung international vereinbar-
ter Regeln drängen muss, fühlen sich die USA in ihrer traditionellen Weltmacht-
funktion herausgefordert und antworten mit Containment und Decoupling, also 
Zurückdrängung Chinas und Minimierung der Beziehungen. Das steht im 
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Widerspruch zur europäischen Chinastrategie. Leider ist diese Behandlung Chinas 
durch die USA einer der wenigen gemeinsamen Grundsatzpositionen von Demo-
kraten und Republikanern. Und wie bereits gesagt, sind Konkurrenzzwänge aus 
dem Ausland und wohl gepflegte Feindbilder immer gut, um Bürger und Gesell-
schaft zu einen und zu motivieren und um im politischen System gewünschte Res-
sourcen freizubekommen.

Die EU steht seit ihrer Gründung 1957 als EG unter dem Druck, ihre Entscheidungs-
strukturen und -prozesse effizienter und demokratischer zu gestalten. Leider gibt 
es Konflikte zwischen diesen beiden Zielen. Kommissionspräsidentin von der 
Leyen hat daher 2021 eine Zukunftskonferenz der EU einberufen, die sich in erster 
Linie an die Bürger wendet und diese zu einer aktiven Beteiligung an der Zukunfts-
diskussion einlud. Wobei hinter vorgehaltener Hand angeblich hinzugefügt wurde, 
es darf über alles diskutiert werden, nur nicht über größere, in einzelnen Mit-
gliedsländern Volksabstimmungen nach sich ziehende Vertragsänderungen.

Wie erwartet, ist der Impakt dieser Konferenz gering geblieben, noch dazu in einer 
Zeit, die eher von permanentem Krisenmodus geprägt ist, als von der Entwicklung 
und Umsetzung großer, konzeptiver Entwürfe. Es wäre schon ein großer Erfolg, 
wenn es gelänge, das in vielen Materien bestehende Einstimmigkeitserfordernis im 
Europäischen Rat zu beseitigen und damit das Erpressungspotenzial einzelner 
Mitgliedsstaaten deutlich zu beschneiden und die Handlungsfähigkeit der Union 
zu erhöhen. Darauf sollte die EU ihre politische Energie konzentrieren.

Die transatlantischen Beziehungen, insbesondere zwischen EU und USA, scheinen 
gegenwärtig, trotz immer wieder auftretender Interessensunterschiede, auf einem 
guten Fundament zu ruhen. Es muss allerdings nochmals betont werden, dass die 
Präsidentschaftswahlen 2024 in den USA und/oder Verschiebungen in den knap-
pen Mehrheiten in Senat und Repräsentantenhaus (Wahlen ebenfalls 2024) das 
Bild nachhaltig verändern könnten. Als Kernpunkt zukünftiger Interessensgegen-
sätze zwischen EU und USA zeichnen sich die Beziehungen zu China ab. Die EU 
sollte die Teilnahme an weiteren bi- und multilateralen Handels- und Investitions-
abkommen anstreben und dabei möglichst viele ihrer Interessen durchsetzen. 
Noch immer steht das Freihandelsabkommen mit der Mercosur-Region zur Dis-
kussion. Dazu muss sich die EU weiter zu einem politischen und durchaus auch 
militärischen Schwergewicht entwickeln und sich in den globalen Beziehungen als 
dritter großer Spieler etablieren. Das läuft gegenwärtig in der EU unter „Souveräni-
tätsdiskussion“ ab. Dabei geht es für die EU um das Ziel, in möglichst vielen Berei-
chen strategische Autonomie und Souveränität zu entwickeln; insbes. im wirt-
schaftlichen-technologischen, im kulturell-rechtlichen Bereich, bei der Gestaltung 
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der globalen Governance und nicht zuletzt auch im militärischen Bereich; Letzt-
genanntes wohl nur in enger Zusammenarbeit mit den USA und der NATO. In die-
sem Zusammenhang stellt sich für die EU auch die Frage, ob sie sich weiterhin 
lautstark als oberste globale Werteinstanz im Verhältnis zu Ländern mit einer mehr 
als 4.000 alten Kultur gerieren sollte, oder diesen Themenkreis nicht eher mit 
diplo matischer Diskretion behandeln sollte. Der bekannte, aus Singapur stam-
mende Diplomat und Politologe, Kishore Mahbubani, hat es einmal so formuliert: 
„Der Westen sollte aufhören, einen globalen Monolog zu führen“.

Literatur:

Abadir, Sameh and Greeven, Mark „Globalization has rallied during the pandemic …“, IMD, 
Strategy, March 2021

Bierling, Stephan „Auf der Suche nach Heilung“, APuZ/USA 17–18/2021, S. 33–38

Braml, Josef „Was bedeutet Bidens Chinapolitik für Europa? APuZ/USA 17–18/2021, S. 27–32

Dadush, Uri and Weil, Pauline „How difficult is China’s business environment for European 
and American companies? Policy Contribution 12/2021, Bruegel

Demertzis, Maria „Strategic autonomy or strategic alliance?“ OPINION, Bruegel, 2.2.2021

Eurostat, Pressemitteilung, „China, die USA und die EU sind die größten Volkswirtschaften 
der Welt“, Die Ergebnisse des internationalen Vergleichsprogrammes 2017, 19. Mai 2020

Felbermayr, Gabriel „Transatlantische Handelspolitik vor, während und nach Trump“, 
Wirtschaftsdienst, 2020, S. 908–913

Garcia-Herrero, Alicia „The EU-China investment deal may be anachronic …“ OPINION, 
Bruegel, 6.4.2021

Grant, Keneshia N. „Innenpolitische Herausforderungen für Biden und Harris, APuZ/USA 
17–18/2021, S. 15–20

Hamilton, Daniel S. and Quinlan, Joseph P., „The Transatlantic Economy 2020: Annual 
Survey of Jobs, Trade and Investment between the United States and Europe“, Wahington 
DC., Foreign Policy Institute, Johns Hopkins University SAIS, 2020

Lütjen, Torben „Wie Polarisierung der Politik schaden kann“, APuZ/USA 17–18/2021, 
S. 9–14

Mason, Lilliana „Auf der Suche nach Heilung“ APuZ/USA 17–18/2021, S. 4–8 

Perthes, Volker „Europa darf nicht einseitig von China abhängig werden“, Handelsblatt 
Research Institute, Analyse, 24.1.2020



Die transatlantische Wirtschaft als Kraftfeld der Globalisierung

II. Gemeinsame Wirtschaft? 77

Pelinka, Anton „Die EU – herausgefordert von Donald Trump“, Österreichische Gesell-
schaft für Europapolitik“, Policy Brief 11/2017

Pindyuk, Olga Implications of China’s Growing Geo-Economic Influence for the EU: 
Addressing Critical Dependencies in the Green Transition

Sachs, Jeffrey D. „The Ages of Globalization“, Columbia University Press 2020

Tucker, Paul „Global Discord“ Princeton University Press 2022

Tagliapietra, and B. Wolff, Guntram „Form Climate Club: United States, European Union 
and China“, Nature, Vol. 591, 2021

von Daniels, Laura „Die USA zurück auf der multilateralen Bühne“, APuZ/USA 17–18/2021, 
S. 21–26

von Daniels, Laura „Auswirkungen des US-China-Konflikts auf die multilaterale Ordnung“, 
SWP Berlin, Strategische Rivalität zwischen USA und China

Wolff, Allan, Lawrence Robert, Gary Clyde Hufbauer, „ Have trade agreements been bad 
for America?“ Policy Briefs, PB 22–17, Peterson Institute for International Economics



78 „Europa und USA – das transatlantische Verhältnis auf dem Prüfstand“

Franz Nauschnigg

Wirtschaftskrieg Russlands gegen EU, USA
Russland hat seinen militärischen Überfall auf die Ukraine auch wirtschaftlich vor-
bereitet. Insbesondere durch den Einsatz seiner „Gas Waffe“ – „Drosselung bzw. 
kurzfristige Einstellung der Gasexporte in die EU“, erwartete sich Putin, dass er die 
EU erpressen und von einer Unterstützung der Ukraine abhalten könnte. 2022 pro-
fitierte Russland durch hohe Exporteinnahmen von der Ukraine-Krise, weil die 
Öl-, Gas- und Nahrungsmittelpreise durch die Krise gestiegen sind. Mittlerweile 
sind die Gas- und Ölpreise aber wieder zurückgegangen.

Neben dem Wirtschafts- gibt es auch noch den 
Militärischen Krieg.

Der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine wird militärisch zu Lande, zur See, 
in der Luft und im Cyberraum ausgetragen. 

Im Landkrieg ist derzeit Russland im Donbas und die Ukraine in Russland in Kursk 
im Angriff. Russland kann seine hohen Verluste an Soldaten nur durch hohe Zah-
lungen für Freiwillige in Russland kompensieren, bis zu fast € 2.000 im Monat 
etwa das 4-fache der durchschnittlichen Einkommen. Zusätzlich hohe Einmalzah-
lungen für die freiwillige Meldung, in St. Petersburg und Moskau über € 20.000.

Wenn Russland die Mittel für diese hohen Zahlungen nicht mehr aufbringen kann 
gehen ihm die Soldaten aus. Wie der österreichische General Raimondo Monte
cuccoli feststellte, benötige er 3 Dinge zum Krieg führen – Geld, Geld, Geld. Damals 
waren es vor allem Söldnerheere und Russland versucht wieder international Söld-
ner anzuwerben, was teuer ist. Wenn Russland die finanziellen Mittel ausgehen, 
werden ihm die Soldaten ausgehen und es wird gezwungen sein, sich aus der 
Ukraine zurückzuziehen. Dies da die Mobilisierung von 300.000 Soldaten 2022, 
äußerst unpopulär war und zur Flucht von bis zu 500.000 jungen Männern aus 
Russland führte. Putin möchte eine weitere Mobilisierung vermeiden, um sein 
Regime nicht zu destabilisieren. Der Wirtschaftskrieg ist daher die Achillesferse 
Russlands.

This work is licensed under a Creative Commons attribution 4.0 international license (CC BY 4.0) 
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/ 
https://doi.org/10.56560/isbn.978-3-7011-0559-5_8
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Im Seekrieg ist es der Ukraine ohne eigene Marine durch den Einsatz von Seedroh-
nen und Raketen gelungen, etwa ein Drittel der Russischen Schwarzmeerflotte zu 
versenken und diese zum Rückzug aus dem westlichen Teil des Schwarzen Meeres 
zu zwingen. Die Exportrouten, insbesondere für Getreideexporte aus Odessa, sind 
damit wieder offen. Dies trug wesentlich zu einem Rückgang der globalen Nah-
rungsmittelpreise bei.

Im Luftkrieg bombardiert Russland die Ukrainische Infrastruktur und zerstörte 
wesentliche Teile der Stromversorgung. Mittlerweile gelingt es der Ukraine aber 
zurückzuschlagen und die russische Energie- insbesondere die Ölinfrastruktur zu 
beschädigen.

Im Cyberraum ist Russland meist im Angriff mit Cyberattacken auf den Westen 
und die Ukraine. Außerdem versucht Russland durch Desinformation z. B. durch 
Troll-Fabriken, die Unterstützung der Ukraine im Westen zu untergraben.

Wirtschaftskrieg Russlands gegen den Westen

Die EU, USA und weitere westliche Staaten reagierten auf den Angriffskrieg Russ-
lands gegen die Ukraine mit Sanktionen gegen Russland. Insbesondere die enge 
Kooperation der EU mit den USA war hier entscheidend. Russland hat den Wirt-
schaftskrieg im Gassektor gegen die EU verloren, auch dank Hilfe der USA mit 
Flüssiggas, LNG-Lieferungen.

Westliche Sanktionen wirken

Sie werden aber von Russland mit Hilfe von einigen ihm nahestehenden Staaten 
wie China, Türkei, zentralasiatischen, arabischen Staaten immer wieder unterlau-
fen. Diese Umgehungsmaßnahmen verteuern die Beschaffung von kriegswichti-
gen Gütern für Russland aber erheblich.

Eine strengere und umfassendere Durchsetzung der westlichen Sanktionen durch 
die Verbündeten der Ukraine und verstärkte ukrainische Angriffe auf russische 
Flugplätze, Energieinfrastruktur und Logistik werden die russischen Streitkräfte 
und die Verteidigungsindustrie nur noch weiter belasten. Russland ist insbeson-
dere bei komplexen Waffensystemen auf westlichen Komponenten wie Mikrochips 
angewiesen (RUSI, 2024). Die Kosten für die Komponenten sind um etwa 30 % 
gestiegen. Russland ist es trotz der relativ unkoordinierten und schwachen Sank-
tionen in diesem Bereich, trotz großer Bemühungen nur gelungen, die Lieferungen 
zu stabilisieren und nicht zu steigern 
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Trotzdem ist es Russland gelungen, seine Waffenproduktion zu steigern – auf etwa 
1.500 Panzer und 3.000 gepanzerte Fahrzeuge jährlich, aber 80 % sind nicht neu, 
sondern aus Lagern modernisiert. Auch die Raketenproduktion ist stark gestiegen.

Als eine Folge der Ukrainischen Angriffe auf seine Ölinfrastruktur, mit massiven 
Schäden, setzte Russland die Veröffentlichung von Produktionsdaten für Ölpro-
dukte aus.

Aus Angst vor sekundären Sanktionen, insbesondere der USA, welche den Zugang 
zu $-Transaktionen sperren können, haben viele Banken und Finanzinstitutionen 
von Russischen Verbündeten ihr Russland-Geschäft zurückgefahren (ISW, 2024). 
So begannen Banken aus den Vereinigten Arabischen Emiraten (VAE), insbeson-
dere in Dubai, im August 2024 Zahlungen für elektronische Bauteile, insbesondere 
aus China zu blockieren. 12 Kirgisische Banken haben den Zahlungsverkehr mit 
russischen Banken suspendiert.

Einsatz der Öl-Waffe

Die Opec hat gemeinsam mit Russland (Opec+) die Ölpreise durch koordinierte 
Förderkürzungen angehoben. Mittlerweile ist der Ölpreis trotz der Förderkürzun-
gen der OPEC und Russlands wieder gesunken. Die G7 haben Sanktionen gegen 
russische Ölexporte verhängt. Es gibt einen Ölpreisdeckel von 60 $/Barrel, um die 
Einnahmen Russlands aus dem Ölexport zu verringern. Durch nicht registrierte 
Öltanker „Schattenflotte“ umgeht Russland diese Sanktionen. Ökonomisch führen 
sie zu einer Subventionierung, insbesondere Chinas, Indiens und der Türkei, die so 
billiges russisches Öl erhalten. Ökonomisch ist es unverständlich, warum die USA 
und die EU ihren wirtschaftlichen Hauptkonkurrenten China, durch billiges Öl 
subventionieren.

EU-Importzölle wären effizienter

EU-Importzölle auf russisches Öl und Gas wären effizienter als die derzeitigen 
Sanktionen, die vor allem China, Türkei und Indien helfen. Die EU hätte damit 
Einnahmen mit denen sie den Ausstieg aus Öl und Gas finanzieren und die Ukraine 
unterstützen könnten. Nähere Details siehe meine Publikationen (Nauschnigg, 
2022a, b, c, d). Die Ungarische Blockaden gegen die derzeitigen Sanktionen (Ein-
stimmigkeit erforderlich) könnten umgangen werden, da EU-Importzölle auf rus-
sisches Öl und Gas mit Mehrheitsbeschluss eingeführt werden könnten. Die Wett-
bewerbsverzerrungen, die durch billiges russisches Öl und Gas für Ungarn im Bin-
nenmarkt entstehen, könnten vermieden werden.
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EU-Importzölle würden es der Ukraine auch erlauben mit ihren Seedrohnen die 
russischen Ölexporte über das Schwarze Meer zu unterbinden. Die Versenkung 
eines russischen Öltankers der leer nach Russland zur Beladung zurückfährt, 
würde reichen. Russland hat ja auch schon Getreideschiffe der Ukraine im Schwar-
zen Meer angegriffen. Dies wurde der Ukraine bisher von den USA verboten, da 
diese eine signifikante Steigerung des Ölpreises bei einem Ausfall der russischen 
Exporte befürchtet, was in einem Wahljahr der Opposition in den USA helfen 
würde. Da aber die Pipelines in die EU offen wären, könnte Russland weiterhin Öl 
exportieren und die Auswirkung auf die weltweiten Ölpreise wäre eher gering.

Einsatz der Gas-Waffe Russlands gegen die EU

Die EU war bis 2022 stark von russischen Öl- und Gasimporten abhängig. Sie 
deckte 24 Prozent ihres Energiebedarfs mit Gas, das zu 90 Prozent importiert 
wurde. Etwa 40 Prozent dieser Importe stammten aus Russland (Gazprom). Beim 
Ausschluss Russland aus dem internationalen Zahlungsverkehrssystem Swift gibt 
es noch Ausnahmen für die Bezahlung der Energieimporte.

Gazprom nutzte seine marktbeherrschende Stellung aus, indem es seine Gasspei-
cher in der EU nicht füllte. In Österreich waren die Gazprom-Speicher Astora und 
GSA Ende Jänner 2022 nur zu knapp 28 beziehungsweise 9 Prozent gefüllt statt zur 
Hälfte und mehr wie in Normaljahren. Gazprom hat dann 2021/2022 auch noch die 
Gaslieferungen in die EU gedrosselt und damit die Gaspreise in schwindelerre-
gende Höhen getrieben. Für geringere Gaslieferungen bekam es damals mehr Geld.

Gaspreisentwicklung in Europa

Nach dem Beginn des Russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine sind die Gas-
preise bis auf 300 €/MWh nach oben geschossen, sind jetzt aber wieder bei etwas 
über 30 €/MWh. Der Durchschnittspreis von 2015 bis 2021 lag bei 22 Euro/MWh.

Die EU hat reagiert und seine Gasimporte aus Russland drastisch reduziert und 
seinen Gasverbrauch stark gesenkt. Die USA hat über LNG-Exporte Russland als 
größten Gasexporteuer in die EU abgelöst. Auch China hat seinen Verbündeten 
Russland im Stich gelassen, und als die Gaspreise in Europa extrem hoch waren, 
LNG-Tanker nach Europa umgeleitet und das Gas teuer verkauft. Die russische 
Gas-Waffe blieb dadurch stumpf. Russland bleibt damit auf seinem Gas sitzen.
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Durch die Kooperation der EU mit den USA hat Russland den Wirtschaftskrieg im 
Gassektor gegen die EU verloren, insbesondere auch dank Hilfe der USA mit LNG-
Lieferungen. Ich stellte schon im März 2022 fest – Europa sitzt am längeren Gas-
hebel (Nauschnigg, 2022), weil seine Importabhängigkeit von Russland geringer, 
als die Exportabhängigkeit Russlands vom EU-Markt war. Außerdem kann die EU 
durch Verbrauchsreduktionen reagieren, was dann auch erfolgte. Die EU kann 
leichter durch Diversifizierung der Importe reagieren, als Russland bei den Expor-
ten aus Mangel an LNG-Terminals und auch die geplante Pipeline Power of Siberia 
2 zum Gasexport nach China ist, trotz häufiger Treffen Putins mit XI immer noch 
nicht beschlossen.

Putin macht Russland zur Kolonie Chinas 

China kann als Monopolabnehmer bei Gas die Preise drücken. Auch Öl bekommt 
es unter dem Weltmarktpreis. Die Funktion der Kolonien war die billige Bereitstel-
lung, unter dem Weltmarktpreis, von Rohstoffen für das Mutterland. Das ist genau 
das, was Russland für China macht. Russland ist auch der größte Empfänger von 
Mitteln aus dem BRI-Programm und mit Abstand der größte Kreditnehmer Chinas. 
Die Gesamtverschuldung von 2000 bis 2021 beläuft sich auf unglaubliche 155,3 Mil-
liarden Euro und realistischerweise ist diese Zahl seit dem Einmarsch Russlands in 
die Ukraine noch gestiegen. Angesichts der westlichen Sanktionen hat sich Moskau 
für hohe Geldbeträge an Peking gewandt. Laut Berichten haben die vier größten 
chinesischen Banken ihr Engagement im russischen Bankensektor seit Februar 
2022 vervierfacht. Russische Projekte, die mit BRI-Mitteln finanziert werden, sind 
auch weiterhin im Gange. Putin macht Russland so zur Kolonie Chinas.



Wirtschaftskrieg Russlands gegen EU, USA

II. Gemeinsame Wirtschaft? 83

Ausstieg aus fossilen Energien

Dieser ist für den Klimaschutz und zur Verringerung der Abhängigkeit der EU von 
Energieimporten geboten.

Um fossile Energien wie Gas zu ersetzen, sind massive und langfristige Investitio-
nen in Gebäudeisolierung, Heizung durch elektrische Wärmepumpen, Geother-
mie, Solaranlagen, Elektrifizierung des Transports, Schaffung einer Wasserstoff-
Infrastruktur und vieles mehr erforderlich. Um ihre Klimaziele bis 2030 zu errei-
chen, muss die EU zusätzlich etwa 350 bis 400 Milliarden Euro pro Jahr in die 
Dekarbonisierung der Energie und der Transportsysteme investieren. Zur Bekämp-
fung des Klimawandels müssen wir diese Schritte jedenfalls machen, sollten sie 
aber jetzt beschleunigen, um unsere Abhängigkeit von russischem Gas zu verrin-
gern.

Die Reduktion des Gasverbrauchs hilft dem Klima wirklich, da im Gasnetz immer 
wieder auch Gas, das fast reines Methan ist, entweicht. Methan ist ein äußerst 
schädliches Treibhausgas und das russischen Gas ist äußerst schädlich, weil dort 
die Gas-Leaks besonders hoch sind (Nauschnigg, 2021 Klimaproblem Methan). Ein 
mit russischem Gas betriebenes Gaskraftwerk ist klimaschädlicher als ein Kohle-
kraftwerk.

Methan ist über 20 Jahre gerechnet mehr als 80-Mal so klimaschädlich wie CO2. 
Etwa 40 Prozent der bisherigen Erderwärmung sind laut jüngstem UN-Klimabe-
richt (IPCC) auf Methan zurückzuführen. Maßnahmen gegen Methanemissionen 
würden daher schon kurz- bis mittelfristig große Wirkungen entfalten.

Preislich ist die Wind- und Solarstromproduktion schon wettbewerbsfähig und 
daher EU-weit rasch verstärkt auszubauen, auch mit neuen Technologien wie 
schwimmenden Windkraftwerken. Die EU sollte auch den Ländern des Westbal-
kan und der Östlichen Partnerschaft einen Fonds über 20 Milliarden Euro für den 
Ausbau von Wind- und Solarstrom und anderer erneuerbarer Energien zur Verfü-
gung stellen, um ihre Abhängigkeit von Öl und Gas zu reduzieren und Energie-
netze und Infrastruktur auszubauen. Dies würde einen Beitrag zum Klimaschutz 
leisten und geopolitisch die Abhängigkeit dieser Länder von Russland und China 
reduzieren.

Ausbau der Biogasproduktion

Zur Sicherung der EU-Gasversorgung sollte die Biogasproduktion in der EU aus-
gebaut werden. Die IEA sieht großes Potenzial für Biogas aus organischen Abfall-
stoffen: Die EU könnte fast die Hälfte ihres Gasbedarfs durch Biogas decken, und 
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zwar alleine durch Nutzung der Abfallprodukte, ohne den Anbau von Energie-
pflanzen. Damit und mit einer Reduktion der Gasnachfrage könnte der Gasimport 
aus Russland kompensiert werden. Die Biogasproduktion sollte durch Investitions-
zuschüsse und eine Steigerung der Beimischungsverpflichtungen – bis 2030 EU-
weit 10 bis 20 Prozent – gefördert werden.

Österreich gehört bei der Biogasproduktion leider zu den Nachzüglern, unter der 
jetzigen Regierung scheiterte im Herbst 2024 das Erneuerbare Energiegesetz.

Es gibt jedoch auch hier ein erfolgreiches Modell: Die Energieversorgung Margare-
then am Moos (EVM) betreibt die größte Biogasanlage Österreichs. Biogas wird aus 
landwirtschaftlichen Abfällen produziert. Die Abwärme wird für eine große Toma-
tenproduktion im Glashaus sowie für Wohnhäuser genutzt. Das anfallende CO2 
wird ins Glashaus geleitet und fördert dort den Pflanzenwuchs. Es ist eine Kreis-
laufwirtschaft, da den landwirtschaftlichen Abfällen das Gas entzogen und der 
Rest wieder als Dünger an die Bauern zurückgegeben wird, wodurch aus Gas 
erzeugter Kunstdünger ersetzt werden kann. Das Biogas wird gereinigt und ins 
Gasnetz eingespeist beziehungsweise über eine Pkw- und Lkw-Gastankstelle ver-
kauft. Wir könnten in Österreich mehr als hundert solche Anlagen betreiben.

Bausteine einer autarken Kreislaufwirtschaft

Da Biogas normalerweise teurer als fossiles Gas ist, sollten entsprechende Regulie-
rungen beziehungsweise Fördermodelle eigentlich schon gestern, aber zumindest 
ehestmöglich umgesetzt werden. Durch Putins Preissteigerungen lag der Gaspreis 
über den Produktionskosten von Biogas. Nachdem die EU den Gaskrieg gewonnen 
hat, liegt er jetzt wieder darunter. Er sollte er mittels CO2-Preis auf Methan oder 
Beimischungsverpflichtungen von Biogas stabilisiert werden.

Die IEA hat eingemahnt, dass die Investitionen in alternative Energien verdreifacht 
werden müssen, um den Klimawandel in Grenzen zu halten. Dies wäre eine Vor-
aussetzung, um das erfolgreich EVM-Model auch für andere nutzen zu können: 
Bioabfälle, Kläranlagen zur Biogaserzeugung, Vergärung der meisten Wirtschafts-
dünger wie Kuhmist in Biogasanlagen. Wärmeerzeugung, CO2 für Glashäuser – 
das alles sind Bausteine einer autarken Kreislaufwirtschaft. Wien ist hier ein Vor-
bild und hat in der Kläranlage Simmering ein Biogaskraftwerk errichtet. Dieses 
erzeugt 130 % des in der Kläranlage benötigten Stroms und 180 % der benötigten 
Wärme. Der Überschuss wird in das Strom- bzw. Fernwärmenetz eingespeist. Es 
sollten alle Kläranlagen in Österreich und der EU verpflichtend mit Biogasanlagen 
versehen werden.
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Der Vorteil wäre eine Reduktion der Methan-Emissionen und damit eine raschere 
Erreichung der Klimaziele. Es gäbe keine elektrische Monokultur im Transport 
und keine so große Abhängigkeit von seltenen Erden aus China. Heutige E-Autos 
transportieren in erster Linie hunderte Kilo Batterien. Biogasfahrzeuge sollten die 
gleiche Förderung wie E-Autos erhalten. Strom als Antrieb ist vor allem für kurze 
Strecken geeignet – auf der langen Strecke und bei Lkw ist Biogas klar im Vorteil.

Russland verliert den Wirtschaftskrieg

Insgesamt hat Russland den Wirtschaftskrieg gegen den Westen verloren (Nausch-
nigg, 2023).

Die Sanktionen wirken, Gas-, Öl- und Nahrungsmittelpreise sind wieder gesun-
ken. Die durch den Anstieg dieser Preise ausgelöste Inflation ist wieder zurückge-
gangen und auch die Zinsen in Europa und den USA sinken wieder. Dies ohne 
Rezession. Die EU hat ihren Gasverbrauch nachhaltig gesenkt und den Umstieg auf 
erneuerbare Energien beschleunigt, wodurch sie weniger abhängig von fossilen Öl- 
und Gasimporten wird.

In Russland steigen dagegen Inflation und Zinsen. Die Übernachfrage nach Rüs-
tungsgütern belebt zwar die Wirtschaft und löst ein kurzfristiges Strohfeuer aus, 
mit gutem Wirtschaftswachstum. Die Frage ist nur, wie nachhaltig das Wachstum 
ist. Der Wohlstand fällt, da die Inflation höher als die Lohnsteigerungen ist und die 
produzierten Rüstungsgüter zwar das BIP, aber nicht den Wohlstand der Bevölke-
rung erhöhen. Etwa eine halbe Million junger Russen haben Russland verlassen, 
um einer Einberufung zu entgehen und etwa die gleiche Anzahl sind in der Ukraine 
gefallen oder verwundet worden. Dies verschärft das schon bestehende demografi-
sche Problem Russlands, mit einer stark schrumpfenden Bevölkerung, nochmals 
dramatisch.

Die Einführung von EU-Importzöllen auf Öl- und Gasimporte aus Russland würde 
die russischen Exporteinnahmen langfristig senken.

Russlands Einsatz von Migranten, Flüchtlingen als Waffe gegen die EU

Durch politische und militärische Destabilisierung der Herkunftsländer von Mig-
ranten, insbesondere Syrien, Sahelzone werden Flüchtlingsströme ausgelöst. Russ-
land hat in Syrien durch die eigene Armee, insbesondere durch Bombardierung der 
Städte und später in der Sahelzone durch die Wagner Söldner, bzw. nach der Revolte 
Prigoshins mit seinen Wagner Truppen, durch ein eigenes Afrika Korps die gesamte 
Sahel Zone vom Sudan bis zum Atlantik destabilisiert. Damit werden 
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Flüchtlingsströme in Richtung EU ausgelöst. Russland bringt sogar Flüchtlinge an 
seine Grenzen zu Finnland und den Baltischen Staaten, sodass diese die Grenzen 
zu Russland sperrten. Auch über seine Verbündeten Weißrussland, Ungarn, Ser-
bien bringt Russland Flüchtlinge in die EU. Durch diese Flüchtlingsströme wird die 
EU destabilisiert.

Politisch profitieren davon Russlands Verbündete in der EU wie Le Pen, AfD, FPÖ, 
Salvinis Lega Nord usw. Diese sprechen sich dafür für eine Einstellung der Hilfe der 
EU für die Ukraine aus. Migration ist ein zentrales politisches Thema in der EU, bei 
dem die russlandfreundlichen Parteien bisher punkten konnten.

Die Migrationsproblematik in der EU, obwohl von Russland mitverursacht und 
verstärkt, hilft paradoxer weise Russlands Verbündeten in der EU die sich als Vor-
kämpfer gegen die Migration profilieren.

Die Verteilung der Flüchtlinge in der EU ist bisher nicht wirklich gelöst. Hier 
könnte Russland mit seinen eigenen Waffen geschlagen werden. Dies wenn die EU 
die wehrfähigen Männer unter den Flüchtlingen in die Ukraine verteilen würde. 
Die Ukraine benötigt Arbeitskräfte für den Wiederaufbau und sie könnte, genau 
wie es Russland tut, bei ihren Migranten auch Soldaten für ihre Streitkräfte anwer-
ben. Für die Aufnahme der Migranten müsste die EU der Ukraine natürlich genauso 
wie anderen Ländern, wie z. B. der Türkei, etwas bezahlen.

Es wäre interessant zu sehen, wie die Verbündeten Russlands in der EU auf eine 
derartige Lösung der Flüchtlingsproblematik in der EU reagieren.

Um der Ukraine auch militärisch zu helfen, sollte das Asylsystem in der EU umge-
stellt werden. Bisher erhalten Ukrainer automatisch Asyl. Als Folge sind derzeit in 
der EU mehr wehrfähige Ukrainer als die ukrainische Armee Soldaten hat. Die 
wehrfähigen Männer aus der Ukraine sollten in der EU kein Asyl mehr erhalten. 
Die meisten würden dann in die Ukraine zurückkehren. Eine noch stärkere Hilfe 
wäre das was Polen macht, die wehrfähige Ukrainer ausbildet und bewaffnet und 
diese Soldaten dann in die Ukraine zurückschickt.

Im Gegenzug sollten junge Russen, die vor einer Einberufung flüchten, Asyl erhal-
ten. Unser derzeitiges System in der EU – Ukrainer erhalten Asyl, Russen nicht – 
unterstützt militärisch Russland und schwächt die Ukraine. Beide Seiten haben ja 
Probleme genug Soldaten aufzustellen. Wenn die USA hier der EU folgen würde, 
wäre es noch wirksamer.
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Der Wettlauf um den ökonomischen  
Aufschwung: Transatlantische Einigkeit  
oder weitere Bruchlinien?
Der Wettlauf um den ökonomischen Aufschwung wird durch multiple Krisen 
determiniert, daher muss dieser auch unterschiedliche Zielen folgen: Zunächst lag 
das Ziel in der Überwindung des ökonomischen Einbruchs nach COVID-19 durch 
geeignete fiskalische Maßnahmen. Unmittelbar danach führten die geopolitischen 
Konflikte und die kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen der Ukraine und 
Russland zu einer Inflationskrise und zu dadurch steigenden Energiekosten. Diese 
beiden durch konkrete punktuelle historische Ereignisse ausgelösten ökonomi-
schen Krisen werden durch den notwendigen Transformationsprozess hin zu einer 
sozial-ökologischen Wirtschaftsweise flankiert. Alle drei Krisenebenen gehen mit 
einem Druck auf die internationale Wirtschaftsordnung von Industriestaaten ein-
her und führen zu einem Zerren um die hegemoniale Vorherrschaft der internatio-
nalen Beziehungen zwischen den USA, Europa und China. 

1. �Der erste Akt: Herausforderungen durch die COVID-19 Pandemie 
und die Bedeutung transatlantischer Beziehungen für deren  
Überwindung.

COVID-19 hat zu einem weltweiten Einbruch in der Wirtschaftsleistung geführt. 
Die OECD (2021) ging im Jahr 2021 in den Analysen zur globalen Entwicklung 
davon aus, dass die Geschwindigkeit von Impfungen und die Qualität der nationa-
len öffentlichen Gesundheitsversorgung wesentlich für die weitere wirtschaftliche 
Entwicklung wäre. Dabei wurde jedoch auch bereits verdeutlicht, dass abgesehen 
von den prognostizierten Wachstumsentwicklungen steigende Divergenzen zwi-
schen den Staaten zu erwarten wären. „Enhanced structural reforms are required in 
all countries to raise opportunities, improve economic dynamism, and foster a strong, 
sustainable and inclusive recovery“ (OECD, 2021: 3). Der ökonomische Aufschwung 
sollte daher nicht nur die makroökonomische Entwicklung gemessen am Brutto-
inlandsprodukt, sondern auch das Bemühen um eine inklusive wirtschaftliche und 
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nachhaltige Entwicklung umfassen, bei dem strukturelle Reformen, die massiven 
geldpolitischen und fiskalpolitischen konjunkturellen Unterstützungen flankie-
ren. Auf diese Weise wurde damals auch die Notwendigkeit einer Transformation 
der Wirtschaftsweise adressiert und die beiden zum damaligen Zeitpunkt wesent-
lichen Krisenherde angesprochen. 

Tatsächlich waren bereits unmittelbar nach dem Aufbruch von COVID-19 die ers-
ten Konjunkturpakete von den einzelnen Nationalstaaten auf den Weg gebracht 
worden und der Wettlauf um den globalen ökonomischen Aufschwung prägte die 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen. Die USA, wie auch Europa sind als hoch ent-
wickelte Wirtschaftsräume in ähnlicher Weise von dem exogenen Angebotsschock 
der Pandemie betroffen, der internationale Lieferketten zeitweise unterbrochen 
hat.

Dabei stellen sich bei einem Fokus auf die Wirtschaftsräume Europa und USA drei 
Herausforderungen, die für einen nachhaltigen wirtschaftlichen Aufschwung 
wesentlich sind: Zum einen die sozio-ökonomische Ausgangslage, die in der letzten 
Dekade seit der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise manifestiert wurde. Hierbei 
ist vor allem auf die steigenden Vermögensasymmetrien zu verweisen, die zusätz-
liche strukturelle Bruchlinien in der Gesellschaft verdeutlichen. Zum anderen stellt 
sich die Frage, ob die konjunkturpolitischen Maßnahmen auch als richtungswei-
send für eine nachhaltige Entwicklung gewertet werden können. Der Wechsel in 
der Präsidentschaft in den USA und der darauffolgende Wiedereintritt der USA 
zum Pariser Klimaabkommen, verdeutlicht zwar das politische Bekenntnis zu 
einem ökologischen Wandel in der wirtschaftlichen Produktionsweise, die wirt-
schaftspolitischen Maßnahmen stehen jedoch noch auf dem Prüfstand. Die dritte 
Herausforderung betrifft die Außenbeziehungen der beiden Wirtschaftsräume. 
Hierbei ist die Position Chinas wesentlich. Eine wiedererstarkende Importnach-
frage der USA kann zum einen als Bestandteil der aggregierten Nachfrage und 
damit als Determinante für den konjunkturellen Aufschwung verstanden werden 
und zum anderen als Zeichen notwendiger struktureller Veränderungen in globa-
len Wirtschaftsbeziehungen, deren systemisches Ziel die Akkumulation von Leis-
tungsbilanzüberschüssen ist. Eine Chance wird im Besetzen von Schlüsselbran-
chen gesehen, die den ökologischen Wandel in der Produktionsweise fördern. 

1.1. �Wirtschaftliche Ausgangslage vor der Pandemie und sozioökonomische 
Verwerfungen

In der letzten Dekade, getrieben durch die globale Finanz- und Wirtschaftskrise 
Ende der 2000er Jahre, lag der Fokus der Eurozone auf geldpolitischen Maßnahmen 
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zur Überwindung der Krise, flankiert von nationalen fiskalpolitischen Maßnah-
men, deren Fokus auf dem unmittelbaren konjunkturellen Stimulus und Stabili-
sierung lagen und durch die Einhaltung des supranationalen europäischen Stabi-
litätsrahmens geprägt waren und sind (für einen Überblick über das Regelwerk 
siehe Fiskalrat, 2014: 24, Grafik 3). Die unmittelbaren Unterschiede in der fiska-
lischen Disziplin werden in der Betrachtung der Defizit- und Verschuldungsraten 
evident. Während die durchschnittliche Verschuldung der Eurozone unmittelbar 
nach der Finanzkrise (Jahr 2010) bei 86 %1 des BIP lag, in den Folgejahren durch 
die Verschuldungskrise in den Mitgliedsstaaten auf etwas über 95 % anstieg um 
bis 2019 wiederum auf das Niveau von 2010 zu sinken, zeigten die Zentrumsländer 
der Europäischen Währungsunion, wie Deutschland oder Österreich mit einem 
Absinken auf bis zu rund 59 % und rund 70 % im Jahr 2019 ein deutlich geringeres 
Niveau als der sogenannte Europäische Süden mit beispielsweise 180 % im Jahr 2019 
in Griechenland. Während Disparitäten in Europa deutliche Niveauunterschiede 
bei der Staatsverschuldung bei einem vergleichbaren Trend zeigen, so ist die USA 
seit dem Beginn der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise von 2009 durch ein 
stetiges Ansteigen der Staatsverschuldung geprägt, das sich in der letzten Dekade 
durch einen Anstieg um mehr als 20 Prozentpunkte auf rund 108 % widerspiegelt. 
Die Defizitraten des öffentlichen Sektors in Prozent des BIP zeichnen ein ähnliches 
Bild. Aufgrund laufender Zinszahlungen manifestierten sich in der Eurozone trotz 
hoher positiver Primärsalden fiskalische Defizite, die jedoch bis 2019 stark rück-
läufig waren (–0,6 % für die Eurozone im Jahr 2019, OeNB), sodass, unterstützt 
durch das Niedrigzinsumfeld der Europäischen Zentralbank und das Ankaufpro-
gramm öffentlicher Staatsverschuldungstitel, die Reduktion der öffentlichen Ver-
schuldung erzielt werden konnte. Im Gegensatz dazu konnten die Maßnahmen der 
Federal Reserve und das dadurch geschaffene Niedrigzinsumfeld die steigenden 
fiskalischen Ausgaben in den USA nicht abfedern, die nach einem kontinuierlichen 
Rückgang von 2009 bis 2015 (OeNB) vor allem in den Jahren 2018 und 2019 durch 
Steuersenkungen zur Verlängerung des ökonomischen Aufschwungs unter Präsi-
dent Trump (Evans 2021: 270f) an Dynamik gewannen und zu einem Budgetdefizit 
von 6,2 % 2018 und 6,6 % 2019 führten. 

Begleitet wird auch diese letzte Phase des längeren, aber moderaten Aufschwungs 
in den USA von steigender Ungleichverteilung, so stiegen seit 1980 die Jahresein-
kommen des Top 1 % kumulativ um über 160 %, während die unteren 90 % der 
Einkommensbezieher:innen lediglich eine Steigerung von 26 % verzeichnen 

1 Aufgrund von unterschiedlichen Berechnungsmethoden internationaler Organisationen können 
Vergleichsdaten zu Staatsschuldenquoten und Budgetsalden variieren. Zur Vermeidung von 
Berechnungsunterschieden beziehen sich die nachfolgenden Daten auf die veröffentlichten Werte 
der Österreichischen Nationalbank unter Bezugnahme auf die Europäische Kommission. 
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konnten (Evans 2021: 288, Abb. 7). Ebenso ist im Euroraum im Durchschnitt die 
Ungleichheit gestiegen. Es zeigen sich Divergenzen zwischen den Staaten und bei 
der Betrachtung von Einkommen und Vermögen (Fessler/Schürz 2017). Zudem 
kommt der Internationale Währungsfonds (IMF 2021a: 2) zu dem Schluss, dass die 
Wahrscheinlichkeit für einen signifikanten Anstieg der Einkommensungleichheit 
durch die Pandemie sowohl in entwickelten wie auch in unterentwickelten Staaten 
hoch ist. 

Die ökonomische Ausgangslage in den USA unmittelbar vor dem Ausbruch der 
Pandemie wird daher als eine abflauende, zeitlich lange aber hinsichtlich ihrer 
Höhe als moderat bezeichnete Aufschwungsphase dargestellt (Evans 2021: 291). Im 
Vergleich dazu ist die Entwicklung innerhalb der Eurozone als divergent zu 
bezeichnen. Im Durchschnitt war ebenso eine moderate Aufschwungsphase zu 
verzeichnen, die mit 2019 ihren prognostizierten Höhepunkt erreichen hätte sol-
len. Die fiskalische Ausgangslage stellt – geht man von dem engen Korsett des euro-
päischen Fiskalpakt als Referenzgröße aus – für Europa einen größeren Spielraum 
dar als für die USA. Der Aufschwung hat jedoch in beiden Wirtschaftsräumen 
sozioökonomische Bruchlinien vertieft und Ungleichheiten gefördert. Potentielle 
Instabilitäten werden in Europa aufgrund steigender Immobilienpreise und stei-
gender Haushaltsverschuldung verortet, während im Vergleich zu Europa in den 
USA (aber allen voran in China) die stark steigende Verschuldung des nicht finan-
ziellen Unternehmenssektors und die damit verbundenen collateralized loan obliga-
tions (gebündelten und verbrieften Finanzinstrumente) die Instabilität erhöhen 
(UNCTAD 2020: 11 und Box 1.2.). Damit wird auch in Hinkunft den Maßnahmen 
der makroprudenziellen Regulierung zur Wahrung der Stabilität der Finanzsys-
teme eine große Bedeutung zukommen (IMF 2021b:44). 

1.2. �Beitrag fiskalischer Maßnahmen zum konjunkturellen Aufschwung 

Wie begegneten die beiden Wirtschaftsräume USA und Europa der tiefen Rezes-
sion der COVID-19 Pandemie? Die wirtschaftspolitischen Anstrengungen fokus-
sierten auf dem konjunkturellen Aufschwung und waren durch fiskalische Stimuli 
getragen. Für Europa standen an erster Stelle die nationalen Fiskalprogramme, die 
für Deutschland und Österreich als unmittelbare diskretionäre Maßnahmen für 
das Jahr 2020 rund 3,8 % und 5,3 % des BIP umfassten.2 Die Zurechnungen von 
unterschiedlichen fiskalischen Maßnahmen zu diskretionären Maßnahmen oder 

2 Für Österreich wurden die diskretionären Maßnahmen des Jahres 2020 veröffentlicht durch den 
Fiskalrat (2021: 56) dargestellt. Budgetäre Wirkungen des Aufbau- und Resilienzplans für Österreich 
sind dabei ausgeklammert. Für Deutschland wurde als Basis das Konjunktur- und 
Krisenbewältigungspaket für das Jahr 2020 herangezogen (Statista 2020).
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automatischen Stabilisatoren erschwert den unmittelbaren Vergleich der fiskali-
schen Intervention der Nationalstaaten. Stellt man die direkten budgetrelevanten 
Fiskalmaßnahmen gegenüber, so scheint Österreich mit Ausgaben von insgesamt 
über 6 % des Bruttoinlandsprodukts (Deutschland liegt knapp unter 5 % des 
Brutto inlandsprodukts) vergleichsweise umfangreiche fiskalische budgetrelevante 
Maßnahmen bereits im Jahr 2020 gesetzt zu haben (Pekanov 2021: 197 und 193). Im 
gleichen Zusammenhang zeigt sich, dass die fiskalischen Maßnahmen in der Euro-
zone deutlich über jenen von 2009 liegen, in Österreich etwa fast 5 Prozentpunkte 
des Bruttoinlandsprodukts, in Deutschland fast 3 Prozentpunkte (ebenda).

Im Vergleich zur Größenordnung des in den USA verabschiedeten American Rescue 
Plans von 2020 erscheinen die europäischen Maßnahmen dennoch gering, steht 
doch die Intervention von 1,9 Billionen US-Dollar für zirka 9 % – als zirka 8,5 % bei 
OECD (2021:9) angegeben – des Bruttoinlandsprodukts (Dullien et al 2021a: 9).3 
Die Maßnahmen zielten dabei zum einen unmittelbar auf die Stärkung des Kon-
sums der Haushalte ab – etwa durch Schecks an Haushalte – oder die Verlängerung 
der Arbeitslosenversicherung und Steuererleichterungen für Haushalte. Daneben 
bestand im Vergleich zu europäischen Maßnahmen, wie den österreichischen Fis-
kalmaßnahmen, ein deutlicherer Fokus auf den Unterstützungen für Bundesstaa-
ten und Kommunen. Diese massiven fiskalpolitischen Maßnahmen der USA hatten 
nicht nur einen unmittelbaren Effekt für die Binnennachfrage in den USA und tru-
gen damit nicht nur wesentlich zum prognostizierten Wachstum von 7 % des BIP 
im Jahr 2021 und 3,1 % des BIP in 2022 (Dullien et al. 2021a: 1) bei, sondern führten 
auch zu signifikanten Spill-over Effekten in andere Wirtschaftsräume. So wurde 
etwa ein positiver Effekt im Euroraum von 0,3 % im Jahr 2021 und 0,2 % im Jahr 
2022 prognostiziert (Dullien et al. 2021b: 2). Die OECD (2021: 9) schätzte in diesem 
Zusammenhang einen positiven Effekt von 0,25 bis 0,5 % für die Eurozone. 

Insgesamt wurden ex-post die fiskalischen Maßnahmen in beiden Wirtschaftsräu-
men, der USA, wie auch in der Eurozone als wesentlich zur Abfederung der unmit-
telbaren negativen makroökonomischen Effekten der COVID-19 Krise gewertet. 
Gleichzeitig wurden Fragen nach den mittelfristigen strukturellen Veränderungen 
evident, denn zum einen hatte das Beflügeln der Binnennachfrage in den USA4 

3 Auf die Diskussion um eine mögliche Überdimensionierung der fiskalischen Maßnahmen und die 
daraus folgenden Effekte für die Inflation (siehe unter anderem Pekanov 2021: 201) soll hier nicht 
eingegangen werden.

4 Die USA zählten in den Jahren vor der Pandemie zu jenen Staaten/Wirtschaftsräumen die als 
Treiber der Nettonachfrage am globalen Güter- und Dienstleistungsmarkt gesehen werden können, 
wenn auch ihre Dynamik geringer war, also beispielsweise jene von China. Im Gegensatz dazu 
zählten viele große Volkswirtschaften Europas, wie Frankreich, Italien oder Deutschland zu jenen 
Ländern, die vom Nachfragezuwachs aus Wirtschaftsräumen wie den USA oder China durch 
gestiegenes volkswirtschaftliches Einkommen profitieren, dieses jedoch nicht zu einer 
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unmittelbare Effekte auf die Nettoimporte und damit auf die transatlantischen 
Beziehungen. Zum anderen hatte die COVID-19 Krise die Bedeutung und Fragilität 
globaler Lieferketten gezeigt, die, ebenso wie die notwendigen Umsetzungen inter-
nationaler klimapolitischer Ziele, Maßnahmen im Bereich der öffentlichen Investi-
tions- und Infrastrukturpolitik fordern. 

1.3. �Wechselspiel internationaler Beziehungen und die Bedeutung Chinas 

Unter Präsident Biden kam es zu einem deutlichen Wandel in den transatlantischen 
Beziehungen, die konkreten Effekte für den Außenhandel, internationale Liefer-
ketten und den Wettlauf um den internationalen technologischen Fortschritt blei-
ben aber abzuwarten. Die Nettoimporte aus China haben nach der Wirtschaftskrise 
von 2009/2010 weiter an Bedeutung gewonnen und sind zunächst 2019 durch die 
Sanktionen von Präsident Trump, wie das Auferlegen von Strafzöllen gegen chine-
sische Importe gesunken; ein weiterer Rückgang war 2020 durch den allgemeinen 
Konjunktureinbruch zu beobachten (U.S Census Bureau Economic Indicator Divi-
sion, o.J.). In den letzten Jahrzehnten hatte China für die USA im internationalen 
Handel als verlängerte Werkbank gedient, doch die Entwicklungsdynamik Chinas 
gekoppelt mit gezielter Industriepolitik im Land und aktive Investitionspolitik im 
Rahmen des Zuflusses chinesischer Direktinvestitionen nach Europa und die USA, 
haben diese Position fundamental verändert (Homlong und Springler 2019: 181 ff). 
Während Präsident Obama diesen Entwicklungen mit einer Bündnispolitik zu 
begegnen versuchte, agierte Präsident Trump mit einer aggressiven Handelspolitik 
der internationalen Abschottung mit dem Slogan America First (siehe unter ande-
rem Scherrer 2019: 39f.; 2020: 338; Gentile et al. 2020: 5f)5. Präsident Biden schien 
nun durch eine Wiedererstarkung der Bündnisse mit westlichen Industrieländern 
gleichzeitig die von Seiten Chinas geforderten Liberalisierungsschritte weiterhin 
einzufordern (Scherrer 2021), und den USA Spielraum für die eigene Technologie-
offensive und im Wettlauf um die strukturelle Neuorientierung der Wirtschaft 
nach COVID-19 zu verschaffen. Wie beispielsweise Dullien (2020: 152) zeigt, führt 
in einer globalisierten arbeitsteiligen Produktionsweise mit Oligopolmärkten, die 
Technologieführerschaft in einer Branche zur Kumulation von Einkommen und 
Wohlstand im Vergleich zu nachhinkenden Ökonomien. Bestehenden 

Nachfragesteigerung am Weltmarkt führt, aber auch nicht zu einer gestiegenen Nachfrage nach 
Finanzanlagen (UNCTAD 2020: Table 2.1: 41f). 

5 Aus einer neoliberalen ökonomischen Perspektive wird im Rahmen einer handelspolitischen 
Analyse zumeist auf die negativen Effekte von Handelsbeschränkungen verwiesen (siehe unter 
anderem Gentile et al. 2020), während sozio-ökonomische Verwerfungen (umrissen unter anderem 
in Scherrer 2020: 338), die durch ökonomisch starke Staaten mit hegemonialem Charakter in 
emerging markets zum Tragen kommen, ausgeklammert werden.
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Strukturschwächen westlicher Industrieländer müsste demnach mit der aktiven 
Suche nach Schlüsselbranchen und der anschließenden aktiven Förderung dieser 
begegnet werden. Das Potenzial einer aktiven neuen Industriepolitik, die die Wirt-
schaftsweise transformiert, dem Wunsch nach einer Neuorientierung internatio-
nalen Lieferketten nachkommt und dabei grünes Wachstum schafft, kann durch 
einen Green New Deal für Europa gestärkt werden (siehe unter anderem Mazzu-
cato 2020:80ff).6

Im Rahmen des mehrjährigen Finanzrahmens der Europäischen Union (Europäi-
sche Union 2020), wurde dies konkret. Zum einen durch die Wiederaufbauhilfen 
von NextGenerationEU und InvestEU, die zentral im Rahmen des European Green 
Deal fungieren sollen. Zum anderen wurde durch die deutliche inhaltliche Fokus-
sierung auf Klimaschutz, Natürliche Ressourcen und Umwelt, sowie Zusammen-
halt und Resilienz für den Zeitraum 2021 – 2027 ein inhaltlicher und finanzieller 
Rahmen geschaffen. Auch Präsident Biden (The White House 2021) hat im Juni 
2021 durch die Verabschiedung eines Investitionspakets in Infrastrukturstruktur-
maßnahmen im Umfang von 1,2 Billionen US-Dollar mit dem expliziten Ziel „… 
make critical investments in our clean energy future, and help this country compete with 
China and other economic rivals“ einen Schritt in Richtung einer aktiven Investi-
tionspolitik zum strukturellen Wandel gesetzt.

2. �Der zweite Akt: Exogene Schocks, Inflationskrise und  
weiterer Druck auf die transatlantischen Beziehungen 

Die ökonomische Sorge um den internationalen wirtschaftlichen Aufschwung 
wurde im Jahr 2022 als Effekt der disruptierten Lieferketten und den kriegerischen 
Auseinandersetzungen zwischen Russland und der Ukraine durch den Kampf 
gegen steigende Inflationsraten abgelöst.

2.1. �Strukturelle Unterschiede führen zu divergierende Prognosen zum Sinken 
der Inflationsraten

Auch wenn die Prognosen des Internationalen Währungsfonds (IMF 2024: 6, Table 
1) der globalen Wirtschaft ein stetiges Wachstum und sinkende Inflation attestie-
ren, sind starke Unterschiede zwischen den Nationalstaaten und ökonomischen 

6 Wesentlich für das Gelingen einer nachhaltigen Investitionspolitik, die durch einen Green New Deal 
auf europäischer Ebene unterstützt wird, ist unter anderem die konkrete Ausgestaltung von Formen 
von grünen Finanzierungen (Springler 2020). Die Implementation von neoliberalen 
Finanzinstrumenten zur Finanzierung von grüner Produktionsweise hat, wie Jäger und Schmidt 
(2020: 11) zeigen, keine Aussicht auf eine erfolgreiche nachhaltige Transformation der 
Wirtschaftsweise.
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Blöcken zu beobachten. Während demnach die USA in den Jahren 2024 und 2025 
ein Wachstum von 2,1 % und 1,7 % zu verzeichnen hätte, würden Emerging Mar-
kets und Entwicklungsländer in diesen Jahren ein Wachstum von 4,1 % bezie-
hungsweise 4,2 % zu erwarten haben. China soll dabei mit 4,6 % im Jahr 2024 
über diesem Durchschnitt liegen. Im Vergleich dazu würde das Wachstum in der 
Eurozone mit 0,9 % im Jahr 2024 und 1,7 % im Jahr 2025 weitaus geringer ausfal-
len. Im Hinblick auf die Entwicklung der Inflation geht der Internationale Wäh-
rungsfonds ebenfalls von einer positiven Entwicklung mit einem starken Absinken 
in den Industriestaaten und einem etwas langsameren, aber dennoch sinkenden 
Pfad für Emerging Markets und Entwicklungsstaaten aus (IMF 2024: 24). Auch 
innerhalb der schwächeren wirtschaftlichen Entwicklung der Euro-Zone zeigen 
sich Unterschiede. Während beispielsweise in Frankreich und Deutschland auch 
im 3. Quartal 2023 die Wirtschaftsleistung (Ederer 2023: 747) ungefähr gleich zum 
Vorjahr war, war Österreich weiterhin durch hohe, wenn auch sinkende Inflation 
(gemessen am Verbraucherpreisindex) gekennzeichnet und schloss 2023 real unter 
dem Vorkrisenniveau von 2019 (Felbermeyer 2024: 99).

Die Situation in Österreich ist dabei durch die besondere Entwicklung der Wohn-
immobilienpreise, aber auch durch Abhängigkeit von der Energiepreisentwick-
lung und vergleichsweise höhere Verbraucherpreise des täglichen Lebens (Mikro-
warenkorb) gekennzeichnet. Im Bereich der Wohnimmobilien ist hierbei auf die 
Analysen der Österreichischen Nationalbank zu verweisen, die bis April 2022 ein 
starkes Ansteigen der Lücke zwischen nachfragebedingter Wohnimmobilienpreis-
entwicklung und spekulativer Wohnpreisentwicklung zeigt. Erst seit diesem Zeit-
punkt ist es zu einem Absinken gekommen, wobei auch noch im Juli 2023 eine posi-
tive Abweichung vom langfristigen Trend von zirka 19 % für Gesamtösterreich und 
über 27 % in Wien vorlag (Österreichische Nationalbank 2023). Baumgartner et al 
(2023) führen in ihrer Prognose zur wirtschaftlichen Entwicklung Österreichs aus, 
wie international sinkende Energiepreise einen positiven Wachstumsimpuls für 
die Periode bis 2027 nach sich ziehen.

2.2. �Europäische diskretionäre Maßnahmen zur Bekämpfung der energie
getriebenen Inflation und Fragen der strukturellen Transformation 

Die unmittelbaren Maßnahmen zur Bekämpfung der energiegetriebenen Inflation 
sind wie jene, die bereits im Rahmen der Maßnahmenbekämpfung gegen COVID-
19 in Österreich getätigt wurden, als breitflächig fiskalisch diskretionär zu bezeich-
nen. Böheim et al. (2022: 747) gehen von insgesamt mehr als 5,3 Mrd. EUR für den 
Zeitraum 2022 bis 2026 für Unternehmen aus und kritisieren dabei, dass die durch-
geführten Energiekostenzuschüsse eine vergleichsweise geringere ökologische 
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Nachhaltigkeit aufweisen würden. Im Vergleich zu Österreich wird den Maßnah-
men, die in Deutschland im Bereich der Unternehmen zur Senkung der Inflation 
umgesetzt wurden, wie der Gaspreisdeckel eine größere Effektivität bei der Umset-
zung einer sozial-ökologischen Transformation bei gleichzeitiger Verringerung 
inflationärer Effekte attestiert (siehe unter anderem Röger/Welfens 2022). Insge-
samt sind jedoch alle gesetzten Maßnahmen in Europa auf nationalstaatlicher 
Ebene angesiedelt.7 Deutlich davon zu unterscheiden ist die Vorgangsweise der 
USA, im Rahmen des Inflation Reduction Act, der sowohl als Mechanismus zur 
Inflationsbekämpfung, als auch zur Förderung der Investitionstätigkeit wirken soll 
und somit die transatlantischen Beziehungen beeinflusst. 

2.3. �Inflation Reduction Act und Investitionswettlauf  
beeinflussen Transatlantischen Beziehungen 

Mit dem seit 2023 in Kraft getretenen Inflation Reduction Act setzt sich die USA 
unter der Administration von Präsident Biden zum Ziel, zum einen die heimische 
Wirtschaft in ihrer Produktions- und Innovationskapazität zu stärken und die öko-
logische Transformation voranzutreiben und zum anderen im Hinblick auf inter-
nationale Handelsbeziehungen die USA gegenüber China zu stärken, sowie ener-
giepolitische Abhängigkeiten verringern (siehe unter anderem Templ 2023;  Bernoth 
und Meyer 2023). Reindustrialisierung und Resilienz der Wirtschaft sind in diesem 
Zusammenhang die wesentlichen Schlagworte.

Auch wenn im Vergleich zur deutlichen Investitionspolitik und stärkeren staats-
interventionistischen Ausrichtung der USA der Richtungswechsel in Europa nicht 
so deutlich propagiert wird, so lässt sich auch hier ein genereller Wandel von einer 
ausschließlich wettbewerbsfördernden Wirtschaftspolitik zu einer stärker inter-
ventionistischen Wirtschaftspolitik durch Maßnahmen zur Förderung von Hoch-
technologie und Energieerzeugung (siehe unter anderem Abels / Bieling 2022: 446) 
nachvollziehen. Auch die oben besprochenen Wiederaufbauhilfen von NextGene-
rationEU und InvestEU, sowie die Maßnahmen im European Green New Deal tragen 
maßgeblich hierzu bei. Eine breitere Umsetzung finden diese Einzelmaßnahmen in 
den Säulen des Anfang 2023 von der Europäischen Kommission vorgestellten Indus-
trieplans für einen Grünen Deal (Europäische Kommission 2023).

7 Regulatorische Rahmenbedingungen, wie die EU Taxonomie Verordnung zur Förderung von 
nachhaltigen Investitionen und zur Stärkung einer ökologisch nachhaltigen Produktion wie etwa im 
Rahmen des EU-Lieferkettengesetzes sind hier ausgeklammert, da diese nicht gekoppelt mit 
Maßnahmen zur Reduktion der Inflation auf europäischer Ebene verabschiedet wurden. 
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3. Fazit

Im Gegensatz zu den Maßnahmen nach der Finanz- und Wirtschaftskrise von 
2008/2009 haben die USA, wie auch Europa bei der COVID-19 Pandemie umfas-
sendere und unmittelbare fiskalpolitische Maßnahmen zur konjunkturellen Stabi-
lisierung gesetzt. Vor diesem Hintergrund war nicht nur der allgemeine geldpoliti-
sche Rahmen als Unterstützung nationalstaatlicher und im Fall Europas auch sup-
ranationaler Investitionsmaßnahmen relevant, sondern auch die Neujustierung 
transatlantischer Beziehungen. Der Wettlauf um einen nachhaltigen und langfris-
tigen strukturellen Aufschwung gestaltete sich im Rahmen der COVID-19 Pande-
mie, wie auch heute in der Bekämpfung der Inflation im Spannungsverhältnis von 
globaler Arbeitsteilung, dem Wunsch partieller Deglobalisierung im Bereich der 
kritischen Infrastruktur und dem Fördern neuer Schlüsselbranchen. Mehr noch als 
das Was muss hierbei das Wie im Zentrum des wirtschaftspolitischen Diskurses 
stehen. Die neoliberale Wirtschaftsweise der letzten Dekaden hat sozial-ökonomi-
sche und ökologische Verwerfungen aufgezeigt, deren Bruchlinien durch die Maß-
nahmen im Gefolge der letzten Wirtschaftskrise 2008/2009 weiter vertieft wurden. 
Ebenso sind die Erfolgsstrategien internationaler Beziehungen und Handelsbezie-
hungen vor dem Hintergrund bestehender ökonomischer Asymmetrien zwischen 
westlichen Industriestaaten und sogenannten emerging markets zu bewerten. Die 
notwendige Restrukturierung der Wirtschaftsweise stellt die Transatlantischen 
Beziehungen vor neue Herausforderungen, die nicht nur in einem Wettlauf um die 
hegemoniale Vormachtstellung gegenüber China münden, sondern auch zwischen 
den USA und Europa neue Bruchlinien befeuern können.
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Wirtschaftliche Entwicklung  
in den USA und in der EU

1. Einleitung

Bei einem Vergleich der wirtschaftlichen Entwicklung in den USA und in Europa 
stellt sich zunächst die Frage, was genau unter „Europa“ zu verstehen ist. Ökonomi-
sche Daten für ganz Europa sind nicht verfügbar, und eine Gesamtbetrachtung des 
Kontinents macht auch wenig Sinn. Aber selbst eine Beschränkung auf die Euro-
päische Union (EU) löst dieses Problem nicht vollständig. Eine Betrachtung der 
USA und der EU vergleicht einen Bundesstaat, dessen Territorium im Prinzip seit 
der Aufnahme Alaskas und Hawaiis als 49. und 50. Bundesstaat im Jahr 1959 unver-
ändert ist, mit einem Zusammenschluss souveräner Einzelstaaten. Zudem hat sich 
seit der Gründung der ersten Vorgängerorganisation nicht nur der Name, sondern 
auch die Zusammensetzung der heutigen EU immer wieder geändert. Der europäi-
sche Einigungsprozess begann im Jahr 1951 mit der Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl durch die sechs Staaten Deutschland, Frank-
reich, Italien, Belgien, Luxemburg und Niederlande. Nach den diversen Erweite-
rungen hatte als EU zwischen dem Beitritt Kroatiens zum 1.7.2013 und dem Austritt 
des Vereinigten Königreichs zum 31.1.2020 im bisherigen Maximum 28 Mitglied-
staaten. Gegenwärtig, Mitte 2024, hat die EU 27 Mitgliedstaaten, und die wirt-
schaftlichen Analysen in diesem Beitrag beziehen sich auf diesen Gebietsstand. 
Hinsichtlich der Datenverfügbarkeit besteht die Herausforderung, dass etwa bei 
Eurostat oder in der AMECO-Datenbank1 der Europäischen Kommission die Zeit-
reihen für die EU-27 in der Regel nur bis zum Jahr 1995 zurückgerechnet vorliegen. 
Für die in diesem Beitrag verwendeten längerfristigen Vergleiche hat der Autor 
diese Zeitreihen mit Daten für die EU-15 rückverkettet. Bei der EU-15 handelt es 
sich um das Aggregat jener 15 Mitgliedstaaten, die bis zur ersten Runde der Ost-
erweiterung im Jahr 2004 die EU bildeten. Für die EU-15 liegen die Daten zumeist 
ab 1960 vor. Als weitere Besonderheit gilt es hier noch zu beachten, dass für den 

1 https://dashboard.tech.ec.europa.eu/qs_digit_dashboard_mt/public/sense/app/667e9fba-eea7-4d17-
abf0-ef20f6994336/sheet/f38b3b42-402c-44a8-9264-9d422233add2/state/analysis 

This work is licensed under a Creative Commons attribution 4.0 international license (CC BY 4.0) 
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/ 
https://doi.org/10.56560/isbn.978-3-7011-0559-5_10
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Zeitraum 1960 bis 1990 oft noch eine weitere Rückverkettung notwendig ist, weil 
die AMECO-Datenbank für den Zeitraum 1960 bis 1990 Daten für Westdeutsch-
land beinhaltet und Daten für die EU-15 mit Gesamtdeutschland nur ab 1991 vor-
liegen. Die EU-15-Zeitreihen mit Gesamtdeutschland ab 1991 wurden auf Basis der 
Zeitreihen der EU-15 mit Westdeutschland bis 1990 rückverkettet.

2. Wirtschaftliche Beziehungen zwischen den USA und der EU

Für die heutige EU sind die USA mit einem Anteil von rund 20 % der wichtigste 
Handelspartner, wenn Waren und Dienstleistungen zusammengenommen wer-
den. Auch der kurzfristige Einbruch des Außenhandels aufgrund der Corona-Pan-
demie im Jahr 2020 hat nichts grundlegend an der Reihenfolge der wichtigsten 
Partnerländer geändert. Zwar hat während der Jahre 2020 und 2021 China vorüber-
gehend von der Nachfrageverlagerung weg von Dienstleistungen, deren Konsum 
wegen der Lockdowns zeitweise nicht oder nur sehr eingeschränkt möglich war, 
hin zu Waren, und vom Boom der Nachfrage nach medizinischen Gütern sowie 
Ausrüstungen der Informations- und Kommunikationstechnologie profitiert.2 
Aber diese temporären Verschiebungen haben sich nach Ende der Pandemiemaß-
nahmen und der Wiederherstellung der während der Pandemie gestörten globalen 
Lieferketten rasch wieder normalisiert. Tabelle 1 zeigt jeweils die Summe aus den 
Exporten und Importen für den gesamten Außenhandel der EU-27 (ohne Intra-
Handel, also ohne die Exporte und Importe zwischen den EU-Mitgliedsländern) 
sowie unterteilt nach Waren und Dienstleistungen. Beim Warenhandel war vorü-
bergehend China wichtiger als die USA, dies hat sich inzwischen aber wieder geän-
dert. Zudem spielt beim grenzüberschreitenden Austausch von Dienstleistungen 
China keine große Rolle für die EU, während auf die USA mehr als ein Viertel des 
Handelsvolumens der EU entfällt. Beim Warenhandel sind die USA der wichtigste 
Exportmarkt für die EU, während aus China der größte Teil der Importe stammt. 
Insgesamt spielt nach dem Überfall Russlands auf die Ukraine der Außenhandel 
mit Russland praktisch keine Rolle mehr für die Europäische Union. Dies trifft 
besonders auf die Dienstleistungen zu. Aber auch im Sommer 2024 gibt es noch 
eine gewichtige Ausnahme. So sind manche Länder, vor allem Österreich, bei über 
Pipelines transportiertem Erdgas noch immer sehr stark von Importen aus Russ-
land abhängig.

2 Vgl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (2021), Pandemie verzögert Aufschwung – Demografie 
bremst Wachstum, Gemeinschaftsdiagnose Frühjahr 2021, Essen, Kasten 1.1.
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Tabelle 1: Anteile der wichtigsten Länder am EU-Außenhandel im Jahr 2023

Waren + DL Waren Dienstleistungen

Mrd. Euro Anteil Mrd. Euro Anteil Mrd. Euro Anteil

USA 1.514,5 20,1 % 825,7 16,5 % 688,9 27,4 %

Verein. Königr. 1.030,8 13,7 % 554,6 11,1 % 476,2 18,9 %

China 902,6 12,0 % 764,6 15,3 % 138,1 5,5 %

Schweiz 543,2 7,2 % 316,8 6,3 % 226,5 9,0 %

Japan 191,1 2,5 % 136,9 2,7 % 54,2 2,2 %

Russland 106,1 1,4 % 89,3 1,8 % 16,8 0,7 %
Quellen: Eurostat; eigene Berechnungen

Wie Abbildung 1 zeigt, haben sich seit dem Jahr 2008 (soweit reichen die vergleich-
baren Daten zurück) vor allem die Warenexporte aus der EU in die USA und die 
Dienstleistungsimporte aus den USA dynamisch entwickelt. Die Corona-Pande-
mie hat zu einem deutlichen Rückgang des grenzüberschreitenden Warenhandels 
im Jahr 2020 geführt, der aber rasch wieder aufgeholt wurde. Im Jahr 2023 hat der 
Außenhandel mit den USA stagniert, was vor allem auf die konjunkturelle Schwä-
che vor allem in der EU zurückzuführen ist. Darüber hinaus haben die USA wirt-
schaftspolitische Initiativen wie den „Inflation Reduction Act“ (IRA) und den 
„CHIPS and Science Act“ (CHIPS steht für „Creating Helpful Incentives to Produce 
Semiconductors“) für eine Stärkung der heimischen Produktion zulasten von 
Importen vor allem im Hochtechnologiebereich und auf dem Gebiet von Gütern 
für erneuerbaren Energien ergriffen. 

In der längerfristigen Betrachtung erzielt die EU im Handel mit den USA einen 
Exportüberschuss im Warenverkehr, während die USA einen Überschuss im 
Dienstleistungshandel erwirtschaften. In der gesamten Leistungsbilanz erzielt die 
EU mit den USA einen Überschuss (Abbildung 1). Bei den Primäreinkommen han-
delt sich vor allem um Kapital- und Gewinneinkommen. Wenn etwa Investoren aus 
der EU Kapital in den USA anlegen und dort Zinsen und Dividenden anfallen, stellt 
dies in die EU fließende Primäreinkommen dar. Umgekehrt fließen Primäreinkom-
men in die USA, wenn Unternehmen in US-Eigentum in der EU Gewinne erzielen 
und diese an die Kapitaleigner in den USA transferiert werden. Arbeitseinkommen 
von US-Bürgern in der EU sowie von EU-Bürgern in den USA spielen eine unter-
geordnete Rolle. Sekundäreinkommen umfassen regelmäßige grenzüberschrei-
tende Zahlungen, denen keine erkennbare Leistung gegenüberstehen. Hierzu zäh-
len beispielsweise Überweisungen der im Inland beschäftigten ausländischen 
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Arbeitnehmer in ihre Heimatländer. Sekundäreinkommen spielen zwischen den 
EU und den USA, wie die Abbildung zeigt, praktisch keine Rolle.

Abbildung 1: Entwicklung des Handels zwischen der EU-27 und den USA

Exporte

Importe
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Saldo (Exporte minus Importe)

Quellen: Eurostat; eigene Darstellung

Abbildung 2: �Salden der Leistungsbilanz und der Teilbilanzen  
zwischen EU und USA

Anmerkung: Daten zu den Primäreinkommen und dem gesamten Leistungsbilanzsaldo sind erst 
ab 2015 verfügbar

Quellen: Eurostat; eigene Darstellung
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Im Warenhandel entfallen die größten Anteile sowohl auf der Export- als auch auf 
der Importseite auf Maschinen, Fahrzeuge und chemische Erzeugnisse. Bei den 
Dienstleistungen dominieren „sonstige unternehmensbezogene Dienstleistungen“ 
(hierzu zählen etwa Forschung und Entwicklung sowie technische Dienstleistun-
gen beispielsweise von Architekten), Finanzdienstleistungen, Transportdienste 
und der Reiseverkehr. Während die EU beim Reiseverkehr und den Transport-
dienstleistungen einen Überschuss im Handel mit den USA erzielt, überwiegen bei 
den Finanzdienstleistungen und besonders bei den „sonstigen Unternehmens-
dienstleistungen“ die Importe aus den USA.

Auch bei den Direktinvestitionen sind die USA der wichtigste Partner der EU. Im 
Jahr 2022 beliefen sich die Direktinvestitionsbestände der EU in den USA auf 2.656 
Mrd. Euro und die Investitionen der USA in der EU auf 2.452 Mrd. Euro. Bilaterale 
Direktinvestitionen dürften die treibende Kraft der transatlantischen Handelsbe-
ziehungen sein. Dafür spricht auch, dass der Handel zwischen Mutter- und Toch-
tergesellschaften in der EU und den USA mehr als ein Drittel des gesamten trans-
atlantischen Handels ausmacht.3

3. Langfristige wirtschaftliche Entwicklung in der EU und in den USA

Einer der wichtigsten Indikatoren für die wirtschaftliche Situation eines Landes im 
internationalen Kontext ist das Pro-Kopf-Einkommen. Dabei ist die gebräuch-
lichste Maßzahl das Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Einwohner. Um Unterschiede 
in den Preisniveaus auszuschalten, wird üblicherweise das BIP in Kaufkraftstan-
dards herangezogen. Von 1970 bis 2023 ist das kaufkraftbereinigte BIP pro Kopf in 
der EU von rund 2.000 Euro auf 37.600 Euro und in den USA von rund 3.400 Euro 
auf 54.200 Euro gestiegen (Abbildung 3). Infolge der Corona-Krise ist das Pro-
Kopf-Einkommen in beiden Wirtschaftsräumen im Jahr 2020 leicht gesunken, 
anschließend aber wieder kräftig gestiegen.

3 Vgl. Europäisches Parlament (o.J.), Transatlantische Beziehungen: USA und Kanada. Im Internet am 
29.4.2024 abgerufen unter: https://www.europarl.europa.eu/factsheets/de/sheet/174/ 
transatlantische-beziehungen-usa-und-kanada.
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Abbildung 3: �Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf  
in Kaufkraftstandards

Quellen: AMECO-Datenbank; eigene Darstellung

Die Durchschnittsbetrachtung der EU verdeckt die großen Unterschiede zwischen 
den Mitgliedstaaten. Im Jahr 2023 war das kaufkraftbereinigte Pro-Kopf-Einkom-
men in Luxemburg und in Irland deutlich höher und in Dänemark nur geringfügig 
niedriger als in den USA (Abbildung 4). Dabei gilt es zu beachten, dass in Luxem-
burg aufgrund der großen Bedeutung des Finanzplatzes und in Irland wegen der 
Bedeutung als Standort für ausländische Konzerne das BIP jeweils statistisch ver-
zerrt ist. Österreich hatte im Jahr 2023 mit rund 46.400 Euro ein um knapp 14,5 % 
niedrigeres kaufkraftbereinigtes Pro-Kopf-Einkommen als die USA. Österreich 
hatte damit ein um rund 23 % über dem EU-Durchschnitt liegendes Pro-Kopf-Ein-
kommen und befand sich auf dem 5. Rang unter den 27 EU-Mitgliedstaaten.
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Abbildung 4: �Bruttoinlandsprodukt pro Kopf (Kaufkraftstandard)  
im Jahr 2023

Quellen: Eurostat; eigene Darstellung

Neben dem Pro-Kopf-Einkommen stellt die Arbeitsmarktentwicklung einen 
wesentlichen Indikator für die ökonomische Entwicklung dar Im Aggregat der 
heutigen 27 EU-Mitgliedstaaten war die Beschäftigungsquote, gemessen als die 
Zahl der Erwerbstätigen bezogen auf die Bevölkerung im Alter von 15 bis 64 Jahren, 
seit 1970 stets niedriger als in den USA. In der EU ist sie sogar zunächst gesunken 
und schwenkte erst Mitte der 1990er Jahre auf einen steigenden Trend ein. Bei der 
Interpretation der Zahlen für die EU-27 gilt es zu beachten, dass die Zeitreihe nur 
ab 1995 für dieses Aggregat konsistent vorliegt und für diesen Beitrag durch den 
Autor mittels Daten für die EU-15, also den Gebietsstand vor den Osterweiterungs-
runden, rückverkettet wurde. Dennoch ist der Befund eindeutig, dass sie Beschäf-
tigungsquote in den USA höher ist.
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Abbildung 5: Beschäftigungsquote in der EU-27 und in den USA

Quellen: AMECO-Datenbank; eigene Berechnung und Darstellung

Auffällig ist, dass der Arbeitsmarkt in den USA stärker auf die Wirtschaftsent-
wicklung reagiert als in der EU. So ist die Beschäftigungsquote im Gefolge der 
Finanz- und Wirtschaftskrise 2007/2008 in den USA deutlich kräftiger gesunken 
als in der EU. Aber auch der nachfolgende Anstieg vollzog sich jenseits des Atlan-
tiks rascher. Auch in der Corona-Krise im Jahr 2020 sank die Beschäftigung in den 
USA stärker. Wie im Gefolge der Finanz- und Wirtschaftskrise, erholte sich die 
Beschäftigung in den USA auch nach der Corona-Pandemie deutlich kräftiger als 
in der EU. Die Unterschiede in der Reaktion der Beschäftigung auf die gesamtwirt-
schaftliche Nachfrage dürfte auf die Ausgestaltung der Arbeitsmarktinstitutionen 
und -regulierung zurückzuführen sein. So ist insbesondere, bei aller Heterogeni-
tät zwischen den Mitgliedsländern, in der EU der Kündigungsschutz stärker aus-
geprägt als in den USA. Damit wird in der Rezession die Zahl der Beschäftigten 
eher gehalten, aber im Konjunkturaufschwung sind die Unternehmen bei Neuein-
stellungen vorsichtiger. Zudem stützt die Wirtschaftspolitik in vielen EU-Ländern 
die Beschäftigung durch Kurzarbeitsprogramme, die es den Unternehmen erlau-
ben, ihre Beschäftigten während vorübergehender Wirtschaftskrisen zu halten. 
Darüber hinaus sind in den USA die Höhe und die Bezugsdauer von Arbeitslosen-
unterstützung geringer als im Durchschnitt der EU. Damit sind Arbeitslose in den 
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USA gezwungen, schneller eine Beschäftigung aufzunehmen, selbst wenn diese 
schlecht entlohnt ist.

Die Unterschiede in der Arbeitsmarktentwicklung zeigen sich auch in der Arbeits-
losenquote (Abbildung 6). Diese ist in den USA traditionell niedriger als im Durch-
schnitt der EU-Staaten. Allerdings ist die Arbeitslosigkeit in der Corona-Krise in 
den USA sehr stark gestiegen, während in der EU durch die großzügige Gewährung 
von Kurzarbeitsunterstützung die Zahl der Arbeitskräfte in weitaus geringerem 
Maß verringert wurde und die Anpassung stärker über die Reduktion der Arbeits-
zeit je Beschäftigten erfolgte. Nach Überwindung der Pandemiekrise stellte sich 
auch bei der Arbeitslosigkeit das langfristige Bild einer niedrigeren Arbeitslosig-
keit in den USA als in der EU rasch wieder ein.

Abbildung 6: Arbeitslosenquote in der EU-27 und in den USA

Quellen: AMECO-Datenbank; eigene Darstellung

Die jährliche Arbeitszeit je Beschäftigten ist im Jahr 2020 in der EU im Durchschnitt 
um rund 90 Stunden, in den USA nur um 3,6 Stunden zurückgegangen (Abbil-
dung 7). Im Jahr 2021 war die Zahl der durchschnittlich geleisteten Arbeitsstunden 
in den USA aber bereits höher als im Jahr 2019, während der Vor-Pandemie-Wert in 
der EU nicht wieder erreicht wurde. Auffällig ist darüber hinaus der durchgängig 
fallende Trend der Arbeitszeit in der EU seit 1995 (für den Zeitraum davor sind 
keine Daten verfügbar), während die Arbeitszeit je Beschäftigten in den USA mehr 
oder weniger konstant ist.
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Abbildung 7: Durchschnittliche Arbeitszeit je Erwerbstätigen

Quellen: AMECO-Datenbank; eigene Darstellung

4. Konjunktur und fiskalpolitische Krisenreaktionen im Vergleich

Nach Wirtschaftskrisen erholt sich die Wirtschaft in den USA zumeist rascher 
als in der EU. Dies konnte im Gefolge der Finanz- und Wirtschaftskrise der Jahre 
2007/2008 und nach der Corona-Pandemie im Jahr 2020 beobachtet werden 
(Abbildung 8). So dauerte es nach der Finanz- und Wirtschaftskrise drei Jahre 
(viertes Quartal 2007 bis viertes Quartal 2010), bis in den USA das reale Brutto-
inlandsprodukt das Vorkrisenniveau erreicht hatte. Im Gegensatz dazu kam es in 
der EU, genauer in einigen Ländern des Euroraums, infolge des kräftigen Anstiegs 
der Staatsverschuldung in den Jahren 2012/2013 zu einer Staatsschuldenkrise und 
einem erneuten Rückgang des Bruttoinlandsprodukts.4 Deshalb wurde das Vor-
krisenniveau erst im Sommer 2014 wieder erreicht. Auch hier muss aber wieder 
auf die große Heterogenität innerhalb der EU hingewiesen werden. So war Ende 
2014 die Wirtschaftsleistung in Polen um rund 22 % höher, im von der Finanz- und 
Wirtschaftskrise sowie der nachfolgenden Staatsschuldenkrise besonders stark 
getroffenen Griechenland hingegen noch um rund 30 % niedriger als vor Ausbruch 

4 Vgl. z. B. Weyerstraß, K. (2014), Reformen stärken den Euroraum. IHS-Policy Brief Nr. 5, April 
2014.
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der Krise Ende 2007. Auch in der Corona-Pandemie war der Einbruch der Wirt-
schaftsleistung in den USA schwächer, und die Erholung vollzog sich anschließend 
schneller als in der EU. Das Vorpandemie-Niveau wurde in den USA im ersten 
Quartal 2021, in der EU erst ein halbes Jahr später übertroffen. Auch die Energie-
krise im Gefolge des russischen Überfalls auf die Ukraine traft die EU-Volkswirt-
schaft deutlich stärker als die USA. So stagnierte in der EU die Wirtschaftsleistung 
im Zeitraum Mitte 2022 bis Ende 2023, während sie in den USA kräftig zulegte.

Abbildung 8: Entwicklung des realen Bruttoinlandsprodukts nach Krisen
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Quellen: Eurostat; Federal Reserve Bank of St. Louis; eigene Berechnungen und Darstellung

Die unterschiedliche Geschwindigkeit in der Erholung nach Wirtschaftskrisen 
könnte zum einen auf eine größere Flexibilität der US-Wirtschaft zurückzuführen 
sein. So rangieren die USA in vielen Rankings der ökonomischen Wettbewerbsfä-
higkeit vor den meisten EU-Ländern. Ausnahmen sind etwa Dänemark oder Irland, 
die oft als zumindest ebenso wettbewerbsfähig wie die USA eingestuft werden. 
Aber im Durchschnitt ist die EU weniger flexibel, etwa hinsichtlich der Anpas-
sungsfähigkeit des Arbeitsmarktes oder der Gründung neuer Unternehmen. In 
einer Analyse für ein Panel von OECD-Ländern über einen Zeitraum von 35 Jahren 
findet Sondermann (2016) belastbare Hinweise darauf, dass starke und flexible 
Institutionen die Widerstandsfähigkeit gegenüber negativen Schocks verbessern. 
Die Wahrscheinlichkeit einer schweren Wirtschaftskrise wird nach diesen Ergeb-
nissen erheblich reduziert, wenn ein Land flexible und anpassungsfähige Institu-
tionen besitzt.5

Neben der größeren Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft trägt auch die kräftigere 
finanzpolitische Reaktion zur schnelleren Erholung von Wirtschaftskrisen in den 
USA bei. Gemessen am strukturellen Primärsaldo, also dem um den Einfluss der 

5 Vgl. Sondermann (2016), Towards more resilient economies: the role of well-functioning economic 
structures, ECB Working Paper Series No. 1984.
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Konjunktur (sinkende Einnahmen aus Steuern und Sozialabgaben, höhere Zah-
lungen für Arbeitslosenunterstützung in einer Rezession) bereinigten staatlichen 
Budgetsaldo ohne Zinszahlungen, ist die Finanzpolitik in den USA wesentlich 
reaktiver als in der EU (Abbildung 9). 

Abbildung 9: �Struktureller Primärsaldo in Relation  
zum Trend-Bruttoinlandsprodukt

Quellen: OECD; eigene Darstellung

Diese Daten, die konsistent ab 1995 vorliegen, zeigen sowohl in der Finanz- und 
Wirtschaftskrise 2007/2008 als auch, und hier noch viel ausgeprägter, in der 
Corona krise eine massive Verschlechterung des Budgetsaldos in den USA. Wäh-
rend zwar auch in den EU-Ländern die Unternehmen und die privaten Haushalte 
massiv durch staatliche Investitionen und Transfers unterstützt wurden, fiel die 
Ausweitung des Primärdefizits doch spürbar geringer aus als in den USA. Im Fis-
kaljahr 2020 (in den USA läuft ein Fiskaljahr immer vom 1. Oktober bis zum 30. 
September, das Fiskaljahr 2020 also vom 1.10.2019 bis 30.9.2020) beliefen sich nach 
Daten des Congressional Budget Office die Ausgaben zur Abfederung der wirt-
schaftlichen Folgen der Pandemie auf 2.250 Mrd. US-Dollar und im Fiskaljahr 2021 
sogar auf 2.500 Mrd. Dollar. Alleine der im März 2021 beschlossene Plan umfasst 
1.800 Mrd. Dollar oder rund 8,5 % des Bruttoinlandsprodukts. In der EU wurden 
sowohl Maßnahmen durch die Mitgliedstaaten als auch auf EU-Ebene beschlossen. 
Für die Maßnahmen der Mitgliedstaaten sind keine aggregierten Daten verfügbar, 
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sondern nur mehrere Datenbanken, in denen die Maßnahmen der einzelnen Län-
der enthalten sind. So haben der Internationale Währungsfonds und das For-
schungsinstitut Bruegel umfangreiche Datenbanken mit finanzpolitischen Maß-
nahmen zusammengestellt.6 Zwischen den Datensätzen bestehen allerdings teils 
erhebliche Unterschiede der Hilfsmaßnahmen einzelner Länder. Dies liegt zum 
einen an der unterschiedlichen Kategorisierung und zum anderen an Unterschie-
den in der zeitlichen Zuordnung einzelner Maßnahmen.7

Mit der aggressiven finanzpolitischen Reaktion geht allerdings auch ein kräftiger 
Anstieg der Staatsverschuldung einher (Abbildung 10). Nach der Finanz- und 
Wirtschaftskrise ist die Schuldenquote in den USA sprunghaft gestiegen und über-
trifft bereits seit dem Jahr 2012 die jährliche Wirtschaftsleistung. Ende 2020 erfolgte 
ein weiter Sprung auf knapp 130 % des Bruttoinlandsprodukts. Und mit den Ende 
2020 und im März 2021 beschlossenen Konjunkturpaketen ist die Staatsverschul-
dung in den USA kräftig weiter gestiegen. Einzig das starke Wirtschaftswachstum 
führte dazu, dass die Schuldenquote, also das Verhältnis aus Staatsschulden und 
Bruttoinlandsprodukt, nach dem Höhepunkt von 130 % im Jahr 2020 etwas zurück-
ging. In der EU nahm die aggregierte Staatsschuldenquote zwar in den beiden Kri-
sen ebenfalls zu, blieb im Aggregat aber weit unter dem US-Niveau. Ende 2023 
erreichte die Schuldenquote in den USA 122,5 % und in der EU 83,1 %. Gleichwohl 
bestehen auch bei diesem Indikator erhebliche Unterschiede zwischen den Mit-
gliedstaaten. Die höchsten Schuldenquoten hatten Ende 2023 Griechenland (162 %), 
Italien (137 %) und Frankreich (111 %), die niedrigsten Estland (20 %),Bulgarien 
(23) und Luxemburg (jeweils 26 %).

6 Vgl. Bruegel: The Fiscal Response to the Economic Fallout from the Coronavirus, 2020, https://www.
bruegel.org/publications/datasets/covid-national-dataset/. IMF: Fiscal Monitor Database of 
Country Fiscal Measures in Response to the COVID-19Pandemic, 2020, https://www.imf.org/en/
Topics/imf-and-covid19/Fiscal-Policies-Database-in-Response-to-COVID-19

7 Vgl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (2020), Erholung verliert an Fahrt – Wirtschaft und 
Politik weiter im Zeichen der Pandemie. Herbstgutachten 2020, Kiel, Kasten 1.1.
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Abbildung 10: Staatsverschuldung in Relation zum Bruttoinlandsprodukt

Quellen: AMECO-Datenbank; eigene Darstellung

Die hohe Staatsverschuldung wird irgendwann durch Abgabenerhöhungen und/
oder Ausgabenkürzungen abgetragen werden müssen. Zwar ist prinzipiell auch ein 
„Herauswachsen“ aus der Staatsverschuldung möglich, also eine Reduktion der 
Schulden durch steigende Steuereinnahmen und sinkende Zahlungen etwa von 
Arbeitslosenunterstützung, wenn die Wirtschaft wächst und mehr Menschen 
beschäftigt sind. Dann sinkt insbesondere auch die Schuldenquote, weil der Nen-
ner größer wird. Aber auf der anderen Seite werden die Staatsfinanzen langfristig 
aufgrund der demografischen Entwicklung durch höhere Pensionen und krank-
heitsbedingte Ausgaben belastet. Zudem werden mit einer sinkenden Zahl von 
Personen im erwerbsfähigen Alter die Grundlagen für Sozialabgaben geringer. 
Diese Alterung der Gesellschaft betrifft Europa in größerem Ausmaß als die USA. 
Aber die Erfahrung hat gezeigt, dass finanzpolitischer Spielraum vorhanden sein 
muss, um auf Krisen wie die Finanz- und Wirtschaftskrise oder die Corona-Pande-
mie reagieren zu können. Und je größer der Schuldenstand und damit die Bindung 
von Staatseinnahmen für Zinszahlungen ist, umso geringer ist der Spielraum für 
eine aktive Finanzpolitik.
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In der EU sollen Fiskalregeln, insbesondere der im Jahr 1997 eingeführte Stabili-
täts- und Wachstumspakt (SWP), ein Ausufern der Staatsverschuldung verhin-
dern. Der SPW weitete den Geltungsbereich der Grenzwerte für Staatsdefizit und 
-schuldenstand, die im Jahr 1992 im Vertrag von Maastricht als Zugangskriterien 
zur Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion formuliert worden waren 
(das jährliche Budgetdefizit darf maximal 3 %, der Schuldenstand 60 % in Relation 
zum Bruttoinlandsprodukt betragen, wobei mittelfristig ein ausgeglichener Haus-
halt anzustreben ist), auf bestehende Mitgliedsländer aus. Seit seinem Inkrafttre-
ten wurde der SWP mehrmals reformiert. Um mehr Flexibilität für diskretionäre 
Fiskalpolitik zu erlangen, wurde im Jahr 2005 das universelle Ziel ausgeglichener 
Staatshaushalte durch länderspezifische mittelfristige Ziele ersetzt. Außerdem 
wird seither die strukturelle Komponente des Haushaltssaldos anstelle des gesam-
ten Defizits als Referenzwert herangezogen. Ab 2010 wurde der SWP in Reaktion 
auf die Staatsschuldenkrise schrittweise verschärft. Die mit dem sogenannten 
Sixpack im Jahr 2011 eingeführten Bestimmungen gelten bis heute, waren aber in 
den Jahren 2020 bis 2023 durch Anwendung der generellen Ausweichklausel aus-
gesetzt, die für den Fall von außergewöhnlichen Ereignissen wie Wirtschaftskrisen 
oder Naturkatastrophen vorgesehen ist. Ende April 2024 haben der Europäische 
Rat und das Europäische Parlament eine Einigung über die abermalige Reform der 
Haushaltsüberwachung in der EU vorgestellt. Demnach sollen künftig etwa klare 
Mindestanforderungen dafür gelten, wie hoch verschuldete Länder ihre Schul-
denstandsquoten senken. Gleichzeitig soll bei EU-Zielvorgaben die individuelle 
Lage von Ländern stärker berücksichtigt werden. Mit den Neuerungen soll nicht 
zuletzt die Motivation der Länder erhöht werden, die Regeln auch einzuhalten, 
war doch die Regeltreue bislang eher schwach ausgeprägt.8 Kritiker von Fiskal
regeln argumentieren, dass ein eingeschränkter finanzieller Spielraum zu gerin-
geren öffentlichen Investitionen des Staates führe. Darauf wurde bei der jüngsten 
Reform der EU-Fiskalregeln reagiert, indem Investitionsausgaben und Strukturre-
formen bei der Beurteilung der Haushaltspläne besonders berücksichtigt werden. 
Empirisch jedoch zeigt sich kein Zusammenhang zwischen fiskalischer Strenge 
und staatlicher Investitionstätigkeit. So findet eine Metastudie auf Basis von 20 
empirischen Arbeiten keine systematische Evidenz.9 Die Einzelstudien zu den Aus-
wirkungen von Ausgabenregeln, Regeln für einen ausgeglichenen Haushalt und 

8 Vgl. Larch, M., J. Malzubris, S. Santacroce (2023), Numerical compliance with EU fiscal rules: Facts 
and figures from a new database, in: Intereconomics, 58(1): 32–42,. Projektgruppe 
Gemeinschaftsdiagnose (2024), Deutsche Wirtschaft kränkelt – Reform der Schuldenbremse kein 
Allheilmittel, Frühjahrsgutachten 2024, Kapitel 4, Kiel.

9 Vgl. Blesse, S., Dorn, F., Lay, M. (2023), Do fiscal rules undermine public investments? A review of 
empirical evidence, in: ifo working paper 393. Grosse-Steffen, C.; Pagenhardt, L.; Rieth, M. (2021), 
Committed to flexible fiscal rules, in: Banque de France Working Paper.
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Schuldenregeln auf nationaler und auf lokaler Ebene weisen freilich darauf hin, 
dass Fiskalregeln Ausnahmen für Krisenzeiten zulassen sollten.

5. Kooperation und Konkurrenz

Die Entscheidung der USA, sich im Jahr 1945 nicht, wie nach Ende des Ersten Welt-
kriegs, aus Europa zurückzuziehen, sorgte maßgeblich für Stabilität und Sicher-
heit während des Kalten Krieges. Dies legte das Fundament für die europäische 
Einigung und für immer tiefere und weiterreichende transatlantische Wirtschafts-
beziehungen. Zwischen der EU und den USA bestehen daher heute die weltweit 
umfangreichsten Wirtschafts- und Handelsbeziehungen. Transatlantischer Han-
del und wechselseitige Investitionen schaffen Wachstum und Arbeitsplätze in der 
EU und den USA. Darüber hinaus haben der Überfall Russlands auf die Ukraine im 
Jahr 2022 sowie die Bestrebungen der chinesischen Regierung nach mehr strategi-
scher Unabhängigkeit, verbunden mit der massiven Subventionierung der chinesi-
schen Industrie, insbesondere im Hochtechnologiebereich und auf dem Gebiet der 
Elektromobilität und der Produktion von Fotovoltaik-Modulen, die Wichtigkeit 
der transatlantischen Wirtschaftsbeziehungen deutlich vor Augen geführt. Gleich-
zeitig befinden sich die EU und die USA aber auch im Wettbewerb um Unterneh-
mensansiedlungen und Weltmarktanteile. Der ehemalige US-Präsident Donald 
Trump führte ab dem Jahr 2018 Zusatzzölle auf den Import mancher Waren in die 
USA ein bzw. drohte mit deren Einführung bei weiteren Waren. Insbesondere für 
bestimmte Stahl- und Aluminiumwaren hoben die USA ab März 2018 25 %- bzw. 
10 %ige Zusatzzölle ein. Davon waren auch europäische Exporte in die USA im Aus-
maß von rund 7 Milliarden Euro betroffen. Trotz Protesten und handelspolitischer 
Gegenmaßnahmen der EU blieben die US-Zusatzzölle bis zum Herbst 2021 auf-
recht. Am 31. Oktober 2021 verkündeten der neue US-Präsident Joe Biden und die 
Präsidentin der Europäischen Kommission eine Lösung des jahrelangen Handels-
konflikts. Aber auch die neue US-Administration setzte die Stützung der heimi-
schen Industrie fort, wenn auch nicht mit Zöllen, sondern mit Subventionen. Bei-
spielhaft seien hier der bereits erwähnte „Inflation Reduction Act“ und der „CHIPS 
and Science Act“ genannt. Darüber hinaus dürften mit dem geplanten notwendi-
gen Ende des Bezugs von Pipelinegas aus Russland die Energiepreise (vor allem für 
fossile Energieträger) in Europa dauerhaft höher sein als in den USA. Dies ver-
schafft den USA einen Wettbewerbsvorteil für energieintensive Industriezweige. 
Dem sollte die EU mit der Schaffung industriefreundlicher Rahmenbedingungen 
wie einem guten Bildungssystem, der Schaffung eines gemeinsamen europäischen 
Kapitalmarkts und der Förderung von Innovationen begegnen.
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6. Fazit

Ungeachtet des wirtschaftlichen Aufstiegs Chinas sind die USA nach wie vor der 
wichtigste Handelspartner für die EU. Die USA sind auch der größte ausländische 
Investor in der EU und das größte Zielland für europäische Auslandsinvestitionen. 
Auf beiden Seiten des Atlantiks dürfte bei den wirtschaftspolitischen Akteuren die 
Erkenntnis und Überzeugung überwiegen, dass ein starkes transatlantisches 
Bündnis in einer immer mehr vernetzten Welt weiterhin eine bedeutende Rolle 
spielt. Dies umso mehr, als die USA und Europa die gleichen politischen Anschau-
ungen teilen und somit ein Gegenwicht zu anderen Herrschaftssystemen wie jene 
Russlands oder Chinas bilden. Eine Zusammenarbeit der USA und der EU ist somit 
auch vor dem Hintergrund angeraten, dass China über die „Neue Seidenstraße“ 
(Belt and Road Initiative) bestrebt ist, in Eurasien seine ökonomischen und politi-
schen Einflüsse auszubauen.10

Eine vergleichende wirtschaftliche Analyse der USA und der EU steht vor der Her-
ausforderung, dass es sich bei den USA um einen föderalen Bundesstaat, bei der EU 
aber um einen Staatenbund handelt. Daten für die EU stellen deshalb immer die 
Summe bzw. den Durchschnitt der gegenwärtig 27 Mitgliedstaaten dar. Darüber 
hinaus kam es in den vergangenen Jahrzehnten immer wieder zu Erweiterungen 
der EU – und im Jahr 2020 mit dem Austritt des Vereinigten Königreichs erstmals 
auch zu einer Verkleinerung der EU. Von offiziellen Stellen wie insbesondere Euro-
stat bereitgestellte Statistiken für die EU-27 reichen zumeist nur bis zum Jahr 1995 
zurück. Für längerfristige Analysen wurden einige Zeitreihen mit Daten für die 
EU-15, also den Gebietsstand vor den Osterweiterungen, rückverkettet, aber dies 
ist natürlich nicht das gleiche wie konsistente Daten für einen unveränderten 
Gebietsstand. Dessen ungeachtet zeigen die Daten, dass das kaufkraftbereinigte 
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in den USA höher ist als im EU-Durchschnitt 
und auch höher als in den meisten EU-Mitgliedstaaten. Die Beschäftigungsquote ist 
ebenfalls in den USA höher und die Arbeitslosigkeit im Durchschnitt niedriger als 
in der EU. Darüber hinaus erholt sich die Wirtschaftsleistung in den USA meist 
schneller von gesamtwirtschaftlichen Schocks. Dies wird zum Teil durch eine akti-
vere Finanzpolitik erreicht, die aber durch eine höhere Staatsverschuldung als im 
EU-Durchschnitt erkauft wird.

10 Vgl. z. B. Kuhn, B. (2019), Chinas Neue Seidenstraße, Wirtschaftsdienst, 99. Jahrgang, Heft 12 · 
S. 880–882.
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Neue wirtschaftspolitische Entwicklungen  
und das transatlantische Verhältnis

Die Nachwirkungen der Coronakrise

Die Coronakrise hat im „Jahr der Entscheidungen“ 2024 keinen Einfluss auf unse-
ren Alltag mehr. Dennoch sind die wirtschaftlichen Nachwirkungen noch nicht zur 
Gänze überwunden.

Es sind Geschäftsschließungen zu erwarten, weil gerade in Europa staatliche 
Unterstützungsmaßnahmen auslaufen und sich zahlreiche Betriebe als nicht wirt-
schaftlich überlebensfähig erweisen werden. Es droht eine Welle an Insolvenzen.

Zudem haben sich einige Engpässe in der Versorgungssicherheit aufgetan, die eine 
längere strukturelle Anpassung erfordern. Für manche Industrien in Europa und 
USA ist sogar die Frage virulent geworden, ob man eine Selbstversorgung haben 
kann und ob man sich in der Vergangenheit nicht zu sehr in eine Abhängigkeit von 
Staaten begeben hat, mit denen sich die Beziehungen nicht so einfach darstellen, 
oder wo eine Abhängigkeit von lediglich ein oder zwei Quellen besteht und man 
mehr Diversifizierung benötigt.

Die von der Coronakrise ausgelösten wirtschaftlichen Probleme haben für das 
transatlantische Verhältnis aber relativ wenig Bedeutung, weil sowohl die USA, als 
auch Europa von den gleichen Vorlieferanten abhängig waren. Hier geht es eher um 
die Gestaltung des Verhältnisses zwischen dem Westen und der Dritten Welt bzw. 
China und anderen Lieferanten.

Inflation auf den beiden Seiten des Atlantiks

Die wirtschaftliche Lage ist schwierig, Inflation ist sowohl für die USA, als auch für 
Europa ein Problem und ist auf beiden Seiten des Atlantiks auch Thema bei den 
Wahlen. Die Inflationsentwicklung hat sich in USA und Europa allerdings unter-
schiedlich gestaltet. In den USA konnte die Inflation rascher abgebaut werden.

This work is licensed under a Creative Commons attribution 4.0 international license (CC BY 4.0) 
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/ 
https://doi.org/10.56560/isbn.978-3-7011-0559-5_11
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Auch in Europa zeichnet sich ein differenziertes Bild, je nach Nationalstaat. Man 
darf nicht vergessen, dass Länder mit einer gewissen Struktur an Energieimporten 
v. a. aus Russland einen enormen Inflationsschub aufwiesen, während in Ländern 
wie Belgien sich die Inflationsrate nie über 3 % erhöht hat. Auch die Frage nach den 
Lieferproblemen hat sich in den unterschiedlichen Ländern je nach Gestaltung 
ihrer Importe unterschiedlich gestaltet.

In den USA wurde mit dem Inflation Reduction Act eine massive wirtschafts- und 
fiskalpolitische Antwort gegeben, die in der Europäischen Union deshalb nicht 
möglich war, weil sie kein Bundesstaat ist mit einer den USA vergleichbaren fiskal-
politischen Kraft.

Die USA verfolgen in diesem Punkt eine sehr wirkungsvolle, aber egoistische Poli-
tik, deren Folgen sich in Europa negativ niederschlagen. Es wurden Förderungen 
und Begünstigungen von Unternehmen geschaffen, die zu einer Verlagerung der 
Tätigkeit von Unternehmen aus Europa in die USA geführt haben. Die Bedingun-
gen der wirtschaftlichen Tätigkeit in den USA sind sehr günstig geworden und das 
hat eine gewisse Sogwirkung ausgelöst, was zu Lasten der europäischen Industrie 
geht. Die Energiekosten in den USA sind ebenfalls viel günstiger als in Europa.

In diesem Zusammenhang kam es also nicht zu einer Stärkung des transatlanti-
schen Verhältnisses, sondern zu einer Stärkung der USA auf Kosten Europas.

Eskalierende Konflikte

Die gegenwärtigen Konflikte in der Ukraine und im Nahen Osten sind gravierend. 
Der Überfall Russlands auf die Ukraine ist in meiner Sicht eine bewusste Infrage-
stellung der Nachkriegsordnung seit 1945 und hat den demokratischen Westen im 
Grund unvorbereitet getroffen. Es lag hier eine ähnliche Fehleinschätzung wie bei 
China vor, dass eine Intensivierung und Verschränkung der Wirtschaft zwangsläu-
fig zu einer Annäherung von Verhaltensweisen in der Politik zur Folge hätten. 
Russland hat das gleiche BIP wie Spanien und ist wirtschaftlich in einer schwachen 
Situation, hauptsächlich spezialisiert auf den Export von Rohstoffen. China hat 
eine ganz andere Entwicklung genommen. Russlands Handlungen könnten fast als 
ein „Verzweiflungsakt“ interpretiert werden, um sich aus den Restriktionen der 
Nachkriegszeit zu lösen. Dies geschah auch als Gegenreaktion und vor dem Hinter-
grund einer sich gegenüber dem Westen, aber auch gegenüber China stets ver-
schlechternden und deprimierenden ökonomischen Situation bei gleichzeitigem 
gefühlten Verlust einer alten imperialen Größe.
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Russische Aggressionen wurden im Westen in der Vergangenheit oftmals vernied-
licht, das sieht man am Beispiel der Annexion der Krim. Dass der Einmarsch in der 
Ukraine im Westen eine so einhellige Antwort hervorrufen würde, hat Putin wahr-
scheinlich unterschätzt und überrascht.

Der wahre Sieger der Situation in der Ukraine ist China, das sich weltpolitisch auch 
immer stärker ins Spiel bringt. China hat keine Verluste wie das kriegsführende 
Russland und bekommt zu einem Spottpreis russische Energie geliefert, die nicht 
mehr in den Westen verkauft werden kann. Gleichzeitig muss Russland in China 
einkaufen, da es im Westen nichts mehr bekommt. Es zeigt sich auch immer deut-
licher, dass Russland im Verhältnis zu China ein armes Entwicklungsland ist, das in 
eine immer stärkere Abhängigkeit gerät.

Die westlichen Sanktionen waren aus meiner Sicht eine alternativlose Reaktion auf 
eine völkerrechtswidrige Invasion. Ihre Wirkung ist allerdings eine größere Abhän-
gigkeit Russlands von China.

Der Krieg in der Ukraine hat ökonomisch gesehen die USA gegenüber Europa 
gestärkt. Während früher teils vergeblich versucht wurde, das amerikanische Flüs-
siggas an Europa zu verkaufen, sind es jetzt die Europäer, die das Flüssiggas von 
sich aus nachfragen. Auch die Inflationswirkung des Krieges ist in Europa größer. 
Die Sicherheitspolitik ist eine andere Sache, aber wirtschaftspolitisch erfolgte aus 
meiner Sicht keine Stärkung des transatlantischen Verhältnisses. Die sicherheits-
politische Abhängigkeit Europas wurde hingegen sehr deutlich. Bisher konnten in 
den EU-Forschungsprogrammen keine militärischen Entwicklungen erfolgen, weil 
dies von den Statuten ausgeschlossen war. Dies wird zunehmend hinterfragt. Die 
Regeln des Beschaffungswesen der EU gelten bisher ebenfalls nicht für militärische 
Güter wie Waffen, auch hier gibt es ein Umdenken in Hinblick auf die Erhöhung 
der Leistungsfähigkeit der europäischen Rüstungsindustrie.

Die Auswirkung des Konfliktes im Nahen Osten auf das transatlantische Verhältnis 
ist noch nicht so deutlich ersichtlich. Die USA haben sich aus dem Nahen Osten 
weitgehend zurückgezogen, da sie aufgrund ihrer eigenen Produktion auf die 
Öllieferungen dieser Region nicht mehr in dem Maße angewiesen sind wie früher. 
Europa ist vom Konflikt im Nahen Osten viel stärker betroffen, da dieser einerseits 
Flüchtlingsströme auslösen kann, andererseits genau jene Transportwege beein-
trächtigt werden, die wie der Suezkanal für Europa wichtiger sind als für die USA. 
Die Europäische Union hat gleichzeitig keine wirkliche Möglichkeit, ordnend in 
den Nahostkonflikt einzugreifen.
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Ist die Wirtschaftspolitik der Europäischen Union  
zu „moralgetrieben“?

Gegen die Europäische Union wird oft der Vorwurf erhoben, ihre Wirtschaftspoli-
tik sei zu „moralgetrieben“. Es heißt, es würden sehr hohe Ziele in Bezug auf Öko-
logie gesetzt, aber auch in Hinblick auf Menschenrechte. Diese Ziele würden dann 
erstens in der Praxis nicht erreicht und zweitens, wenn sie erreicht würden, wären 
sie geeignet, die Wirtschaft massiv zu schädigen.

In diesem Zusammenhang wird etwa das Vorhaben zur Renaturierung genannt, 
das einen Gutteil der landwirtschaftlichen Flächen wieder in den ursprünglichen 
Zustand versetzen will und wo sich die Frage stellt, ob sich das negativ auf die land-
wirtschaftlichen Betriebe auswirkt. Auch das Lieferkettengesetz, das Wert darauf 
legt, wie und unter welchen Bedingungen in Europa angebotene Waren produziert 
werden und das sich zum Beispiel sehr gegen Kinderarbeit wendet, steht mit ähn-
licher Argumentation in der Kritik.

Hier ist es mir ein Anliegen, die Europäische Union und ihren Ansatz zu verteidi-
gen. Zur Renaturierung und zu den Lieferketten folgende Gedanken:

1. �Die Kritik der Landwirte, die sich gegenwärtig sogar in große Protestaktionen 
ausweitet, ist in vielfacher Hinsicht problematisch. Die Landwirtschaft ist ein 
überaus stark geförderter Bereich, was negiert wird. Es geht dabei um ein Drittel 
des EU Budgets, das für 3 % der Bevölkerung aufgewendet wird. Es erscheint mir 
frivol, dass sich diejenigen, die Subventionen dieses enormen Umfangs empfan-
gen, darüber beschweren, dass sie für die Verwendung der Gelder Vorgaben 
befolgen oder Rechenschaft legen müssen.

2. �Ist es ein ernsthaftes Anliegen, dass man die Bedingungen, unter denen produ-
ziert wird, auch wenn Menschenrechte verletzt werden oder Kinderarbeit ent-
steht, einfach hinnimmt, oder soll man nicht doch versuchen, dies alles zu ver-
bessern? Natürlich mag es jemanden geben, der das für übertrieben hält, es gibt 
aber auch Menschen, die Menschenrechte nicht für bloßen Luxus halten. Das 
Ergebnis eines politischen Entscheidungsprozesses kann auch legitimerweise so 
ausfallen, dass Menschenrechte vor eventuellen negativen wirtschaftlichen Fol-
gen bewusst priorisiert werden.

Der Klimaschutz, der in der Politik der Europäischen Union hohe Priorität ein-
nimmt, ist ein besonders bedeutendes Anliegen. Hier ist es ein Unterschied, ob 
man nur kurz- oder auch langfristig denkt. Wir müssen uns ernsthafte Sorgen 
machen auf welche Art wir das Weltklima beeinflussen. Wenn wir erkannt haben, 
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dass wir Schäden verursachen, müssen wir darüber nachdenken, wie wir diese 
Schäden reduzieren oder reparieren können.

Es stellt sich natürlich die Frage, ob eine EU das alleine ohne globale Partner effek-
tiv umsetzen kann. Dennoch halte ich die Idee des Ausgleichs der Klimakosten an 
der Grenze für richtig. Das Problem ist allerdings, dass die alleinige Umsetzung in 
Europa wenig zielführend ist, denn es geht darum, das Klima „einzupreisen“ und 
dass so kein Wettbewerbsnachteil für die Unternehmen entsteht, die das Klima 
schützen.

Im transatlantischen Verhältnis gibt es bei der Klimapolitik grundsätzlich andere 
Herangehensformen zwischen USA und Europa, allerdings gibt es diese auch 
innerhalb Europas.

Aufgrund von kritischen Entwicklungen werden in der EU die Maßnahmen zum 
Klimaschutz gerade reduziert. In der Vergangenheit war es bisher eher so, dass die 
von der Europäischen Kommission vorgeschlagenen Klimaziele von den Staaten 
nach oben revidiert wurden, freilich auch in dem Wissen, dass wenn diese schla-
gend würden, die momentanen Politiker nicht mehr im Amt sind. Das eine ist die 
Zielformulierung, das andere ist die Umsetzung, die nicht immer funktioniert. Das 
ist eine Schwäche, die in der EU tendenziell stärker ausgeprägt ist als in den USA. 
Dort gibt es aber auch große Unterschiede, Kalifornien agiert in der Klimapolitik 
fundamental anders als Texas. Das „Hin und Her“ der US-amerikanischen Admi-
nistrationen in Bezug auf Ein- und Ausstieg zum Pariser Abkommen ist natürlich 
auch wenig hilfreich für Klimaschutz sowie das transatlantische Verhältnis.

Auf beiden Seiten des Atlantiks scheint es mir noch immer so zu sein, dass die Kli-
mapolitik noch nicht ganz im politischen Handeln angekommen ist und daher 
einer Lizitationspolitik unterliegt. In wirtschaftlich angespannten Zeiten ist es 
schwierig, solche Inhalte voranzutreiben. Der Bevölkerung ist oft ein Konjunktur-
aufschwung wichtiger als eine Klimawirkung, die noch dazu oftmals – meiner 
Ansicht nach zu Unrecht – als minimal angesehen wird.

Ist die Europäische Union noch handlungsfähig?

Die Handlungsfähigkeit der EU gestaltet sich sehr unterschiedlich nach den einzel-
nen Themenfeldern. Im Zuge der Bewältigung der Coronakrise und der Impfstoff-
beschaffung lag eine überraschend hohe Handlungsfähigkeit vor. Ansonsten gibt 
es eine immer stärkere Beeinträchtigung der Handlungsfähigkeit der EU aufgrund 
auseinanderstrebender Entwicklungen in den Mitgliedsstaaten. Das hat auch damit 
zu tun, dass vieles, was früher als selbstverständlich erachtet wurde, heute in Frage 
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gestellt wird. Das gilt etwa für freie Wahlen, freie Presse, Rechtsstaatlichkeit ohne 
willkürliche Absetzung der Richter etc. Das ist etwa ersichtlich in Ungarn, Polen 
und der Slowakei. Die Wortmeldungen von Politikern wie Le Pen stimmen auch 
nicht mit dem bisherigen politischen Konsens überein. In den Staaten und der EU 
liegen problematische Entwicklungen, sogar Desintegrationstendenzen vor, 
wodurch sich eine Konsensfindung in den EU Institutionen als immer schwieriger 
gestaltet.

Ist die Ukraine bereit für einen Beitritt zur Europäischen Union?

Die Antwort ist aus meiner Sicht ein klares „Nein“, was nicht als Vorwurf für das 
leidgeplagte Land zu verstehen ist. Die Ukraine ist kriegsbedingt ein weitgehend 
zerstörtes Land, das seine verbleibende wirtschaftliche Basis auf Kriegswirtschaft 
umgestellt hat. Vor dem Krieg war das politische System der Ukraine, abgesehen 
von Wahlen und einer gewissen politischen Konkurrenz, kaum besser als jenes 
Russlands, etwa in Hinblick auf die grassierende Korruption.

Zeitpläne, welche die Ukraine in naher Zukunft als EU-Mitglied sehen, sind mei-
nes Erachtens unrealistisch. Der gegenwärtige EU-Ratspräsident Charles Michel 
hält einen EU Beitritt der Ukraine ab 2030 für möglich, aber ob es die Ukraine zu 
diesem Zeitpunkt überhaupt noch gibt, steht in Wahrheit in den Sternen.

Der Ukraine ist ein Viertel der Bevölkerung abhanden gekommen, durch Flucht, 
Tod oder Verletzung. Die Infrastruktur ist völlig zerstört und die Wiederherstel-
lung des Energienetzes, der Schienen, Straßen und Brücken ist mit gewaltigen Kos-
ten verbunden und kann von der Ukraine aus eigener Kraft kaum bewerkstelligt 
werden.

Es ist zudem noch unklar, wie eine künftige Sicherheitslösung der Ukraine nach 
dem Krieg aussehen soll und ob sich Russland an ein solches Abkommen, so es 
erzielt werden sollte, gebunden fühlen wird. Ohne äußere Sicherheit ist ein Wie-
deraufbau aber kaum möglich.

Eine Aufnahme der Ukraine würde in der jetzigen Struktur der EU zu Verwerfun-
gen zwischen den Mitgliedsstaaten führen. Die Meinungsbilder innerhalb der EU-
Mitgliedstaaten lassen kaum Unterstützung für allfällige Erweiterungen erkennen. 
Das gilt sogar für den Westbalkan, dessen Integration deutlich leichter erfolgen 
könnte als jene der Ukraine.
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Der Einfluss der US Wahlen

Donald Trump hat in seiner ersten Amtszeit eine brachiale Methode zur Durch-
setzung seiner Agenda entwickelt, auf welche die europäischen Partner nicht vor-
bereitet waren. Zudem handelte er sehr erratisch. Er betrieb eine protektionisti-
sche Politik, war dabei rhetorisch sehr radikal, von der Sache her gab es aber schon 
unter Obama protektionistische Tendenzen. Unter Biden hat sich der Ton verän-
dert, nicht aber unbedingt die protektionistische Haltung. Dass eine Wiederwahl 
Trumps das transatlantische Verhältnis belasten würde, ist dennoch evident.

Vorhersehbare und durchsetzbare Regeln eines Welthandelssystems wären für die 
Eingliederung kleinerer Staaten in den Welthandel vorteilhaft. Dieses regelbasierte 
System der WTO ist zunehmend gefährdet, auch durch die Blockierung des 
Schiedsgerichts, das durch die Nicht-Nachnominierung der Richter durch die USA 
handlungsunfähig ist. Die USA haben sich allerdings einem Abkommen der OECD 
zur Mindestbesteuerung von Konzernen angeschlossen, was ein großer Fortschritt 
gewesen ist. Die Zukunft wird zeigen, wie dauerhaft sich die Teilnahme der USA an 
diesem Abkommen gestaltet.

(Der vorliegende Artikel wurde von Generaldirektor a. D. Mag. Heinz Zourek durchgesehen und 
autorisiert. Er beruht auf einem Interview vom 11. März 2024, durchgeführt von Dr. Patrick 
Horvath)
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Fulbright Austria – Institutionen verbinden  
und Brücken bauen
In Zeiten der von uns allen miterlebten Coronakrise, in denen das Reisen beschränkt 
ist und Abstandhalten die Beziehungen auf die Probe stellt; in Zeiten, in denen 
Lehre in Schulen und Universitäten digital wird und manche ihre engsten Fami-
lienangehörigen kaum persönlich treffen konnten; in diesen Zeiten wird sowohl im 
persönlichen Leben als auch weit darüber hinaus klar, dass Investment in mensch-
liche Beziehungen nicht nur kurzfristigen Kooperation schafft, sondern auch sta-
bile Brücken schlägt, die auch in Krisen Länder und Institutionen langfristig ver-
binden. Genau in diesen Zeiten helfen uns die persönlichen Beziehungen und 
Freundschaften, für die Fulbright Austria den Boden seit 70 Jahren bereitet, in 
wohlwollenden Kontakt zu bleiben und den Menschen im anderen zu sehen. Es 
sind genau diese Menschen, die auf beiden Seiten des Atlantiks Staaten und Insti-
tutionen durch Krisen tragen. Es sind genau diese Menschen, die sich in ihr Gegen-
über hineinversetzen können. Es sind genau diese Menschen, die auf einen Schatz 
von Erfahrungen und Wissen zurückgreifen können. Sie haben aus dem eigenen 
Erleben gelernt, wie man Chancen nicht nur für sich, sondern auch für andere 
nutzt und Krisen in Chancen verwandelt. Viele dieser Menschen haben die Fähig-
keit des Perspektivenwechsels und der interkulturellen Kooperation durch den 
Schritt in ein anderes Land gelernt, welcher ihr Leben nachhaltig verändert hat. 
Genau im Schaffen dieser Möglichkeit des kulturellen Austausches sieht das Ful-
bright-Programm seine Verantwortung, indem Fulbright Austria Österreich und 
USA ein wenig näher zusammenbringt.

Seit 1950 bietet Fulbright Austria das bilaterale Programm für den akademischen 
und kulturellen Austausch zwischen den USA und Österreich und blickt stolz auf 
eine lange Erfolgsgeschichte zurückblicken. Innerlich ist Fulbright Austria über die 
70 Jahre immer jung und dynamisch geblieben und hat sich den neuen Aufgaben-
stellungen und Möglichkeiten angepasst: Sei es während den Herausforderungen 
der Nachkriegszeit, in den Zeiten der Digitalisierung, angesichts einer wachsenden 
postfaktischen Einstellung oder im Brennpunkt einer Pandemie. Das liegt wohl 
daran, dass – seit dem ersten Austausch in 1951 – in allen, die Fulbright Austria 
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https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/ 
https://doi.org/10.56560/isbn.978-3-7011-0559-5_12



III. Gemeinsame Institutionen? 129

lebendig gehalten haben, ein starkes Herz für die austroamerikanischen Beziehun-
gen und den akademischen und kulturellen Austausch schlägt. Viele unter ihnen 
haben selbst die Fulbright-Reise über den Atlantik angetreten und sind dem Pro-
gramm dadurch für immer stark verbunden geblieben. Diese Inspiration und die-
ses Feuer spürt man im Dialog mit allen Generationen unserer Alumnae und 
Alumni.

2021 ist ein ganz besonderes Jahr für Fulbright Austria. Nicht nur weil wir durch die 
COVID-19-Pandemie als binationale Kommission vor ungeahnten Herausforde-
rungen standen, die ihresgleichen suchen. Nicht nur weil wir, in den vergangen 
Jahren mit gesellschaftlichen Entwicklungen und Herausforderungen auf beiden 
Seiten des Atlantiks zu kämpfen hatten, die Empathie, Kooperation und Wissens-
transfer – drei der Kernwerte des Fulbright-Programmes – nötiger denn je gemacht 
haben, sondern auch aus ganz sentimentalen Gründen: Wir feiern 2021 das 70-jäh-
rige Bestehen des Fulbright-Programmes in Österreich und den ersten akademi-
schen und kulturellen Austausch zwischen Österreich und den USA im Rahmen 
von Fulbright. Auch global hat das Fulbright-Programm ein großes Jubiläum zu 
feiern. Seit 75 Jahren fördert das Fulbright-Programm den bilateralen Austausch 
zwischen den USA und Partnerländern und hat so unter ganz unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen zur langfristigen Zusammenarbeit über den Globus hinweg 
beigetragen. Global gesehen umfasst das Fulbright-Programm eine Reihe von 
internationalen Austauschmöglichkeiten, die von einer Vielzahl von Einzelperso-
nen und Organisationen auf der ganzen Welt finanziert, verwaltet und umgesetzt 
werden. Die US-Regierung dirigiert diese Programme in Partnerschaft mit mehr 
als 160 Ländern weltweit. 

Im US Department of State ist das Bureau of Educational and Cultural Affairs 
(ECA) für die internationalen Bildungs-, Kultur- und Informationsprogramme der 
US-Regierung verantwortlich. Zu diesen Programmen zählt das prestigereiche 
Fulbright-Programm mit seiner Community of Bright Minds zu der mehr als 40 
Nobelpreisträger zählen. ECA weist Ressourcen zu und finanziert die Verwaltung 
durch Nichtregierungsorganisationen in den USA, die dort Vorort als Koopera-
tionspartner dienen.

Für den Austausch von US-amerikanischen und österreichischen Studierenden, 
Lehrenden, Künstler/innen und Forschenden ist das Institute of International 
Education (IIE), gegründet 1919, als Kooperationspartner in den USA tätig. Für das 
Fulbright Specialist Program, welches österreichischen Institutionen die Möglich-
keit bietet, US-Spezialisten für spezielle Projekte einzuladen, ist World Learning 
Inc., gegründet 1932, als US-Kooperationspartner tätig. Diese Kooperationspartner 
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sind zusammen mit Fulbright Austria und der US-Botschaft in Österreich für die 
Logistik hinter den Kulissen verantwortlich, um das Fulbright-Programm für US-
Amerikaner/innen und Österreicher/innen zu verwirklichen. Dies inkludiert 
Bewerbungs- und Auswahlverfahren über die Ausstellung der für die Beantragung 
eines US-Aufenthaltstitels nötigen Unterlagen bis hin zur Unterstützung der Sti-
pendiat/innen während ihres Auslandsaufenthaltes und bei Notfällen.

In 49 Partnerländern sind außerhalb der USA unabhängige binationale Fulbright-
Kommissionen, wie Fulbright Austria – auch bekannt als die Austrian-American 
Educational Commission – für die Umsetzung des Fulbright-Programm verant-
wortlich. Diese Kommissionen werden gemeinsam von den USA und Partnerregie-
rungen finanziert. Ein großer Teil der Finanzierung des globalen Fulbright-Pro-
gramms stammt aus Steuerzahlungen an die US-Regierung. Der US-Kongress stellt 
diese Mittel jährlich ECA zur Verfügung, die schließlich an die Kommissionen in 
den Partnerländern weitergeleitet werden. Hier ist Transparenz von entscheiden-
der Bedeutung, weshalb die US-Regierung von den binationalen Fulbright-Kom-
missionen jährliche Finanzprüfungen und Berichte verlangt. Viele Partnerregie-
rungen tragen mit Steuergeldern ebenfalls erheblich zur Umsetzung des Fulbright-
Programms bei. Unter diesen Partnerländern ist auch Österreich, welches neben 
dem Kernbeitrag jährlich zusätzliche Mittel für die Finanzierung von Studierenden 
im Rahmen des Fulbright-Programmes bereit stellt.

Ein solch geschichtsträchtiges Programm mit einer globalen Reichweite getragen 
von 49 binationalen Kommissionen braucht klare Vorgaben und Richtlinien. 
Gerade in komplexen Zeiten wie während der letzen Jahren zeigt sich, dass dieses 
starke Rückgrat dem Programm langfristig Struktur gibt und ihm hilft mit Heraus-
forderungen mit maximaler Flexibilität umzugehen, ohne die Identität und Beson-
derheit aufzugeben. So bildet das Programm das ab, was es in den individuellen 
Stipendiat/innen fördern will. Wenn man die DNA des Programmes sucht, findet 
man diese in den Richtlinien des J. William Fulbright Foreign Scholarship Board 
(FFSB).

Dieses 12-köpfige Gremium wird vom Präsidenten der Vereinigten Staaten ernannt 
und vom Kongress eingerichtet, um das weltweite Fulbright-Programm zu über-
wachen, das durch den Fulbright-Hays Act von 1961 autorisiert wurde. Die Mitglie-
der des FFSB, welche die verschiedensten Facetten der US-amerikanischen Gesell-
schaft repräsentieren, legen die Richtlinien des Programms fest und genehmigen 
jährlich die Auswahl von Student/innen, Wissenschaftler/innen, Lehrer/innen 
und anderen Personen aus den Vereinigten Staaten und den Partnerländern für die 
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Teilnahme am Fulbright-Austausch. Eine Liste der Mitglieder des FFSB 2021 finden 
sie in Tabelle 1.

In enger Zusammenarbeit mit ECA, den US-Botschaften, dem International and 
Foreign Language Office of Postsecondary Education des US Department of Edu-
cation und den bilateralen Fulbright-Kommissionen in den Partnerländern erstellt 
das FFSB jährlich Berichte und wirbt weltweit für das Fulbright-Programm. Das 
FFSB trifft sich außerdem vierteljährlich, um Richtlinien für die Fulbright-Aus-
wahl und Arbeitsabläufe festzulegen. Diese Richtlinien bilden die Basis für das 
Fulbright-Programm und helfen Fulbright Austria bei der Umsetzung in Öster-
reich.

Fulbright Austria zeichnet sich durch die vielschichtige Zusammenarbeit mit US 
und österreichischen Bildungs-, Kultur-, und Forschungseinrichtungen aus. Der/
die österreichische Wissenschaftsminister/in und der/die Botschafter/in der USA 
in Österreich fungieren als Ehrenvorsitzende. Der Vorstand besteht aus zehn Vor-
standsmitgliedern – jeweils fünf US-Amerikaner/innen und fünf Österreicher/
innen – welche jährlich von den beiden Regierungen nominiert werden. Eine Liste 
der Vorstandsmitglieder von 2021 finden sie in Tabelle 2. Strategische Entscheidun-
gen werden somit auf binationaler Basis getroffen. Der Vorstand ist weiter aktiv in 
die Auswahl der US-amerikanischen und österreichischen Kandidat/inn/en ein-
gebunden.

Zusätzlich zu der Finanzierung durch die US-amerikanische Regierung und die 
österreichische Regierung ermöglichen Drittmittel die Erweiterung des Program-
mes von Fulbright Austria ermöglicht, welches je nach Programmjahr einen Wert 
von um die 2 Millionen Euro darstellt. Auf österreichischer Seite stehen Fulbright 
Austria 23 Partnerinstitutionen und auf US-amerikanischer Seite vier Partner zur 
Seite. Seit 1997 investieren österreichische Universitäten, Fachhochschulen, 
Museen und andere Kultureinrichtungen sowie US-amerikanische Institutionen 
jährlich an die 500.000 Euro, um US-amerikanische Fulbrighter/innen nach Öster-
reich und österreichische Fulbrighter/innen in die USA zu holen und hier den 
direkten Ideenaustausch in Hörsälen, Seminarräumen und Ausstellungsräumen zu 
fördern. Eine Liste der durch institutionelle Partnerschaften gemeinsam geförderte 
Fulbright-Stipendien finden Sie in Tabelle 3. Ähnliche Ziele verfolgt das österrei-
chische Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung (BMBWF) 
mit dem US-Fremdsprachenassistenzprogramm, welches Fulbright Austria seit 
1962 administriert und so jährlich direkt mehr als 140 US-Fremdsprachenassistent/
inn/en in die Klassenzimmer in Österreich bringt. Dies entspricht einem Wert von 
um die 1,7 Millionen Euro. So wird nicht nur die Fremdsprachenkompetenz 
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österreichischer Schüler/innen durch Native Speaker gefördert, sondern auch 
durch persönlichen Kontakt das gegenseitige kulturelle Verständnis schon im Klas-
senzimmer gestärkt. Gerade für Schüler/innen und Studierende, die nicht die 
Möglichkeit des Reisens über den Atlantik haben, ergibt sich so erstmals der Kon-
takt mit US-amerikanischen Staatsbürger/innen in Österreich. 

Im Hörsaal oder im Zuge von Forschungsprojekten treffen österreichische Studie-
rende die US-Fulbright-Studierende, die über das Fulbright-Programm nach Öster-
reich gekommen sind, andere haben eine/n US-Fulbright-Professor/in als Lehren-
de/n. Für viele tun sich dadurch neue Zukunftsperspektiven auf und das Interesse 
an einem Studium in den USA wächst. Hier bietet das Fulbright-Programm die 
Möglichkeit, wie schon für viele Generationen von Österreicher/innen in den 70 
Jahren davor, diesen Traum umzusetzen. Jedes Jahr schafft Fulbright Austria diese 
Möglichkeiten für bis zu 16 österreichische Studierende. Zusätzlich treten jährlich 
bis zu 15 Österreicher/innen eine Position als Fremdsprachenassistent/in in den 
USA an, um an US-Colleges und US Universitäten Deutsch zu unterrichten. Sie 
profitieren nicht nur selbst von der Chance in den USA studieren zu können son-
dern sind selbst als österreichische Kulturelle Botschafter/innen in den USA aktiv 
und vertiefen so die gegenseitigen Beziehungen.

Auch später, in der akademischen Laufbahn nach dem Doktoratsstudium, bietet 
Fulbright Austria Möglichkeiten für einen US-Aufenthalt für österreichische For-
schung, Lehre und institutionelle Zusammenarbeit. Hier werden durch die Arbeit 
an US-Bildungs- und Forschungseinrichtungen langfristige Brücken zwischen den 
USA und österreichischen Institutionen geschlagen. Zurückgekehrt in Österreich 
bilden diese Expert/inn/en nicht nur ihr fachliches Know-how an ihren Institutio-
nen an, sondern dienen auch als interkulturelle Botschafter/innen im Lande. 
Schnell wird also klar, dass die Fulbright-Reise nicht mit der Heimkehr endet, son-
dern, dass das Ende des Stipendiums erst der Anfang der wirklichen Reise ist. Der 
eine oder die andere inspirieren die nächste Generation den Schritt über den Atlan-
tik zu wagen und so schließt sich der Kreis wieder, den wir hier bei Fulbright Aus-
tria den Fulbright Life Cycle nennen.

Fulbright Austria ist stolz darauf, dass wir trotz den gravierenden Folgen und Ein-
schränkungen die weltweit mit der COVID-19-Pandemie auf uns zugekommen 
sind, das Momentum des Programmes aufrechterhalten konnten. Auch in den Jah-
ren 2020 und 2021 haben wir aktive Fulbrighter/innen über den Atlantik gebracht. 
Im Programmjahr 2020/21 flogen 42 US und österreichische Fulbrighter/innen 
über den Atlantik und insgesamt 124 US-Fremdsprachenassistent/inn/en unter-
stützten österreichische Schüler/innen im Klassenzimmer oder in der Fernlehre. Es 
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ist beeindruckend, mit welcher Hingabe sich all diese Programmteilnehmer/innen 
dem akademischen und kulturellen Austausch gestellt haben und trotz der vielen 
Unsicherheiten die Reise angetreten haben. Das unterstreicht, welches Vertrauen 
die Programmteilnehmer/innen den involvierten Institutionen auch in unsicheren 
Zeiten entgegen bringen. Ihnen ist klar, dass ihre Sicherheit und ihr Wohlergehen 
die oberste Priorität des Programmes darstellt. Das zeigt sich auch, wenn man den 
Blick in die Zukunft, in das nächste Programmjahr, wirft. Mit aktuellem Stand 
freut sich Fulbright Austria auf eine Kohorte von 29 Scholars, 43 Studierende, 158 
Fremdsprachenassistent/innen aus Österreich und USA im Programmjahr 2021/22.

Dieses Vertrauen ist ein Indikator für den Erfolg des Fulbright-Programmes und 
zeit, wie sehr sich das Brückenbauen der vergangenen 70 Jahre ausgezahlt hat. 
Auch während wechselnder politischer, gesellschaftlicher oder gesundheitlicher 
Herausforderungen halten diese Brücken stand. Vielleicht zeigt sich genau darin 
die „Bright Idea“, die Senator J. William Fulbright hatte, als er den Grundstein für 
das Programm legte. Diese Idee ist nun wohl schon weit über das hinausgewachsen, 
was damals erdacht wurde. Mit dem Fulbright-Programm steht noch vielen Gene-
rationen Brücken offen, die Menschen, Institutionen und Staaten zusammenbringt 
und so belastbare Verbindungen schaffen. Für Fulbright Austria zeugen davon die 
„Bright Minds“ von mehr als 6.000 österreichischen und US-amerikanischen 
 Fulbrighter/innen und mehr als 4.000 US-Fremdsprachenassistent/inn/en. Viele 
von ihnen zeigen ihre Verbundenheit zum Fulbright-Programm mit finanziellen 
Spenden oder als freiwillige/r Helfer/in, um zusammen mit Fulbright Austria auch 
den nächsten Generationen die Chance der Teilnahme am Fulbright-Programm zu 
ermöglichen. Diese Initiative wurde von der österreichischen Regierung herzlich 
begrüßt und unterstützt. So stiftete der Österreichischer Bundesminister für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung Heinz Faßmann auch 2020 wieder 150,000 
Euro, um österreichische Spendengelder zu verdoppeln. Gemeinsam sichern wir 
damit die Brücken, die die USA und Österreich auch den nächsten 70 Jahren ver-
binden werden und schreiten, wie es in der österreichischen Bundeshymne heißt, 
„mutig in die neuen Zeiten“.
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Weiterführende Informationen
Fulbright: �https://eca.state.gov/fulbright 

https://fulbrightprogram.org/
Fulbright Austria: https://www.fulbright.at/
EducationUSA: https://educationusa.state.gov/
USTA Programm: https://www.usta-austria.at/
Weltweit unterrichten: https://www.weltweitunterrichten.at/
Institute of International Education: https://www.iie.org/
World learning Inc.: https://www.worldlearninginc.org/
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anderen, die diesen Beitrag ermöglicht haben, für die Unterstützung im Zuge der 
Zusammenstellung dieses Buchartikels.

Tabelle 1: J. William Fulbright Foreign Scholarship Board (FFSB) 2021*

Paul Winfree Chair-Director of the Thomas A. Roe Institute for Economic 
Policy Studies as well as the Richard F. Aster Fellow at The 
Heritage Foundation

Margaret Chai Maloney Executive Director of the Palo Alto Education Group
John DeStefano Former Assistant to the President and Counselor to the 

President
Alphonso Jackson 13th Secretary of the U.S. Department of Housing and Urban 

Development (HUD)
Shahira Knight Deputy Managing Principal, Policy & Government Relations 

(PGR) group, Deloitte LLP
Rudy Mehrbani Senior Advisor at Democracy Fund, Senior Fellow, The 

Brennan Center for Justice, New York University School of 
Law

Heather Nauert Former Acting Under Secretary for Public Diplomacy and 
Public Affairs, and Spokesperson for the Department of State

Andrew Olmem Partner at Mayer Brown LLP
William Ruger Vice President for Research and Policy, Charles Koch Institute 

Vice President, Foreign Policy, Stand Together
Sarah Huckabee Sanders Former White House Press Secretary
Amy Swonger Former Assistant to the President and Director of the White 

House Office of Legislative Affairs
John M. Viola President of the Florida Panthers Foundation

* �	 https://eca.state.gov/fulbright/about-fulbright/fulbright-foreign-scholarship-board-ffsb 
abgerufen am 1.5.2021
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Tabelle 2: Fulbright Austria Vorstandsmitglieder 2021*

Ehrenvorsitzende
Robin Dunnigan Chargé d’Affaires, US Embassy Vienna 
Heinz Faßmann Österreichischer Bundesminister für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung
Österreichische Vorstandsmitglieder
Marcus Bergmann Leiter der Abteilung V3 – Wissenschaftliche 

Zusammenarbeit; Dialog der Zivilisationen, 
Österreichisches Bundesministerium für Europa, 
Integration und Äußeres

Reinhard Heinisch Professor für Politologie, Universität Salzburg
Roberta Maierhofer Professorin für Amerikanistik, Zentrum für 

Interamerikanische Studien, Universität Graz
Anne Kasper-Giebl A.o. Universitätsprofessorin, Institute für 

Chemische Technologien und Analytik, TU Wien
Barbara Weitgruber Sektionschefin für Wissenschaftliche Forschung 

und Internationale Angelegenheiten, Österreichi-
sches Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Forschung

US-Vorstandsmitglieder
Mitchell G. Ash Professor Emeritus für Geschichte, Universität 

Wien
Maria-Regina Kecht Professorin Emerita für Literaturwissenschaft, 

Rice University Wissenschaftskompetenz Wien
Teta Moehs Counselor for Public Affairs, US-Botschaft Wien
Miranda Patterson Deputy Public Affairs Officer, US-Botschaft Wien
Antoinette Van Zabner  
Zinn-Zinnenburg

Professorin für Klavier, Universität für Musik 
und Darstellende Künste, Wien

*	 https://www.fulbright.at/about/board 
abgerufen am 1.5.2021
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Tabelle 3: Institutionelle Partnerschaften und gemeinsam geförderte  
Fulbright-Stipendien von 2021 (In chronologischer Reihenfolge)*

Fulbright-Freud (Sigmund Freud Privatstiftung) Visiting Lecturer of Psychoanalysis

Fulbright-Internationales Forschungszentrum Kulturwissenschaften an der Kunstuni-
versität Linz (IFK) Junior Fellowship

Fulbright-Internationales Forschungszentrum Kulturwissenschaften an der Kunstuni-
versität Linz (IFK) Senior Fellow in Cultural Studies

Fulbright-Karl Franzens University Graz Visiting Professor

Fulbright-University of Innsbruck Visiting Professor

Fulbright-University of Salzburg Visiting Professor

Fulbright-University of Vienna Visiting Professor of Social Sciences

Fulbright-Alpen-Adria-Universität Klagenfurt Visiting Professor

Fulbright Visiting Professor at the University of Minnesota (Social Sciences, Humanities, 
or Fine Arts)

Fulbright-Diplomatic Academy Visiting Professor of International Studies

Fulbright-Johannes Kepler University of Linz Visiting Professor

Fulbright-Kathryn and Craig Hall Distinguished Chair for Entrepreneurship in Central 
Europe: Craig and Kathryn Hall Foundation, Dallas, Texas – hosted by WU Vienna since 
2010 

Fulbright-WU (Vienna University of Economics and Business) Visiting Professor

Fulbright-Q21/MuseumsQuartier Artist-in-Residence: Rosemary and David Good 
Family Foundation, Minneapolis

Fulbright-University of Natural Resources and Life Sciences Vienna Visiting Professor

Fulbright-NAWI Graz Visiting Professor: Cofunded by KFU and TU Graz

Fulbright-Botstiber Visiting Professor of Austrian-American Studies in Austria: Dietrich 
W. Botstiber Foundation, Media, Pennsylvania

Fulbright-Botstiber Visiting Professor of Austrian-American Studies in the United States: 
Dietrich W. Botstiber Foundation, Media, Pennsylvania

Fulbright-FH JOANNEUM University of Applied Sciences Graz Visiting Professor

Fulbright-Graz University of Technology Visiting Professor

Fulbright-IMC University of Applied Sciences Krems Visiting Professor

Fulbright-Management Center Innsbruck (MCI) Visiting Professor

Fulbright-Salzburg University of Applied Sciences Visiting Professor
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Fulbright-University of Applied Sciences, FH Campus Wien Visiting Professor

Fulbright-Natural History Museum Vienna Visiting Researcher 

Fulbright-Austrian Marshall Plan Foundation Awards for Graduate Study and PhD 
Research in Science and Technology

Fulbright-St. Pölten University of Applied Sciences Visiting Professor

Fulbright-University of Applied Sciences Burgenland Visiting Professor

*	 https://www.fulbright.at/ 
abgerufen am 1.5.2021
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Der Marshallplan und sein österreichisches Erbe: 
Vom Traktor zur Biotechnologie.
Am 5. Juni 1947 verkündete George C. Marshall in Harvard die Eckpunkte eines 
Aufbauplanes für Europa. Knapp 75 Jahre später steht der Name Marshallplan noch 
immer für Hilfe, Unterstützung und soziale Innovation. Insbesondere in Öster-
reich sind die Gelder des Marshallplans bis heute vorhanden und werden vor allem 
in zwei Bereichen verwendet: für die Wirtschaft und die Wissenschaft. Dieser Arti-
kel widmet sich dem Wissenschaftsbereich und zieht eine Linie, von der Verkün-
dung des Plans hin zur heutigen Unterstützung von jungen Wissenschaftler*innen 
durch die Austrian Marshall Plan Foundation. Oder anders gesagt: vom Traktor zur 
Biotechnologie.

1. Der Marshallplan

76 Jahre sind in der Zwischenzeit seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs vergangen 
und die Wiedererlangung der Souveränität Österreichs jährt sich zum 66. Mal. In 
den zehn Jahren zwischen 1945 und 1955 erholte sich Österreich erfolgreich von den 
Folgen des Zweiten Weltkriegs. Obwohl Österreich nach dem Krieg von vier Mäch-
ten besetzt war, gelang es der jungen Republik, Wirtschaft, Gesellschaft und Politik 
nach dem Krieg wiederaufzubauen. Ein wichtiger Faktor für diesen enormen Wie-
deraufbau, insbesondere im Hinblick auf die Wirtschaft, war die amerikanische 
Marshallplan-Hilfe.

Mit dem Marshallplan unterstützten die USA den Wiederaufbau Europas nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Es war eines der größten wirtschaftlichen Hilfsprogramme 
aller Zeiten. Im Rahmen des Marshallplans – offiziell als „European Recovery Pro-
gram“ (ERP) bekannt – leistete jede*r amerikanische Bürger*in einen Beitrag von 
durchschnittlich 80 US-Dollar zur europäischen Erholung. Die 80 US-Dollar ent-
sprechen zu dieser Zeit dem durchschnittlichen Facharbeiterlohn für 14 Tage. Die 
Republik Österreich und ihre Bevölkerung profitierten enorm vom ERP – die 
Österreicher erhielten mehr Pro-Kopf-Marshall-Hilfe als die meisten anderen teil-
nehmenden Nationen. Österreich rangierte pro Kopf unter den besten drei 
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Nationen, die Marshallplan-Hilfe erhielten. Insgesamt haben die Vereinigten Staa-
ten zwischen 1948 und 1952 mehr als 13 Milliarden US-Dollar in Westeuropa nach 
dem Krieg investiert. Ungefähr eine Milliarde US-Dollar davon wurde in diesen 
vier Jahren nach Österreich transferiert.

1.1 Krise in Europa

Nicht nur Westdeutschland und Österreich, sondern auch die Gewinner des Zwei-
ten Weltkrieges, Großbritannien und Frankreich, litten 1946 und 1947 unter wirt-
schaftlichen Verwerfungen nach dem Krieg. Die Hauptgründe für die Krise waren 
eine schlechte Ernte im Herbst 1946, gefolgt von einem sehr kalten Winter 1946/47. 
Im Winter 1946 / Frühjahr 1947 wurden sich die Vereinigten Staaten des wirtschaft-
lichen Elends in Europa bewusst und erkannten, dass sie ein Hilfsprogramm zur 
Vermeidung einer humanitären Katastrophe in Europa einleiten mussten. Im 
Juni 1947 hielt Außenminister George C. Marshall seine berühmte Ansprache in 
 Harvard. In einer bald als „historischen Rede“ bezeichneten Erklärung, skizzierte 
Marshall das geplante europäische Konjunkturprogramm:

„A very serious situation is rapidly developing which bodes no good for the 
world. (…) The truth of the matter is that Europe’s requirements for the next 
three or four years of foreign food and other essential products – principally 
from America – are so much greater than her present ability to pay that she 
must have substantial additional help or face economic, social, and political 
deterioration of a very grave character. (…)It is logical that the United States 
should do whatever it is able to do to assist in the return of normal economic 
health in the world, without which there can be no political stability and no 
assured peace. Our policy is directed not against any country or doctrine but 
against hunger, poverty, desperation, and chaos. Its purpose should be the 
revival of a working economy in the world so as to permit the emergence of 
political and social conditions in which free institutions can exist.“
George C. Marshall, June 5, 1947

Der Grundstein für das von George C. Marshall skizzierte Hilfsprogramm, das bald 
als „Marshallplan“ bezeichnet werden sollte, wurde einige Wochen nach der 
 Harvard-Rede auf einer Konferenz in Paris gelegt. Österreich war eines der Teil-
nehmerländer dieser Konferenz. Grundsätzlich stand der Marshallplan allen 
demokratischen europäischen Ländern offen. Tatsächlich war Österreich aber 
letztendlich das einzige Land mit einer sowjetischen Besatzungszone, das im Rah-
men des Marshallplans Hilfe erhielt.
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1.2 Konzept

Das Motto des Marshallplans lässt sich wie folgt zusammenfassen: „Hilfe zur Selbst-
hilfe“. Die einfache, aber geniale Idee des Marshallplans bestand nicht nur darin, 
Hilfe zu leisten, sondern auch zur Schaffung eines Kapitalmarktes beizutragen. Die 
USA stellten der österreichischen Regierung die Mittel des Marshallplans zur Ver-
fügung, und erwarteten, dass diese einen großen Teil der Mittel als Kredite für die 
österreichische Wirtschaft bereitstellt. Die österreichische Wirtschaft erhielt somit 
die notwendigen Investitionsmittel, um ihre Wirtschaft wiederzubeleben und ihre 
Währungsprobleme zu lösen. Österreich bezog durch den Marshallplan aber auch 
dringend benötigte Rohstoffe und Investitionsgüter aus den USA. Die im Rahmen 
des Marshallplans gewährten Kredite wurden in österreichischer Währung auf ein 
sogenanntes Gegenwertkonto zurückgezahlt. Diese, über das Bundeskanzleramt 
verteilten, Gegenwertmittel schufen eine Art Investmentbank zur Unterstützung 
der österreichischen Wirtschaft. 1962 übertrug die US-Regierung das Vermögen 
der Gegenwertmittel an die österreichische Regierung, die damit den bis heute 
bestehenden „ERP-Fonds“ schuf. Die wirtschaftliche Erholung Österreichs, sein 
Schienennetz und seine Wasserkraftwerke, Straßen und Brücken, die Landwirt-
schaft und der Tourismus sowie ein öffentliches Wohnungsbauprogramm wurden 
größtenteils aus ERP-Mitteln finanziert.

2. Das österreichische Erbe

Das wichtigste Erbe des Marshallplans ist, dass der ERP-Fonds das Kapital des Mar-
shallplans auch heute noch in Form von Krediten für Investitionen in die österrei-
chische Wirtschaft zur Verfügung stellt. Das aus den ersten Zuschüssen des Mar-
shallplans erwirtschaftete Kapital ist somit auch heute noch in der österreichischen 
Wirtschaft im Einsatz und unterstützt Investitionen in vielen Wirtschaftsberei-
chen. Der ERP-Fonds ist mittlerweile Bestandteil des „Austria Wirtschaftsservice“. 
Er investiert jährlich rund 600 Millionen Euro in österreichische Unternehmen, 
um Innovations- und Modernisierungsprojekte zu finanzieren. Das Gesamtvermö-
gen des ERP-Fonds beträgt rund 3 Milliarden Euro. Neben dem ERP-Fonds ist die 
Austrian Marshall Plan Foundation ein weiterer wichtiger Bestandteil des Erbes 
des Marshallplans in Österreich.

2.1 Die Austrian Marshall Plan Foundation

Die österreichische Regierung und der ERP-Fonds haben anlässlich des fünfzig-
jährigen Bestehens des ERP-Programmes 1997/1998 die Austrian Marshall Plan 
Foundation ins Leben gerufen und mit den Zinserträgen der oben erwähnten 
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Kredite dotiert. Ihre Aktivitäten erstrecken sich auf Österreich und die USA mit 
dem primären Ziel, den Wissenstransfer zwischen den USA und Österreich aktiv 
zu fördern sowie das gegenseitige Verständnis zwischen den Vereinigten Staaten 
und Europa / Österreich zu stärken. Die Austrian Marshall Plan Foundation fördert 
und unterstützt insbesondere die Zusammenarbeit zwischen österreichischen und 
amerikanischen Universitäten und Wissenschaftlern, indem sie jährlich rund 
1 Million Euro in entsprechende Kooperationen und Forschungsvorhaben inves-
tiert.

2.1.1 Mission

Die Austrian Marshall Plan Foundation unterstützt als „Transatlantic Knowledge 
Foundation“ den akademischen Austausch von Wissen zwischen den Vereinigten 
Staaten von Amerika und Österreich. Sie unterstützt diesen Austausch durch die 
Finanzierung und Organisation von Fellowships, Professuren, Konferenzen und 
Publikationen.

Mit diesem Wissenstransfer setzt die Austrian Marshall Plan Foundation eine lange 
Tradition transatlantischer Beziehungen fort. Sie verweist mit ihrer Tätigkeit ins-
besondere auf die für Österreich so wichtige Aufbauarbeit des ursprünglichen 
Marshallplanes. Die inhaltlichen Schwerpunkte für den Wissenstransfer basieren 
daher auch auf den beiden ursprünglichen Anliegen des Marshallplanes: Neben 
dem grundlegenden Ausbau der „transatlantischen Beziehungen“ wird die 
Zukunftsfähigkeit der Wirtschaft unterstützt. Ein wesentlicher Schwerpunkt der 
Stiftungstätigkeit liege daher auf der Förderung junger Naturwissenschaftler*in-
nen und Techniker*innen, die die Grundlage für eine zukunftsfähige und innova-
tive Industrie bilden. Ein weiterer wichtiger Baustein und Effekt der Tätigkeit der 
Austrian Marshall Plan Foundation ist die Schaffung des Bewusstseins für die 
Bedeutung der transatlantischen Beziehungen. Sowohl im politischen als auch 
wirtschaftlichen Bereich.

Zur Umsetzung ihres Stiftungszweckes ist die Austrian Marshall Plan Foundation 
eingebettet in ein vielfältiges Netzwerk unterschiedlicher Akteure auf beiden Sei-
ten des Atlantiks und pflegt mit diesen ein kooperatives Verhältnis. Indem die Aus-
trian Marshall Plan Foundation aktiv eine Führungsrolle im amerikanisch-öster-
reichischen Wissenstransfer auch öffentlich sichtbar wahrnimmt, erinnert sie an 
die großen historischen Erfolge der amerikanisch-österreichischen Freundschaft. 

Die Austrian Marshall Plan Foundation ist daher stolz auf ihre Mission: durch indi-
viduelle und kollektive Bemühungen herausragende Forschung zu generieren und 
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zu verbreiten, nicht nur durch Wissenschaftler*innen in Österreich, sondern auch 
durch die Interaktion mit ihren amerikanischen Partner*innen.

2.1.2 Ziele 

Die Austrian Marshall Plan Foundation und ihre Organe streben mittelfristig die 
Erreichung folgender Ziele an:

1.	 Die Intensivierung des Transfers sowie den Austausch von wissenschaftlicher 
Expertise zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und Österreich in den 
Bereichen „Zukunft Industrie“ & „Transatlantische Beziehungen“ 

2.	 Die Etablierung der Austrian Marshall Plan Foundation als „The Transatlantic 
Knowledge Foundation“ mit verstärkter öffentlicher Sichtbarkeit.

3.	 Die Stärkung der Kooperationen mit Institutionen und Akteuren, die ähnliche 
Tätigkeitsfelder besetzen.

4.	Die Wahrnehmung der Austrian Marshall Plan Foundation als verlässliche und 
kompetente Partnerin für den transatlantischen Wissenstransfer insbesondere 
in den Bereichen Wissenschaft, Wirtschaft und interessierte Öffentlichkeit.

5.	 Die Sicherstellung, dass das Wissen um die Bedeutung des historischen 
 Marshallplans gewahrt bleibt.

2.1.3 Brain-Circulation folgt auf Waren-Zirkulation

Das zentrale Instrument zur Umsetzung der Mission und Erreichung der Ziele der 
Austrian Marshall Plan Foundation ist die Organisation des stetigen wissenschaft-
lichen Austausches – Brain-Circulation – zwischen Österreich und den USA. Ein 
gutes Beispiel für eine erfolgreiche Umsetzung einer Brain-Circulation-Strategie 
sind die Fellowships. Zwei ehemalige Fellows der Austrian Marshall Plan Founda-
tion berichten von ihren Erfahrungen in den USA und den Auswirkungen des Aus-
landsaufenthalts auf ihre Karriere. Eine von ihnen ist Marlies Berger, die ein Fel-
lowship erhielt, um an der New York University im Bereich Biotechnologie zu for-
schen, und die die Bedeutung dieser Erfahrung hervorhebt: „Ich bin sehr dankbar 
für das Fellowship, das ich für meinen Forschungsaufenthalt in New York City im 
Jahr 2017 erhalten habe, der in vielerlei Hinsicht eine lohnende Erfahrung war.“ 
Nach ihrer Rückkehr und dem Abschluss ihres Studiums begann sie, in der phar-
mazeutischen Industrie in Österreich zu arbeiten.

Faruk Ajeti, der für ein neunmonatiges Fellowship an der School of Advanced 
International Relations der Johns Hopkins University in Washington D.C. war, kam 
zu einem ähnlichen Ergebnis: „Die Möglichkeit, ein akademisches Jahr 2019/20 an 
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einer der renommiertesten Universitäten Amerikas zu verbringen, war ein großes 
Privileg und eine wunderbare Gelegenheit, Erfahrungen im amerikanischen aka-
demischen Umfeld zu sammeln.“ Nach seiner Rückkehr fasste er den Entschluss, 
seine wissenschaftliche Karriere verstärkt voranzutreiben. Er setzte seine Arbeit 
am Österreichischen Institut für Internationale Politik (oiip) fort. 

Die Geschichten von Marlies, Faruk und den anderen rund 1.000 Fellows der Aus-
trian Marshall Plan Foundation sind gute Beispiele dafür, wie Brain Circulation 
funktioniert und wie die Austrian Marshall Plan Foundation somit ihrem Stif-
tungszweck umsetzt. Die Programme sind auf kürzere Forschungsaufenthalte 
ausgerichtet, die den Fellows helfen, ihr Netzwerk zu erweitern, ihre wissenschaft-
lichen Kenntnisse zu vertiefen und neue kulturelle Erfahrungen zu sammeln. Aber 
es wird von ihnen erwartet, dass sie danach zurückkommen, um ihr Studienpro-
gramm zu beenden und idealerweise die österreichische Wissenschaft und Wirt-
schaft mit ihrer Expertise zu bereichern und das etablierte Netzwerk auch für 
gesamtgesellschaftliche Zwecke zur Verfügung stellen.

Von den USA bringen sie neue Ideen, wissenschaftliche Konzepte und Kontakte 
zurück an ihre Universitäten und natürlich auch in die Unternehmen. Marlies hat 
dies so formuliert: „Ich habe Erfahrungen in der Nasslaborforschung gesammelt, 
meine Englischkenntnisse verbessert und tolle Leute aus vielen verschiedenen 
Ländern kennengelernt.“

Wie gezeigt werden konnte, ist die Brain-Circulation ein wichtiger Teil der Erfah-
rung der Fellows. Sie wechseln ständig zwischen verschiedenen Ebenen: zwischen 
verschiedenen Kontinenten und Ländern und zwischen Universitäten und Unter-
nehmen. Neben der wissenschaftlichen Ausbildung ist der Aufbau langfristiger 
Netzwerke und Verbindungen ein wichtiger Aspekt ihrer Auslandserfahrung. Für 
Faruk waren das Knüpfen von Kontakten und der Ausbau seines Netzwerks ein 
wichtiger Teil des Fellowships: „Im Hinblick auf meine zukünftige Karriere hat mir 
das Fellowship der Austrian Marshall Plan Foundation weitere Karrierechancen 
eröffnet, ein globales Netzwerk erweitert und mir beruflich neue Türen geöffnet.“ 

Diese beiden Beispiele zeigen auch, dass die Menschen heute sehr mobil sind und 
nicht ihr ganzes Leben in einem Land oder einem (Arbeits-)Bereich bleiben. Und 
dieses Maß an Mobilität stellt auch eine Herausforderung für Organisationen dar, 
die sich mit wissenschaftlichem Austausch beschäftigen. Daher ist die Austrian 
Marshall Plan Foundation darauf fokussiert, nicht nur Mittel zur Verfügung zu 
stellen, sondern auch mit unserem Netzwerk und unserer Erfahrung zu unterstüt-
zen.
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3. Fazit

Der Marshallplan gilt als eine der erfolgreichsten politischen Initiativen der 
Geschichte. Im Gegensatz zu den hohen Reparationen, die nach dem Ersten Welt-
krieg von den besiegten Mächten verlangt wurden, war die amerikanische 
 Marshall-Hilfe von Großzügigkeit und politischer Weisheit geprägt. George C. 
Marshall muss die Begründung eines Wirtschaftshilfeprogramms zugeschrieben 
werden, das auch heute noch positive Auswirkungen hat.

Der Marshallplan lebt in Österreich im ERP-Fonds und der Austrian Marshall Plan 
Foundation fort. Was einst mit der Lieferung von Waren von den USA nach Europa 
begann, hat sich heute zu einer beispielhaften Innovations- und Brain-Circulation 
entwickelt. 

Die ursprüngliche Unterstützung Österreichs durch die USA ermöglichte eine 
erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung der Republik. Dieser wirtschaftliche 
Erfolg führe in weiterer Folge dazu, dass aus den Mitteln der Wirtschaft auch Mittel 
für die Wissenschaft zur Verfügung gestellt werden konnten. Und diese Investition 
in die Wissenschaft wird in Zukunft dazu führen, dass auch die österreichische 
Wirtschaft weiterhin erfolgreich bleibt.
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David Sirakov, Sarah Wagner

Die politische Bildungsarbeit  
im transatlantischen Kontext
„Deutschland und Amerika sind durch Werte verbunden: Demokratie, Freiheit, 
Respekt vor dem Recht und der Würde des Menschen, unabhängig von Herkunft, 
Hautfarbe, Religion, Geschlecht, sexueller Orientierung oder politischer Einstel-
lung. Auf der Basis dieser Werte biete ich dem künftigen Präsidenten der Vereinig-
ten Staaten von Amerika, Donald Trump, eine enge Zusammenarbeit an.“ Mit die-
sen deutlichen Worten gratulierte Bundeskanzlerin Angela Merkel am 9. Novem-
ber 2016 Donald J. Trump zu seinem Wahlsieg. Ihre klaren Worte waren eine Reak-
tion auf den beispiellos polarisierten Wahlkampf, die Rhetorik sowie das Auftreten 
des Republikaners und ließen schon früh die bevorstehende Zerrüttung der trans-
atlantischen Beziehungen erahnen.

Die darauffolgenden vier Jahre waren dann auch geprägt von Auseinandersetzun-
gen in der Verteidigungs-, Handels- und Klimapolitik als auch in grundsätzlichen 
normativen Fragen wie der Stellenwert der gemeinsamen demokratischen Werte 
sowie des Multilateralismus. Wenig überraschend schlug sich das abgekühlte 
transatlantische Verhältnis in Umfragen nieder. Die durchweg niedrigen Vertrau-
enswerte für Donald Trump in Westeuropa wirkten sich zunehmend auf die Wahr-
nehmung des Verhältnisses aus. Fragte man die Deutschen, wie groß ihr Vertrauen 
in Donald Trump sei, zeigte sich hier ein deutlicher Einschnitt. 2016 gaben noch 86 
Prozent an, Vertrauen in den US-Präsidenten, zu dem Zeitpunkt Barack Obama, zu 
haben. 2020 brachten lediglich noch 10 Prozent der Deutschen dem US-Präsiden-
ten Donald Trump Vertrauen entgegen (Pew Research Center 2020a). Und wäh-
rend 2017 noch 42 Prozent der Deutschen die Beziehung zwischen den USA und 
Deutschland als „gut“ einstuften, sank der Wert 2020 auf nur noch 18 Prozent (Pew 
Research Center 2020b). Ebenso problematisch waren die Einschätzungen, wenn 
nach dem Zustand der Demokratie in den USA gefragt wird. Laut einer Studie der 
Körber Stiftung waren bei „53 Prozent der Befragten […] das Vertrauen in die US-
amerikanische Demokratie geschwächt“ (2020).

Die Amtszeit von Trumps Nachfolger, dem überzeugten Transatlantiker Joe Biden, 
kann allerdings lediglich als eine Verschnaufpause für die transatlantischen 
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Beziehungen gesehen werden und nicht als eine nachhaltige Neuausrichtung oder 
gar eine Rückkehr zu einem Status Quo. Zwar haben sich die positiven Einschät-
zungen der Deutschen hinsichtlich der Beziehungen zu den USA deutlich verbes-
sert und erreichen 68 Prozent (Kantar Public 2023: 19). Doch führen der Sturm auf 
das Kapitol am 6. Januar 2021, die Polarisierung in Politik und Gesellschaft und der 
weiterhin präsente Trumpsche Populismus zu einer tiefen Skepsis gegenüber der 
US-Demokratie und dem sinkenden Vertrauen in den Präsidenten. Während ledig-
lich 9 Prozent der Deutschen die US-Demokratie als gutes Beispiel ansehen, sei dies 
nach Ansicht von 62 Prozent seit einiger Zeit nicht mehr der Fall (Pew Research 
Center 2024).

Das hat Auswirkungen auf die transatlantischen Beziehungen und birgt auch wei-
terhin Herausforderungen für die transatlantische Bildungs- und Kulturarbeit.

Das Feuilleton und die transatlantische Gemeinschaft diskutierten intensiv über 
die Zukunft der transatlantischen Beziehungen und die Frage, wie sich Deutsch-
land und Europa insgesamt in dieser veränderten Gemengelage positionieren 
könnten und sollten. Transatlantische Manifeste wie „Trotz alledem: Amerika“ 
(Tempel et al. 2017) forderten eine neue Amerika-Strategie und deklarierten die 
USA als unverzichtbaren Partner, Gegenstimmen riefen dazu auf, „eine neue 
Außenpolitik nach dem Atlantizismus“ (Lau/Ulrich 2017) zu gestalten. Und auch 
das in den USA einflussreiche Außenpolitik-Magazin „Foreign Affairs“ fragte, ob 
die transatlantischen Beziehungen irreparabel beschädigt seien (Foreign Affairs 
2018).

Diese Analysen, Manifeste und Kommentare zu den transatlantischen Beziehun-
gen in der Ära Trump bezogen sich allerdings zumeist auf die intergouvernemen-
tale Zusammenarbeit. Die Zivilgesellschaft auf beiden Seiten des Atlantiks wirkte 
hingegen eher nebensächlich, wenn sie denn überhaupt Nennung fand. Und doch 
lohnt sich der Blick auf eben diese Ebene und auf die zivilgesellschaftlichen Insti-
tutionen, die sich kontinuierlich, professionell und trotz politischen wie wirt-
schaftlichen Widrigkeiten dem transatlantischen Verhältnis widmen und es sich 
zum Ziel gemacht haben, dieses in der Mitte der Gesellschaft zu verankern. Die 
Basis dieser Arbeit bilden die eingangs von Angela Merkel zitierten Werte. Dies 
trifft nicht nur auf die Kulturarbeit im transatlantischen Raum zu, sondern auch 
und vor allem auf die politische Bildung. Im Folgenden sollen dieser Arbeitsbereich 
sowie seine Chancen und Herausforderungen für die Zukunft der transatlanti-
schen Beziehungen vorgestellt werden.
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Transatlantische Kultur- und Politikvermittlung im Wandel der Zeit 

Das Netzwerk an bildungspolitischen und kulturpolitischen Einrichtungen, die 
sich mit den transatlantischen Beziehungen, den USA und der Vermittlung dieser 
Themen an die deutsche Bevölkerung auseinandersetzen, ist facettenreich und 
lebendig. So finden sich in Berlin große und bekannte Institutionen wie der Ger-
man Marshall Fund (eine amerikanische Stiftung), die American Academy (eine 
privat finanzierte Forschungs- und Kulturinstitution), die Atlantik-Brücke (ein 
privater Verein) oder das Aspen Institute (ein Think Tank), die auf die USA und die 
transatlantischen Beziehungen fokussiert sind. Auch Institute wie die Stiftung 
Wissenschaft und Politik beschäftigen sich in ihrer Forschungsgruppe Amerika 
tiefgehend mit den USA; die Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik unter-
hält ebenfalls ein Amerika-Programm und auch die politischen Stiftungen widmen 
sich den Vereinigten Staaten. Neben diesen großen und etablierten Einrichtungen 
ist allerdings auch das transatlantische Netzwerk außerhalb der deutschen Haupt-
stadt einen besonderen Blick wert. 

In den Bundesländern Bayern, Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Schleswig-Holstein und dem Stadtstaat Hamburg 
finden sich Deutsch-Amerikanische Institute, Zentren, Amerikahäuser und die 
Atlantische Akademie. Sie gehen teilweise auf die Reeducation-Programme der USA 
nach dem Zweiten Weltkrieg zurück. Hier gründete die Militärregierung soge-
nannte Information Centers, die ab 1947 ausgebaut wurden und Teil der Besatzungs-
politik waren. Das Netz dieser Einrichtungen vergrößerte sich schnell; 1953 exis-
tierten 36 Amerikahäuser und ca. 130 Lesesäle (Kreis 2013). Ziel dieser beliebten 
Einrichtungen war es, „demokratisches Gedankengut in der deutschen Bevölke-
rung [zu] fördern und ein positives Bild der USA, ihrer Politik, Geschichte, Werte 
und Kultur [zu] vermitteln“ (Ibid.). Waren zu Beginn die Häuser in erster Linie 
Propagandainstrumente, so etablierten sie sich verstärkt als Kultur- und Informa-
tionseinrichtungen, die ab 1955 nicht mehr der Militärregierung unterstanden, 
sondern der United States Information Agency (USIA) zugeordnet waren. Aufgrund 
von Budgetkürzungen innerhalb der USIA entwickelten sich viele der Häuser zu 
binationalen Einrichtungen, die sich aus unterschiedlichen deutschen und ameri-
kanischen Quellen finanzierten. Mit der endgültigen Auflösung der USIA Ende der 
1990er Jahre entfiel ein wichtiger Finanzgeber und viele Amerikahäuser mussten 
ihre Türen schließen. Heutzutage existieren die noch bestehenden Amerikahäuser 
oder deren Nachfolgeinstitute in unterschiedlichen Formen, z. B. als gemeinnüt-
zige Bildungs- und Kulturvereine oder als gGmbH und unterscheiden sich auch in 
ihrer Größe und Finanzkraft. Sie erreichen die Bevölkerung mit ihrem Informati-
ons- und Bildungsangebot in den unterschiedlichsten Regionen Deutschlands, 
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überproportional sind die Institute allerdings im Süden Deutschlands repräsen-
tiert: München, Nürnberg, Freiburg, Heidelberg, Tübingen, Stuttgart und Saar-
brücken stehen den Einrichtungen in Kiel, Hamburg, Köln und Leipzig gegenüber. 
Sie alle sind im schulischen und außerschulischen Bildungssektor bestens vernetzt, 
unterstützen Austauschprogramme, leisten umfangreiche Vermittlungsarbeit im 
Bereich Politik und Kultur der USA und wirken somit als glaubhafte Vermittler 
(Becker/Zwingenberger 2021). Die enge Zusammenarbeit der Institute wurde 2023 
durch die Gründung des „Verbunds Deutsch-Amerikanischer Zentren“ (VDAZ) 
formal institutionalisiert, so dass hier Kräfte, Programme und Ideen effektiv 
gebündelt und umgesetzt werden können.

Die Atlantische Akademie Rheinland-Pfalz

In das Netzwerk der Deutsch-Amerikanischen Institute (DAIs) wurde vor einigen 
Jahren auch die Atlantische Akademie Rheinland-Pfalz aufgenommen, auch wenn 
es sich hier strenggenommen weder um ein DAI noch um ein (ehemaliges) Ameri-
kahaus handelt. Die Atlantische Akademie ist eine von der rheinland-pfälzischen 
Landesregierung im Jahre 1996 gegründete, von einem überparteilichen Verein 
getragene und mit Landesmitteln geförderte, gemeinnützige Institution, die sich 
die Pflege der transatlantischen Beziehungen und die umfassende Information 
über Politik und Gesellschaft der USA zum Ziel gesetzt hat. Als anerkannter Bil-
dungsträger der Bundeszentrale für politische Bildung versteht die Akademie ihre 
hauptsächliche Arbeit auch genau in diesem Bereich: die politische Bildung. Umfas-
sende Informationsveranstaltungen (Vorträge, Workshops, Panel-Diskussionen, 
Ausstellungen, Seminare) zu unterschiedlichen Politikfeldern sind elementarer 
Bestandteil der Akademie, doch das Konzept der Institution ruht nicht nur auf dem 
Faktor Bildung, sondern schließt auch die Begegnung und die Beratung mit ein. 
Rheinland-Pfalz ist das Bundesland mit der größten amerikanischen Präsenz und 
in vielen Gemeinden erreicht der Anteil von Amerikanerinnen und Amerikanern 
an der Gesamtbevölkerung mehr als 20 Prozent. Dies stellt ein überaus großes 
gesellschaftliches wie wirtschaftliches Potenzial dar und ist Herausforderung 
zugleich. Seit 2016 führt die Atlantische Akademie das Programm „Willkommen in 
Rheinland-Pfalz! Unsere Nachbarn aus Amerika“ im Auftrag des rheinland-pfälzi-
schen Ministeriums des Innern und für Sport durch, in dessen Zuge die rheinland-
pfälzischen Kommunen und deren amerikanische Einwohner besser miteinander 
vernetzt und somit eine Schnittstelle zwischen den Themenpunkten Kommunal-
politik und US-Stationierungspolitik geschaffen wird. Zugleich fungiert die Aka-
demie als Beratungsinstitution für die rheinland-pfälzischen Landesinstitutionen 
wie dem Landtag und den Ministerien und das Personal steht den Medien für 
Interviews und Hintergrundgespräche zu den USA zur Verfügung. 
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Die Bildungsarbeit der Akademie in der Ära Trump

Die Auswirkungen der Politik und des Auftretens der Trump-Administration 
machten sich nicht nur in den transatlantischen Beziehungen, sondern auch kon-
kret in der Bildungsarbeit bemerkbar. Angesichts eines hochgradig polarisierenden 
Präsidenten, der Verlautbarungen nicht mittels der üblichen Kanäle wie Pressekon-
ferenzen, -mitteilungen oder Interviews verbreitete, sondern seinen privaten 
 Twitter-Account für eine ungefilterte Informationsweitergabe nutzte, stieg einer-
seits das Interesse in der Bevölkerung an den politischen wie gesellschaftlichen 
Entwicklungen in den USA. Andererseits stieg jedoch auch der Erklärungs- und 
Analysebedarf beispielsweise hinsichtlich der tatsächlichen Handlungskompeten-
zen, über die ein US-Präsident verfügt. Der Anstieg der Aufmerksamkeit machte 
sich auch in einer deutlich ausgeweiteten Medienarbeit bemerkbar. Die Expertise 
des Teams der Akademie wurde verstärkt nachgefragt, es bestand ein überaus 
hoher Bedarf an Analysen und Kommentierungen des aktuellen politischen 
Geschehens in den USA. So zeigt sich auch ein interessantes Bild hinsichtlich der 
eingangs zitierten Umfrage zum Zustand der transatlantischen Beziehungen: Zwar 
bezeichneten Ende 2020 ganze 79 Prozent der Deutschen die Beziehungen zwi-
schen den USA und Deutschland als schlecht (Pew Research Center 2020b) in der 
transatlantischen Bildungsarbeit war die Nachfrage, das Interesse und die Partizi-
pation hinsichtlich transatlantischer Angebote jedoch enorm. Die Zivilgesellschaft, 
auch oder insbesondere abseits der Hauptstadt, verfolgte die Entwicklungen in den 
USA mit Sorge, Interesse und Neugier. Für Rheinland-Pfalz war das hohe Interesse 
an speziellen sicherheitspolitischen Veranstaltungen und Themen auch darin 
begründet, dass die von Präsident Trump mehrmals angedrohte Reduzierung von 
US-Truppen in Deutschland von erheblicher Relevanz für die militärischen Stand-
orte vor Ort war. Die direkte Betroffenheit der Bürgerinnen und Bürger durch 
bestimmte Aspekte der transatlantischen Beziehungen, sei es die Stationierungs-
politik oder der handelspolitische Streit um Zollerhöhungen, machte sich auch an 
den Teilnehmerzahlen und Anfragen bemerkbar. Wichtig ist an dieser Stelle also 
die Betonung, dass die Ablehnung, die Donald Trump von Seiten der deutschen 
Bevölkerung erfuhr und das dadurch angespannte transatlantische Verhältnis 
keine Abkehr von transatlantischen Themen und der damit einhergehenden Bil-
dungsarbeit bedeutete. Vielmehr zeigte sich eine rege und kritische Diskussions-
bereitschaft und der Wunsch der Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die Entwick-
lungen in den USA besser verstehen und einschätzen zu können. Während es also 
auf der intergouvernementalen Ebene oft kommunikative Herausforderungen zu 
meistern galt und die transatlantischen Arbeitsbeziehungen belastet waren, wur-
den auf den Veranstaltungen der Akademie, und auch des weiten DAI-Netzwerkes, 
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die transatlantischen Beziehungen intensiv diskutiert und begleitet. Einen wichti-
gen Impuls für die transatlantische Bildungsarbeit lieferte sicherlich das durch das 
Auswärtige Amt und das Goethe-Institut initiierte und 2018/19 durchgeführte 
„Wunderbar Together / Deutschlandjahr“-Projekt um ein umfassenderes Bild der 
engen Beziehungen zwischen Deutschland und den USA aufzuzeigen. Die Atlanti-
sche Akademie, ebenso wie die Deutsch-Amerikanischen Institute und viele wei-
tere transatlantisch orientierte Organisationen, nutzten die Gelegenheit, die Ver-
bindungen in fast 2.400 Veranstaltungen im Zuge von 436 Teilprojekten in allen 50 
US-Bundesstaaten zu stärken und auszubauen.

Diese intensive Bildungsarbeit der letzten Jahre war vor allem dadurch möglich, 
dass die Akademie auf ein weites und gut ausgebautes Netzwerk an Organisationen 
und Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern zurückgreifen konnte. Neben den 
DAIs und den Forschenden an Universitäten mit einem USA-Schwerpunkt waren 
es eben auch die kleineren Organisationen, die in der Tagesdiskussion oftmals 
untergehen, aber einen elementaren Beitrag zu den transatlantischen Beziehungen 
leisten. Vereine wie die Freundeskreise und Deutsch-Amerikanische Clubs, die 
Städtepartnerschaften und Austauschprogramme betreuen und so auch den direk-
ten Kontakt zwischen der deutschen und amerikanischen Bevölkerung ermögli-
chen.

Die Bildungsarbeit der Akademie in der Ära Biden und danach

Mit dem Einzug von Präsident Joe Biden und Vizepräsidentin Kamala Harris ins 
Weiße Haus machte sich der Machtwechsel nicht nur in den USA bemerkbar. Im 
Vergleich zu den Vorjahren ließen die Medienanfragen an der Atlantischen Akade-
mie deutlich nach; die professionelle Amtsführung der Biden-Administration, eine 
weniger erratisch geführte US-Politik und die Abwesenheit von Donald Trump auf 
Twitter erscheinen vielen Beobachterinnen und Beobachtern wie eine Rückkehr zu 
einem gewohnten Status Quo. Doch trotz des unüberhörbaren „America is back“ 
des 46. Präsidenten auf der virtuellen Münchner Sicherheitskonferenz im Februar 
2021 wird es auch weiterhin kritische Streitpunkte in den transatlantischen Bezie-
hungen geben. Die Frage nach dem richtigen Umgang mit Russland, China und 
dem Iran oder die bereits seit George W. Bush geführte Debatte über ein burden 
sharing innerhalb der NATO bleiben virulent. Hinzu kommen die durch Donald 
Trump und seine Administration deutlicher denn je zutage getretenen Probleme 
des politischen Systems der Vereinigten Staaten, aber auch der Demokratie im All-
gemeinen (Böller et al. 2020; Overhaus et al. 2020). Diese grundsätzlichen und die 
Zukunft zentral bestimmenden Themen drohen angesichts eines wahrgenomme-
nen – und vielfach herbeigesehnten – transatlantischen Honeymoon schnell in 
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Vergessenheit zu geraten. Dabei zeigt eine aktuelle Umfrage der Stiftung Alliance 
of Democracies und des Umfrageinstituts Latana vom Mai 2021, dass eine relative 
Mehrheit in Deutschland (36 Prozent) im Einfluss der USA eine größere Bedro-
hung für die Demokratie in Deutschland sehen als der Chinas (33 Prozent) oder 
Russlands (29 Prozent) (Latana/Alliance of Democracies 2021). Die transatlanti-
sche Diskussion ist sicherlich wieder höflicher geworden, aber an diskussionswür-
digen Aspekten mangelt es ihr nach wie vor nicht.

Für die Bildungsarbeit im transatlantischen Raum bedeutet dies, sowohl die 
gemeinsamen Errungenschaften auf beiden Seiten des Atlantiks zu betonen als 
auch umfassend über die weniger einmütigen Themen zu informieren sowie die 
zentralen Fragen und Herausforderungen für die westlichen Demokratien zu 
benennen. Die Auswirkungen auf Freiheitsrechte, aber auch soziale Zerwürfnisse 
im Zuge der Corona-Pandemie sind dabei ebenso bedeutend, wie tiefer liegende, 
strukturell begründete Herausforderungen wie eine grassierende gesellschaftliche 
und politische Polarisierung und dem damit einhergehenden Aufstieg eines autori-
tären Populismus.

Die künftige Arbeit der transatlantischen Bildungsinstitutionen ist mithin nicht 
nur ein zentraler Baustein in den Beziehungen zu den USA, sondern auch von gro-
ßer Bedeutung für die politische Bildung insgesamt. Doch sie ist nicht zum Null-
tarif zu haben. Hervorragende politische Bildung bedarf ausgewiesener Expertise 
und kostet Zeit und Geld. Neben der intensiven Kooperation der verschiedenen 
Institutionen ist es dann eben auch die finanzielle Förderung durch die unter-
schiedlichsten staatlichen wie gesellschaftlichen Ebenen, die zur gesellschaftliche 
Akzeptanz für gemeinsame Werte und das transatlantische Verhältnis beitragen.

Die Zukunft der transatlantischen Bildungspolitik 

Die vergangenen vier Jahre haben zweierlei deutlich gemacht. Erstens müssen die 
transatlantischen Beziehungen ganzheitlich, das heißt intergouvernemental wie 
zwischengesellschaftlich gedacht und gelebt werden. Zweitens braucht es eine the-
matisch weit gefächerte Debatte über die Zukunft dieser Beziehungen unter Ein-
beziehung einer so breit wie möglich beteiligten Zivilgesellschaft. 

Initiativen wie „Transatlantisch? Traut Euch!“ (Becker et al. 2021), die für eine neue 
Übereinkunft zwischen Deutschland und Amerika plädieren, machen auf die Not-
wendigkeit aufmerksam, dass die zukünftigen transatlantischen Beziehungen neue 
Narrative, die jungen Generationen und – mitunter schmerzhafte – Debatten und 
Entscheidungen brauchen.



152 „Europa und USA – das transatlantische Verhältnis auf dem Prüfstand“

David Sirakov, Sarah Wagner

Hierbei reicht es nicht aus, die Verbundenheit der „natürlichen Transatlantiker“ 
aus den Nachkriegsgenerationen replizieren zu wollen. Vielmehr bedarf es der 
bedarfsgerechten Adressierung junger Generationen, zum Beispiel unter Einbezie-
hung der sozialen Medien. Amerikas Soft Power wirkt bei diesen Zielgruppen weit 
weniger über ideologisierte Wertnarrative und Ost-West-Dichotomien. Die 
bewehrten Narrative über Amerika als Befreier und rettende Besatzungsmacht 
sowie das kollektive Gedächtnis bis hin zur deutschen Einigung sind in diesen 
Generationen nicht mehr automatisch präsent und können somit nicht mehr allein 
als Basis für die zukünftige Wertegemeinschaft dienen. Das Interesse der jungen 
Generation an neuen Narrativen zeigt sich auch in der Gründung der „Initiative 
junge Transatlantiker“, ein Verein für junge Menschen, , die sich für die transatlan-
tischen Beziehungen einsetzen möchten. Das transatlantische Narrativ braucht 
diese neuen Impulse und muss auch die Diversität unserer heutigen Gesellschaft 
widerspiegeln. Gemeinsame Herausforderungen wie Populismus, Antisemitismus 
oder struktureller Rassismus müssen ebenso thematisiert werden wie uns verbin-
dende Kultur- und Konsumgüter der Unterhaltungsindustrie, Hollywood, serielles 
Storytelling à la Netflix, Computerspiele oder Social-Media-Plattformen. Beispiel-
haft für solch ein neues transatlantisches Narrativ könnte auch eine zukunftsorien-
tierte Klimapolitik sein, denn „[…] vergleichbar mit dem Burden Sharing im 
Sicherheitsbereich wird es in Zukunft darum gehen, gemeinschaftliche und 
gerechte Lösungen von Klimafragen zu finden. Dies ist gerade bei jungen Genera-
tionen anschlussfähig und erfordert eine wahrhaft globale Perspektive“ (Becker/
Zwingenberger 2021).

Zivilgesellschaftliche Einrichtungen und bestehende transatlantische Institutio-
nen wie bspw. die DAIs und die Atlantische Akademie bieten wichtige Plattformen, 
um diese aktuellen, gesellschaftlich bedeutsamen Themen zu diskutieren, neuen 
Stimmen ein Forum zu bieten, das Bewusstsein darüber zu schärfen, was trans
atlantisch ist, und auch jungen Generationen zu ermöglichen, ihre eigenen trans-
atlantischen Narrative zu entwickeln.
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Europäische Zukunftsunsicherheit:  
Partnerschaft mit den USA im Befund  
der Meinungsforschung
Europäische Unsicherheit wird sichtbar, wenn es um die zukünftige Rolle von 
Europa unter den Weltmächten sowie beim Umgang mit den USA geht. Dies 
bestätigt eine Stimmungsanalyse der Arbeitsgemeinschaft MARKET & 
Lazarsfeld aus 2021.1

Ist EU-Europa aus dem Tritt gekommen? Schwächelt der EU-Wirtschaftsraum im 
Vergleich zu den anderen globalen Wirtschaftszentren? Welches Bild hat die öster-
reichische Bevölkerung von EU-Europa und seinem Verhältnis zu den USA?

EU-Europa präsentiert sich aus der Perspektive der österreichischen Bevölkerung 
im Quervergleich mit den USA, China und Russland unübertroffen in Sachen 
Lebensqualität (63 % nennen EU als führend), Menschen- und Bevölkerungsrechte 
(61 %) sowie Verantwortung für die Umwelt (59 %). Daraus resultiert eine hohe 
politische Stabilität, politische Berechenbarkeit sowie das Image einer modernen 
„Wertegesellschaft“. Diese starken Vorteile haben ihren Preis: Die hohe Stabilität 
Europas dürfte ein Gegenpol zur wirtschaftlichen Dynamik sein. Auch die Erwar-
tung an das wirtschaftliche Zukunftspotenzial liegt besorgniserregend niedrig. 
Offenkundig fehlt der Glaube an eine prosperierende wirtschaftliche Zukunftsent-
wicklung auf dem alten Kontinent.

In Sachen Wirtschaft übertrumpft China alle, und zwar mit einem riesigen Vor-
sprung (47 % sehen das größte wirtschaftliche Zukunftspotenzial bei China). Mög-
licherweise verursacht dies eine gewisse wirtschaftliche Rat- und Mutlosigkeit in 
der Bevölkerung. Wie performen die USA und Russland? Beide Wirtschaftsblöcke 
wurden ebenfalls abgefragt. Die Einschätzung Russlands fiel bereits vor dem 
Ukrainekrieg extrem „dünn“ aus, es bestand schon 2021 eine eher geringe 

1 MARKETSTUDIE MT2139 / KW 26/2021; 1.000 Befragte repräsentativ für die österreichische 
Bevölkerung ab 16 Jahren
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Erwartungshaltung (2 % votierten bei der Lebensqualität für Russland, 1 % bei den 
Rechten und 4 % für die wirtschaftliche Zukunft).

Den USA wird aus österreichischer Sicht ein spannendes Profil attestiert. Zunächst 
einmal werden die Europäer im Vergleich zur US-Bevölkerung als eindeutig moder-
nere Gesellschaft eingestuft. Bei Individualität, Umweltverantwortung und 
Lebensqualität können die USA mit Europa nicht mithalten. Die erste markante 
Profilierung der USA findet sich beim Item „nimmt am meisten politische Verant-
wortung für die Welt wahr“ (24 %). Zwar sehen sich auch die EU-Europäer in die-
sem Punkt tonangebend (29 %), aber hier stehen „Eigenlob“ und „Fremdeinschät-
zung“ prozentuell ganz knapp beisammen. Die USA übertrumpfen Europa in der 
wirtschaftlichen Dynamik knapp, liegen aber ebenfalls im Vergleich zu China weit 
abgeschlagen.

Was die USA auszeichnet, ist die militärische Weltmachtstellung. Hier führen die 
USA uneingeschränkt (43 %).

Frage: Bei den folgenden Fragen geht es um die global einflussreichen Staaten bzw. 
Machtblöcke EU, China, USA und Russland. In weiterer Folge finden Sie mehrere Aussa-
gen. Bitte geben Sie an, auf welchen Staat bzw. Machtblock diese Aussagen jeweils am 
ehesten zutrifft.
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Das große Vorbild USA ist aus europäischer Sicht ziemlich verblasst. Vom amerika-
nischen Traum ist nur die militärische Vormachtstellung geblieben. Damit stellt 
sich die Frage: „Wie wichtig sind die USA für Europa?“ Sehr wichtig wurde von 22 
Prozent der Befragten zu Protokoll gegeben. Dieses Segment der USA-Begeisterten 
korreliert mit dem Alter der Befragten in der Richtung: Je älter desto begeisterter. 
Daraus lässt sich ableiten, dass sich die USA-Identifikation über die Jahre eher 
abgeschwächt hat. Insgesamt ist aber eine mehrheitlich positive Grundstimmung 
für die USA in der österreichischen Bevölkerung vorhanden. 70 Prozent erachten 
die USA für sehr wichtig oder eher wichtig für Europa.

Frage: Ganz allgemein, wie wichtig sind ihrer Meinung nach die USA für Europa?

Eine etwas größer gewordene emotionale Distanz zwischen EU-Europa und den 
USA wird auch in den Antworten auf die Frage: „Wie sollte die EU ihre Beziehung 
zu den USA gestalten?“ 36 Prozent möchten vertiefen. Wieder die Älteren mehr als 
die jungen Bevölkerungssegmente. Die restlichen 64 Prozent plädieren für die Auf-
rechterhaltung des derzeitigen Beziehungsstatus oder für eine Abschwächung.
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Frage: Wie sollte die EU ihre Beziehung zu den USA Ihrer Meinung nach gestalten? Die EU 
sollte …

Darauf, dass die Partnerschaft mit den USA in der Tendenz wichtiger werden 
könnte, deutet die hohe Betroffenheit der Österreicher durch den Ukrainekrieg 
hin. In der Analyse von Optimismus und Pessimismus beobachteten wir einen 
massiven Einbruch der „Optimismus“-Werte in der österreichischen Bevölkerung 
seit Februar 2022, dem Beginn des Ukrainekrieges – Werte, die sich seit damals 
auch nach fast zwei Jahren nicht mehr auf das Vorkriegsniveau erholt haben. Dafür, 
dass die Krise im Nahen Osten seit dem Terrorangriff der Hamas auf Israel (7. Okto-
ber 2023) die Ukraine aus dem Bewusstsein der Österreicherinnen und Österrei-
cher verdrängt hätte, finden wir in Umfragen noch keinen Anlass. Zwar geben 68 % 
der Österreicher in einer repräsentativen Umfrage vom 16.–18. Oktober 2023 an, 
dass sie von der humanitären Dimension des Konflikts in Israel „sehr“ oder „eher“ 
betroffen sind, derselbe Wert findet sich auch bei der Ukraine. Zum Preis des Frie-
dens scheinen die Österreicherinnen und Österreicher in zwei fast gleich große 
Lager gespalten. Im Oktober 2023 wurde einem Sample von n=805 Personen die 
Frage gestellt:

„Seit eineinhalb Jahren herrscht Krieg in der Ukraine. Dazu gibt es zwei Meinun-
gen: Die einen sagen, dass die Ukraine kämpfen soll, um ihr Staatsgebiet zurückzu-
gewinnen. Die anderen sagen, dass es Frieden um jeden Preis geben muss – auch 
um den, dass Russlands Angriffskrieg letztlich erfolgreich ist. Was meinen Sie?“
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42 % präferierten die erste Antwort, 37 % die zweitere bei 22 % „weiß nicht“, wobei 
Ältere, Frauen und FPÖ-Wähler zum unbedingten Frieden auch bei Konzessionen 
tendieren.

Es deutet manches darauf hin, dass diese Frage eine wesentliche für die Zukunft 
und auch für das transatlantische Verhältnis sein wird. Market & Lazarsfeld wer-
den die Entwicklungen der Meinungstrends zu dieser Frage aufmerksam beobach-
ten.
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Tatort Silicon Valley: Ein Betrug, ein Todesfall,  
ein Mord und ein Verrat 
Der Weg nach Kalifornien war um 1840 ein beschwerlicher. Im Prinzip gab es zwei 
Möglichkeiten für Europäer, diesen Außenposten der Zivilisation zu erreichen: 
über den Oregon-California-Trail, der durch Wüsten, Berge und Indianergebiete 
führte und sechs Monate in Anspruch nahm, oder auf einem von Ratten bevölker-
ten Schiff, immer Skorbut, Stürmen und der gefährlichen Passage um die tücki-
schen Kliffs Südamerikas ausgesetzt, die gerade mal ein halbes Jahr benötigte.

Das sollte 1848 mit dem Fund eines Goldklumpens ändern, der sich in einem höl-
zernen Wasserrohr einer Kolonie Schweizer Auswanderer bei Sacramento ver-
klemmt hatte. San Francisco, ein Kaff mit weniger als 1.000 Einwohner, schwoll 
innerhalb kürzester Zeit auf 70.000 Personen an. Eine Horde von Glücksrittern, 
die nichts zu verlieren aber alles zu gewinnen hatten, hatte sich in Bewegung 
gesetzt, um das Land nach Edelmetallen umzugraben. Die Goldgräber brauchten 
Werkzeuge und Materialien, um ihre Suche durchzuführen. Ein bayrischer Jude 
namens Levi Strauß verkaufte ihnen widerstandsfähige Arbeitshosen und sollte 
damit die berühmteste Jeans-Marke der Welt begründen.

Eine Universität als Tatort

Mit dem Zuzug nach Kalifornien wurde der Anschluss des neuen Bundesstaates an 
den Rest der USA dringlicher und die Regierung beschloss 1862, die transkontinen-
tale Eisenbahn zu bauen. Präsident Lincoln beauftragte zwei Eisenbahngesellschaf-
ten, jeweils von Osten und von Westen die Schienen zu legen. Von der westlichen 
Seite kam die Central Pacific Railroad ins Spiel, deren Gründer und Präsident 
Leland Stanford war. Für jeden verlegten Kilometer erhielten die Eisenbahngesell-
schaften mehrere tausend Dollar an staatlicher Prämie, und die Entscheidung, wel-
che Stadt an das Schienennetzwerk angeschlossen wurde und durch welche Lände-
reien die Strecke verlaufen sollte, bot Stanford und seiner Central Pacific Railroad 
eine endlose Zahl an Möglichkeiten, Städte und Landbesitzer zu erpressen und 
Geld zu verdienen. Weil die Stadtväter von San Francisco sich weigerten, die von 

This work is licensed under a Creative Commons attribution 4.0 international license (CC BY 4.0) 
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/ 
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Stanford eingeforderte exorbitante „Anschlussgebühr“ zu entrichten, hat San 
Francisco bis in die Gegenwart keine direkte Verbindung zur transkontinentalen 
Eisenbahn.

Stanford selbst erwirtschaftete sich enorme finanzielle Reichtümer. Sein Vermögen 
wurde damals auf den dreifachen Betrag des jährliches Budget Kaliforniens 
geschätzt. Untersuchungen und gerichtsanhängige Verfahren wegen der zweifel-
haften Geschäftspraktiken Stanfords und der Nichtbezahlung von Gebühren ver-
liefen wegen seiner exzellenten politischen und geschäftlichen Verbindungen im 
Sand. Er war auch Mitbegründer der republikanischen Partei.

Sein finanzielles Glück wurde allerdings privat durch den Tod des einzigen Sohns, 
Leland Stanford Junior, getrübt. Mit nur 15 Jahren verstarb er bei einer Europareise 
an Typhus. Stanford selbst soll nach dem Tod nicht mehr derselbe gewesen sein. Er 
und seine Frau Jane beschlossen, ihrem Sohn zu Ehren eine Universität zu gründen 
und nach ihm zu benennen. 

1891 nahm sie ihren Betrieb auf und zu den ersten 555 Studenten zählte der spä-
tere US-Präsident Herbert Hoover. Als Motto führt die Universität einen Satz des 
deutschen Humanisten Ulrich von Hutten, das im Siegel auf deutsch dargestellt ist: 
„Die Luft der Freiheit weht.“ Schon von Anbeginn an war es den Stanfords wich-
tig, dass die Universität nicht nur die Theorie lehrt, sondern diese auch praktisch 
anwendbar macht.1 Damit wurde der Grundstein für die enge Verzahnung mit der 
 Industrie gelegt, die zu einem regen Austausch zwischen Forschung, Lehre und 
Wirtschaft führte und so zum Rückgrat für das Silicon Valley. Wie wichtig, sieht 
man an den Institutionen, die die Stanford University über die Jahre errichtete.

So wurde 1946 gemeinsam mit erfahrenen Unternehmensgründern das Stanford 
Research Institut gegründet, das heute als SRI International bekannt und völlig 
unabhängig von Stanford ist. Die Aufgabe von SRI war und ist die Entdeckung und 
Anwendung von Wissenschaft und Forschung, um dem Wissen, der Wirtschaft, 
dem Wohlstand, und dem Frieden zu dienen. Entdeckungen und Erfindungen sol-
len dabei in Firmengründungen resultieren, die der Menschheit dienen. So stammt 
die erste Computermaus im Jahre 1964 von SRI. 1949 hielt SRI die erste Konferenz 
zum Thema Luftverschmutzung ab, und 1950 schlug SRI den Walt Disney Studios 
Anaheim als Standort von Disneyland vor. SRI war 1969 unter den ersten vier Kno-
tenpunkten des ARPANET, aus dem später das Internet hervorgehen sollte. Jahr für 
Jahr werden nach wie vor von SRI International mehrere neue Firmen gegründet. 

1 The Founding Grant, Leland Stanford Junior University; About Stanford University; November 
1885; http://visit.stanford.edu/basics/about.html
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Und auch heute, fast 80 Jahre nach der Gründung des SRI, werden zwischen sechs 
bis acht Unternehmen pro Jahr ausgegliedert und gegründet.2

Die Stanford University gründete 1951 den Stanford Research Park, das als erstes 
von einer Universität betriebene Industrie- und Gewerbeviertel gilt. Auf dem 
Areal um die Page Mill Road siedelten sich unter anderem Varian, HP, General 
Electric und Lockheed an, um von der Nähe zu Stanford zu profitieren. Heute sind 
dort mit PARC, SAP Labs, Tesla, VMWare und mehreren Rechtsanwaltskanzleien 
insgesamt an die 150 Firmen mit mehr als 20.000 Mitarbeitern angesiedelt.3 

Aus dem direkten Stanford-Umfeld entstanden über 6.000 Unternehmen, die 
hochbezahlte und hochqualifizierte Arbeitsplätze schufen.4 Zu den Unternehmen 
zählen unter anderem Charles Schwab & Company, Cisco Systems, Dolby Labora-
tories, eBay, E*Trade, Electronic Arts, Google, Hewlett-Packard, IDEO, Intuit, 
Kiva, LinkedIn, Logitech, Nanosolar Inc., Netflix, Nike, NVIDIA, Odwalla, Orbitz, 
Rambus, Silicon Graphics, Sun Microsystems, Tesla Motors, Varian, VMWare, 
Yahoo! und Instagram. Die 53 größten Silicon Valley Firmen, die aus Stanford her-
vorgingen, erwirtschafteten 2010 einen Umsatz von 267,4 Milliarden Dollar, der 
fast 50 Prozent der 150 größten Silicon Valley Firmen ausmacht. Die Marktkapita-
lisierung der aus Stanford hervorgegangenen Unternehmen betrug 2010 649,2 Mil-
liarden Dollar und der Gewinn 34,2 Milliarden Dollar.5

Eine Studie von 2012 ergab, dass Unternehmen, die von Stanford Entrepreneuren 
gegründet wurden, einen weltweiten Umsatz von sage und schreibe 2.700 Milliar-
den Dollar erwirtschaften. Stanford Absolventen und Fakultätsmitglieder gründe-
ten seit den 1930er Jahren fast 40.000 Unternehmen und schufen insgesamt 5,4 
Millionen Arbeitsplätze. Stanfords Office of Technology Licensing (OTL) erhielt 
im Zeitraum 2014 bis 2015 einen Betrag von 95 Millionen Dollar für Lizenzgebüh-
ren von 695 Technologien.6

So sehr das Vermächtnis der Stanfords heute in beeindruckender Weise weiterlebt, 
so wenig privates Glück konnte ihnen all der Reichtum kaufen. Auch Jane Stanford 
starb nicht eines natürlichen Todes. Sie wurde Februar 1905 in Honolulu auf Hawaii 
durch Strychnin vergiftet, nachdem schon im Januar desselben Jahres ein solcher 
Giftanschlag in San Francisco auf sie ausgeübt worden war, den sie damals aber 
noch überlebt hatte. Bis heute halten sich hartnäckige Gerüchte, dass der damalige 

2 Mario Herger; Das Silicon-Valley-Mindset: Was wir vom Innovationsweltmeister lernen und mit 
unseren Stärken verbinden können; Plassen Verlag, Kulmbach, 2016

3 https://stanfordresearchpark.com/
4 https://stanfordresearchpark.com/about
5 https://en.wikipedia.org/wiki/List_of_companies_founded_by_Stanford_University_alumni
6 http://facts.stanford.edu/research/innovation
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Präsident der Stanford University, David Starr Jordan, hinter dem Anschlag steckt, 
weil er und Jane Stanford wegen der Forschungs- und Lehrausrichtung der Uni-
versität im Clinch gelegen waren.

Sprunginnovationen auf die Sprünge helfen

Der Name Vannevar Bush ist selbst in Innovationszirkeln ein fast gänzlich Unbe-
kannter, dabei sollte er jedem geläufig sein. Immerhin war Bush verantwortlich 
dafür, den Grundstein für die immer noch gegebene amerikanische Technologie-
dominanz gelegt zu haben.7 Und das zu einer Zeit, als die USA alle Hände voll zu 
tun hatte, eine ernste Bedrohung abzuwenden. 1940 wurde der MIT-Professor zum 
Berater von Präsident Roosevelt ernannt und erkannte rasch, dass angesichts des 
Eroberungsfeldzuges des Nazi-Regimes in Europa eine radikal andere Vorgehens-
weise notwendig war, um ihnen Einhalt zu gebieten. Der Technologievorsprung 
des Dritten Reichs war so erdrückend, dass Bush nicht umhinkam, radikale Maß-
nahmen zu setzen, um die USA zum Initiator und nicht zum Opfer einer techno-
logischen Innovation zu machen. Dazu pflegte er eine Kultur und etablierte ein 
System innerhalb der US-Behörden, die rasche und radikale Durchbrüche erlaub-
ten.

So waren beispielsweise in den Kampfflugzeugen die ersten Radare bereits instal-
liert worden, nur benutzten die Besatzungen diese kaum. Bush verlangte, dass die 
Piloten sich mit den Radartechnikern zusammensetzen und erklären sollten, wieso 
sie die Radartechnologie nicht einsetzten. Die Gründe hatten nichts mit der Tech-
nologie selbst, sondern mit der komplexen Bedienweise zu tun. Während eines 
Kampfeinsatzes hatten die Besatzungen keine Zeit, die vielen Schalter und Dreh-
knöpfe zu bedienen. Mit anderen Worten: Die Benutzeroberfläche – das UI-Design 
– war einfach grottenschlecht. Die Radartechniker entwickelten daraufhin das 
Radarsichtgerät, eine runde Anzeige mit einer sich im Kreis drehenden Linie, auf 
der dann andere Flugzeuge sichtbar wurden. Diese Änderung erwies sich als einer 
der kriegsentscheidenden Innovationen.

Diese Aktivitäten wurden offiziell zuerst im Office of Scientific Research and 
Development (OSRD) zusammengefasst, das einer bunt zusammengewürfelten 
Truppe an Wissenschaftlern, Ingenieuren und Erfindern von Universitäten und 
privaten Forschungseinrichtungen die Gelegenheit gab, verrückte Dinge auszu-
probieren. 1958 wurde daraus die Advanced Research Projects Agency (ARPA), 
später umbenannt in die Defense Advanced Research Projects Agency (DARPA). 

7 https://de.wikipedia.org/wiki/Vannevar_Bush
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Das Ergebnis der OSRD waren die Radarerkennung von U-Booten, aber auch die 
Entwicklung und der Einsatz von Penicillin, von Wirkstoffen gegen Malaria und 
Tetanus oder die Transfusion von Blutplasma. Der DARPA verdanken wir unter 
anderem das Internet, GPS, autonome Autos, aber auch mRNA-Vakzine, deren 
Entwicklung von der DARPA 2011 mit dutzenden Millionen Dollar angestoßen 
worden war und die uns in der COVID-Krise erst die so schnelle Entwicklung die-
ser neuartigen Impfstoffe ermöglicht hat.8

Dabei umfasst die DARPA nicht mehr als 250 Mitarbeiter, ihr steht aber ein jährli-
ches Budget von drei Milliarden Dollar zur Verfügung, mit dem sich genau solche 
Risiken auch langfristig finanzieren lassen. Der Erfolg gibt den USA seit Jahrzehn-
ten recht, aus diesen Moonshot-Projekten gingen mehrere Industrien im Umfang 
von mehreren Billionen Dollar hervor. Denn genau diese Narrenfreiheit, wie im 
Apollo-Programm Ziele vorzugeben, die anfänglich unerreichbar wie der Mond 
erscheinen, erlaubt ein Denken und das Zusammenbringen von Ressourcen und 
Talenten, die zwar nicht immer den Mond erreichen, aber doch woanders Durch-
brüche erlauben.

Die DARPA ist eine Moonshot-Fabrik, die nicht nur durch ihre finanziellen Mittel 
Einfluss auf die Wirtschaft nimmt, sondern auch durch ihre Erfahrung. Viele ehe-
malige Beteiligte des OSRD und der DARPA wurden Leiter von Forschungsgrup-
pen an ähnlichen Forschungsabteilungen von Universitäten und Firmen wie Face-
book, Google, Microsoft, IBM, Draper Laboratory oder den MIT Lincoln Labs. Mit 
anderen Worten: Das Loonshot-System der Regierung infiltrierte und befruchtete 
die Privatwirtschaft und den akademischen Bereich. Diese Spillover-Effekte mach-
ten die USA zu dem, was sie heute sind: eine technologische und innovative Super-
macht.

Anderen Ländern dient die DARPA als Vorbild, doch oft kopiert wurde sie nie 
erreicht. Und das hat mehrere Gründe. Zuerst einmal fehlt es den meisten Versu-
chen in anderen Ländern an der Ausdauer und an den finanziellen Mitteln, um Ent-
wicklungen nachhaltig in Gang zu bringen. Solche Programme fallen rasch einer 
Einsparung zum Opfer, auch weil die Effekte oftmals erst nach einem Jahrzehnt 
oder gar später sichtbar werden. Die Einbettung der DARPA in das Militär bringt 
noch einen weiteren Vorteil: als einzige Behörde stehen Verteidigungsministerien 
im Wettbewerb mit anderen. Ein Arbeitsministerium oder Umweltministerium 
steht nicht in Konkurrenz mit seinen Leistungen mit ähnlichen Einrichtungen in 

8 DARPA’s gambles might have created the best hopes for stopping COVID-19, https://www.
biocentury.com/article/304691/darpa-s-gambles-might-have-created-the-best-hopes-for-stopping-
covid-19



166 „Europa und USA – das transatlantische Verhältnis auf dem Prüfstand“

Mario Herger

anderen Ländern. Das Militär aber schon. Damit gibt es ganz klare Vorgaben für die 
Forschung, was die Kennzahlen betrifft. Die technologische Entwicklung muss was 
auch immer etwas beispielsweise schneller, höher, weiter, fester, lautloser, unsicht-
barer oder durchschlagskräftiger machen als die heutige Technologie. Und der erste 
potenzielle Abnehmer, das amerikanische Militär, garantiert bei Erfolg auch ent-
sprechende Geldströme.

Wie Sebastian Thrun, der deutsche Forscher und Unternehmensgründer, der den 
DARPA Grand Challenge zu autonomen Autos gewann und Googles Selbstfahr-
technologie entwickelt hatte, bereits sagte, sollten wir Ergebnis belohnen und nicht 
die Aufwände. Die Horizon 2020-Programme der Europäischen Union belohnten 
die Anzahl der Stunden, die aufgewandt wurden. Und das zeigte sich in den dürfti-
gen Ergebnissen. Es wurden Stunden verrechnet, anstatt Ergebnisse belohnt, die 
sich in technologischen Durchbrüchen und Unternehmensgründungen manifes-
tierten.

Deutschland selbst versucht es erneut mit der Bundesagentur für Sprunginnova-
tion, die in Anlehnung auf die DARPA Moonshots ermöglichen soll. Doch wir 
könnten von einer solchen Agentur auf EU-Ebene profitieren, die genau das gegen-
teilige Verhalten zeigt, wie wir es während der Pandemie bei den europäischen 
Ländern und Behörden bemerkt haben: eine, die Risiken eingeht, Führungskraft 
zeigt, und sich nicht davor scheut, noch so verrückt klingende Projekte zu initiie-
ren und Geld hinein zu stecken.

Wie ein Verrat zur ersten Venture-Capital-Firma führte

Risikokapital ist eine der wichtigsten Geldquellen für Start-up-Gründer, die auf 
dem traditionellen Kapitalmarkt üblicherweise keine Chance haben. Das hat mit 
der Natur von Start-ups zu tun. Die Produkte, Dienstleistungen und Geschäftsmo-
delle sind unerprobt, ja, selbst die Märkte oftmals nicht existent, denn sie müssen 
erst geschaffen werden. 2009 gab es keinen Markt für Elektroautos. Es war völlig 
unklar, ob Bedarf bestand und wie die dazugehörige Infrastruktur aussehen soll. 
Soziale Medien waren 2005 unbekannt und der Erfolg von Facebook, Twitter oder 
LinkedIn nicht vorhersehbar. Wer würde diese nutzen oder sogar dafür zahlen? 
Wenige Sekunden an Musikvideos auf TikTok, wer würde solch eine App wohl ver-
wenden wollen? Oder Clubhouse? IBM-Chef Thomas Watson schätzte 1953 den 
Bedarf an Computern weltweit bei fünf Stück. Tatsächlich gingen bei IBM im sel-
ben Jahr 18 Bestellungen ein.

Dabei ist Risikokapital keine Erfindung unserer Zeit oder des Silicon Valleys. Schon 
in der Vergangenheit finanzierten Adelige und wohlhabende Bürger mit ihrem 
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Geld riskante und neue Projekte. Thomas Edison zählte zu den Financiers seiner 
Erfindungen so illustre Größen wie den Bankier John Pierpont Morgan. Was im 
Silicon Valley aber anders werden sollte, ist die Gründung von Risikokapitalfirmen, 
die sich darauf spezialisierten, ausschließlich in neue Unternehmen mit solch 
hochriskanten und neuartigen Technologien und Geschäftsmodellen zu investie-
ren. Und das begann mit einem Nobelpreisträger.

Der geniale Physiker William Shockley hatte 1956 gemeinsam mit zwei Kollegen 
den Nobelpreis für Physik für die Entdeckung des Transistoreffekts erhalten. Zwei 
Jahre zuvor hatte er in Mountain View das Shockley Semiconductors Laboratory 
gegründet, das viele hochqualifizierte Mitarbeiter anzog. So genial Shockley war, 
so schlecht war er in der Mitarbeiterführung. Das führte dazu, dass 1957 nach 
einem Konflikt acht Mitarbeiter das Unternehmen verließen und Fairchild Semi-
conductor gründeten. Dieses Abgehen der Gruppe von acht Mitarbeitern, die auch 
als die „Verräterischen Acht“ bezeichnet werden und sich aus Gordon Moore, C. 
Sheldon Roberts, Eugene Kleiner, Robert Noyce, Victor Grinich, Julius Blank, Jean 
Hoerni sowie Jay Last zusammensetzten, gilt heute als wesentlicher weitere Grund-
stein für den Beginn des Silicon Valley. Nicht nur sollten aus Fairchild Semiconduc-
tor signifikante Entwicklungen für die Computerindustrie hervorgehen, mehrere 
der Verräterischen Acht gründeten weitere Unternehmen und spielten wichtige 
Rollen im Ökosystem. So wurden unter anderem der Computerchiphersteller AMD 
und Intel und die Venture Kapitalfirma Kleiner Perkins von dieser Gruppe aus 
Abtrünnigen gegründet.

Zu den Verräterischen Acht zählte auch der 1923 in Wien geborene Eugene Kleiner. 
Er musste 1938 mit seiner Familie aus Österreich vor den Nazis flüchten, und kam 
zwei Jahre später in New York an. Nach seinem Militärdienst in der US-Armee, stu-
dierte er Maschinenbau und Industrietechnik. Nach seinem Abschluss unterrich-
tete er zuerst, und begann dann bei Western Electric zu arbeiten. 1956 erhielt er als 
erster das Angebot vom Nobelpreisträger William Shockley, bei der neu gegründe-
ten Shockley Semiconductor Laboratory in Kalifornien anzufangen.

Kleiners Erfahrung bei der Gründung von Fairchild Semiconductors führte ihm 
vor Augen, wie schwer es war Risikokapital aufzustellen. Von den Kapitalgebern 
hatte niemand diese neue Technologie verstanden und keiner war bereit gewesen, 
das Risiko einzugehen. Seine eigene Erfahrung mit der Gründungsgeschichte des 
Unternehmens führte ihn dazu sein Aufgabenfeld zu ändern. 1968 investierte Klei-
ner sein eigenes Geld in das neue Start-up der beiden Kollegen Robert Noyce und 
Gordon Moore. Der Name des Start-ups: Intel.
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1972 gründete Eugene Kleiner gemeinsam mit Tom Perkins die Investmentfirma 
Kleiner Perkins, die heute noch zur erfolgreichsten Venturekapitalfirma zählt. In 
mehr als 300 Start-ups hatten Kleiner Perkins investiert, darunter Google, Electro-
nic Arts, Flextronics, Intuit, Netscape, Sun Microsystems, Tandem Computers, 
AOL, Compaq oder Genentech.

Wird man bei Banken mit solchen Ideen vorstellig, wird den hoffnungsfrohen 
Gründern gleich klar, dass das eine Schnapsidee gewesen ist. Nicht die Idee selbst, 
sondern jene, zur Bank zu gehen. Banken verlangen Sicherheiten. Für einen Fri-
seurladen oder beim Wohnungsbau sind diese Parameter bekannt und ein Kredit 
ist in der Regel kein Problem. Nicht so bei neuen Unternehmen, die mit verrückten 
und unerprobten Ideen versuchen, die Welt zu ändern.

Diese Finanzierungslücke füllen Venturecapitalists und Fonds, die wissen, dass ein 
Teil der Ideen nicht erfolgreich sein wird, aber diejenigen, die sich durchsetzen, 
bedeuten die Verzinsung des gesamten eingesetzten Kapitals. Das Investieren in 
solch riskante Unternehmen ist keine einfache Sache und erfordert in gewissen 
Phasen andere Kennzahlen, um den Erfolg zu messen. Da das nicht jeder kann und 
nicht jeder die Zeit hat, sich damit ausführlich auseinanderzusetzen, gibt es 
Venture capital-Fonds, die diese Aufgabe übernehmen. Die Investoren sind zumeist 
wohlhabende Individuen, Unternehmen, Stiftungen und Institutionen. Mit der 
Verabschiedung des Gesetzes über die Einkommenssicherung von Arbeitnehmern 
im Ruhestand (Employee Retirement Income Security Act – ERISA) im Jahr 1974 
war es in den USA Pensionsfonds nicht gestattet, ihre Gelder in riskante Anlagen zu 
investieren.9 Mit der Lockerung dieser strengen Bestimmungen durch das amerika-
nische Arbeitsministerium im Jahr 1978 konnte zumindest ein geringer Prozentsatz 
der verwalteten Mittel in riskante Anlagen investiert werden. Damit wurde eine 
Lawine losgetreten. Schon 1978 stiegen die Anlagen in Risikokapital durch die Pen-
sionsfonds von 39 Millionen auf 590 Millionen Dollar.10

Heute sind Pensionsfonds aus der amerikanischen Venturecapital-Szene nicht 
mehr wegzudenken. 2019 wurden insgesamt 136,5 Milliarden Dollar an Venture
capital in den USA investiert, davon flossen 37,1 Prozent in das Silicon Valley.11 
Gemäß den Zahlen der National Venture Capital Association sind von den Investo-
ren von US-Venturecapital-Fonds 37 Prozent Pensionsfonds, 23 Prozent Unterneh-
men, 16 Prozent Stiftungen, zwölf Prozent Familien und Institutionen und zwölf 

9 History of private equity and venture capital – https://en.wikipedia.org/wiki/History_of_private_
equity_and_venture_capital

10 Taylor, Alexander L.; Boom Time in Venture Capital. TIME magazine, Aug. 10, 1981.
11 Q4 2019 PitchBook-NVCA Venture Monitor https://pitchbook.com/news/reports/q4-2019- 

pitchbook-nvca-venture-monitor
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Prozent Andere.12 Neben den Venturecapital-Fonds gibt es auch sogenannte Corpo-
rate VC Fonds, wo Unternehmen eigene Investitionen in Start-ups tätigen. 2019 
erfolgten 50,1 Prozent aller Investmentdeals mit Beteiligung eines Corporate VCs, 
das entsprach 1.691 Investitionen mit einem Volumen von 61,5 Milliarden Dollar. 
Sapphire Ventures ist ein von SAP gegründeter Corporate VC Fonds. Insgesamt 
erhielten in den USA 2019 knapp 8.300 Unternehmen Risikokapital.

Auch wenn 136,5 Milliarden Dollar an Venturecapital in den USA für 2019 nach viel 
Geld aussehen, so wird von der Venturecapital-Industrie geschätzt, dass bis zu 
einer Billion Dollar Bedarf an Venturecapital pro Jahr bestünde. Für 2019 betrugen 
Investitionen 20,7 Prozent des US-Bruttoinlandsprodukts, insgesamt 4,436 Billio-
nen Dollar.13 Damit lag der Venturecapital-Anteil an den Gesamtinvestitionen bei 
3,1 Prozent.

Für Deutschland lag 2019 das Bruttoinlandsprodukt bei 3.449 Milliarden Euro. Die 
Bruttoinvestitionen lagen 2019 bei 734,68 Milliarden Euro, ein Anteil von 21,3 Pro-
zent des BIP.14 Mit 5,7 Milliarden Euro Venturecapital-Investitionen im Jahr 2019 
war somit der Anteil an den Gesamtinvestitionen um knapp zwei Drittel geringer 
als in den USA, er lag bei 1,1 Prozent.15

In der Schweiz erreichte das BIP 2019 einen Wert von 726,92 Milliarden Schweizer 
Franken (678,68 Milliarden Euro).16 Die Investitionen lagen bei 164 Milliarden 
Franken (153,19 Milliarden Euro), davon wurden 2,3 Milliarden Franken (2,15 Mil-
liarden Euro) als Venturecapital investiert.17 Ein Rekordwert, der im Vergleich zum 
Vorjahr um 87 Prozent gestiegen war und somit 1,4 Prozent Anteil an den Gesamt-
investitionen beträgt.

Österreichs BIP wiederum lag 2019 bei 397,6 Milliarden Euro, die Investitionen bei 
101,7 Milliarden.18 Die Start-up-Investitionen lagen laut der Austrian Private Equity 

12 National Venture Capital Association – http://nvca.org/
13 United States Investment: % of GDP – https://www.ceicdata.com/en/indicator/united-states/

investment--nominal-gdp
14 Bruttoinvestitionen in Deutschland von 1991 bis 2019 – https://de.statista.com/statistik/daten/

studie/161379/umfrage/entwicklung-der-bruttoinvestitionen-in-deutschland/
15 Venture Capital erlebte 2019 Rekordjahr in Deutschland. – https://www.munich-startup.de/58078/

venture-capital-2019/
16 Bruttoinlandsprodukt (BIP) der Schweiz von 2009 bis 2019 – https://de.statista.com/statistik/daten/

studie/14415/umfrage/bruttoinlandsprodukt-in-der-schweiz/ 
17 CHF 2.3 billion for start-ups – https://www.startupticker.ch/en/news/january-2020/chf-2-3-billion-

for-start-ups
18 Österreichs Wirtschaft wuchs 2019 um 1,4% – https://www.statistik.at/web_de/statistiken/

wirtschaft/volkswirtschaftliche_gesamtrechnungen/bruttoinlandsprodukt_und_hauptaggregate/
jahresdaten/index.html
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and Venture Capital Organisation bei vergleichsweise mickrigen 218 Millionen 
Euro, das sind 0,2 Prozent der Gesamtinvestitionen.19

Land BIP 2019 
[Mrd. Euro]

Gesamt
investitionen 
[Mrd. Euro]

Anteil  
Gesamt

investitionen 
an BIP 

in %

Risiko
kapital 

[Mrd. Euro]

Anteil 
Risikokapital 

an Gesamt
investitionen 

in %
USA 18.210,00 3.770,00 20,7 115,980 3,1
Deutschland 3.449,00 734,68 21,3 5,700 1,1
Österreich 397,60 101,70 25,6 0,218 0,2
Schweiz 678,68 153,19 22,6 2,150 1,4

Tabelle 1: �Bruttoinlandsprodukt, Gesamtinvestitionen und Risikokapital für ausgewählte Länder  
für 2019

Wie aus den Zahlen zu erkennen ist, gibt es für unsere Länder Luft nach oben, 
wenn man sie mit den USA vergleicht. Auch zwischen den Ländern gibt es große 
Unterschiede. So kommt die Schweiz mit einem Zehntel der Bevölkerung Deutsch-
lands auf ein Drittel der Risikokapitalinvestitionen, die Deutschland vornimmt. 
Österreich hingegen geht den umgekehrten Weg. Mit einem Zehntel der Bevölke-
rung Deutschlands beträgt die Risikokapitalsumme nur ein Sechsundzwanzigstel. 

Vergleicht man die US-Bevölkerung mit 328,2 Millionen mit den drei Ländern 
(100,4 Millionen), dann sollten wir eine Venturecapital-Summe von 35,5 Milliar-
den Euro aufbringen, wollten wir mit den USA gleichziehen. Tatsächlich kommen 
wir mit 22,7 Prozent auf weniger als ein Viertel, als die USA anteilig aufwenden.

Wie können wir diese Lücke schließen? Indem wir zumindest zwei Dinge fördern 
beziehungsweise erst ermöglichen. Auf der einen Seite die Möglichkeit für Unter-
nehmen schaffen, dass sie mittels Corporate-Venture-Capital-Fonds verstärkt Risi-
kokapital investieren können, und auf der anderen, dass ähnlich wie in den USA 
Pensionsfonds einen Prozentsatz ihrer Gelder in riskantere Anlagen investieren 
können.

Damit würde eine heute wichtige Lücke beim Aufbau von Start-ups geschlossen. 
Während Angel-Investments und erste größere Wagniskapitalrunden bis 10 Mil-
lionen Euro heute in Europa keine Seltenheit mehr sind, sind größere Investitions-
runden, die 50 oder 500 Millionen oder sogar mehrere Milliarden an Wagniskapital 
benötigen, weiterhin fast ausschließlich in den USA möglich.

19 5th Annual Startup Report Austria 2019 – https://avco.at/5th-annual-startup-report-austria-2019/
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Eine Änderung trat 2021 bereits in Kraft: Die Europäische Union hat einen eigenen 
Fonds angelegt, den European Innovation Council Fund, der die Lücke in den 
Finanzierungen für Sprunginnovationen und damit auch den technologischen 
Abstand zu den USA und Asien schließen soll.20 Die EU wird durch den Fonds 
selbst zum Investor und Anteilseigner an den Unternehmen.

Der Fonds wird Zuschüsse und Kapitalbeteiligungen kombinieren, um Unterneh-
men in Technologiebereichen wie Gesundheit, Nachhaltigkeit und Fertigung in 
der Frühphase zu finanzieren. Die Beteiligungen sollen zwischen 10 und 25 Prozent 
eines Unternehmens liegen mit Investitionsvolumina von bis zu 15 Millionen Euro. 
Dadurch sollen die Risiken verringert und Risikokapitalgeber und Fonds zur Betei-
ligung ermutigt werden. Dieses Modell kommt dem YOZMA (dem hebräischen 
Wort für Initiative) der israelischen Regierung nahe, das seit 1993 private Investi-
tionen in Technologie-Start-ups verdoppelt und dabei Anteile am Unternehmen 
nimmt. Das israelische Programm wird heute von der Israeli Innovation Authority 
weitergeführt.

Konkurrenzklauseln als Verrat

Der „Verrat“ an William Shockley, aus dem direkt durch Fairchild Semiconductors 
ein Unternehmen in nur wenigen Jahren an die 65 weitere Firmen entstanden 
waren, ohne die die Computergeschichte nicht vorstellbar gewesen wäre, legte den 
Grundstein für das Silicon Valley, wie wir es heute kennen.21 Insgesamt sind bislang 
mindestens 2.000 Unternehmen auf Fairchild Semiconductors zurückzuführen.22 

Und nicht nur das: Die Fairchild-Gründer streuten so auch ihre ingenieursgetrie-
bene Philosophie, die sich auch schon bei William Hewlett und Dave Packard – 
Gründer von Hewlett-Packard – manifestiert hatte, auch wenn sie so vermutlich nie 
explizit ausgesprochen worden war: Wenn ein Ingenieur eine Idee hat, aus der ein 
Unternehmen gegründet werden kann, dann unterstützten sie ihn beim Aufbau, 
indem sie nicht nur die ersten Investoren, sondern auch die ersten Kunden wurden. 
Die großzügige Art, in der die Menschen im Silicon Valley Informationen und Hilfe 
miteinander teilen, macht bis heute das Erfolgsgeheimnis der innovativsten Region 
der Welt aus.

20 EU Will Become Shareholder In Startups for the First Time – https://www.bloomberg.com/news/
articles/2021-01-06/eu-will-become-shareholder-in-startups-for-the-first-time

21 Gregory Gromov: From the Gold Mines of El Dorado to the “Golden” Startups of Silicon Valley 
– http://silicon-valley-history.com/

22 How Did Silicon Valley Become Silicon Valley? – http://share.endeavor.org/pdf/HDSVBSV.pdf
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Dabei geholfen hat ein beabsichtigter „Fehler“ im Rechtsverständnis. Kalifornische 
Arbeitsgerichte sind sehr strikt in der Zulassung von Wettbewerbsklauseln für 
Arbeitgeber. Anders als in Deutschland, Österreich oder der Schweiz, wo eine Kon-
kurrenzklausel einem kündigenden Arbeitnehmer schon mal ein bis drei Jahre ver-
bieten kann, bei der Konkurrenz anzufangen oder selbst ein Unternehmen im sel-
ben Wirtschaftsbereich zu gründen, erlauben kalifornische Gerichte solche Klau-
seln nicht. Der California Civil Code von 1872 verbietet solche Einschränkungen. 
Die Gerichte interpretieren diese Klauseln als zu restriktiv. Sie nehmen Arbeitneh-
mern die Möglichkeit, ihren Lebensunterhalt zu verdienen, und könnten somit zu 
einer Belastung für das kalifornische Sozialsystem werden.23 Hinzu kommt, dass 
die Arbeitsverträge in den USA sogenannte „at will“-Verträge sind, wo sowohl der 
Arbeitnehmer als auch der Arbeitgeber ohne Angabe von Gründen von heute auf 
morgen ohne Kündigungsfrist kündigen können. Selbst wenn in unseren Breiten in 
der Praxis der vorherige Arbeitgeber teilweise Gehalt für den Verbotszeitraum 
fortzahlen muss oder das Arbeitsgericht eingeschaltet werden kann, behindern der 
damit verbundene Aufwand und die Unsicherheit des Ausgangs doch die Freiheit 
des Arbeitnehmers.

Allerdings sehen wir in den USA einen Trend gegen diese Freizügigkeit. Immer 
mehr Staaten akzeptieren aufgrund von Lobbydruck Unternehmens-Wettbewerbs-
klauseln. Michigan hatte ein ähnliches Gesetz wie Kalifornien, das Konkurrenz-
klauseln ebenso verbot. Damit kam es in Detroit zum Entstehen der Automobil-
industrie mit Ford, GM und Chrysler und Automobilzulieferern, die von dem 
regen Austausch von Mitarbeitern durch Innovation und wirtschaftlichen Erfolg 
profitierten. Doch 1983 wurde der Michigan Antitrust Reform Act eingeführt, der 
Konkurrenzklauseln erlaubte – mit dem bekannten Effekt, dass die amerikanische 
Autoindustrie ihren Abstieg begann.

Die Auswirkungen eines Verbots von Konkurrenzklauseln auf die Wirtschaft sind 
enorm. Jede neue Technologie, jedes neue Geschäftsmodell, jede Innovation wird 
schon bald nicht nur vom ersten sich damit beschäftigenden Unternehmen voran-
getrieben, sondern auch von vielen neu gegründeten. So sind aus dem ersten Unter-
nehmen, das sich ernsthaft mit der Entwicklung selbstfahrender Autos auseinan-
dersetzt, mittlerweile Dutzende neue Firmen entstanden. Aus der Google-Schwes-
terfirma Waymo entstanden durch ehemalige Mitarbeiter unter anderem Aurora, 
Kodiak Robotics oder Otto, und viele Ex-Waymo-Mitarbeiter sind heute bei Dut-
zenden Start-ups beschäftigt, die Technologien dafür entwickeln.

23 Understanding California’s Ban on Non-Compete Agreements – https://www.huffpost.com/entry/
understanding-californias-ban-on-non-compete-agreements_b_58af1626e4b0e5fdf6196f04
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Damit wird sichergestellt, dass eine vielversprechende oder riskante Entwicklung 
nicht durch eine Person – einen Manager in einem Unternehmen – eingestellt wer-
den kann. Selbst wenn ein Unternehmen die Arbeit daran einstellt, mehrere andere 
Unternehmen konkurrieren weiterhin mit unterschiedlichen Ansätzen um die 
Marktreife. Auch wenn das erste Unternehmen, das diese Idee aufgenommen hatte, 
dies als „Ideenklau“ bezeichnen und als erlittenen Schaden interpretieren mag, 
gesamtwirtschaftlich betrachtet ist das positiv. Das Ergebnis lässt sich im Status 
von Kalifornien als eigener Wirtschaftsmacht erkennen und wie dieser Bundesstaat 
Innovation in die Welt bringt.

Es wäre für uns Europäer an der Zeit, die wirtschaftlichen Auswirkungen von Kon-
kurrenzverboten zu berechnen. Wie hoch ist der „Schaden“ für das betroffene 
Unternehmen, wie hoch ist die Belastung des Sozialsystems durch einen dank 
Wettbewerbsklausel zur Arbeitslosigkeit verdammten ehemaligen Mitarbeiter und 
wie hoch die steuerliche und wirtschaftliche Lücke, die durch die aktive Verhinde-
rung neuer Unternehmen entsteht, die aus solchem Wissenstransfer Technologien 
zu marktreifen Produkten entwickelt?

Zusammenfassung

Das Silicon Valley und Europa haben eine gemeinsame, eng verzahnte Geschichte. 
Die gegenseitige Bewunderung für die jeweiligen Stärken des Anderen, die Zusam-
menarbeit in Forschung, Entwicklung, Produktion und Wirtschaft, der rege Aus-
tausch von Ideen, Talenten und Kapital ist ein Treiber, ohne den weder das Silicon 
Valley noch Europa erfolgreich sein können. Es gibt eine ganze Reihe von Best-
Practice-Beispielen, wie beide Seiten voneinander lernen können. Dazu ist es not-
wendig, die vor allem in Europa immer stärker vorherrschende Skepsis zu Innova-
tionen und technologischen Fortschritt abzulegen, und wieder mit mehr Lust und 
Interesse an der Zukunft voranzugehen. Die vor uns stehenden Herausforderung 
wie Klimawandel, Pandemien, oder Bedrohungen von demokratischen Bestrebun-
gen können wir nur anpacken und schaffen, wenn wir weltweit zusammenarbei-
ten. Die Kooperation zwischen USA und Europa ist dabei die vermutlich wichtigste 
transkontinentale Partnerschaft, die als Vorbild für viele andere Länder dienen 
sollte. Dazu aber braucht man keinen Betrug, Mord oder Verrat, sondern Ver-
trauen, ein offenes Mindset und die Vision für das Wohl der Menschheit gemein-
sam am Werk zu sein.
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Das transatlantische Verhältnis  
in den internationalen Organisationen

Internationale Organisationen als wesentlicher Bestandteil  
der US-Außenpolitik nach 1945

In wenigen Bereichen der Internationalen Beziehungen hat das transatlantische 
Verhältnis in den Jahren der Ära Trump, zum Teil aber auch schon in den Jahren 
davor, so starken Schaden genommen wie in der Haltung gegenüber internationa-
len Organisationen, allen voran gegenüber den Vereinten Nationen und vielen ihrer 
Spezialorganisationen wie etwa der UNESCO oder zuletzt auch der WHO. Tatsäch-
lich hatten ja auch schon frühere Administrationen, zuerst sichtbar unter Präsident 
Reagan, aber auch bei vielen seiner vor allem republikanischen Nachfolger eine 
wachsende Abneigung gegen von internationalen Organisationen entwickelte 
Regelwerke und daraus erwachsenden Verpflichtungen und Einschränkungen 
nationaler Souveränität gezeigt.

Diese Haltung stand in starkem Gegensatz gegenüber dem Geist, in dem ihre vor 
allem auch amerikanischen und angelsächsischen Gründunsgväter nach der Katas-
trophe des Zweiten Weltkrieges ein ganz neues System internationaler Organisa-
tionen zur Übernahme wichtiger Funktionen und Verantwortungen in einer 
neuen, von der alten grundverschiedenen Weltordnung geschaffen hatten. Im Zen-
trum dieses Systems sollten die gegenüber dem alten Völkerbund wesentlich 
gestärkten und mit neuen Kompetenzen zur Erhaltung von Frieden und Sicherheit 
ausgestatteten Vereinten Nationen stehen, die zusammen mit einer Reihe von Spe-
zialorganisationen und den Bretton Woods Organisationen für das gute Funktio-
nieren internationaler Zusammenarbeit in fast allen Bereichen des internationalen 
Lebens zuständig sein sollten.

Wenngleich die rasche Entstehung neuer Gegensätze zwischen den Siegermächten 
von 1945 und ein sich immer stärker abzeichnender Kalter Krieg zwischen ihnen 
die volle Entfaltung dieses neuen, von den Steuerungsfunktionen internationaler 
Organisationen gekennzeichneten Systems verhinderten, waren nicht nur die USA 

This work is licensed under a Creative Commons attribution 4.0 international license (CC BY 4.0) 
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sondern auch die mit ihnen verbundenen westlichen Mächte bemüht, den ja vor 
allem von ihnen geschaffenen internationalen Organisationen ihre wesentliche 
Rolle zu erhalten und in gewissen Bereichen auch auszubauen.

So wurden nicht nur den Vereinten Nationen neue, in ihrer Satzung noch nicht ent-
haltene Funktionen und Aufgaben übertragen, wie die friedenserhaltenden Ope-
rationen zur Eindämmung und Kontrolle bewaffneter Konflikte, zuerst im Nahen 
Osten, aber auch neue Einrichtungen zur Förderung der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung in der Dritten Welt. In diesen Jahren entstanden auch eine 
Reihe neuer internationaler Organisationen wie die IAEO, die Internationale 
Atomenergie Organisation zur Förderung aber auch Kontrolle der friedlichen Nut-
zung der Kernenergie, aber auch andere bedeutende wie die Welthandelsorganisa-
tion oder die UNCTAD.

Gegen diese wachsende Rolle internationaler Organisationen und daraus erwach-
sener Verpflichtungen entstanden vor allem in den USA aber auch in anderen Teilen 
der westlichen Welt Gegenkräfte, die auf eine Rückkehr zu traditionelleren Metho-
den der internationalen Politik unter Stärkung nationaler Souveränität und Ver-
meidung der Übernahme neuer internationaler Verpflichtungen durch neue große 
Vertragswerke drängten. Eine ähnliche Haltung ging auch von der damals von der 
Sowjetunion straff geführten Gruppe östlicher Staaten aus, die von einer zu star-
ken Rolle internationaler, zumeist auch von Vertretern der westlichen Welt geführ-
ten Organisationen einen schleichenden Einfluss westlicher Ideen und westlicher 
Werte fürchteten.

Das Ende des Kalten Krieges schien zumindest für einige erste Jahre eine neue und 
wieder erstarkende Rolle internationaler Organisationen, besonders der Vereinten 
Nationen und eines wieder stärker aktionsbereiten, von den Blockademechanis-
men früherer Jahre befreiten Sicherheitsrates zu versprechen. Solche Hoffnungen 
nährten sich nicht zuletzt an einer wiederhergestellten Handlungsfähigkeit der 
Vereinten Nationen gegen neu aufflammende Krisenherde. Sie erlaubte es etwa, 
Aktionen gegen die Annexion Kuwaits durch den Irak Sadam Husseins die notwen-
dige internationale Legitimität zu verschaffen. Vieles dazu trug auch eine neue, 
visionäre Führung der Vereinten Nationen durch Generalsekretäre wie Kofi Annan 
bei, der der Organisation Richtung und Ziele für ein neues Millenium gab. Dazu 
zählten vor allem die 2000 durch seine Initiative verabschiedeten berühmten Mil-
lenium Development Goals, durch die nach den Worten seines Nachfolgers Ban Ki 
Moon „die erfolgreichste Bewegung zur Bekämpfung der Armut in der Geschichte“ 
ausgelöst und eine Milliarde Menschen aus extremster Armut befreit werden 
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konnten. Sie bildeten die Grundlage zur Fortsetzung dieser globalen Aktion und 
ihre Ablösung durch die heutigen 17 Sustainable Development Goals der Agenda 
2030.

9/11 und Irakkrieg 2003 – der US-Unilateralismus wird dominierend

Neue Krisen und Konfliktherde, die sich nach den Anschlägen des 11. September 
2001 ankündigten, stellten allerdings rasch erneut die Frage nach der Bereitschaft 
der Staatengemeinschaft und hier wieder ihrer führenden und mächtigsten Mit-
glieder die Rolle der Vereinten Nationen als Zentrum der Friedenssicherung und 
des Konfliktmanagements anzuerkennen. Gewiss hatte der Sicherheitsrat nach 
dem 11. September unverzüglich deutlich gemacht, dass die USA gegen diesen ter-
roristischen Anschlag das Recht auf Selbstverteidigung in Anspruch nehmen kön-
nen. Der Ausbruch des Irakkrieges 2003 und seine weitgefassten, aktuelle Sicher-
heitsfragen überschreitenden Ziele, vor allem das des Regimewechsels, zeigten 
allerdings die Grenzen dieser Bereitschaft und das Überwiegen nationaler Interes-
sen und Einsichten gegenüber einer von den Vereinten Nationen gesteuerten Frie-
densordnung auf. Neuerlich offen blieb damit die Frage, wer über die Legitimität 
des Einsatzes militärischer Mittel zu entscheiden hat und welche Voraussetzungen 
dafür erforderlich sind. Zu solchen Voraussetzungen gehören Gefahren, die nicht 
nur instrumentell behauptet werden, sondern deren Existenz plausibel dargelegt 
werden kann. Ebenso entzogen wurden mit dem Irakkrieg den Vereinten Nationen 
alle Entscheidungen über die Angemessenheit von solchen militärischen Mitteln 
und ihrer Dauer.

Die mit dem Irakkrieg ausgelöste Krise zwischen den USA, anderen westlichen 
Mächten, die sich daran beteiligten wie vor allem Großbritannien, und den Ver-
einten Nationen verminderte fortlaufend die Bereitschaft der USA sich den vielen 
Möglichkeiten dieser Organisation, vor allem im Bereich der Friedenssicherung zu 
bedienen. Auch die immer wieder von ihren Generalsekretären vorangetriebene 
Maßnahmen zur Reform der Vereinten Nationen trugen zur Überwindung dieser 
Krise nur wenig bei. Stärker wurden dabei auch konservative Kräfte vor allem in 
Washington, die auf ein geringeres Engagement der USA in den Vereinten Natio-
nen, vor allem auch was ihre Finanzierung betrifft, hinarbeiteten. Einen Höhe-
punkt erreichte diese Trübung des Verhältnisses der USA zu den Vereinten Natio-
nen durch die Ernennung eines ihrer schärfsten Kritiker, John Bolton, zum US-Bot-
schafter bei den Vereinten Nationen durch Präsidenten George W. Bush. Wenn-
gleich die Wahl von Barack Obama und eine jetzt wieder demokratische Adminis-
tration das Verhältnis der USA zu den Vereinten Nationen wieder verbesserte, 
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fehlten stärkere Initiativen zur Wiedereinsetzung der Vereinten Nationen in eine 
zentrale Rolle in Fragen wie Friedenssicherung oder Entwicklungspolitik.

Die Wahl Donald Trumps 2016 als Zeitenwende – eine neue, offene 
Feindseligkeit gegenüber internationalen Organisationen

Mit der Wahl von Donald Trump zum Präsidenten begann dann allerdings ein 
neues und noch gefährlicheres Kapitel in der Krise zwischen den USA und den Ver-
einten Nationen. Schon bei seinem Amtsantritt erteilte Trump den Vereinten 
Nationen und jeder Form des Multilateralismus durch seine Doktrin des „America 
First“ eine eindeutige Absage und kündigte den Rückzug der USA aus allen Formen 
der internationalen Zusammenarbeit an. Dieser Feldzug der USA unter Trump 
nahm allerdings verschiedene Formen an. In einer ersten Phase bestand er darin, 
die amerikanische Präsenz in diesen Institutionen so weit wie möglich zu reduzie-
ren oder sich aus ihnen ganz zurückzuziehen wie etwa aus dem 2006 aus der frühe-
ren Menschrechtskommission entstandene Menschenrechtsrat der Vereinten 
Nationen oder ihnen gar nicht beizutreten, wie dem Internationalen Strafgerichts-
hof. Andere, wie die Welthandelsorganisation, wurden in ihrem Funktionieren 
durch die Weigerung der USA blockiert, für sie bestimmte Posten zu besetzen.

In ihren letzten Jahren verfolgte die Administration Trump allerdings eine andere 
Strategie, indem sie versuchte, bestimmte internationale Organisationen von innen 
aufzurollen, indem sie bemüht war, Führungsfunktionen mit ihr genehmen oder 
ergebenen Funktionären zu besetzen. So setzte sie an der Spitze der Lateinameri-
kanischen Entwicklungsbank – deren Führung traditionell Lateinamerika vorbe-
halten war – den Berater Trumps für Lateinamerika im Weißen Haus, Mauricio 
Claver-Carone durch. In der Zwischenzeit war schon die Weltbank durch David 
Malpass mit einem Trump ergebenen Funktionär besetzt worden, während sein 
Finanzminister Steven Munchin in der Person von Geoffrey Okamoto einen engen 
Berater zur Nummer Zwei im Internationalen Währungsfonds machte. Zum Schei-
tern verurteilt war allerdings sein Plan, auch die OECD unter Kontrolle zu bringen 
und dort seinen Kabinettschef Christopher Liddell zum neuen Generalsekretär 
wählen zu lassen, um damit u. a. alle Versuche europäischer Staaten, die Internet-
giganten der USA zu besteuern, schon im Keim zu ersticken.

Zu einem besonderen Ziel von Trumps Kampagne gegen internationale Organisa-
tionen wurde schließlich die Weltgesundheitsorganisation WHO, der Trump und 
ihrem Generaldirektor Tedros Adhanom Ghebreyesus eine zu große Nähe zu China 
und die Verschleierung des Ursprungs der COVID-Pandemie vorwarf. Obwohl 
viele Staaten und der GS der VN Antonio Guterres diese Vorwürfe zurückwiesen, 
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setzte Trump seine Kritik an der WHO unbeeindruckt fort und drohte nach der 
Einstellung amerikanischer Zahlungen an die Organisation mit einem Austritt der 
USA, der schließlich im Juli 2020 erklärt wurde, dann allerdings erst am 6. Juli 2021 
schlagend geworden wäre. Als eine weitere Motivation für das kurz wiederaufge-
flammte Interesse Trumps an internationalen Organisationen erscheint manchen 
Beobachtern (wie der Nordamerikaspezialistin des französischen IFRI-Instituts 
Laurence Nardon) auch das zunehmende Bemühen Chinas, Spitzenpositionen im 
UN-System zu besetzen. Dies ist China in den letzten Jahren in Organisationen wie 
der Zivilluftfahrtorganisation ICAO, der Weltlandwirtschaftsorganisation FAO 
oder der ITU, der Internationalen Telekommunikationsunion, gelungen. In keinem 
Fall verfolgten die USA Donald Trumps dabei aber eine Stärkung des Multilatera-
lismus, sei internationale Zusammenarbeit in seinen Augen eben nichts anderes als 
ein Nullsummenspiel gewesen, in dem jeder Sieg des einen immer mit einer Nie-
derlage des anderen verbunden sei, ohne dass also jemand Gewinn daraus ziehen 
könne. Es war gerade aus dieser Sicht heraus, dass Trump immer wieder den uni-
lateralen Weg durch Einsetzen der Stärke der USA und ohne Kooperation mit sei-
nen Verbündeten gewählt habe. Bis zuletzt hat allerdings das Scheitern dieser Stra-
tegie, besonders bei den von ihm ausgelösten Handelskriegen gegen China, aber 
auch gegen die EU kein Umdenken ausgelöst. Die von ihm einseitig verhängten 
Strafzölle gegen China haben ja weder das amerikanische Außenhandelsdefizit 
reduziert noch gar zu einer Wiederansiedlung von Industriebetrieben im Inneren 
der USA, sondern lediglich zu einer Belastung der Konsumenten durch die höheren 
Preise geführt, die von gesteigerten Zöllen ausgelöst wurden.

Biden statt Trump – was sich änderte und was nicht

Die Ablösung von Donald Trump durch einen für alle Formen internationaler 
Zusammenarbeit weitaus offeneren, aber auch erfahrenen Präsidenten wie Joe 
Biden ließ zunächst eine neue, aufgeschlossenere Haltung der USA zur Mitarbeit in 
internationalen Organisationen, besonders jene des UN-Systems, aber auch für die 
transatlantische Zusammenarbeit erwarten. Als erste hat davon die WHO profi-
tiert, in der die USA trotz der Austrittsankündigung Trumps verblieben sind, in 
weiterer Folge aber auch die Vereinten Nationen selbst, die von der weiteren Kür-
zung amerikanischer Beiträge für wichtige Operationen und Mechanismen ver-
schont geblieben sind. Das betraf auch wichtige Hilfsorganisationen wie das Paläs-
tinenserflüchtlingshilfswerk UNRWA, dem Trump ohne Rücksicht auf die damit 
verbundenen sozialen und humanitären Konsequenzen alle Mittel entziehen wollte 
und an das Zahlungen wieder aufgenommen wurden.
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Nicht erfüllt haben sich allerdings die Hoffnungen auf eine neue Politik der USA 
gegenüber der Welthandelsorganisation WTO, die von der Administration Trump, 
statt auf längst fällige Reformen zu drängen, in ihrer Funktionsweise gelähmt 
wurde, indem keine neuen amerikanischen Mitglieder für ihre Schiedsgerichtsor-
gane nominiert wurden. An einer solchen Haltung wurde nämlich auch unter Joe 
Biden keine Änderung vollzogen, da auch seine Administration an der Idee einer 
Re-Industrialisierung der USA festhielt und sie mit gigantischen Subventionen 
unterstützte, mit denen alle Regeln der WTO unterlaufen wurden. Diesen Regeln 
zuwider läuft auch der Handelskrieg zwischen den USA und China, der u. a. dazu 
führt, dass heute zwei Drittel des Handels zwischen diesen Supermächten unter 
Missachtung der Vorschriften der WTO durchgeführt werden.

Rücksichten auf Sicherheitsinteressen und geopolitische Überlegungen überwie-
gen damit gegenüber den Notwendigkeiten eines geregelten, vertraglich gestützten 
internationalen Warenverkehrs und drohen eine Situation herbeizuführen, in der 
nur mehr das Recht des Stärkeren gilt.

Solche Entwicklungen werfen auch die Frage auf, welchen Feldern die transatlanti-
sche Zusammenarbeit in Zukunft gewidmet sein könnte, so sehr gerade sie eine 
wichtige Voraussetzung wäre, um die Rolle der Vereinten Nationen im internatio-
nalen Krisenmanagement zu stärken. Jenseits all solcher Überlegungen hat aller-
dings der russische Überfall auf die Ukraine im Februar 2022 die nach wie vor große 
Stärke und Einsatzbereitschaft der transatlantischen Gemeinschaft gezeigt.

Entgegen der Politik des Aggressor, der offenbar auf ihre Spaltung ausgerichtet 
war, hat sie sich in einer kaum erhofften Weise rasch und zielgerichtet organisiert, 
um der Ukraine in der Stunde höchster Bedrängnis Hilfe zu leisten. Lag auch der 
vor allem militärische Schwerpunkt dieser Hilfe bei den USA, haben auch alle ihre 
europäischen Partner, Großbritannien eingeschlossen, wichtige Beiträge geleistet. 
Ebenso einheitlich war die Haltung dieser Staatengruppe innerhalb und außerhalb 
der EU, auch der Schweiz, teils äußerst weitreichende und nicht nur wirtschaftliche 
Sanktionen gegen Russland anzunehmen. Alles deutet darauf hin, dass die trans-
atlantische Zusammenarbeit gegenüber einem Krieg auf europäischem Boden 
unabhängig von seinem Ausgang und seinen Wendungen Bestand haben wird.

Ein Ausblick auf die Zukunft

Die republikanische Partei in den USA ist nicht mehr wiederzuerkennen. Die gro-
ßen, alten Persönlichkeiten der Republikaner sind entweder verstorben, oder in die 
Bedeutungslosigkeit verdrängt. Das, was heute übrig geblieben scheint, ist ein 
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völlig Trump unterworfener Verein, der von seinen willkürlichen Entscheidungen 
abhängig ist.

Hinter der Blockade der Ukrainehilfe im Kongress durch die Republikaner steckt 
das Kalkül, die Position der Ukraine gegenüber Russland so stark zu schwächen, 
dass die Ukraine zu Verhandlungen und der Akzeptanz gravierend nachteiliger 
Bedingungen gezwungen wäre.

Im Grunde besteht die Außenpolitik Donald Trumps darin, die globale Führungs-
rolle der USA zu verneinen und sich stattdessen, ähnlich wie in den 20er-Jahren, 
auf die USA zurückzuziehen. Das Programm „Make America Great Again“ (MAGA) 
hat eher eine innenpolitische Zielsetzung und schwächt in Wahrheit die internatio-
nale Position der USA.

Durch eine Wiederwahl Trumps würde das transatlantische Verhältnis extrem 
belastet. Trump ließ sich sogar dazu hinreißen, die Verteidigung europäischer 
Partner grundsätzlich in Frage zu stellen, wenn nicht ausreichend Beiträge gezahlt 
würden. Doch es scheint, dass keine noch so große rhetorische Ungeheuerlichkeit 
Trump in den Augen seiner Anhänger schaden kann, ein bedenkliches politisches 
Phänomen.

Die Stärkung einer eigenständigen sicherheitspolitischen Handlungsfähigkeit 
Europas, hier vor allem der EU, wäre auf jeden Fall eine wünschenswerte Perspek-
tive. Europa verlässt sich wahrscheinlich in vielem zu sehr auf die USA: Eine trans-
atlantische Partnerschaft sollte in Zukunft mehr „auf Augenhöhe“ stattfinden und 
Europa sollte gleichberechtigter Partner sein, nicht Bittsteller. Die auch bei der 
Europawahl 2024 aufstrebenden rechtspopulistischen Parteien sind für den Auf-
bau einer eigenständigen europäischen Sicherheitspolitik ein Hindernis, aufgrund 
ihres Nationalismus und einer gewissen „Russlandneigung“.

Nicht unterschätzen sollte man die Möglichkeiten der OSZE, die über etablierte 
Instrumente der Entspannung und Diplomatie verfügt. Momentan ist Russland 
dort sehr isoliert und auch an einer Zusammenarbeit im Rahmen der OSZE wenig 
interessiert. Wenn man aber an die Zeit nach dem Ukrainekrieg denkt, könnte der 
OSZE, die alle wichtigen Player umfasst, eine wichtige Rolle für den Aufbau einer 
Friedensordnung zukommen.

Durch den Ukrainekrieg ist der Westen vorläufig „zusammengerückt“. Russland 
muss sich aufgrund seiner Isolation mehr an China anlehnen als zuvor und so sind 
diese beiden Länder in gewisser Weise auch „zusammengerückt“. Die Front gegen 
den Westen ist noch nicht sehr eindeutig, aber doch potenziell vorhanden. 
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Russlands sehr aktive Politik in Afrika ist aufgrund der geografischen Nähe für 
Europa bedrohlich.

Wie lange wird die Einheit des Westens aufrecht bleiben? Wenn die USA die Unter-
stützung der Ukraine aufgeben würden, hätte dies eine schwierige Situation Euro-
pas zur Folge. Europa würde die Ukraine in Kompensation der bisherigen Aktivitä-
ten der USA weiterhin unterstützen „müssen“, aber möglicherweise nicht „können“. 
Desintegrationstendenzen im transatlantischen Verhältnis sehe ich noch nicht, die 
Gefahr ist potenziell aber vorhanden.

Brandgefährlich erscheint ebenfalls das Vorhandensein mehrerer Konflikte mit 
einem enormen Eskalationspotenzial, in der Ukraine, im Nahen Osten und in Tai-
wan. Ich sehe den Dritten Weltkrieg noch nicht als vorhanden an, aber man muss 
sich bewusst sein, dass Konflikte einer regionalen Hegung bedürfen, weil die 
Gefahr einer globalen Ausweitung real besteht.

Der Verlust der transatlantischen Partnerschaft wäre ein Rückschlag für den Welt-
frieden. Beide Kontinente würden sich abkapseln von ihrer friedenserhaltenden 
Funktion. Wenn sich die USA nur mehr um den Pazifik kümmert und Europa nur 
mehr um den Mittelmeerraum, fehlt ein globales Korrektiv. Für sich genommen 
sind beide zu schwach, um die globale Agenda in ihrem Sinne ausreichend beein-
flussen zu können. Auch in internationalen Organisationen könnten die USA und 
Europa gemeinsam mehr bewegen als jeweils auf sich allein gestellt und eine Rück-
kehr zum Multilateralismus erschiene wünschenswert.
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Die transatlantische Wiederentdeckung  
der Arktis
Wem gehört eigentlich die Arktis? Machtpoker um die Arktis? Wie kaum eine andere 
Region dieser Erde, taucht die Heimat von etwa vier Millionen Menschen verteilt 
über acht Staaten regelmäßig mit Schlagzeilen wie diesen in unseren Nachrichten 
auf. Im Mittelpunkt des medialen Interesses und den oftmals verklärten, clickbait-
generierenden Erzählungen über die zukünftige Entwicklung des arktischen Rau-
mes steht eine sich erwärmende Region – zum größten Teil bestehend aus dem 
Arktischen Ozean – mit einer Vielzahl von ökonomischen Möglichkeiten, alten 
und neuen politischen Akteuren, aufkeimenden zwischenstaatlichen Konflikten 
und rechtlichen Grauzonen die unweigerlich zum Kampf um Rohstoffe und Ein-
flusssphären führen und schlussendlich zu einem neuen Kalten Krieg 2.0.

Mediale Erzählungen bleiben jedoch immer nur eine, oftmals reduzierte, Form der 
Darstellung eines bestimmten Geschehens. Die Arktis des 21. Jahrhunderts stellt 
diesbezüglich keine Ausnahme dar. Weder hat sich bis heute das durchaus immense 
arktische Öl- und Gaspotenzial als konkurrenzfähig am internationalen Energie-
markt erwiesen, noch führte das Hissen einer russischen Flagge unter dem Nord-
pol im Sommer 2007 zu militärischen Auseinandersetzungen zwischen Ost und 
West. Auch aus der berühmt-berüchtigten Nordostpassage wurde bisher noch 
keine neue Seidenstraße zwischen Asien und Europa. Und wem ein Großteil der 
Arktis wirklich „gehört“ steht im völkerrechtlichen Sinne nicht zur Debatte, trotz 
eines verstärkten regionalen Engagements von nicht arktischen Akteuren wie zum 
Beispiel China, Indien oder Japan. Obwohl die Reduzierung der Arktis auf Themen 
wie Konflikt oder Kooperation, Ausbeutung oder Schutz in regelmäßigem Abstand 
zu einer größeren öffentlichen Auseinandersetzung um die Zukunft der Region 
führt, blieb der Hohe Norden in den letzten Jahrzehnten eine Randregion interna-
tionaler Entwicklungen – eine Peripherie der Peripherie, als Lebensraum wichtig 
für seine vielen Bewohner, ob Mensch oder Tier, schlussendlich aber nur eine 
Randregion unserer globalisierten Welt.

This work is licensed under a Creative Commons attribution 4.0 international license (CC BY 4.0) 
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/ 
https://doi.org/10.56560/isbn.978-3-7011-0559-5_18
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Heute widersprechen zwei Entwicklungen dieser Erzählung einer globaler Rand-
region mit peripherer Interessenslage: ein immer schneller voranschreitender Kli-
mawandel, sowie die Zeitenwende des Februars 2022 und die prinzipielle Neuge-
staltung einer internationalen Ordnung fernab der Pax-Americana des 20. Jahr-
hunderts. Aus der Arktis wird zunehmend ein globaler Brennpunkt – im wort-
wörtlichen als auch im politischen Sinne.

Vom Klimawandel …

Das arktische Eis schmilzt – immer schneller, unaufhaltsam und mit globalen Aus-
wirkungen. Stärker als im weltweiten Durchschnitt erlebt die Arktis zurückwei-
chende Gletscher, schmelzendes Meereis und auftauende Permafrostböden, mit 
drastischen Auswirkungen auf Flora und Fauna. Das Paradoxe hierbei: Durch den 
Rückgang des Meereises wird der regionale Klimawandel zusätzlich beschleunigt. 
Stichwort Eis-Albedo-Rückkopplung. Während helle Eisflächen die von der Sonne 
kommende Strahlung zu einem großen Teil zurückreflektieren, absorbiert das 
geschmolzene Wasser mit seinen dunklen Oberflächen jene Strahlung und erwärmt 
somit den Arktischen Ozean. Die paradoxe Folge: das Meereis schmilzt kontinuier-
lich und ein vormals schwer zugänglicher Ozean öffnet sich für die internationale 
Schifffahrt, den Abbau von Mineralien und fossilen Brennstoffen, sowie dem 
Fischfang. Aufgrund dieser fortschreitenden Erwärmung könnte die Arktis bzw. 
der Arktische Ozean in den Sommermonaten mit weniger als 15 Prozent von Meer-
eis bedeckt sein – 2030 wohlgemerkt.1 Zusätzlich haben diese regionalen Verände-
rungen auch unmittelbaren Einfluss auf das globale Klima und den Meeresspiegel 
und beeinflussen somit auch Gesellschaften und regionale Wettergeschehen fernab 
der Arktis. Aus der Peripherie wird ein Zentrum von globaler Bedeutung – für die 
Küsten Europas, der Vereinigten Staaten und Südostasiens. Und auch wenn Öl- 
und Gasressourcen, eine Fülle seltener Mineralien, die mögliche Nutzung neuer 
Schifffahrtsrouten entlang der Nordost- und Nordwestpassage an den immer län-
ger im Jahr eisfreien Küsten Russlands und Kanadas, sowie die Nutzung einige der 
größten Fischfanggründe unserer Welt weiterhin keinen arktischen „Goldrausch“ 
bzw. unmittelbare Konflikte um Ressourcen mit sich bringen werden, ist der Region 
zukünftige politische Aufmerksamkeit über seine geografischen Grenzen hinaus 
sicher.

1 Michael Paul, „Zurück in Die Zukunft Der Arktis“ (Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP), 25. Januar 2024), https://doi.org/10.18449/2024A03.
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… zur globalen Zeitenwende

So veränderten die Geschehnisse vom Februar 2022 und der völkerrechtswidrige 
Einmarsch der Russischen Föderation in die benachbarte Ukraine auch die Arktis 
nachhaltig. Bis dahin galt die regionale Ordnung gemeinhin als „außergewöhnlich“ 
(exceptional). Die acht Staaten mit Souveränität über arktisches Territorium – das 
Königreich Dänemark, Finnland, Island, Kanada, Norwegen, Russland, Schweden 
und die Vereinigten Staaten – strebten trotz teilweise national divergierender Inte-
ressen nach einer entpolitisierten Region, frei von geopolitischen Spannungen.2 
Der Hohe Norden fungierte hierbei als Beispiel von komplexer Interdependenz, in 
welcher regionale Kooperation selbst im Falle internationaler Krisen – wie zum 
Beispiel durch die russische Annexion der Krim im Jahr 2014 – bewahrt werden 
kann. Die institutionelle und vor allem öffentliche Verkörperung arktischer 
Zusammenarbeit war bzw. ist der Arktische Rat – ein zwischenstaatliches Forum 
zur Diskussion regionaler Fragen, vom Umweltschutz und wissenschaftlicher 
Kooperation bis zur Einbindung der indigenen Völker der Arktis in regionale Ent-
scheidungsprozesse und gemeinsamer regionaler Wirtschaftsentwicklung; jedoch 
unter explizitem Ausschluss von Angelegenheiten zu militärischer Sicherheit. Aus-
gehend durch die „Murmansk Initiative“ des sowjetischen Staatschef Michail Gor-
batschow im Jahre 1987 und institutionalisiert durch den Arktischen Rat im Jahre 
1996 und anderen regionalen Kooperationsinitiativen, wie zum Beispiel der Bar-
entskooperation oder den Nördlichen Dimensionen der Europäischen Union, sollte 
der Hohe Norden eine Zone des Friedens und der Kooperation bleiben. Ein außer-
gewöhnlicher Raum von politischer Steuerung, Kooperation und friedlicher 
Koexistenz – eine Art politische Vision, losgelöst von globalen Entwicklungen und 
alten/neuen geostrategischen Rivalitäten zwischen Ost und West. Das Ende der 
Geschichte als Anfang internationaler Zusammenarbeit.

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine erschütterte jedoch diese „außerge-
wöhnliche“ Kooperation in ihren Grundfesten. Das ewige Mantra der komplexen 
arktischen Interdependenz hat seinen Realitätstest schlussendlich nicht bestanden.

Ein neuer Konfliktraum?

Durch den Beginn des Krieges wurde arktische Kooperation erheblich beeinträch-
tigt. So setzten im März 2022 die sieben westlichen Mitglieder des Arktischen Rats 
ihre Zusammenarbeit mit der Russischen Föderation aus, welche damals den rotie-
renden Vorsitz des Rates innehatte. Auch unter dem derzeitigen Vorsitz Norwegens 

2 Agne Cepinskyte and Michael Paul, „Großmächte in Der Arktis“, SWP-Aktuell 2020/A 50 (Berlin, 
2020), https://www.swp-berlin.org/10.18449/2020A50/.
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(2023–2025) bzw. dessen Nachfolger, dem Königreich Dänemark (2025–2027), gilt 
die institutionelle Kooperation im Rahmen des Rates als nachhaltig eingeschränkt. 
Zusätzlich erfuhr die Region eine Zunahme von militärischen Aktivitäten, sowohl 
von russischer als auch westlicher Seite. Schon vor dem Einmarsch in die Ukraine 
hatte Russland seine militärische Präsenz in der Arktis deutlich verstärkt, insbe-
sondere um nationale Interessen und kritische Infrastruktur zu schützen. Für den 
größten arktischen Staat war und ist die Region von zentraler innen- und außen-
politischer, wirtschaftlicher als auch machtpolitischer Bedeutung. So ist zum Bei-
spiel die historisch starke Marinepräsenz des Landes – die Nordflotte auf der Kola-
Halbinsel – entscheidend für die nuklearen Kapazitäten Russlands. Die Entwick-
lung der Nordostpassage genießt für Russland oberste – strategische – Priorität, 
vor allem um seine fossilen Energieträger (verflüssigt) vermehrt gen Asien zu 
transportieren. Auch wenn sich viele westlichen Unternehmen durch den Krieg in 
der Ukraine und den damit einhergehenden westlichen Sanktionen, insbesondere 
im Energiesektor, aus gemeinsamen Projekten zurückgezogen haben, bleibt die 
russische Arktis reich an Öl- und Gasvorkommen, und Russland als Rohstoffex-
porteur zunehmend asiatisch ausgerichtet. Stichwort Sanktionen: trotz gegenteili-
ger Absichten importieren auch im September 2024 immer noch Mitgliedsstaaten 
der Europäischen Union verflüssigtes Erdgas aus der russischen Arktis nach 
Europa.

Während Russland seine militärische Präsenz in der Arktis seit Jahren weiter aus-
baut und deren strategische Bedeutung vor allem in Kooperationsinitiativen mit 
China, unter anderem zur möglichen Abfederung westlicher Wirtschaftssanktio-
nen, verstärkt, intensivieren auch die westlichen Arktisstaaten ihre (militärische) 
Zusammenarbeit untereinander. So veranlassten die Ereignisse des Februars 2022 
Finnland und Schweden dazu ihre jahrzehntelange Neutralitätspolitik aufzugeben 
und den Beitritt zur NATO zu beantragen. Der schlussendliche Beitritt beider Staa-
ten stärkte sowohl die Präsenz als auch die militärische Kapazität der Allianz im 
Hohen Norden, führte aber auch zu weiteren Spannungen mit Russland, das die 
Expansion als Bedrohung für seine Sicherheitsinteressen in der Arktis ansieht. 
Zum Beispiel wurden Drohnenattacken auf die Flughäfen Murmansk und Apatity 
im September 2024 von Seiten Russlands bereits der NATO bzw. deren neuen Mit-
glieder Finnland und Schweden zugeschrieben.

Apropos Sicherheitsinteressen. Während der letzten Jahre positionierte sich auch 
die Volksrepublik China zunehmend als regionaler Akteur, sei es im Bereich wis-
senschaftlicher Forschung oder durch Investitionen in der russischen Rohstoff-
industrie. Das verstärkte regionale Engagement Chinas führte schon vor Russ-
lands Krieg gegen die Ukraine zu Irritation auf westlicher, vor allem 
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amerikanischer Seite, auch wenn China ein Interesse an einer stabilen und vor 
allem zugänglichen Arktis – Stichwort Versorgungssicherheit – hat. So kritisierte 
der damalige US-Außenminister Mike Pompeo beim Ministertreffen des Arkti-
schen Rates im finnischen Rovaniemi im Jahr 2019 China und Russland scharf und 
deren Verhalten in der Arktis als „aggressiv“ – bereits damals ein klarer Bruch der 
Vorstellung von der Arktis als außergewöhnliche Friedenszone.

Nach dem Ende des Kalten Krieges gerne als Modell für internationale Zusammen-
arbeit gepriesen, blieb die Region schlussendlich nicht frei von Konflikten und iso-
liert von Entwicklungen fernab des Hohen Nordens. Im Angesicht komplexer glo-
baler Veränderungen und Machtverschiebungen, geprägt durch die Rivalität zwi-
schen China und den USA, bei gleichzeitiger Annäherung Russlands an die Volks-
republik China, stellt sich daher die Frage um die Zukunft der Arktis und jener des 
transatlantischen Verhältnisses als möglichen Motor neuer Kooperationsbestre-
bungen in und für die Region. Die Internationalisierung der Region schreitet voran 
und eine sich verändernde Weltordnung – im politischen, ökonomischen, militäri-
schen als auch gesellschaftlichen Sinne – beeinflusst zunehmend auch das arktische 
Miteinander.

Die Zukunft der Arktis

Und doch gibt es trotz dieser komplexen globalen Veränderungen und Spannungen 
im westlichen Verhältnis zu Russland weiterhin Raum für diplomatisches Handeln 
und aktuelle Beispiele für internationale Zusammenarbeit in der Arktis. Grund-
sätzlich sind weiterhin alle acht arktischen Staaten, inklusive der Russischen Föde-
ration, an regionaler Stabilität interessiert. Bilateral, zum Beispiel, in Fragen des 
Fischereimanagements oder zur Aufrechterhaltung von Seenotrettungsdiensten; 
multilateral, in der Zusammenarbeit innerhalb des Arktischen Rates, als auch in 
der Umsetzung des Fischereiabkommen für die Zentralarktis, einem 2018 unter-
zeichneten Abkommen von zehn Parteien: dem Königreich Dänemark, Island, 
Kanada, Norwegen, Russland und den Vereinigten Staaten, sowie auch China, der 
Europäischen Union, Japan und Südkorea. Das Ende von fast drei Jahrzehnten 
außergewöhnlicher Kooperation bedeutete nicht unmittelbar den Anfang einer 
neuen Ära regionaler Auseinandersetzungen. Eine Rückkehr zum „außergewöhn-
lichen“ Status quo ante scheint jedoch nahezu ausgeschlossen – zu stark wirkt die 
Zeitenwende des Februars 2022 in die Arktis, zu stark positionieren sich vermehrt 
nicht-arktische Akteure in der Region und der regionalen Debatte.

Als Beispiel dient hier die Volksrepublik China. Bisher war Chinas Engagement im 
Norden eher zurückhaltend und einem arktischen d’accord folgend. Dennoch gab 
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und gibt es Befürchtungen, dass dies lediglich der Anfang einer offensiveren chine-
sischen Präsenz in der Arktis sei; Teil einer größeren politischen Strategie die 
Hegemonie des Westens – auch im Hohen Norden – herauszufordern. Der Krieg in 
der Ukraine spielt hierbei zweifellos eine wichtige Rolle. Auch wenn das sino-rus-
sische Verhältnisse weiterhin komplex bleibt (in sich, als auch nach außen), war 
vor allem der pazifisch-arktische Raum und die Küste Alaskas während der letzten 
Monate verstärkt Schauplatz von gemeinsamen militärischen Manövern zwischen 
China und Russland. Die Gefahr besteht, dass sich die Arktis in Richtung Stellver-
treterregion im Säbelrasseln zwischen China und den Vereinigten Staaten entwi-
ckelt. Regional-spezifisch setzt Russland wiederum als weitaus größtes arktisches 
Land von Natur aus die Parameter für Sicherheitsentwicklungen in der Region. 
Dies wird sich auch in naher Zukunft nicht ändern. Trotz des Krieges gegen die 
Ukraine kann Russland – im Rahmen der eigenen nationalen Interessen – auch 
zukünftig pragmatisch und pro-kooperativ in der Arktis auftreten. Die entschei-
dende sicherheitspolitische Frage lautet daher vielmehr, inwieweit der Westen auf 
aggressives/provozierendes Verhalten der Russischen Föderation abseits der Arktis 
reagiert.

Seit dem Ende des Kalten Krieges waren die Vereinigten Staaten, im Zusammen-
spiel mit allen arktischen Staaten, maßgeblich an der Entwicklung einer friedli-
chen Ordnung in der Region beteiligt. Das Erkennen gemeinsamer Interessen, die 
Betonung der Notwendigkeit zur regionalen Zusammenarbeit, insbesondere auch 
mit der Russischen Föderation, und die Initiierung neuer regionaler Projekte 
unterstützten diese Entwicklung. Zweifelsohne wird der Ausgang der Präsident-
schaftswahl im November 2024 Auswirkungen auf das transatlantische Verhältnis 
haben und explizit auch die Arktis beeinflussen. Ein Sieg der demokratischen Prä-
sidentschaftskandidatin Kamila Harris könnte multilateralem Engagement im 
Arktischen Rat Priorität einräumen, wobei der Schwerpunkt auf Klimawandel, 
Umweltschutz und der Zusammenarbeit mit den sechs weiteren arktischen NATO-
Partnern liegen würde. Im Gegensatz hierzu könnte ein Sieg der Republikaner und 
Donald Trump, die US-Politik in Richtung verstärkter Konfrontation mit China, 
als auch Russland richten. Dies könnte zu einer geringeren Betonung internationa-
ler Zusammenarbeit – auch in arktis-relevanten, internationalen Klimainitiativen 
– führen und möglicherweise geopolitischen Spannungen auch im Hohen Norden 
verschärfen.

Letzteres gilt es jedoch für das politische Europa zu vermeiden. Zu eng verknüpft 
ist mittlerweile arktische (In)stabilität mit europäischer Sicherheit und Beständig-
keit; insbesondere im Rahmen der europäischen Union und seinen arktischen und 
nicht-arktischen Mitgliedsstaaten und deren Verhältnis zu bzw. Abhängigkeiten 
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von transatlantischen Partnern (Kanada und insbesondere den Vereinigten Staa-
ten) oder systemischen Konkurrenten (China und Russland). Ziel europäischer 
Interessen muss es bleiben die Arktis möglichst konfliktarm zu gestalten. Essen-
tielle Bausteine hierfür bleiben die Kooperation und Mitwirkung im Rahmen 
regionaler Gremien und multilateraler Foren mit Relevanz für die Region, vor 
allem um mögliche Interessensgegensätze zwischen den verschiedensten Akteuren 
auf Grundlage bestehenden – internationalen – Rechts zu lösen. Gleichzeitig ist es 
aber auch notwendig die sicherheitspolitische Rolle der EU in der Arktis zu stär-
ken. So erklärt zum Beispiel die deutsche Bundesregierung in den neuen Leitlinien 
deutscher Arktispolitik vom September 2024 sich für die Stärkung der Rolle der EU 
als eigenständigen geopolitischen Akteur in der Arktis einzusetzen, da die EU als 
eine zentrale Verfechterin der internationalen regelbasierten Ordnung einen noch 
größeren Beitrag zum Schutz der Region leisten könnte.3 Für die EU selber bedeu-
tet dies noch intensiver für ein größeres arktisches Engagement zu werben – vor 
allem innerhalb der Union – und zu versuchen der Arktis, ihrer Dynamik und 
Komplexität eine höhere Priorität im Rahmen der eigenen Kompetenzausübung 
einzuräumen.4

So oder so. Einer vormaligen Randregion mit peripherer Interessenslage wird in 
Zukunft vermehrt Aufmerksamkeit geschenkt werden müssen; sei es zu Fragen des 
Klimawandels oder hinsichtlich globaler Machtverschiebungen und ansteigender 
strategischer Rivalität zwischen China, Russland und den Vereinigten Staaten. Die 
entscheidende sicherheitspolitische Frage bleibt viel weniger ob der Arktische Rat 
weiterhin als zentrales (öffentliches) Forum für regionale Zusammenarbeit agiert, 
sondern inwieweit globale Machtverschiebungen auch in der Arktis ausbalanciert 
werden können – unabhängig vom institutionellen Geflecht und den teilnehmen-
den Akteuren. Die Zukunft der transatlantischen Allianz in der Arktis wird hierbei 
stark von ihrer Fähigkeit abhängen, gemeinsame Interessen zu koordinieren – auch 
hinsichtlich militärischer Präsenz und innerhalb der NATO – und Herausforderun-
gen abseits der Region durch regionale Diplomatie innerhalb der Arktis zu begeg-
nen.

3 Die Bundesregierung, „Leitlinien Deutscher Arktispolitik: Deutschland Und Die Arktis Im Kontext 
von Klimakrise Und Zeitenwende“, September 2024, https://www.auswaertiges-amt.de/de/
aussenpolitik/sicherheitspolitik/-/2673170.

4 Andreas Raspotnik, The European Union and the Geopolitics of the Arctic (Cheltenham & 
Northampton: Edward Elgar, 2018).
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Der Verlust der Mitte und die Zerstörung  
des Vertrauens
Wenn 2024 am 29. September der Österreichische Nationalrat und am 5. November 
der amerikanische Präsident gewählt wird, gemahnt diese elektive Parallele an 
2016. Damals fanden zwei Präsidentschaftswahlen statt. Eine in den USA, die 
andere in Österreich. Mit Donald Trump und Alexander Van der Bellen haben Kan-
didaten gewonnen, die unterschiedlicher wohl kaum sein könnten. Der eine wurde 
mittlerweile abgewählt und tritt nun wieder an, der andere schon 2022 für sechs 
weitere Jahre in seinem Amt bestätigt. Doch ungeachtet dieser auch gegensätzli-
chen Entwicklungen zeigte der Ausgang der Wahlgänge 2016 eine seitdem unge-
brochene gemeinsame Entwicklung: die politische Polarisierung in der Gesell-
schaft. Ein Trend, der exemplarisch an diesen beiden Wahlgängen beobachtet wer-
den konnte, sich aber keineswegs auf die USA und Österreich beschränkt.

Verknüpft mit der politischen Polarisierung in den beiden Ländern ist das Ver-
schwinden der politischen Mitte. So erreichten die Kandidaten der sozialdemokra-
tischen SPÖ und der christlich-konservativen ÖVP beide je nur etwas mehr als elf 
Prozent und schieden bereits nach dem ersten Wahlgang aus. In die Stichwahl 
zogen zwei Kandidaten, die sich im politischen Spektrum an den Rändern gegen-
überstanden: Alexander Van der Bellen als ehemaliger Parteichef der Grünen und 
Norbert Hofer als Vertreter der rechtspopulistischen FPÖ.

Der Erfolg zahlreicher (rechts- und links-)populistischer Parteien wie der FPÖ in 
Österreich, des Front (jetzt Rassemblement) National in Frankreich, der Lega 
(Nord) bzw. von Cinque Stelle in Italien, des Vlaams Belang in Belgien, der polni-
schen PiS, der ungarischen Fidesz, der spanischen Podemos, der Schwedendemo-
kraten oder der deutschen AfD zeigt zum Teil bereits seit Jahrzehnten, dass den 
großen politischen Bewegungen der Mitte, die sich gerne als Volksparteien im 
Sinne von Catch-All-Parties (vgl. Kirchheimer 1965) bezeichneten, ihre Integra-
tionskraft auf die ebenso schwindenden gesellschaftlichen Milieus verlieren. Die 
Einteilung der Wähler anhand ökonomisch unterschiedlicher Interessen wird ver-
drängt von der Frage nach Identität sowie der individuellen Zukunftsperspektive. 

This work is licensed under a Creative Commons attribution 4.0 international license (CC BY 4.0) 
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/ 
https://doi.org/10.56560/isbn.978-3-7011-0559-5_19
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Außenseiter ohne Genierer

Während in den meisten europäischen Staaten die Bewegung der Wähler an den 
Ergebnissen der einzelnen Parteien ablesbar ist, muss in den USA die Ausrichtung 
der Demokraten bzw. der Republikaner anhand ihrer jeweiligen Kandidaten 
bemessen werden. Hier bildete Donald Trump als 45. Präsident der Vereinigten 
Staaten eine Kulminationsfigur der gesellschaftlichen und politischen Polarisie-
rung zunächst innerhalb der Republikaner, dann in den gesamten USA. Sein Slogan 
„Make America Great Again“ verknüpfte geschickt wirtschaftliche Konflikte mit 
der Stellung der USA und den Hoffnungen vieler US-Bürger sowie deren Identität. 
Hätten Wahlforscher und Kampagnenberater nicht nur die USA als Vorbild bei 
Methoden und Trends gesehen, sondern auch umgekehrt mehr Austausch über 
europäische Entwicklungen stattgefunden, wären wohl manche US-Analysten 
nicht so überrascht gewesen.

Zurcher (2016) nannte damals für die BBC fünf Gründe: Trump gelang es, Arbeiter 
mit niedrigem formalen Bildungsgrad zu gewinnen. Eine Bewegung, die in Öster-
reich seit Beginn der 1990er Jahre zu Gunsten der FPÖ zu beobachten ist. Trump 
genierte sich weder für seine Fettnäpfe noch für seine inhaltlichen Schwächen. 
Umfragen beeindruckten ihn ohnehin nicht. Er war stets der Außenseiter, zunächst 
in seiner Partei, dann im Duell mit Hillary Clinton. Und er vertraute seinen Ins-
tinkten. Krieg (2016) von CNN trägt gar 24 Erklärungen für den Sieg Trumps 
zusammen, an erster Stelle wegen Facebook und Social Media mit deren Unfähig-
keit, bei Fake News durchzugreifen. Zusätzlich solidarisierten sich weiße Frauen 
mehr mit ihren Männern und deren Ressentiments gegen Clinton als mit Frauen 
aus Minderheiten. „Get your country back“ bedeutet eben auch, ein traditionelles 
Rollenbild zu bewahren. Weiters meinte Krieg, fühlten sich Menschen im ländli-
chen Raum zunehmend isoliert und verweigerten die Vielfalt von Identitäten und 
Werten von städtischen Bewohnern. Es war ein Gegenschlag zur Political Correct-
ness. Trump hörte zu, vor allem jenen im mittleren Westen. Und seine Wähler 
waren der Meinung, die politische Klasse sei korrupt.

Verteidiger kontra Entdecker

Zurück nach Österreich und zu den Unterschieden im Wahlverhalten nach sozio-
demografischen Merkmalen bzw. zu den Motiven der Wähler in der Bundespräsi-
denten-Stichwahl 2016: Laut SORA (2016) mobilisierte Van der Bellen junge, for-
mal höher gebildete und weibliche Menschen. Hofer hingegen punktete bei Män-
nern mittleren Alters und Facharbeitern. Für den späteren Bundespräsidenten 
waren vor allem seine pro-europäische Haltung, seine Eignung, Österreich im 



192 „Europa und USA – das transatlantische Verhältnis auf dem Prüfstand“

Kathrin Stainer-Hämmerle, Peter Plaikner

Ausland zu vertreten und sein Amtsverständnis entscheidend. Sein Kontrahent 
wurde unterstützt, weil er die Sorgen der Menschen verstehe und gegen das etab-
lierte politische System auftrete. Zu den stärksten Unterscheidungsmerkmalen 
zählte aber die Einschätzung der künftigen Lebensqualität. So wählten 73 Prozent 
der Optimisten Van der Bellen und 70 Prozent der Pessimisten Hofer (vgl. Zando-
nella/Perlot 2016). Ähnliche Erklärungsmuster fanden die Forscher von SORA bei 
den Nationalratswahlen.

Eine frühe umfassende Studie zu Identitätskonflikten stammt von der Universität 
Münster mit den untersuchten Ländern Deutschland, Polen, Schweden und Frank-
reich (vgl. Back u. a. 2020). Für alle Länder zeigt die Cluster-Analyse eine Spaltung 
der Gesellschaft in zwei verfestigte Lager, von den Forschern „Verteidiger“ und 
„Entdecker“ genannt. „Verteidiger“ sehen nur im Land Geborene als zugehörig und 
wünschen ethnische und religiöse Homogenität. Durch Fremde fühlen sie sich 
bedroht und sehen sich selbst als benachteiligt. Mit der Demokratie sind sie unzu-
friedener und misstrauisch gegenüber politischen Institutionen. „Entdecker“ hin-
gegen sehen Zuwanderung und Vielfalt als Chance. Sie plädieren für gleichberech-
tigte Lebenskonzepte und sehen sich selbst gut repräsentiert. Sie sind zufrieden 
mit der Demokratie und vertrauen den Institutionen (Back 2021, 3).

Es sind sehr unterschiedliche Vorstellungen, die beide Gruppen in Bezug auf gesell-
schaftliche Hierarchie, Vertrauen in andere Menschen, Neigung zu Verschwö-
rungstheorien oder Wahl von populistischen Parteien verbunden mit antipluralis-
tischen Ideen und Vorstellungen von Demokratie vertreten. Großteils leben sie 
auch in unterschiedlichen Welten: Die einen in der Stadt, die anderen auf dem Land 
mit Unterschieden bei Bildung und Einkommen. Die Ergebnisse von Back u. a. wei-
sen darauf hin, „dass sich die kulturellen Konflikte um Identität politisch stark ver-
festigt haben und mittlerweile maßgeblich die gesellschaftlichen und politischen 
Ansichten der Bevölkerung strukturieren“ (Back 2021, 2). Nicht mehr rechts und 
links unterteilt die Bevölkerung, sondern der Wunsch nach „Sicherheit und Stabili-
tät“ versus „Offenheit und Veränderung“. Der Identitätskonflikt löst in Europa den 
materiellen Gegensatz ab. Zusätzlich orten Back u. a. (2021, 5) eine „Spirale der 
gegenseitigen Abwertung“, die „zu scheinbar unvereinbaren übergreifenden gesell-
schaftlichen Positionen“ geführt hat und sehen politische Parteien in der Verant-
wortung, mit sachlichen Dialogen diese Polarität zu überwinden. Als Treiber die-
ser Entwicklung benennen Back u. a. (2021, 48) die Globalisierung.
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Die Kulturkampfzone der Identität

Grundsätzlich sind Konflikte, die sich entlang einer sozioökonomischen Konflikt-
dimension einordnen lassen, einfacher zu lösen, als solche, die entlang einer kultu-
rellen oder auch identitären Konfliktlinie verlaufen, meint auch Lütjen (2021). 
Über persönliche und kulturelle Identität lässt sich weniger verhandeln als bei öko-
nomischer Polarisierung. Politische Lenkungsmaßnahmen zum Ausgleich gibt es 
wenig, allein der Dialog würde helfen. Der ist aber auch nur bedingt im Interesse 
der Parteien, werden doch Wahlen von ihnen hauptsächlich mit Mobilisierung 
gewonnen. Was sollte sich dafür besser eignen als Identität und Bedrohung? Nüt-
zen und unterstützen politische Parteien die Polarisierung, so kann dies in weiterer 
Folge zu einer Radikalisierung der Positionen führen und nicht nur tiefe Gräben 
durch die Gesellschaft ziehen, sondern auch die Fähigkeit zum Kompromiss zwi-
schen den politischen Parteien. In Europa führt dies zu Zerbrechen von Koalitions-
regierungen und häufigeren Neuwahlen. In den USA zu einer Pattstellung zwischen 
Präsident und Kongress bei unterschiedlicher Dominanz der beiden prägenden 
Parteien (Phänomen des gridlock).

Abgrenzung und Herabwürdigung finden in der öffentlichen Debatte durch Ent-
wicklungen im Kommunikationsverhalten, insbesondere durch digitale Medien, 
einen zusätzlichen Treiber. Aber auch die Ökonomisierung der traditionellen 
Medien, verbunden mit dem Zwang zu neuen Geschäftsmodellen, fördert Kon-
flikte. Bestes Beispiel ist der „Informationskrieg“ zwischen CNN und Fox in den 
USA.

In der EU gaben 2020 45 Prozent der Befragten in einer Umfrage an, dass sie im 
Internet bereits Inhalt ausgesetzt waren, der auf die Trennung der Gesellschaft in 
spezifischen Fragen ausgerichtet war (Europäische Kommission 2021, 61). Wobei 
der Unterschied zwischen den Mitgliedsstaaten beträchtlich ist: An der Spitze lie-
gen Estland (86 Prozent), Tschechien (73) und Litauen (71). Am Ende hingegen 
finden sich Österreich (33), Portugal (27) und Italien (26) (Eurobarometer 2021, 
66). Generell nehmen Männer, jüngere Menschen, formal höher Gebildete, Mana-
ger, Studierende und Selbstständige sowie tägliche Internet-Nutzer häufiger tren-
nende Inhalte im Internet wahr (Eurobarometer 2021, 68). Bei politisch links Ste-
henden sind dies 51 Prozent, bei jenen, die sich rechts einordnen hingegen 43, bei 
jenen in der Mitte nur 42. Wohingegen bei Befürwortern und Gegnern der EU 
beide bei 47 % liegen (Eurobarometer 69).
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Parteienschrumpfung und Polarisierung

In jenen europäischen Ländern mit Verhältniswahlrecht sind die ehemaligen 
Großparteien meist zu Mittelparteien geschrumpft bzw. wurden von neuen Par-
teien verdrängt. Teils kamen die Parteigründer aus ihren eigenen Reihen – wie 
Emmanuel Macron in Frankreich von der Sozialdemokratie. In den USA halten die 
Parteien ihre Ergebnisse, allerdings verändert sich das innerparteiliche Machtge-
füge zugunsten immer radikalerer Gruppen wie der Tea Party. Die Republikaner 
haben sich in die Geiselhaft von Trump begeben. Die Demokraten verweigerten 
diesen Weg 2016 trotz des Angebots von Bernie Sanders.

Tatsächlich hat auch in den USA die Debatte über die Gefahren der fortschreiten-
den Polarisierung lange vor Trump begonnen (vgl. Helms 2017 mit Verweisen auf 
Binder 2014, Hare/Toole 2014, Rosenfeld 2014, Hetherington/Rudolf 2015, Brewer/
Stonecash 2015, Persily 2015, Smidt 2015, Thurber/Yoshinaka 2015, Jewitt/Goren 
2016 oder Lelkes 2016). Nach Kenworthy (2019) ist bei der Frage nach Polarisierung 
zu unterscheiden: Handelt es sich um eine zentripetale inhaltliche Bewegung weg 
von der politischen Mitte hin zu den ideologischen Rändern oder um eine Tren-
nung in verschiedene gesellschaftliche Gruppen, die immer weniger Berührungs-
punkte miteinander haben? Kenworthy zeigt dazu Daten, die die fortschreitende 
Trennung der Gruppen beginnend mit den 1990er Jahren zeigen. Römmele (2020) 
ortet ebenfalls zunehmend einen Unterschied bei den Identitäten und nicht allein 
bei politischen Einstellungen oder Policy-Präferenzen, die die Anhängerschaft 
einer Partei verbindet und sie gleichzeitig von ihren politischen Gegnern trennt. 
Sie verweist auf das Phänomen einer politischen und gesellschaftlichen „Wagen-
burgmentalität“ (Adorf 2020, 120) bei den Republikanern. Diese entsteht, wenn 
der Kontakt mit Menschen, deren politische Einstellung sich von der eigenen 
unterscheidet, immer seltener wird. Die gemeinsame Diskussionsbasis und das 
gegenseitige Verständnis gehen verloren. „Fakten als Diskussionsgrundlage spielen 
eine immer kleinere Rolle und viele Debatten werden hoch emotionalisiert und mit 
eskalativer Rhetorik geführt.“ (Römmele 2020). 

Das Pew Research Center erhebt seit Jahren die politische Polarisierung in den USA 
mit zahlreichen Daten. So bewegten sich Republikaner und Demokraten zuletzt 
auch in der Frage des Zugangs zu Wahlen auseinander. Die Schnittmenge zwischen 
liberalen Republikanern und konservativen Demokraten wird immer kleiner. 
Bereits 2014 legte die Hälfte der Konservativen in den USA darauf Wert, an einem 
Ort zu leben, an dem die meisten Menschen die eigenen Ansichten teilen. 63 Pro-
zent gaben gar an, dass sie mit den meisten ihrer engen Freunde dieselben politi-
schen Ansichten teilten. Bei den Liberalen waren es ebenfalls bereits 49 Prozent 
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(Pew 2014). So gesehen war Trump nicht der Ausgangspunkt einer zunehmenden 
Polarisierung, sondern eher das Ergebnis eines bereits länger beobachteten Prozes-
ses.

Reideologisierung ohne Dauerwahlkampf 

Eine Reideologisierung der Parteien ist im Sinne des offenen Schlagabtauschs zwi-
schen „Entdeckern“ und „Verteidigern“ auch für Reformen in einer Demokratie 
wünschenswert, nicht nur zur Mobilisierung verschiedenster Bevölkerungsgrup-
pen. Allerdings darf sich diese deutlichere Unterscheidung von politischen Pro-
grammen und Angeboten nicht nur auf die Konfliktlinie „Identität“ beschränken. 
Zu lange waren Parteien – vor allem die ehemals großen Volksparteien – zu wenig 
klar in ihren Zielen und Forderungen. Doch lähmend ist der „Dauerwahlkampf“, 
der nun an die Stelle getreten ist; mit der ständigen Unterstellung von parteitakti-
schem Kalkül statt sachlicher oder ideologischer Auseinandersetzung.

Polarisierung ist typisch für politische Akteure (vgl. Helms 2017, 63 f) und hilft 
ihnen. Doch beschädigt sie auch das Vertrauen zwischen den gesellschaftlichen 
Gruppen (vgl. Helms 2017, 63) und führt am Ende gar zu Verneinung des Macht-
transfers, wie es Donald Trump trotz verlorener Wahl tat. Spätestens am 6. Jänner 
2021, als ein wütender Mob das Capitol stürmte, geriet die US-amerikanische 
Demokratie ins Wanken.

Social Media für Leute wie du und ich

Eine andere Geschichte, warum die USA für Europa kein Vorbild sein sollen, 
beginnt ausgerechnet mit dem Grundstein für ihre jüngste globale Hegemonie – 
dem 2004 entstandenen Facebook. Nur zwei Jahre später verblüffte das siebente 
Edelman Trust Barometer (vgl. Edelman 2006) mit „a person like yourself or your 
peer“ als vertrauenerweckendster Auskunftsperson. Die Leute wie du und ich 
waren an Ärzten, den anderen Akademikern und auch NGO-Vertretern in Sachen 
Glaubwürdigkeit vorbeigezogen. Sie unterlagen der Augenhöhe von Freunden und 
Kollegen – und sei diese auch bloß virtuell, wie in den neuen digitalen Foren. Das 
Umfrageergebnis wirkte wie die Meta-Ebene zum Business-Plan für das, was als 
Social Media die Welt verändern sollte. Diese populären Anwendungen der Rück-
kanalfähigkeit des Web 2.0 gerieten aber auch zum Turbo der politischen Kampag-
nenführung via Internet, die damals noch in den Kinderschuhen steckte (vgl. 
Trippi 2004). Dabei öffnete sich 2006 das ursprünglich Universitäten vorbehaltene 
Facebook gerade erst der Allgemeinheit und hatte noch keine zehn Millionen Nut-
zer. Im August 2008 bedienten sich dann bereits zehnmal so viele Menschen des 
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Netzwerks, doch Rivale MySpace verfügte über doppelt so viele User. Drei Monate 
später wurde Barack Obama, der wie Rivale John McCain beide Plattformen (sowie 
YouTube und Flickr) für seine Kampagne einsetzte (vgl. Pew 2016), zum Präsiden-
ten der USA gewählt. Der geschicktere Umgang mit den neuen Tools war ein ent-
scheidender Punkt für den Sieg (vgl. Patalong 2008, Marschall 2009).

Zwei Amtszeiten später ist die schöne neue Social Media-Welt zwar als namentli-
che Anmaßung enttarnt und gesellschaftliche Bedrohung erkannt, doch vielleicht 
gerade deshalb der wichtigste Nebenschauplatz für alle Volksentscheide und die 
Politik dazwischen geworden. In den USA wie in der EU. Dies zeigte sich 2016 deut-
lich an den erbitterten Kampagnen um die Nachfolge Obamas (vgl. Wayne 2016) 
und im längsten österreichischen Bundespräsidentschaftswahlkampf (vgl. Das 
Gupta 2016). Facebook und Twitter waren hier wie dort Zentralorgane einerseits 
der Polarisierung und zum anderen der Erschütterung von Institutionenvertrauen 
– allem voran der Glaubwürdigkeit von herkömmlichen Medien. Die vierte Gewalt, 
ansonsten meist mit der mangelnden Legitimation dieser Macht kokettierend, 
wurde noch nie so in Frage gestellt wie nun von der fünften, die weniger zimperlich 
in der Akzeptanz solcher Zuschreibungen agiert. Das beginnt mit einer Aneignung 
der Begrifflichkeiten „sozial“ und „Medien“, von der sich Letztere widerstandslos 
überrumpeln ließen. Headline-Expertise umfasst nicht Wording-Sensibilität. Das 
geht weiter mit der Ablehnung von Inhaltsverantwortung, wie Zeitungen hierzu-
lande sie seit jeher auch für Leserbriefe haben. Das first amendment, der Mei-
nungsfreiheit expansiv auslegende erste Zusatzartikel zur Verfassung der Vereinig-
ten Staaten (vgl. Garton Ash 2016) gerät durch Social Media zur globalen Richt-
schnur. Das endet als Vertriebsmaschine für parteiische Medien, den digitalen 
Wiedergängern der einstigen Parteipresse. Dem Globalisierung scheuenden, Hei-
mat suchenden neuen Biedermeier der gesellschaftlichen Entwicklung folgt eine 
Gründerzeit für Propaganda unter dem Deckmantel von Journalismus – basierend 
auf weithin mangelnder politischer Bildung und inhaltlicher Medienkunde.

Der Rückstand Europas bei der Amerikanisierung der Wahlkämpfe ist geringer 
denn je, aber parteilich unterschiedlich. Die early adopters profitieren bisher als 
Trittbrettfahrer der in den USA entwickelten Strategien. Das wurde 2016 in Öster-
reich besonders deutlich. Irmgard Griss und Alexander van der Bellen hatten schon 
ihre Bewerbungen um die Bundespräsidentschaft via Social Media verkündet. Die 
Kandidaten der SPÖ und ÖVP, Rudolf Hundstorfer und Andreas Khol vertrauten 
mehr auf old style und schnitten enttäuschend ab. Norbert Hofer hingegen wusste 
die Kraft einer früh auf Facebook und YouTube setzenden FPÖ hinter sich. Denn 
die Hinwendung zu owned media und den neuen digitalen Plattformen verhielt sich 
reziprok zur gefühlten Repräsentation der Parteien im öffentlich-rechtlichen 
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Rundfunk. Ein Vergleich der entsprechenden Account-Entwicklung auf Facebook 
zwischen Anfang Februar und Oktober 2016 zeigte folgerichtig die größten Fan-
Zuwächse beim anfangs noch hinter Van der Bellen liegenden Hofer. In den USA 
verzeichnete unterdessen Donald Trump durchwegs mehr Gefolgschaft als Hillary 
Clinton – auch auf seinem bevorzugten Kommunikationskanal Twitter, auf dem er 
nach seiner Abwahl 2021 gesperrt wurde, was ihn 2022 sein eigenes Netzwerk Truth 
Social gründen ließ. Noch bevor Elon Musk Twitter erwarb und es zu X umtaufte, 
das davor und danach in Österreich zwar ein beliebtes Instrument bei Journalisten 
war und ist, aber für die politische Kommunikation nur eine untergeordnete Rolle 
spielt(e).

Die Neudefinition von Macht

Diese Kommunikationstaktik folgte einer konsequent betriebenen Polarisierungs-
strategie auf Basis des sich rasant wandelnden Mediennutzungsverhaltens. Face-
book schickte sich an, die seit Jahrzehnten unangefochtene Position des lokalen 
Fernsehens als bevorzugte Informationsquelle der US-Amerikaner abzulösen (vgl. 
Pew 2015 und Pew 2020). Unterdessen sahen sich die Anhänger der Republikaner 
immer weniger in den aus europäischer Perspektive renommiertesten Blättern und 
Sendern repräsentiert: Von der New York Times über die Washington Post bis zu 
CNN und MSNBC brandmarkte Trump sie zu willfährigen Herolden des Establish-
ments. Ergebnis: Im Herbst 2016 erreichte das Medienvertrauen in den USA ein all 
time low: Nur noch 32 Prozent hielten die Nachrichten von Zeitungen, Radio und 
Fernsehen für glaubwürdig (vgl. Gallup 2016). Das sorgte auch in Europa für Rand-
spalten-Meldungen. Der größere Schrecken jedoch wurde ignoriert: Während bei 
den Sympathisanten der Demokraten noch über die Hälfte den herkömmlichen 
Informationsquellen vertraute, galt dies bei den Republikanern nur für jeden Sie-
benten. Unterdessen beauftragte die EU-Kommission ein „Special Eurobarometer: 
Media pluralism and democracy“ (Europäische Kommission 2016); ungeachtet des 
ohnehin mit jedem zweiten – der halbjährlichen regulären – Eurobarometer abge-
fragten Medienvertrauens. Den für Europa insgesamt beruhigend besseren Ergeb-
nissen fehlte zwar eine allfällige Polarisierungen entlarvende Aufschlüsselung 
nach parteilicher Präferenz der Befragten, doch sie stellte Österreich ein avantgar-
distisches Zeugnis aus: Als einziger der EU28-Staaten beteiligte sich hier bereits 
mehr als die Hälfte der Bevölkerung aktiv an digitalen Debatten – sei es über „soziale 
Netzwerke“, Blogs oder mit Kommentaren zu Artikeln. Abgesehen von Facebook & 
Co. war und ist das auch eine Folge des größten deutschsprachigen Online-Forums 
– jenem des Standard, der 1995 als erste deutschsprachige Zeitung eine Internet-
Präsenz errichtet hatte.
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Die politisch folgenreichste Ableitung von diesen Entwicklungen vollzog sich 2016 
im Windschatten der Wahlgänge zur Bundespräsidentschaft. Sebastian Kurz, 
damals Außenminister, nutzte sein relatives Abseits von Massenaufmerksamkeit in 
dieser Phase, um die Übernahme der Volkspartei, Neuwahlen und Kanzlerschaft 
vorzubereiten. Eines der wichtigen Hilfsmittel dazu war für ihn Social Media. 
Anfang Februar, als alle Kandidaturen zur Präsidentschaft feststanden, hatte er 
105.000 Fans auf Facebook – weit mehr als fast alle Parteichefs, nur abgeschlagen 
hinter den 315.000 von Heinz-Christian Strache. Ende Oktober, knapp vor der US-
Wahl stand es bloß noch 430.000 zu 335.000. Lediglich Norbert Hofer konnte mehr 
zulegen als Kurz. Auf Twitter hatte dieser mit 150.000 schon damals die weitaus 
größte Gefolgschaft aller österreichischen Politiker (vgl. Plaikner 2016). Ungeach-
tet davon gelangen den Grünen die größten Social Media-Coups dieser Wahl. Nach 
Verkündung seiner Kandidatur war Alexander Van der Bellen vorerst nicht zu 
sprechen. Medien konnten nur auf seinen Ansagefilm zurückgreifen. Ein Wunsch-
traum jedes PR-Beraters. Im Wahlfinale schließlich noch die Mahnung der Holo-
caust-Überlebenden „Frau Gertrude“. Das Video vervielfachte die Interaktionen 
mit der Facebook-Site (vgl. Plaikner 2020). Ein Musterbeispiel für Mobilisierung 
durch Polarisierung.

Ungeachtet der beträchtlichen Geldsummen, die Parteien für ihre Social Media-
Aufrüstung an die entsprechenden Plattformen zahlen, darf der Lerneffekt für ihr 
Spitzenpersonal nicht unterschätzt werden. Sie sehen in Echtzeit, wie Spaltung die 
Ausschöpfung von Zielgruppen begünstigt. Das hat die FPÖ vorgemacht, prägt 
aber auch die Grünen, die seitdem in manchen Wahlkämpfen vergleichsweise am 
meisten Geld in Facebook investiert haben (vgl. Facebook 2021). Und es kenn-
zeichnete die politische Kommunikation von Sebastian Kurz, der sich, die neue 
ÖVP und Österreich grundsätzlich in Relation zu anderen Regierungschefs, Par-
teien und Staaten setzte.

Für Integration hingegen liefert Social Media kein Erfolgsrezept. Die vier Jahre mit 
dem @realDonaldTrump statt @POTUS (President of the United States) auf Twit-
ter sind das wahrscheinlich beste Beispiel dafür. Die Einrichtung eines eigenen 
Präsidentschaft-Accounts und seine weitgehende Ignoranz durch den 45. Amtsin-
haber sagen mehr über den Verlust der demokratiepolitischen Vorbildwirkung der 
USA für Europa als viele andere Indizien dafür. It’s the media, stupid! Für Obama 
wie Trump galt die Analogie zum Slogan für Clintons Kampagne von 1992. Doch 
anders als Ehemann Bill, ein leibhaftiges Kommunikationsphänomen, vermochte 
Hillary die neuen Gesetzmäßigkeiten nicht umzusetzen. Jene vorgebliche Augen-
höhe, dieses vermeintliche „a person like yourself or your peer“, eine Neudefinition 
von Macht mit extrem starken Kunden, Mitarbeitern und Bürgern, wie sie Peter 
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Kruse in einer Enquete des deutschen Bundestags schon 2010 inhaltlich wie rheto-
risch brillant auf den Punkt gebracht hatte (vgl. Kruse 2010). Während es ausge-
rechnet Milliardär Trump gelang, sich scheinbar bottom-up gegen „die da oben“ zu 
inszenieren, zelebrierte seine Rivalin, die ehemalige First Lady und Außenministe-
rin das alte Schema eines top-down der politischen Eliten. Die Realität als perfekte 
Projektionsfläche für das Trugbild.

Der digitale Brandbeschleuniger

Für das von Colin Crouch 2005 gezeichnete Schreckensszenario einer Postdemo-
kratie wirkte Social Media wie eine Initialzündung (vgl. Crouch 2008). Der digitale 
Brandbeschleuniger hatte längst auch in Europa unkontrollierbare Feuer entfacht. 
Das Ergebnis des Austrittsreferendums der Briten aus der Union ist ohne den neuen 
Populismus-Cocktail kaum vorstellbar. Nigel Farage, ein Hauptinitiator bedankte 
sich umgehend bei seinen amerikanischen Freunden: „Ohne Breitbart hätte es den 
Brexit nicht geben können.“ (vgl. Breitbart 2018). Nur wenige Monate später, in der 
US-amerikanischen Wahlnacht, lagen Breitbart News gleichauf mit CNN und New 
York Times, ABC und Washington Post – zumindest nach der Zahl an geteilten Arti-
keln auf Facebook. Dieses digitale Portal, ein Sprachrohr für alt-rights, die alter-
nativen Rechten, stellt journalistische Standards zugunsten von Propaganda und 
Agitation hintan. Es gilt als Prototyp zur Verbreitung von Fake News, manipulativ 
verbreiteten Falschnachrichten und ist uneingestanden Vorbild für Websites wie 
unzensuriert in Österreich. 

Mittlerweile wurde dieser austriakische Urahn nicht nur im eigenen ideologischen 
Eck an der rechten Flanke von Nachzüglern wie dem 2016 gegründeten und 2022 
wieder eingestellten Wochenblick bedrängt. Weiter zur Mitte hin ist mit eXXpress ein 
durch hochprofessionelle Mittel der Boulevardmedien gestalteter Demagogie-Ver-
teiler entstanden. Von ganz links beteiligt sich schon länger ZackZack am Wettstreit 
der parteiischen Websites. Weniger exponiert sucht dort die namentliche digitale 
Inkarnation einer verblichenen sozialdemokratischen Parteizeitung ihre User, die 
Neue Zeit. Und zwischen in diversen Dunstkreisen produzierten Auftritten tum-
meln sich mit Kontrast (SPÖ) und Zur Sache (ÖVP) zwei transparent von den Parla-
mentklubs finanzierte und gestaltete Enkel des Agitprop. Dieser einst kommunis-
tisch geprägte Begriff sprengt aufgrund des Fortschritts der Informationstechno-
logie alle weltanschaulichen Grenzen. Vor allem infolge der Teilungsdisziplin der 
jeweiligen Partei-Anhänger sind die PR-Produkte dieser Absender zumindest im 
Social Media-Reichweitenvergleich längst ernsthafte Konkurrenten für die Artikel 
von Medien mit journalistischem Unabhängigkeitsanspruch (vgl. Schwaiger 2018). 
Ein Staat wie Österreich mit seinem immer noch außergewöhnlich hohen Anteil an 
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Parteimitgliedschaften (vgl. Sickinger 2002) begünstigt solche politische Kommu-
nikationsstrategien. Doch ungeachtet der nahezu einzigartigen Konzentration sei-
ner Medienlandschaft (vgl. Plaikner 2007) mit trimedialer öffentlich-rechtlicher 
Marktführerschaft führt diese in Kombination mit einem vergleichsweise immer 
noch wenig diversen Parteiensystem nicht zu solch extremen Polarisierungen, wie 
es in den immer noch nahezu vollständig in Demokraten und Republikaner gespal-
tenen USA zu beobachten ist.

Das ist keine bloße These sondern wird untermauert durch globale Vergleichsstu-
dien wie dem Digital News Report (DNR). In den USA haben die vier Jahre unter 
Trump ein noch weiter auseinander klaffendes Medienver- bzw. -misstrauen bei 
Demokraten und Republikanern bewirkt (vgl. Pew 2020). Bei den Erstgenannten 
ist es auf ein Lang- und Allzeithoch von drei Vierteln angestiegen und erst 2023 
wieder auf 58 Prozent abgesunken. Von der New York Times über die Washington 
Post bis zum Wall Street Journal verzeichnen traditionelle Medienmarken – wenn-
gleich weniger lukrativ, weil digital – enorme Abo-Zuwächse (vgl. Kolb 2021). 
Doch die Sympathisanten der Republikaner halten das alles für weniger glaubwür-
dig denn je. Lediglich ein Zehntel von ihnen vertraut noch den herkömmlichen 
Nachrichtenquellen (vgl. Gallup 2023). Die tiefe Spaltung der Nation zeigt sich 
deutlich in ihrer Mediennutzung (vgl. Pew 2020b).

Ein europäischer Ausweg

Aus dieser Perspektive schien Europa allgemein und vor allem Österreich noch 
nicht verloren. Der DNR 2021 (vgl. Reuters 2021) attestierte hier den höchsten 
Zuwachs an Medienvertrauen seit Beginn der Studie vor sieben Jahren. Aufge-
schlüsselt nach politischer Einstellung war der Anstieg bei ausgeprägt Linken und 
markant Rechten am größten. Der gap zwischen den vertrauensvollsten und skep-
tischsten Gruppen klaffte vergleichsweise gering auseinander: 51:40 Prozent. Die 
Interpretation dieses Ergebnisses ist zwangsläufig nur eine These, die aber auf kla-
ren Indizien beruht:

1.	 Die weltanschauliche Bandbreite des allgemein wahrgenommenen Medienan-
gebots – inklusive der neuen, parteiischen Auftritte – ist so groß, dass sich 
nahezu alle Teile der Gesellschaft zumindest bei einem weithin anerkannten 
Absender repräsentiert fühlen.

2.	 Die aufgrund von Staatsnähe und medienwirtschaftlich gleichermaßen bedenk-
liche Dominanz des öffentlich-rechtlichen Rundfunks entsteht aus und zwingt 
diesen zu einem Informationsverhalten, das sogar auf Kosten von Kritikfähig-
keit immer integrativ sein muss.
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3.	 Diese inklusive Funktion ist nicht im Interesse von politischen Parteien, die 
nach Jahrzehnte langer Konfliktvermeidung von Großer Koalition bis Sozial-
partnerschaft weniger repräsentativ sind als der ORF und zur Stimmenmaxi-
mierung die Zielgruppenpolarisierung pflegen.

Daraus wiederum lässt sich ableiten, dass ein starkes öffentlich-rechtliches Medium 
imstande ist, Demokratie gefährdende Entwicklungen der Massenkommunikation 
hintanzuhalten. Das birgt die Gefahr, dass es selbst zu einem Teil der Bedrohung 
wird. Deshalb darf keine Stärkung der öffentlich-rechtlichen Idee ohne Ausgleich 
zum privatwirtschaftlichen Widerpart geschehen. Gäbe es in den USA diesen 
Widerstreit, wäre ihnen einiges erspart geblieben. Europa hat noch die Möglichkeit 
des Gegensteuerns. Doch es wirkt aktuell gebannt vom Gegenteil. In Großbritan-
nien steht ausgerechnet die BBC, eine Gaia des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
unter Dauerfeuer von populistischen Politik. In Deutschland wollte die Führung 
der ARD schon 2021 ihre Politikmagazine von 90 auf 66 pro Jahr reduzieren. In 
Österreich lähmte parallel dazu die Wahl des ORF-Generaldirektors jegliche Unter-
nehmensentwicklung. Mittlerweile hat sich auch rund um Österreich die Lage des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks nur in Slowenien nach Ablöse des Victor Orbán 
nahen Rechtspopulisten Janez Janša durch den grünliberalen Robert Golob als 
Ministerpräsident etwas gebessert. Ansonsten gerät die Rundschau bei den acht 
Nachbarn zunehmend düsterer. Im Schatten von Orbáns Ungarn beschloss die slo-
wakische Regierung von Robert Fico die Auflösung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks. Unterdessen streikten in Italien die Journalisten der RAI gegen Versu-
che der Koalition unter Giorgia Meloni, das Medienhaus in ihr Sprachrohr zu ver-
wandeln. Und in der Schweiz ist SRG-Chef Gilles Marchand wegen einer Halbie-
rungsinitiative zur Haushaltsabgabe auf umgerechnet 205 Euro zurückgetreten. 
Der Kampf gegen die hierzulande schon 20 Euro geringere ORF-Gebühr ist ein 
Hauptthema im Nationalratswahlkampf der FPÖ. Dahinter verbirgt sich das 
Zurechtstutzen auf einen „Grundfunk“. Wie die Fratelli d’Italia einen Regierungs-
sender kann sie kaum wollen, solange sie nicht regiert. Unterdessen ist laut DNR 
2023 (vgl. Reuters 2023) das Medienvertrauen in Österreich seit dem Höchstwert 
von 2021 bereits wieder um acht Prozentpunkte auf 38,3 Prozent gesunken. Das ist 
tiefer als bei der letzten Befragung vor der COVID-19 Pandemie 2020.

Ohne Selbstermächtigung der Bürger:innen für das Recht auf unabhängige 
Medieninformation wird Europa scheitern, wie es in Amerika vorgezeichnet 
wurde. Der Verlust glaubwürdiger Nachrichten ist das Ende jeder Demokratie. Das 
klingt apokalyptisch. Für eine Gesellschaft auf Grundlage von gleichberechtigten 
allen ist es das.
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Mit frenemies zur partnership

Europa und seine politischen Systeme wurden geprägt von zwei Weltkriegen, dem 
Ost-West-Konflikt und dessen Ende sowie der Europäischen Integration. Heute 
stehen viele Mitgliedstaaten, die sich früher westlich des Eisernen Vorhangs befan-
den, vor einem Umbruch von Konsensdemokratien mit dominierenden milieu-
orientierten Volksparteien zu Konkurrenzmodellen mit beweglicher Wählerschaft 
und populistischen Angeboten. Die Frage der „Identität“ hat die Zugehörigkeit zu 
einer sozialen Gruppe als politische Konfliktlinie abgelöst.

Aufgrund der Verhältniswahlsysteme wird es trotz der steigenden Polarisierung 
nicht zu einem power sharing Modell wie in den USA kommen. Dort zeigt sich das 
politische System allerdings gegenüber dieser neuen Verfestigung von verschiede-
nen gesellschaftlichen Lagern, die durch Veränderungen im Kommunikationsver-
halten und in der Medienlandschaft verstärkt wird, noch anfälliger. Eine Zunahme 
an gegenseitigen Blockaden aufgrund des Auseinanderdriftens der politischen 
Positionen, aber auch wegen einer generellen Ablehnung des politischen Gegen-
übers droht.

Der Zwang zu gemeinsamem Regieren in Koalitionen mildert diesen schar-
fen Gegensatz in den meisten europäischen Ländern. Die Europäische Union als 
zusätzliche Politikebene zwingt ihre Mitgliedstaaten zusätzlich zu Konsens. Doch 
auf der anderen Seite wächst die Macht der Bevölkerung, die nicht nur den poli-
tischen Eliten immer mehr misstraut, sondern auch den jeweils „anderen“. Dies 
müssen nicht notwendigerweise von ihrer Herkunft „Fremde“ sein. Es reicht schon 
eine andere Wertehaltung. Hier gleichen sich die Entwicklungen in den USA und 
Europa. Aus der notwendigen Polarisierung, dem Wettstreit von politischen Ideen 
in einer pluralen Demokratie droht eine destruktive Feindschaft zu werden. Noch 
verlaufen die Konfliktlinien quer durch die Bevölkerung, sodass nur einzelne The-
men trennen und bei anderen wieder Brücken gefunden werden (vgl. Kaube 2022 
und Mau 2023). Somit sind noch keine fest abgegrenzten Gruppen entstanden, die 
sich immer stärker isolieren und radikalisieren. Doch die COVID-19-Pandemie 
wirkte als Turbo weit in sonst nicht anfällige Schichten für Verschwörungstheorien 
oder Politikverdrossenheit bis zu einer ausgeprägten Anti-Establishment-Haltung. 
So steigen die Gründung und Nutzung von Telegram-Kanälen trotz Ende der Pan-
demie weiter. Eine Neudefinition des öffentlich-rechtlichen Rundfunks als Iden-
titätsstifter und Kulturträger unter europäischen Rahmenbedingungen böte die 
Chance des Gegensteuerns. Anders als in seinen Gründertagen nicht als Gegenpol 
zu privaten Massenmedien sondern komplementär mit ihnen zugleich als Anti-
pode und Nutznießer von Social Media. Die nicht legitimierte vierte und fünfte 
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Gewalt benötigen ein frenemy-Konzept, müssen sich als Freundfeinde gegenseitig 
bändigen, um dem Gemeinwohl dienlicher zu sein als gesellschaftlichen Schaden 
anzurichten. Diese Herausforderung trifft die politischen Eliten auf beiden Seiten 
des Atlantiks und benötigt mehr Erfahrungsaustausch sowie vertrauensvollere 
Partnerschaft, um bewältigt zu werden.
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Rudolf Suchodolski-Schneider

Europa und China: Eine neue Ära  
der Zusammenarbeit mit transatlantischem  
Fundament
Die Beziehungen zwischen Europa und den USA haben seit dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs die globale Politik und Wirtschaft maßgeblich geprägt. Doch die Welt 
verändert sich rasch, und China spielt eine zunehmend bedeutende Rolle auf der 
internationalen Bühne. Vor diesem Hintergrund muss Europa seine Strategien neu 
ausrichten. Als überzeugter Europäer und Botschafter des Investment-Büros von 
Sanya der chinesischen Provinz Hainan möchte ich anregend darlegen, wie Europa 
durch ein besseres Verständnis und eine intensivere Kooperation mit China einen 
liberalen, aber gut strukturierten Markt schaffen und gleichzeitig seine Unabhän-
gigkeit und wirtschaftliche Blüte fördern kann.

Europa steht vor der großen Aufgabe, seine Position in einer sich rapide verändern-
den Welt mit ebenso hohem Tempo weiter zu entwickeln, welche im 21. Jahrhun-
dert Bestand haben soll. Ein starkes und vereintes Europa ist nicht nur für die Sta-
bilität und den Wohlstand des Kontinents selbst entscheidend, sondern auch für 
die globale Balance. Die Europäische Union hat in den letzten Jahrzehnten bewie-
sen, dass sie in der Lage ist, Herausforderungen zu meistern und als Einheit zu 
agieren. Dies hat sich besonders im wirtschaftlichen und gemeinschaftlichen 
Aspekt gezeigt. Ein starkes Europa kann als Drehscheibe fungieren und dabei hel-
fen, globale Spannungen abzubauen. Einschlägig waren die vergangenen Jahre in 
Bezug auf Veränderungen. Dies scheint besonders für Europa ein großes Hindernis 
zu sein, da man versucht, digitale und analoge Strukturen parallel aufrechtzu-
erhalten. Dies könnte zum Verhängnis werden, wenn man die Bereitschaft zur 
Innovation und Veränderung jenen der institutionellen Interessen unterordnet. 
Schließlich sind Letztere einem ständigen politischen Wandel ausgesetzt, weshalb 
es umso bedeutender ist, europäische Ziele langfristig und fristgerecht zu realisie-
ren.
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Europäische Werte und chinesische Dynamik

Eine der größten Herausforderungen besteht darin, europäische Werte mit der 
dynamischen Entwicklung Chinas in Einklang zu bringen. Europa steht für eine 
breit gelebte Demokratie und Frieden, einen relativ transparenten und zugängli-
chen Markt gepaart mit einem hohen Maß an Privatsphäre, während China durch 
seine konsequente wirtschaftliche Entwicklung und Innovationskraft besticht. Es 
ist wichtig, dass Europa einen Weg findet, diese beiden Perspektiven zu vereinen, 
ohne seine eigenen Werte aufzugeben. Dies erfordert ein tiefes Verständnis der chi-
nesischen Kultur und Politik sowie die Bereitschaft beider, auf Augenhöhe zu ver-
handeln. Letzteres erfordert besonderes Feingespür und Geduld, da beide Seiten 
mit sehr unterschiedlichen Geschäftspraktiken zum Verhandlungstisch kommen.

Europa muss lernen, China nicht nur als wirtschaftlichen Konkurrenten, sondern 
auch als potenziellen Partner zu sehen und zu nutzen. Dies bedeutet, dass wir die 
unterschiedlichen politischen und wirtschaftlichen Systeme respektieren und 
gleichzeitig die gemeinsamen Interessen betonen sollten. Durch den fortlaufenden 
Aufbau des gegenseitigen Vertrauens können wir eine bessere Grundlage für eine 
dauerhafte Zusammenarbeit schaffen. Dies ist eines der Kernanliegen, um die ich 
bemüht bin.

Ein zentraler Aspekt der europäisch-chinesischen Zusammenarbeit ist die wirt-
schaftliche Kooperation. Europa kann von Chinas Investitionen und Marktpoten-
zial erheblich profitieren. Gleichzeitig bietet Europa für China Zugang zu einem 
der größten und stabilsten Märkte der Welt. Um eine nachhaltige und für beide 
Seiten vorteilhafte Zusammenarbeit zu gewährleisten, müssen klare Strukturen 
und Raum zur Entfaltung geschaffen werden. Ein liberaler, aber zweckmäßig 
regulierter Markt kann dazu beitragen, Investitionen zu fördern und gleichzeitig 
faire Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten.

Zu den Bereichen, in denen Europa und China zusammenarbeiten können, gehö-
ren insbesondere die Infrastruktur, die Energieversorgung und die Digitalisierung. 
Durch gemeinsame Projekte in diesen Bereichen können beide Seiten voneinander 
profitieren und gleichzeitig zur globalen nachhaltigen Entwicklung beitragen. 
Sowohl in Europa als auch in China gibt es gezielt Regionen, welche sich zur inten-
siven Kooperation und als Vorzeigemodell eignen.

Technologie und Innovation sind Schlüsselfaktoren für die Zukunftsfähigkeit 
Europas. China hat in den letzten Jahren enorme Fortschritte in Bereichen wie 
Künstliche Intelligenz, 6G und erneuerbare Energien gemacht. Europa kann durch 
eine intensivere Zusammenarbeit mit China in diesen Bereichen profitieren und 
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gleichzeitig seine eigene Innovationskraft stärken. Im Gegenzug kann sich China 
gesellschaftlich entwickeln, wenn es einen erleichterten Zugang für digitale Noma-
den und international mobile KMUs bereitstellt.

Ein vielversprechender und in der Vergangenheit erfolgreicher Ansatz ist die För-
derung gemeinsamer Forschungsprojekte und der Austausch von Studierenden 
und Fachkräften. Durch den Ausbau von Kooperationen zwischen europäischen 
und chinesischen Universitäten und Forschungseinrichtungen können Synergien 
geschaffen und Wissen transferiert werden. Ein Beispiel hierfür könnte die Zusam-
menarbeit in der Entwicklung neuer Technologien zur Bekämpfung des Klima-
wandels sein. Europa und China könnten vermehrt gemeinsam an Projekten zur 
Reduktion von CO2-Emissionen oder zur Verbesserung der Energieeffizienz arbei-
ten. China legt hier eine enorme Entschlossenheit und hohes Tempo vor. Gleich-
zeitig entwickelt Europa wiederholt entscheidende Technologiekomponenten und 
glänzt dank wissenschaftlicher Expertise mit internationalem Einfluss. Durch den 
Austausch von Know-how und Ressourcen könnten beide Kontinente erhebliche 
Fortschritte in diesem kritischen Bereich erzielen. Die Digitalisierung und der Aus-
bau der Infrastruktur sind weitere Bereiche, in denen Europa und China zusam-
menarbeiten können. Chinas Fortschritte im Bereich der digitalen Infrastruktur, 
wie dem Aufbau von Smart Cities, bieten wertvolle Erfahrungen und Technolo-
gien, von denen Europa profitieren kann. Umgekehrt kann Europa Chinas Bemü-
hungen um nachhaltige Entwicklung und Klimaschutz unterstützen, indem es 
seine Expertise in diesen Bereichen einbringt. Hierzu hat Europa in vielen Berei-
chen der nachhaltigen Stadtentwicklung und des Umweltschutzes führende Tech-
nologien entwickelt. Diese könnten in chinesische Projekte integriert werden, um 
eine nachhaltigere und umweltfreundlichere Entwicklung zu fördern. Dadurch 
könnte Europa nicht nur wirtschaftlich profitieren, sondern auch einen bedeuten-
den Beitrag zur globalen Nachhaltigkeit leisten, während es intern den geeinten 
Weg in die europäische Zukunft findet.

Allerdings darf die Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen Europa und 
China nicht auf Kosten des transatlantischen Verhältnisses gehen. Vielmehr sollte 
Europa eine unabhängige Rolle einnehmen und dazu beitragen, dass die Beziehun-
gen zwischen den USA und China entlastet werden. Ein starkes und geeintes 
Europa kann als Brücke fungieren und dabei helfen, globale Herausforderungen 
wie den Klimawandel, den internationalen Handel und die Sicherheit zu bewälti-
gen.
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Strategische Autonomie und gezielte Zusammenarbeit  
mit Freiheit und Stabilität als Ziel

Die militärische Partnerschaft zwischen Europa und den USA ist ein Eckpfeiler der 
transatlantischen Sicherheit. Diese Partnerschaft muss auch in einer Welt, in der 
China eine größere Rolle spielt, bestehen bleiben. Die NATO bleibt dabei das zent-
rale Forum für die transatlantische Verteidigungskooperation. Der Fortbestand 
dieses Bündnisses ist unabdingbar, solange es Staaten gibt, die eine territoriale 
Expansionspolitik als eine legitime Lösung im 21. Jahrhundert erachten. Dennoch 
sollte Europa seine strategische Autonomie stärken. Dies bedeutet, dass Europa in 
der Lage sein muss, eigenständige Entscheidungen zu treffen und seine Interessen 
zu vertreten, ohne sich von externen Einflüssen dominieren zu lassen. Natürlich 
soll Europa seine Zusammenarbeit mit den USA in den Bereichen Verteidigung, 
Handel und Technologie fortsetzen und gemeinsame Werte den Anforderungen 
der Zeit entsprechend weiterentwickeln, aber das Tempo nicht nur von der führen-
den Marktwirtschaft bestimmen lassen. Schließlich ist es nicht nachhaltig, wenn 
ein ganzer Kontinent, mit weitreichenden, globalen Beziehungen stillsteht, bis die 
Vereinigten Staaten von Amerika ihre Präsidentschaftswahl abgeschlossen haben.

Es ist von entscheidender Bedeutung, dass Europa seine strategische Unabhängig-
keit wahrt und dennoch eng mit den USA zusammenarbeitet. Dies kann durch den 
Aufbau eigener Kapazitäten in Schlüsselbranchen wie Ressourcen und Technologie 
erreicht werden, während die transatlantischen Beziehungen aufrechterhalten 
werden.

Um das westliche Bündnis zu stärken und gleichzeitig die Beziehungen zu China zu 
vertiefen, ist ein kontinuierlicher Dialog und eine multilaterale Zusammenarbeit 
unerlässlich. Europa sollte sich dahingehend als Plattform zwischen den USA und 
China etablieren und dabei helfen, Missverständnisse abzubauen und gemeinsame 
Lösungen zu finden. Internationale Organisationen wie die Vereinten Nationen, 
die Weltbank und die Welthandelsorganisation spielen hierbei eine zentrale Rolle. 
In dieser Hinsicht hat Wien in Europa eine tragende Rolle als eine der vier Städte, 
welche weltweit eine ständige Vertretung der UNO beherbergen.

Entsprechend sollte Europa gleichzeitig seine strategische Stärke in Eurasien för-
dern, indem es die diplomatischen und wirtschaftlichen Beziehungen zu China 
ausbaut. Eine ausgewogene Politik, die sowohl digital-militärische Stärke als auch 
wirtschaftliche Zusammenarbeit umfasst, kann dazu beitragen, die Sicherheit und 
Stabilität in der Region zu gewährleisten.
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Schlussgedanken

Europa steht vor großen internen und externen Veränderungen, um seine Bezie-
hungen sowohl zu den USA als auch zu China zu entwickeln. Durch ein besseres 
Verständnis und eine intensivere Kooperation mit dem Reich der Mitte kann Europa 
nicht nur wirtschaftlich profitieren, sondern auch seine eigene Innovationskraft 
stärken und einen liberalen, aber gut strukturierten Markt schaffen. Gleichzeitig 
muss Europa seine strategische Autonomie bewahren, um als globale Drehscheibe 
zu fungieren. Hierzu erfordert es einen europäischen, ganzheitlichen Ansatz, wel-
cher Zusammenarbeit in den Mittelpunkt stellt, was für einige politische Strömun-
gen eine besondere Herausforderung darstellt. Allerdings haben auch diese Grup-
pierungen bereits festgestellt, dass einzelne Finger unausweichlich eine Hand bil-
den, um ihre volle Stärke und Potenzial zu entwickeln.

Es ist an der Zeit, dass Europa seine Position in der Welt neu definiert. Durch eine 
ausgewogene und zukunftsorientierte Strategie, die sowohl die Beziehungen zu 
den USA fortlaufend stabilisiert als auch die zu China stärkt, kann Europa eine 
führende Rolle in der globalen Politik und Wirtschaft einnehmen. Dies erfordert 
Mut, Weitsicht und die Bereitschaft, große Veränderungen zu wagen. Doch die 
Belohnungen – ein stabileres, wohlhabenderes und nachhaltigeres Europa – sind es 
mehr als wert.
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Wolfgang Petritsch im Interview 
geführt von Sybille Straubinger (VIDC)

„Erleben wir eine Zeitenwende?“
https://blickwechsel.podigee.io/11-zeitenwende

29. September 2022

Sybille Straubinger: Herzlich willkommen bei „Blickwechsel“, dem VIDC Podcast 
für einen neuen Blick auf die Welt. Mein Name ist Sybille Straubinger und ich bin 
die Direktorin des VIDC. Ich führe einmal im Monat ein Gespräch zu einem inter-
nationalen Thema. Das Thema heute ist die Frage wie die großen, multiplen Krisen 
der letzten Jahre unsere Welt verändern werden.

Die Auswirkungen des Ukrainekriegs in Europa sind immens – Krieg in Europa, 
Flucht, Energiekrise, Inflation und zuvor schon Pandemie und Klimawandel, des-
sen Auswirkungen bei uns auch immer deutlicher zu spüren sind, die sich aber im 
globalen Süden nochmals viel stärker auswirken. Stehen wir vor einer Zeiten-
wende? Oder sind wir sogar schon mittendrin? So hat es jedenfalls der deutsche 
Bundeskanzler Olaf Scholz wenig Tage nach der russischen Invasion beschrieben. 
Wolfgang Petritsch, Außenpolitik-Experte, Mitarbeiter von Bruno Kreisy, EU-
Sonderbeauftragter für den Kosovo, EU-Sonderverhandler bei den Kosovo-Frie-
densverhandlungen, Hoher Repräsentant für Bosnien-Herzegowina, Österreichs 
Botschafter bei den Vereinten Nationen in Genf und bei der OECD in Paris ist heute 
mein Gast dafür.

Zum Einstieg eine Frage: Kann man von einer Zeitenwende sprechen? Vor all die-
sen aktuellen Krisen hat Wolfgang Petritsch ein Buch mit einem sehr ähnlichen 
Titel geschrieben: „Epochenwechsel“. Wann sind die Veränderungen groß genug, 
um von einer Zeitenwende, also dem Beginn einer neuen Zeit, zu sprechen?

Wolfgang Petritsch: „Zeitenwende“ oder „Epochenwechsel“ sind natürlich große 
Begriffe und ich habe in meinem Buch versucht vor einigen Jahren diesem Phäno-
men auf den Grund zu gehen und anhand der Entwicklungen in der Weltpolitik 
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seit 1989 mit Rückblicken ab 1945. Ich habe versucht zu identifizieren, wo es Weg-
gabelungen gegeben hat. Wo hat es Entwicklungen gegeben, die an einen Endpunkt 
angekommen sind oder wo haben neue Entwicklungen eingesetzt? Da habe ich 
festgestellt, dass es Entwicklungen gibt, die erst im Nachhinein als solche „Zeiten-
wenden“ oder „Epochenwechsel“ erkannt worden sind. Da denke ich zum Beispiel 
an die Entwicklung in China, wo mit Deng Xiao Ping ein wirklicher Kurswechsel 
stattgefunden hat. Dieser wurde erst Jahrzehnte später mit dem wirtschaftlichen 
Aufstiegs Chinas als ein solcher Wechsel identifiziert. Es gibt aber auch andere Ent-
wicklungen, die man sofort als solche Weggabelungen erkennen kann, wie zum 
Beispiel 9/11, wo zum ersten Mal auf amerikanischem Territorium, jetzt abgesehen 
vom 19. Jahrhundert mit dem Bürgerkrieg usw., ein externer Gegner sehr symbo-
lisch und sehr real einen Angriff auf das Zentrum des amerikanischen Kapitalis-
mus gestartet hat. Damals war klar: Darauf werden die Vereinigten Staaten in 
irgendeiner Weise reagieren und das haben sie dann auch tatsächlich in massiver 
Weise getan. Ich fürchte, dass damals die Weichen insofern falsch gestellt worden 
sind, als man mit dem dann erklärten „Krieg gegen den Terror“ eine Situation los-
getreten hat, die zu diesen endlosen Kriegen in Afghanistan und im Irak geführt 
haben. Das verstehe ich unter „Zeitenwende“, die einerseits gleichsam schleichend 
oder einschleifend in die Weltgeschichte kommt und andererseits solche, die für 
jeden als solche erkennbar sind. 1989 mit dem Ende des Kalten Krieges kann man so 
einen Fall natürlich besonders exakt datumsmäßig festlegen.

Sybille Straubinger: Aktuell ist es der Ukraine-Krieg und seine Auswirkungen, 
die der ausschlaggebendste Grund sin,d warum der Begriff jetzt gerade sehr prä-
sent ist. Es ist ein Angriffskrieg in Europa, der die ganze Sicherheitspolitik und 
-architektur durcheinandergewirbelt hat. Waffenlieferungen, Sanktionen, 5 Mio. 
Vertriebene innerhalb weniger Monate, NATO-Beitrittsansuchen von Finnland 
und Schweden, zweier neutraler bzw. bündnisfreier Staaten. Es schaut so aus, wie 
wenn kein Stein über dem anderen bleibt. Wohin entwickelt sich Europas Sicher-
heitspolitik und kann man überhaupt noch von einer Friedenspolitik sprechen?

Wolfgang Petritsch: Ja, ich meine, dass man von den genannten Beispielen als Ele-
mente von einem grundsätzlichen Wechsel sprechen kann. Es findet ein globaler 
Wechsel statt, der insbesondere den globalen Westen stärker betrifft als die Kon-
kurrenzsituation. Die sich zum Beispiel in Asien mit Russland abspielt. Die Rück-
kehr des klassischen Krieges zwischen zwei souveränen Staaten ist unerwartet, 
man hatte den klassischen Krieg „abgeschrieben“ und gesagt, es gibt die „neuen 
Kriege“ – hybride Kriege, Bürgerkriege, gemischt mit Aggressionskriegen, aber 
dennoch eine Entwicklung, die uns wegführt vom Muster des Ersten oder gar des 
Zweiten Weltkrieges. Das scheint jetzt irgendwo in Frage gestellt zu sein. Ich will 
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nicht sagen, dass das so bleiben wird oder man hier zu einer Eskalation kommen 
wird. Obwohl diese natürlich droht, gerade mit der atomaren Drohung Moskaus. 
Es zeigt sich eben auch die „Gleichzeitigkeit der Ungleichzeitigkeit“. Es ist in der 
internationalen Politik entscheidend festzustellen, wie sich in unterschiedlichen 
Regionen, Geografien, neue Konstellationen von Politik entwickeln. Das passiert 
im Inneren der Staaten, denken wir an die liberalen Demokratien und ihre Verän-
derung, denken wir aber auch an das vorläufige Ende des Multilateralismus und die 
Rückkehr zu einer Machtpolitik. Denken wir auch daran, dass die westlich inspi-
rierte und geprägte Ordnung seit 1945 in Frage gestellt wird von anderen, revisio-
nistischen Mächten. Das sind Entwicklungen, die wirklich neu sind und die auch 
eine grundlegende Neubestimmung, vielleicht so etwas wie eine Neuorientierung 
von internationalen Beziehungen und dem Zusammenleben von Staaten herbei-
führen könnte und wird, in gewisser Weise schon herbeigeführt hat – wenn wir an 
die Reaktion der Europäischen Union denken, die zum ersten Mal Waffen liefert. 
Als Friedensprojekt hat es vor zehn Jahren noch den Friedensnobelpreis gegeben 
für die Europäische Union, heute stehen wir vor einer Aufrüstung, Militarisierung 
ist vielleicht zu hoch gegriffen, aber wo doch plötzlich alte Begriffe wie Wehrhaf-
tigkeit wieder eine Rolle spielen. Wie sich die Sprache diesbezüglich wandelt, 
sollte man auch gerade anlässlich des „Europäischen Tags der Sprachen“ sagen. Das 
sind Entwicklungen, die eine grundsätzliche Auseinandersetzung mit diesen Phä-
nomenen erfordert. Gleichzeitig stellt sich die Frage: Wie damit umgehen? Wir 
haben einerseits bislang geografisch lokalisierte Konfliktfelder, andererseits haben 
wir globale Herausforderungen, zum Beispiel des Klimawandel. Doch die größte 
Herausforderungen ist meiner Meinung nach die erhöhte Komplexität der Fragen, 
die sich uns heute stellen.

Sybille Straubinger: Die Schwerpunktregion des VIDC ist der Nahe und Mittlere 
Osten und Russland ist ein wesentlicher Player in der Region. Russland unterstützt 
Assad in Syrien, es gibt mit den Iran traditionell enge Beziehungen. Die Beziehun-
gen Saudi-Arabiens, das eigentlich traditionell ein Verbündeter mit den USA war, 
mit Russland normalisieren sich zunehmend. Wirkt sich der Angriff auf die 
Ukraine auch geopolitisch in der Region Naher Osten aus?

Wolfgang Petritsch: Das ist eine interessante Verbindung, die ich auch als vorhan-
den ansehe. Wir haben im Nahen Osten seit 2015 ein aktives militärisches Engage-
ment Russlands in Syrien. Wir haben auch andere Entwicklungen in der Region, 
die man unter dem Begriff der Abraham Accords festhalten könnte. Es gibt Bemü-
hungen der Vereinigten Staaten, zwischen Israel und den Golfstaaten bzw. den ara-
bischen Staaten Nordafrikas, die Beziehungen zu normalisieren – auf Kosten der 
ungelösten Probleme der großen Palästinenserfrage, aber auch der Kurdenfrage. 
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Hier werden auch neue Weichen gestellt für die Zukunft. Mittendrin ist Iran, einer-
seits isoliert, andererseits als regionaler Akteur immer wichtiger. Es ist zu beden-
ken, dass der Irakkrieg der US-Amerikaner letzten Endes auch gegen den Iran 
gerichtet war, man wollte im Irak ein demokratisches Regime einrichten, eine Hyb-
ris sondergleichen, die nicht die einzige geblieben ist, um den erklärten Feind Iran 
in Schach zu halten. Was passiert ist, ist das gerade Gegenteil – der Iran hat heute 
wesentlich größeren Einfluss auf die Innenpolitik des Irak als das unter Saddam der 
Fall war. Saddam hat mit dem Iran sogar Krieg geführt und ihn nach 1979 sogar 
angegriffen, um die Schwäche nach dem dortigen Regimewechsel auszunützen. 
Hier finden tatsächlich so etwas wie tektonische Verschiebungen statt, die den 
Nahen Osten betreffen, und wo man jetzt in Verbindung mit dem Ukrainekrieg 
Auswirkungen hat, die auch das Geopolitische einschließen – wenn wir etwa an die 
unterbrochenen Getreidelieferungen denken. Diese Frage steht vor dem Hinter-
grund der Abhängigkeit der arabischen Staaten und natürlich auch der Staaten des 
Maghrebs und der Sahel-Zone von ukrainischen und auch russischen Getreidelie-
ferungen. Ägypten allein importiert etwa 80 % des Getreides. Das heißt, hier zeich-
nen sich neue und verschärfte Konfliktbedingungen ab, die direkt jeden einzelnen 
dort betreffen. Es ist eine humanitäre Krise, die zu einer Hungerkrise führen kann 
und höchstwahrscheinlich in einigen Bereichen bereits geführt hat. Hier sieht man 
auch diese „interconnectivity“, diese Verbindung von Konfliktfeldern im Zeitalter 
der Globalisierung, mit Unterbrechung von Lieferketten, die auch den entwickel-
ten Norden betreffen, wie auch in elementarer Weise die Staaten des globalen 
Südens. Das ist eine Situation, in der es notwendig sein wird, neue politische und 
diplomatische Instrumente zu finden, um mit diesen globalen Krisen fertigzuwer-
den. Und alles wird sehr rasch zu einer globalen, oder zumindest weit über die 
betroffene Region hiausgehende Krise. Bei Themen, die scheinbar nichts miteinan-
der zu tun haben, zeigt sich diese Verbundenheit der Welt in der Globalisierung, 
was von der „interconnectivity“ zur „intervulnerability“ führt. Die Verletzlichkeit, 
die man eigentlich durch die Globalisierung bekämpfen wollte, ist gerade durch sie 
gegeben. Einst wurde gesagt, Autarkie ist schlecht und wir können das Beste aus 
allen Welten bekommen. Aber dies stellt sich als Quelle von Verletzlichkeit heraus. 
Das ist die große Veränderung, die uns alle zwar nicht gleichermaßen, aber doch in 
einer bestimmten Weise betrifft.

Sybille Straubinger: Wir haben eine zweite Schwerpunktregion, nämlich Sub
sahara-Afrika. Es war in dem Zusammenhang sehr interessant zu beobachten, als 
es die Generalversammlung der UNO gab Anfang März, wo alle 193 Mitgliedstaa-
ten eine Resolution verabschiedet haben, die den Angriffskrieg Russlands auf die 
Ukraine verurteilt hat, haben sich 25 von 54 afrikanischen Staaten der Stimme 
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enthalten oder sind der Abstimmung ferngeblieben. Die meisten verurteilen (mei-
ner Meinung nach) die russische Aggression, wollen aber nicht in einen neuen Kal-
ten Krieg hineingezogen werden und sehen es als regionalen Konflikt in Europa. Es 
zeigt aber auch die Präsenz Russlands als wichtiger Partner für afrikanische Staa-
ten. Ist diese Position nachvollziehbar, wenn gesagt wird, wir halten uns da heraus 
und wollen nicht reingezogen werden, enthalten uns daher der Stimme?

Wolfgang Petritsch: Ich glaube, da zeigt sich zweierlei. Zuerst wird die globale 
Rolle der Vereinigten Staaten in Frage gestellt. Nicht zuletzt gab es ausgewählte 
Kriege wie Afghanistan und vernachlässigte Kriege wie Syrien, wo sich im globalen 
Süden der Eindruck gebildet hat: Das läuft nicht mehr so wie es aus Sicht der USA 
sollte, weder im Positiven, noch in Hinblick auf den („coercive“) repressiven 
Bereichs. Ich werde nicht unmittelbar bestraft, wenn ich einmal nicht auf der Seite 
des globalen Westens oder der Vereinigten Staaten stehe. Das heißt, und das ist 
mein zweiter Punkt, da zeichnet sich auch die Auflösung ab des globalen Sicher-
heitssystems, das von den Vereinigten Staaten mehr oder weniger garantiert wor-
den ist, das in den Vereinten Nationen seinen Ort hat, wo diese globale Sicherheits-
frage eben verhandelt wird – und wo jetzt auch durch den Missbrauch des Sicher-
heitsrats durch die ständigen Mitglieder, insbesonders Russlands und der USA, sich 
diese Verbindlichkeiten auflösen. Das ist jetzt ein klarer Hinweis dafür, dass wir 
uns in einer Übergangssituation befinden, von einem globalen Sicherheitsprob-
lem, westlich dominiert, hin zu etwas Neuem. Was dieses Neue ist, kann man 
schwer sagen. Mir fällt dazu immer wieder der Spruch eines amerikanischen Poli-
tikers ein, der in solchen Zusammenhängen von dem „unbekannten Unbekannten“ 
gesprochen hat, den „unknown unknowns“. Wir wissen einfach noch nicht, wie 
sich jetzt die Sache entwickeln wird, das müssen wir uns auch jetzt eingestehen, 
wenn wir zu den Problematiken Krieg, Klimawandel, Energie, Flucht, Migration 
und Pandemie sprechen. Am Beispiel der Pandemie sieht man, wie mit einer Sache 
umgegangen wurde, die noch völlig unbekannt war, ein völlig neue Herausforde-
rung. Für die Menschen und die Politik war das ein Paradebeispiel dafür, wie man 
koordiniert, gleichsam multilateral umgehen soll, ausgerechnet im Zeitalter der 
Schwächung des Multilateralismus. Das zeigt die Notwendigkeit auf, zu einem 
neuen Multilateralismus zurückzukehren, der unter anderen Voraussetzungen, 
Gesetzmäßigkeiten und Regeln wird stattfinden müssen. Das Ausverhandeln die-
ser Situation, dieser neuen globalen Ordnung – oder besser gesagt: der Einhegung 
der Unordnung – ist die Frage, mit der man sich jetzt auseinandersetzen müsste. 
Man setzt sich aber nicht im ausreichenden Maß auseinander, sondern ist abge-
lenkt durch den Krieg, aber auch von Fragen der Migration, Flucht und, noch enger 
bei uns in Österreich und Europa, Fragen der Energieversorgung für den nächsten 
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Winter. Das sind die schon vielfach angesprochenen multiplen Krisen, Großkrisen, 
die sich so verdichten, dass man eigentlich sagen muss, wir verstehen die Ohn-
macht, die sich vielfach in der Politik ausdrückt und die natürlich einen großen 
Einfluss auf die allgemeine Stimmung hat. Wir sehen auch, und das ist eine Ent-
wicklung, die schon über einen längeren Zeitraum läuft. Es gab eine Entwicklung 
weg von diesem Optimismus, dieser „can do“ Mentalität, die in den 70er- und 80er-
Jahren geherrscht hat, am Höhepunkt des Industrialismus (wo man gesagt hat: Die 
Welt ist beherrschbar – Wir wollen nicht nur die Erde, sondern auch den Weltraum 
beherrschen). Dies ist einem Pessimismus und einem Kleinmut gewichen und die 
Folge ist auch eine Rücknahme von grund- und menschenrechtlichen Errungen-
schaften.

Sybille Straubinger: Das ist eine sehr spannende Frage, die auch erst ausverhan-
delt werden muss, nämlich was es bedeutet wenn sich viele annähernd gleich starke 
Staaten entwickeln. Wir haben das auch gesehen bei China, Indien und anderen 
asiatischen Staaten, die die Sanktionen nicht oder nur teilweise mittragen wollen, 
wo auch demonstrativ Einigkeit gezeigt wurde, etwa bei Gipfeltreffen der Shang-
haier Organisation für Zusammenarbeit. Hier entsteht ja auch ein neues asiatisches 
Machtzentrum. Bei diesen vielen Krisen wie Nahrungsmittelkrise, Energiekrise, 
Inflation, Klimawandel ist es so, dass sie uns alle treffen, aber in unterschiedlichem 
Ausmaß und sie betreffen die ärmeren Länder besonders stark. Beim Klimawandel 
sind zum Beispiel die größten Verursacher im Norden, die größten Auswirkungen 
sind im Süden zu spüren. Man sieht das auch an Pakistan, wo ein Drittel des Landes 
unter Wasser steht. Bei diesen multiplen Krisen, auch der Pandemie, hat man den 
Eindruck, es ist auch eine Chance für mehr Zusammenarbeit, auch für mehr 
Zusammenhalt, weil es ja um globale Krisen geht, und gleichzeitig ist dann viel-
leicht doch wieder jeder sich selbst der Nächste, wenn es eng und schwierig wird. 
In welche Richtung wird es gehen – in Richtung mehr Zusammenarbeit oder wird 
der Nationalismus stärker, wenn die Krisen größer werden und es ums eigene Über-
leben geht?

Wolfgang Petritsch: Zwei Anmerkungen aus meiner Sicht: Man sieht sehr konkret 
durch diese multiplen Krisen, wie die Ungleichheit sich verstärkt. Ungleichheit 
und Ungerechtigkeit sind hier einen Bund eingegangen, der sich besonders für den 
globalen Süden fatal auswirkt. Die Loyalität zur globalen Führungsmacht USA ist 
sehr zurückgegangen, man versucht auch, sich einen gewissen Freiraum zu erhal-
ten. Es zeichnet sich am Horizont eine Gruppe nicht-paktgebundener Staaten ab, 
die abwarten, was passiert und wohin sie sich wenden sollen. Dies ist zum Beispiel 
die Situation der genannten afrikanischen Staaten, die sich in der UNO enthalten 
bzw. gar nicht hingehen zur Abstimmung. Es zeichnet sich auch ab, dass der 
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Westen, die USA aus einer Position der abnehmenden Stärke dennoch versucht, die 
alte Ordnung doch wieder zur Wirkung zu bringen. Zwischen diesen beiden 
Machtblöcken China – Amerika steht dann eben Europa, das gerade auf diesen im 
Multilateralismus entwickelten und propagierten Regeln und Prinzipien aufbaut. 
Die Europäische Union ist eben eine regelbasierte Organisation. Dann werden 
plötzlich viele dieser Regeln und die Regelhaftigkeit selbst nicht mehr anerkannt. 
Man bricht sie, da ist niemand auszunehmen, wenn wir an die vom Westen oder 
von Russland geführten Kriege denken, wenn wir die Situation in China heranzie-
hen, mit den Uiguren und anderen Nicht-Han-Minderheiten. Man kann auch die 
Frage Taiwan und Hongkong heranziehen, da sieht man, wie sich die Gewissheiten 
der Vergangenheit wirklich auflösen. Da befindet sich die Europäische Union in 
einer unglaublich schwierigen Situation, weil sie, wie vorher schon angesprochen, 
versuchen muss, diese Regelhaftigkeit auch wehrhaft zu machen. Ich zögere immer, 
diese militärischen Begriffe auszusprechen, aber vielleicht kann man diesem einen 
neuen Inhalt geben, einen nicht nur militärischen. Aber man muss auch zu der 
Erkenntnis kommen, dass diese Europäische Union ohne sich zu überlegen, wie sie 
sich schützt es hier kaum die Möglichkeit geben wird, dass die Europäische Union 
zu einem Machtfaktor wird. Im Zeitalter der Machtpolitik muss man sich nolens 
volens in diesen Situationen anpassen oder zumindest genau analysieren: Gibt es 
neben „soft power“ und „hard power“ noch andere Möglichkeiten auch so etwas 
wie eine „smart power“, die die Europäische Union entwickeln müsste. Es gibt Ins-
trumente dafür, aber trotzdem wird man hier noch sehr viel mehr machen müssen.

Es gilt zu verhindern, dass diese Welt ein „CHINAMERICA“ wird. Die Extremaus-
prägung einer solchen Welt würde sein, dass Russland – und es ist auf dem besten 
Wege dazu – zu einer Kolonie Chinas wird und in Europa eine pessimistische Sicht 
durchaus nahelegt, dass wir zu einer Kolonie Amerikas werden. Wenn man diese 
beiden Dinge etwas überspitzt so sieht, dann weiß man, dass hier eine große Vision 
für Europa notwendig ist und da meine ich, dass Europa hier Chancen hat, wenn es 
sich der ursprünglichen Kräften und Möglichkeiten besinnt (die stärker akade-
misch und verbal ausgebildet sind als de facto) und man dafür versuch,t Koali-
tionspartner zu finden, etwa in Afrika, Teilen Asiens, Lateinamerika, und so ein 
geostrategisches, geopolitisches Europa entstehen könnte. Mit Partnerschaften, 
die nicht formalisiert und eingebaut in fixe Strukturen sind, hierarchisch und 
abhängig organisiert, sondern wo man zu einer neuen Form von Kooperation fin-
det. Das ist die Chance, die Europa in dieser Frage hätte. Nur: Kurzfristig wird es 
das nicht geben. Kurzfristig sind da eben die laufenden Maßnahmen wie Embargo, 
Waffenlieferungen, diese scheinen notwendig zu sein, aber man wird jetzt schon 
beginnen müssen zu überlegen wie dieses Europa in Zukunft aussehen soll und 
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aufgestellt sein soll. Wir wissen, es läuft sein 1 ½ Jahren so etwas wie eine Zukunfts-
konferenz zur Europäischen Union. Auch wir in Österreich haben dazu einiges bei-
getragen, um die institutionellen Fragen einmal anzugehen. Darüber hinaus wird 
man sich auch überlegen müssen, wie gewinnt dieses Europa Staatlichkeit? Wie 
gestaltet man diese Enforcement-Mechanismen im Rechtsbereich, im Sozialbe-
reich, von einer Rechtsunion zu einer Sozialunion, zu einer politischen Union, hin 
zu einer Union, die auch Abwehrmechanismen in einem durchaus physischen Sinn 
besitzt? Das sind die Überlegungen, die nicht unbedingt die Schlagzeilen bilden, 
die aber hoffentlich irgendwo in Brüssel, in Thinktanks und Organisationen ange-
stellt werden müssen. Hier muss man Partnerschaften setzen und sehen, was die 
Zivilgesellschaft hiezu beitragen muss. In dieser Situation, wo die Rolle der Politik 
rückläufig ist, wo die großen internationalen Konzerne wie in Silicon Valley, eigent-
lich die Politik bestimmen, da muss mithilfe der Zivilgesellschaft erreicht werden, 
dass die Politikfähigkeit im 21. Jahrhundert wieder hergestellt wird. Das ist auch die 
Chance, die die Europäische Union besitzt und damit das zu erreichen, wovon ich 
ausgegangen bin: Die Ungleichheit abzubauen, die Ungerechtigkeiten zu mildern, 
das ist der beste Schutz und die beste Verteidigung für Frieden in Europa und dar-
über hinaus.

Sybille Straubinger: Das ist eine sehr schöne Vorstellung, dass es auch mit der 
Kraft der Zivilgesellschaft weitere Schritte gibt. Mein Eindruck ist, dass es zwei 
gegensätzliche Richtungen in der Europäischen Union gibt. Auf der einen Seite hat 
die Pandemie, hat der Ukraine-Angriff Russlands dazu geführt, dass es eine starke 
Europäische Union gibt mit sehr viel mehr an Zusammenhalt, an gemeinsamen 
Agieren als das noch vor ein paar Jahren der Fall war. Gleichzeitig kann man natür-
lich nicht darüber hinwegsehen, dass es rechtsstaatlich ganz viele Defizite gibt, 
dass wir mit Populismus und der Auflösung rechtsstaatlicher Strukturen in Mit-
gliedsländern zu tun haben und es da auch zu einer Zersplitterung kommt von 
Werten und von Einigkeit innerhalb der Europäischen Union. Aber ich hoffe auch, 
es geht in die andere Richtung und das ist eine Überleitung, um am Ende des 
Gesprächs nochmals nach Österreich zurückzukommen. Wolfgang Petritsch war 
Mitarbeiter und Vertrauter von Bruno Kreisky, hat eine Biografie über ihn geschrie-
ben. Das VIDC ist auch von Bruno Kreisky und Größen des globalen Südens 
gegründet worden und hat gerade seinen 60. Geburtstag gefeiert. Das war damals 
eine sehr aktive Zeit österreichischer Außenpolitik, gerade auch außerhalb Euro-
pas. Die gibt es schon lange nicht mehr. Ist das heute nicht gewollt oder ist es heute 
nicht mehr möglich, dass ein kleines Land wie Österreich eine große Rolle ein-
nimmt, wie es damals unter Bruno Kreisky war. Kann Österreich überhaupt noch 
eine internationale Rolle spielen? Damit zusammenhängend ein Thema ist die 
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österreichische Neutralität. Die Frage ist, ob das ein Relikt aus einer alten Epoche 
ist oder ob sie nicht gerade heute ein Beitrag sein kann zu einer aktiven Friedens-
politik?

Wolfgang Petritsch: Ich glaube, dass Kreiskys Außenpolitik ganz klar an das „Zeit-
alter der Extreme“ und konkret an die Jahreszahl 1938 aufgehängt war, als Öster-
reich von der Welt verlassen untergegangen ist durch sich selber und die Aggres-
sion Hitlers. Das war der Impetus von Bruno Kreisky als Außenminister und später 
auch als Bundeskanzler, die Internationalisierung Österreichs voranzutreiben. 
Also die systematische Förderung des UNO-Standortes und anderer internationa-
ler Organisationen in Wien. Diese Ära hat Österreich sehr viel gebracht und damit 
wird auch die Neutralität assoziiert. Das ist etwas zu pauschal und zu wenig diffe-
renziert, aber deshalb nicht unrichtig. In der Zwischenzeit hat sich mit dem Beitritt 
Österreichs zur Europäischen Union doch eine ziemlich andere Situation ergeben 
und österreichische Außenpolitik muss ganz klar in der Europäischen Union ihren 
Hauptort finden. Und der ist bisher noch nicht gefunden worden. Nicht nur, weil 
wir nicht so gerne über den austriakischen Tellerrand hinausschauen, sondern 
auch weil die Europäische Union so etwas wie Staatlichkeit, Durchsetzungsvermö-
gen, noch nicht entwickelt hat. Wenn man an die Einstimmigkeit denkt, an die 
Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik, dann weiß man wie schwierig das ist. 
Andererseits, das ist das Dilemma, müssen kleine Staaten wie Österreich auch 
besorgt sein, wenn sie überstimmt werden. Einerseits gibt es den Missbrauch der 
einheitlichen Vorgehensweise, andererseits werden die positiven Teile dieser Ein-
heitlichkeit von Vorgehensweisen nicht wirklich ausgespielt. Da müsste Österreich 
konstruktiv herangehen, indem es versucht, in gewissen ausgewählten Bereichen, 
etwa in Fragen des globalen Südens, der Entwicklung der Beziehung zu den dorti-
gen Staaten und regionalen Organisationen, mehr zu tun – weil wir hier auch eine 
größere Glaubwürdigkeit haben. Wenn irgendetwas in Österreich stattfindet, ich 
sah dies auch einer zuletzt von mir organisierten Afghanistan-Konferenz, dann ist 
Österreich sehr stark mit Neutralität identifiziert und damit auch als mit dem in 
Sonntagsreden oft strapazierten Begriff des Ortes der Begegnung. Das wird von 
außen von den Entwicklungsländern viel stärker wahrgenommen als wir das selber 
sehen. Nun gibt es aber durch den Beitritt von Finnland und Schweden eine Ent-
wicklung, die in Richtung NATO stärker führt als in Richtung europäische Vertei-
digungsgemeinschaft und wir sind dann auf dem Kontinent eine der wenigen neu-
tralen Inseln. Man kann das negativ oder kritisch sehen, das verstehe ich, aber ich 
glaube, man kann es auch positiv sehen. Neutralität per se ist nichts, Neutralität 
muss mit einer Politik gefüllt werden. Das ist klarerweise immer Friedenspolitik 
gewesen. Was Bruno Kreisky damals gemacht hat, war zu vermitteln, sich für die 
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Unterdrückten einzusetzen, zu einem Dialog zwischen dem globalen Süden und 
dem Norden aufzurufen. Bruno Kreisky hat mit dem mexikanischen Präsidenten 
1980 die Chacun-Konferenz entwickelt. Da konnte man sehen wie der Regierungs-
chef eines kleines Landes im Norden mit dem Regierungschef Mexikos, das zum 
globalen Süden gehört, gemeinsam die Großmächte dazu bringen konnte, an der 
Konferenz teilzunehmen. Es war Reagan dort, die Amerikaner haben sich damals 
zum letzten Mal in einer multilateralen Initiative engagiert, wo gleichzeitig eben 
auch der globale Süden vertreten war durch Präsidenten, Staats- und Regierungs-
chefs. Das ist heute nicht mehr auf nationalstaatlicher Ebene möglich. Da muss 
man sehen, wie man in der Europäischen Union bestimmte Aufgaben übernimmt, 
was leider mit dem heruntergesparten Außenministerium leider nicht sehr erfolg-
reich möglich ist. Das ist eine andere Frage, die ich als Fußnote hier einbringen 
möchte. Man setzt sich nicht ganz zu Unrecht dafür ein, dass das Bundesheer bes-
ser ausgerüstet werden soll. Aber ein wesentlich wichtigerer Bereich und sogar 
preisgünstiger wäre das Außenministerium und die damit verbundenen Institutio-
nen wie Thinktanks stärker auszubauen und zu finanzieren, weil darin liegt etwas, 
wo Österreich eine größere Glaubwürdigkeit hat als im rein militärischen Bereich. 
Ich bin also nicht dagegen, dass man das beim Bundesheer macht, aber ich meine, 
größere Erfolgschancen zu einem günstigeren Preis liegen im Bereich Außenpoli-
tik. Insofern sehe ich Neutralität nicht als ein leeres Gefäß aus der Vergangenheit, 
sondern es ist etwas, das mit neuen Inhalten gefüllt werden muss. Man muss auch 
schauen, wie man das in die Europäische Union einbringt. In der Europäischen 
Union selbst sind wir nicht mehr neutral, das ist ganz klar. Es gibt zwar Neutrali-
tätsvorbehalte, aber im Großen und Ganzen machen wir überall mit. Das heißt, 
eine breite und unvoreingenommene Diskussion über die neuen Herausforderun-
gen, aber auch über potenzielle Möglichkeiten eines neutralen Staates sollte wirk-
lich einmal ernsthaft diskutiert werden, ergebnisoffen, und man sollte nicht sofort 
in moralische Pro-, aber auch Contra-Standpunkte verfallen. Das muss man sehr 
nüchtern angehen, ich bin überzeugt, dass man hier viele Möglichkeiten vorfindet, 
wo Österreich der Europäischen Union mit seinem Neutralitätsstatus etwas brin-
gen kann. Das wird im Augenblick des Krieges unterbelichtet. 

Es ist nachvollziehbar, dass das keine Priorität im Augenblick ist, aber ich meine, da 
sollte Österreich sich einmal stärker mit sich selber auseinandersetzen, internatio-
nale Beispiele einholen, schauen wie man dieses Thema aufarbeiten und zukunfts-
fähig machen kann. Das hielte ich für wichtig. Vor dem Hintergrund von 80 % 
Zustimmung für die Neutralität wird man das durch Polemik nicht abschaffen. Das 
wäre auch nicht gut. Hier muss man die Menschen mitnehmen und hier muss man 
sehen, welche Vorteile hat man damit, wenn es um Staaten des globalen Südens 
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geht. Dazu Beiträge zu leisten, hielte ich für enorm wichtig, um Österreichs Außen-
politik wieder dorthin zu bringen, wo sie Kraft ihrer Traditionen und der Vorleis-
tungen ihrer vergangenen Jahrzehnte sein könnte. Eine zukunftsfähige österreichi-
sche Außenpolitik, die europäisch codiert ist, das wär’s.

Der Abdruck des Interviews erfolgt mit freundlicher Erlaubnis des VIDC.
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Österreichisch-Amerikanische Beziehungen  
seit 1945
Österreichs Beziehungen zu den Vereinigten Staaten sind die eines Kleinstaates zur 
hegemonialen Supermacht der Zeit nach dem 2. Weltkrieg. Im Folgenden soll das 
Beziehungsgeflecht in drei distinktiven Zeitperioden behandelt werden. Während 
der Jahre der Besatzungszeit (1945 – 1955) waren die bilateralen Beziehungen sehr 
eng – die USA legte Alles daran die „Sowjetisierung“ Österreichs zu verhindern. In 
den Jahren nach dem Staatsvertrag blieben die Beziehungen sehr eng – die USA 
schickte immer noch Top-Diplomaten als Botschafter nach Wien. Von den 1960iger 
Jahren bis zum Ende des Kalten Krieges 1989, war Österreich ein neutraler Klein-
staat. Neutralität wurde in Washington nicht von allen Seiten geschätzt, da es mit 
„fence-sitting“ im Kampf zwischen Kommunismus und Kapitalismus perzipiert 
wurde. Österreich wurde zwar als Vermittler zwischen den Blöcken geschätzt. 
Nach dem Ende des Kalten Krieges und Österreichs EU-Beitritt 1995, wurde in der 
Wiener Außenpolitik Brüssel wichtiger als Washington und die Beziehungen 
gelangten während der Präsidentschaft von George W. Bush („Bush II) auf einen 
neuen Tiefpunkt, als Wien der „coalition of the unwilling“ beitrat und seine Teil-
nahme am Iraqkrieg versagte. Seither dämmern die bilateralen Beziehungen dahin 
und es werden nur noch nicht-professionelle „campaign donors“ als Botschafter 
nach Wien geschickt, während der Botschafter Posten in Washington nach wie vor 
mit den besten Diplomaten Österreichs besetzt wird.

1) 1945 – 1960iger

US-Truppen befreiten Teile von Österreich (Tirol, Salzburg, Oberösterreich) im 
Mai 1945 und besetzten Salzburg, Oberösterreich südlich der Donau (inkl. Linz), 
und einen Sektor in Wien im Laufe des Sommers. Die Amerikaner versuchten eine 
gründliche Entnazifizierung des Landes durchzusetzen. Im Jahr 1946 übergaben 
die vier Besatzungsmächte diese Agenda an die österreichische Regierung, die die 
Entnazifizierung hinauszögerte, und 1948 mit Ausbruch des Kalten Krieges aufgab. 
Die US-Politik konzentrierte sich in der Frühphase der Viermächtebesatzung 
Österreichs auf den Zusammenhalt in der „Großen ÖVP-SPÖ Koalition“ zur Erzeu-
gung politischer Stabilität im Land, und auf den wirtschaftlichen Wiederaufbau, 
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um dem armen, hungrigen Land aus der wirtschaftlichen Not herauszuhelfen. Als 
die Sowjets 1945/46 das sog. „Deutsche Eigentum“ beschlagnahmten und in die 
Holding „USIA“ überführten, übergaben die USA ehemalige deutsche Kriegs
industrien an die österreichische Regierung „zu treuen Handen“. Diese wurden ver-
staatlicht und dann später mit Marshallplan „Counterpart“ Investitionen ausge-
baut. (Bischof, 1999). Bis im Jahre 1948 sahen die US-Geheimdienste die „rote 
Gefahr“ als größeres Problem als die Beseitigung der „braunen Gefahr“ (Entnazi-
fizierung). Der amerikanische Historiker James Carafano fasst dieses neue Bedro-
hungsszenarium so zusammen: „Over the course of four years, the Soviets went from 
representing no threat, to being a threat, to being the threat“ (Carafano zitiert in 
Bischof, 2005.)

Armut und Hunger charakterisierten Österreichs unmittelbare Nachkriegszeit. 
Zuerst brachte die US Armee Lebensmittel ins Land um den Menschen das Über-
leben zu sichern. Ab 1946 war es die United Nations Relief and Rehabilitation 
Administration (UNRRA), die Österreich mit Lebensmitteln versorgte. Auch pri-
vate Aktionen wie die „CARE Packages“ halfen zahlreichen Menschen. Als die Ost-
West-Auseinandersetzungen härter wurden, galt Österreich als eines vom Kom-
munismus besonders gefährdetes Land. Zwei Überbrückungsprogramme des 
Kongreßes halfen Österreich über die Runden. Ab Mitte 1948 erhielt Österreich 
Marshallplan (European Recovery Program=ERP)-Hilfe. Mit der amerikanischen 
Marshallplan-Hilfe, die Milliarden an „Counterpart Funds“ für Investitionen in 
allen Wirtschaftsbereichen (Industrie, Land- & Forstwirtschaft, Tourismus) gene-
rierte, gelangte Österreich zu neuem Wohlstand (Bischof und Petschar, 2017).

Die Organization of European Economic Cooperation (OEEC) in Paris verwaltete 
die von Washington über die Economic Cooperation Administration (ECA) aus-
geschütteten ERP-Mittel. Daraus ging 1960 die Organization of Economic Coope-
ration (OECD) hervor, die bis zum heutigen Tag tätig ist. Die OEEC war eine wich-
tige operative Stelle, wo die 17 Nationen, die vom ERP profitierten, europäische 
Zusammenarbeit lernten. In den regelmäßigen Sitzungen in Paris, an denen auch 
Minister teilnahmen, mussten sie einstimmig über die jährliche Verteilung der aus 
den USA kommenden Marshall-Plan Mittel entscheiden (Seidel, 2005; Bischof und 
Petschar, 2017). Die OEEC spielte auch eine wichtige Rolle im Abbau von Handels-
schranken bei der Einrichtung eines Freihandelsregimes in Westeuropa. Die bilate-
ralen Handelsströme wurden zugunsten eines multilateralen Handels liberalisiert. 
Die „Europäische Zahlungsunion“ (European Payments Union), die im Rahmen des 
ERP eingerichtet wurde, institutionalisierte den multilateralen innereuropäischen 
Handel. Länder wie Österreich, die an chronischen Handelsdefiziten litten, erhiel-
ten sog. „Ziehungsrechte“ von Ländern wie Westdeutschland und Belgien, die 
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Anfang 1950 bereits Handelsüberschüsse produzierten. Mit der Einrichtung von 
EWG und EFTA gegen Ende der 1950er Jahre, und den Einschränkungen des OEEC 
Freihandelsregimes, wurde die OEEC reformbedürftig. 1961 wurde die OECD 
(Organization for Economic Cooperation and Development) von den 17 OEEC-
Staaten und Spanien, sowie den USA und Canada eingerichtet. Die OECD hat heute 
37 teilnehmende, wirtschaftliche hoch entwickelte Staaten, die sich im Château de 
Muette in Paris regelmäßig treffen (Griffiths, 1997).

Nach dem Marshallplan (1948 – 1952) konzentrierte sich die amerikanische Politik 
auf die geheime Wiederbewaffnung Österreichs und den Abschluss des Staatsver-
trages. Nach dem sog. „kommunistischen Putschversuch“ im Herbst 1950 betrieb 
vor allem der amerikanische Hochkommissar die „geheime Wiederbewaffnung“ 
von Österreich. Die sog „B-Gendarmerie“ wurde als Kern eines zukünftigen Bun-
desheeres ausgebildet. Die Amerikaner wollten keinen Staatsvertrag unterzeich-
nen, solange Österreich nicht für die Verteidigung des Landes nach Abzug der 
westlichen Besatzungstruppen vorbereitet war. Nach Josef Stalins Tod und Dwight 
D. Eisenhowers Wahl zum Präsidenten kam Bewegung in die Staatsvertrags-Ver-
handlungen. Nikita Chruschtschow verhalf den Verhandlungen zum Durchbruch 
1955 mit seinem Zugeständnis das Land zu neutralisieren. Im Mai wurde der Staats-
vertrag unterzeichnet und im Oktober zogen die letzten Besatzungstruppen ab; 
das Parlament erklärte die immerwährende Neutralität des Landes (Stourzh, 1998; 
Bischof, 1999; Rathkolb, 1997).

In den folgenden Jahren wurde Österreichs Neutralität in der internationalen Arena 
getestet. Das Bundesheer wurde während der Invasion Ungarns durch die UdSSR 
an die Grenze verlegt und schlug sich hauptsächlich mit Flüchtlingen aus Ungarn 
herum, von denen zehntausende kamen – die meisten wanderten bald in die USA 
aus. Vizepräsident Richard Nixon kam zum Lokalaugenschein und zur Hilfestel-
lung der USA zu den Ungarn-Flüchtlingen im Dezember 1956 nach Österreich 
(Richter, 2019). Während der Libanonkrise 1958, untersagte Bundeskanzler Julius 
Raab amerikanische Überflüge (McIntosh, 1996). Die bislang pro-westliche Neut-
ralitätspolitik musste sich nun glaubwürdiger zwischen West und Ost orientieren. 
Die Amerikaner machten auch Druck auf die österreichische Regierung, Restitu-
tionen an die westliche Ölfirmen und an jüdische Opfer zu bezahlen. Ende 1950er 
Jahre waren die Beziehungen deshalb angespannt (Rathkolb, 1997). 

Während des Besatzungsjahrzehnts und danach erfolgte eine rasche „Amerikani-
sierung“ des Landes. Die US-Besatzungssoldaten brachten US-Populärkultur und 
Konsumverhalten nach Österreich. Vor allem die jungen Leute fanden Gefallen an 
Jazz und Rock’n’Roll Musik, sowie an Hollywoodfilmen mit Helden wie James Dean 
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und Fernsehserien wie Lassie und Bonanza. Sie kleideten sich in Blue Jeans, tranken 
Coca-Cola, und kauten Kaugummi, ganz nach dem Vorbild der GIs und junger 
Amerikaner in den populären Filmen. Verschiedene Besucherprogramme brachten 
Österreicher in die USA. Das ERP-Besucherprogramm wollte Arbeitern, Gewerbe-
treibenden, und Industriellen die Vorteile amerikanischer Produktionsmethoden 
und Produktivitätssteigerung zeigen. Das State Department brachte „young lea-
ders“ in die USA um ihnen die Errungenschaften amerikanischer demokratischer 
Praxis vorzuführen. Studenten und Professoren kamen über das Fulbright-Pro-
gramm zum Studium in die USA. Mittelschüler verbrachten ein Jahr bei Familien 
und an amerikanischen High Schools. Alle diese Programme wollten bei den Besu-
chern ein Reservoir an Sympathien für die USA schaffen. Zudem lernten wissbegie-
rige Österreicher in den Bibliotheken der Dutzend Amerika-Häuser in Nachkriegs-
österreich amerikanische Geschichte und Literatur etc. kennen. In sog. „book 
 mobiles“ wurden Bücher zu Dorfbewohnern in den entlegensten Tälern der Alpen 
gebracht (Wagnleitner, 1991; Bischof, 2005). 

2) 1960iger – 1989

In der zweiten Hälfte des Kalten Krieges übte Österreich eine aktive Neutralitäts-
politik aus, die nicht immer im Interesse Washingtons war. Außenminister Bruno 
Kreisky (1959 – 1966) vermittelte in der Berlinfrage zwischen seinem Freund, dem 
Berliner Bürgermeister Willi Brandt, und Chruschtschow. Er wollte mit seiner 
eigenen „Ostpolitik“ bessere Beziehungen zu den kommunistischen Nachbarn auf-
bauen (Rathkolb, 1995). 1961 trafen sich Chruschtows und der neue amerikanische 
Präsident in Wien. Chruschtschow hatte im Jahr zuvor 12 Tage lang Österreich 
besucht und wurde willkommen geheißen. Kennedy meinte, Wien sei eine Stadt, 
die „Symbol war für das Finden von gerechten Lösungen“. Weil sich die Mächte in 
der Berlin-Frage nicht einigen konnten, baute das Ulbrich-Regime im August die 
Berliner Mauer, um den Flüchtlingsstrom von Ostdeutschen in den Westen zu stop-
pen (Bischof/Kofler, 2011).

Im Jahr 1961 machten die USA auch eine große Konzession an die Raab-Regierung 
als sie 11 Milliarden Schilling an ERP-Gegenwertkonten, die aus dem Marshallplan 
lukriert wurden, an Österreich übergaben. Damit wurde 1962 der sog. „ERP-Fonds“ 
eingerichtet, der bis zum heutigen Tage „ERP-Kredite“ an die österreichische Wirt-
schaft vergibt (Bischof/Petschar, 2017). In den folgenden Jahren engagierte sich 
Österreich in der Entspannungspolitik, ganz im Interesse der USA.

Bis 1969 schickte Washington immer Top-Diplomaten des State Department nach 
Wien, danach waren es meist „politische Ernennungen“ von wohlhabenden 
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Leuten, die Präsidenten in Wahlkämpfen finanziell unterstützten („political 
appoin tees“). So verhandelte Llewelyn „Tommy“ Thompson, einer der Top-Sowjet-
experten im State Department, als Botschafter in Wien (1952 – 1957) den Abschluss 
des Staatsvertrages mit (Bischof, 2013). Eine gewisse Abwertung Österreichs hatte 
sich bereits 1961 in den Foreign Relations of the United States (FRUS) Bänden, der 
offiziellen Dokumentation der amerikanischen Außenpolitik, abgezeichnet. Bis 
1960 erschien Österreich in der FRUS-Dokumentation zusammen mit Deutsch-
land, ab 1961 in den Bänden zu Osteuropa (FRUS, 1959 – 1960, 1993; FRUS, 1961–
1963, 1994).

1972 und 1974 wählt Präsident Richard Nixon Salzburg als Zwischenstopp auf Rei-
sen nach Moskau und in den Nahen Osten aus. Nixon hatte bereits 1947 als eine 
Kongressabgeordneter auf einer „fact finding mission“ für den Marshall Plan Wien 
besucht und dann wiederum im Dezember 1956 als Vizepräsident nach der Ungarn-
krise. In einem Telefongespräch mit seinem Nationalen Sicherheitsberater Henry 
Kisinger sprach er von a „very close relationship with Austria from a personal stand
point“. Zudem lobte er die ÖsterreicherInnen: „hell, they love Americans in Austria, 
they really do“ (Richter, 2019). Ansonsten wurde Kreiskys Nahostpolitik und die 
Schließung des Flüchtlingslagers Schönau als Durchgangsstation für sowjetische 
Juden nach Israel nach einem Terroranschlag in Marchegg in Washington argwöh-
nisch beobachtet (Schröck, 2002). Das neutrale Österreich spielte auch eine wich-
tige Rolle im Rahmen der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit (KSZE) 
im „Helsinki Prozess“ (Gilde, 2013). Im Juni 1979 kam Präsident Jimmy Carter zu 
einem Gipfel mit Brezhnev nach Wien um den SALT II Vertrag zu unterschreiben. 
Der neutrale Boden Österreichs hatte sich in diesem Abschnitt des Kalten Krieges 
als „Ort der Mitte“ etabliert (Gehler, 2005).

In den 1980iger Jahren gelangten die U.S.-österreichischen Beziehungen an einen 
Tiefpunkt. Bundeskanzler Kreisky kritisierte den neuen amerikanischen Präsident 
Ronald Reagan und seine Politik gegenüber der Gewerkschaft „Solidarnosz“. Dann 
wurde der Technologietransfer Österreichs in den Ostblock durch die Reagan-
Administration beklagt. Der absolute Tiefpunkt wurde erreicht, als der neu-
gewählte Präsident Kurt Waldheim, von Reagans Justizminister wegen seiner 
Kriegsvergangenheit auf die „Watchlist“ gesetzt wurde und nicht mehr in die USA 
einreisen durfte. In Österreich machte man sich große Sorgen über das ramponierte 
Image des Landes in den USA (Schröck, 2002). Kreiskys vernichtendes und arro-
gantes Urteil über Reagan im zweiten Memoirenband Im Strom der Politik: „Das ist 
ein Mann von profunder Unbildung“ (zit. In Schröck, 2002, 52).
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3) 1990 – 2020

Das Ende des Kalten Krieges kam auch für Österreich überraschend – man war 
unvorbereitet. In Wien wurde zur selben Zeit der Brief nach Brüssel vorbereitet, 
mit dem Inhalt der Europäischen Gemeinschaft beizutreten. 1989 kam es an Öster-
reichs Grenze zu Ungarn zu dramatischen Vorfällen mit dem Fall des Eisernen Vor-
hanges. In den folgenden Jahren wurde der EG/EU-Beitritt 1995 vorbereitet, wobei 
die Neutralität ein gewisses Hindernis darstellte. Zudem wurde die Neutralität in 
der Krise des Zerfalls von Jugoslawien geprüft, vor allem mit Österreichs rascher 
Anerkennung des neuen Staates Kroatien. In der Bosnien- und Kosovokrise 
benutzte Washington Österreicher immer wieder für ihre „guten Dienste“ – Alt-
bundeskanzler Franz Vranitzky und Botschafter Wolfgang Petritsch wurden als 
Vermittler der internationalen Gemeinschaft eingesetzt (Bischof, 2013, Plassnik, 
2013). Der undankbare Präsident George W. Bush nannte diese Vermittler später 
„washed-up diplomats rather than [Europe’s] best and brightest“ (Bischof, 2013, 
26fn41). Der Aufstieg von Jörg Haiders FPÖ zur zweitstärksten Partei in Österreich 
und sein salopper Umgang mit der „Nazi-Vergangenheit“ des Landes erregten viel 
Aufmerksamkeit in den USA.

Zwischen 1999 und 2004, in den Jahren als Peter Moser Botschafter in Washington 
war, kam es immer wieder zu großen Spannungen im Verhältnis USA zu Österreich 
und Österreichs Image bei den Amerikaner litt darunter. Im Jahre 2000 schloss sich 
die Clinton-Regierung nicht dem EU-Boycott der neuen und kontroversen ÖVP-
FPÖ-Regierung unter Bundeskanzler Wolfgang Schüssel an. US-Botschafterin 
Catherine Hall wurde aber immer wieder zu Konsultationen nach Washington 
berufen. In der US-Presse und im Kongress gab es heftige Kritik an der populisti-
schen Politik vom FPÖ-Chef Jörg Haider, was als Anlass genommen wurde Öster-
reichs vergesslichen Umgang mit der Zweiten Weltkriegsvergangenheit zu brand-
marken. Botschafter Moser hatte alle Hände voll, die „verheerenden“ Auswirkun-
gen auf Österreichs Image in den USA abzuwehren (Bischof, 2012, 32; Moser, 2012). 
In den Fragen der Restitutionen an Zwangsabeiter und Juden wurde in den letzten 
Tagen der Clinton-Regierung unter der Führung von Stuart Eizenstat große Fort-
schritte gemacht (Moser, 2012).

Während der Regierungszeit von George W. Bush kam es wiederum zu großen 
Spannungen mit Wien. Dabei hatten die Österreicher, den USA gegenüber nach 
den Angriffen auf New York und Washington am 11. September 2001 große Sympa-
thie und Anteilnahme gezeigt (Reiter, 2011). Österreich Und seine Bevölkerung 
waren sehr kritisch gegenüber Bush und dem von ihm vom Zaum gebrochenen 
Krieg in Iraq (Keene, 2015). Österreich nahm nicht an der „Koalition der Willigen“ 
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Teil, die Bush im Iraq unterstützten. Der Verteidigungsminister Donald Rumsfeld 
machte sich über das „alte Europa“ lustig, nämlich die Europäer, die dem Iraqkrieg 
fernblieben (Deutschland, Frankreich, Belgien, Österreich) (Keene). Trotzdem 
besuchte Präsident Bush 2006 Wien für einen Tag, als Österreich den EU-Vorsitz 
hatte (Bischof, 2013; Moser, 2012, 146–154). 

Nach Bush und Donald Trump begrüßten die ÖsterreicherInnen die Präsidenten 
Barak Obama und Joseph Biden warmherzig. Mit den liberalen Präsidenten der 
Demokraten hatte man bessere Beziehungen als mit den stockkonservativen Repu-
blikanern.

Die Invasion der Ukraine durch Putins Russland im Februar 2022 hat die Sicher-
heitslage Österreichs verändert. Darüber müsste viel mehr gesagt werden, als in 
diesem kurzen Beitrag möglich ist. Sollte sich nach Schwedens und Finnlands 
NATO-Beitritt auch Österreichs Haltung zur Neutralität ändern? Tausende ukrai-
nische Flüchtlinge kamen nach Österreich. Österreicher entwickeln Ideen zu inter-
nationalen Hilfsleistungen und zum Wiederaufbau der Ukraine nach Ende des 
Krieges (Bischof, Günter/Wolfgang Petrisch, Marshallplan for Ukraine, unpublis-
hed paper; Marshall Plan for Ukraine. The Time Is Now – Is the Time Now? Sympo-
sium, House of the European Union, Vienna, June 7, 2022).
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